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Vorwort 
 
Stiftungen erfreuen sich wachsender Beliebtheit. So wurden im Jahr 2023 insgesamt 
637 rechtsfähige Stiftungen bürgerlichen Rechts gegründet. Die Gesamtzahl rechtsfä-
higer Stiftungen des bürgerlichen Rechts liegt mittlerweile bei über 25.700 (Quelle: 
Bundesverband Deutscher Stiftungen, https://www.stiftungen.org/stiftungen/zahlen-
und-daten.html, Abruf: 01.07.2024). Hierbei unberücksichtigt sind die vielen nicht 
rechtsfähigen Stiftungen (z.B. Treuhandstiftungen) sowie Stiftungen öffentlichen 
Rechts. Die große Beliebtheit von Stiftungen als Rechtsform ist zum einen auf das 
soziale Engagement von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen, zum anderen 
auf mögliche Steuervorteile (Spendenabzug, Gestaltungen bei Familienstiftungen) 
oder auch den Wunsch nach einer geplanten Generationennachfolge und Versorgung 
der Angehörigen zurückzuführen. 
 
Diese Arbeitshilfe möchte neben einem Überblick über die Grundlagen des privaten 
Stiftungsrechtes vor allem steuerliche Besonderheiten aufzeigen. Dabei steht insbe-
sondere die Besteuerung der Stiftung selbst im Fokus (siehe Kapitel 2). Daneben sol-
len aber auch die Perspektive der von der Stiftung begünstigten Personen – die sog. 
Destinatäre – beleuchtet (siehe Kapitel 3) und Hinweise zum steuerlichen Spenden-
abzug bei Zuwendungen an Stiftungen (siehe Kapitel 4) vermittelt werden. 
 
Bei der Besteuerung der Stiftungen selbst wird unterschieden zwischen steuerpflichti-
gen Stiftungen und sog. steuerbegünstigten Stiftungen. Letztere werden weitgehend 
nicht besteuert, da sie gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke fördern und 
somit dem Gemeinwohl dienen. Im Gegenzug müssen sie die Vorschriften der §§ 51 ff. 
AO erfüllen. Auf diese Vorschriften wird in dieser Arbeitshilfe nur eingegangen, soweit 
diese Regelungen für Stiftungen von besonderer Bedeutung sind. Für weitergehende 
Informationen zu den §§ 51 ff. AO und zur Steuerbegünstigung wird auf die Arbeitshilfe 
„Vereine und Steuern“ des Ministeriums der Finanzen NRW verwiesen (zum Download 
verfügbar unter https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice, Stand: Feb-
ruar 2023). 
 
Die aktuelle Auflage der Arbeitshilfe berücksichtigt die Änderungen  

• im Stiftungsrecht durch das Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und 
zur Änderung infektionsrechtlicher Vorschriften vom 16.07.2021 (BGBl. I 2021, 
S. 2947; im Folgenden: StiftRVG) sowie 

• in den §§ 51 ff. AO durch das Jahressteuergesetz 2020 vom 21.12.2020 (BGBl. I 
2020, 3096). 

 
Die wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen sind auch als Anlage zu dieser Arbeits-
hilfe beigefügt (Kapitel 6.1 bis 6.6).  
 
Daneben umfassen die Anlagen auch Vordrucke für Zuwendungsbestätigungen (Ka-
pitel 6.7) und Muster für ein Stiftungsgeschäft (Kapitel 6.8) sowie Satzungen rechtsfä-
higer steuerbegünstigter Ewigkeits- und Verbrauchsstiftungen (Kapitel 6.9 und 6.10), 
die als Orientierungshilfe gedacht sind. 
 

https://www.stiftungen.org/stiftungen/zahlen-und-daten.html
https://www.stiftungen.org/stiftungen/zahlen-und-daten.html
https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice
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1. Grundlagen des Stiftungsrechts 

1.1 Die rechtsfähige Stiftung des privaten Rechts 

1.1.1 Begriff 

Durch das StiftRVG wird der Begriff der Stiftung erstmals im Bürgerlichen Gesetzbuch 
definiert. Danach ist eine Stiftung „eine mit einem Vermögen zur dauernden und nach-
haltigen Erfüllung eines von der Stifterin bzw. dem Stifter vorgegebenen Zwecks aus-
gestattete, mitgliederlose juristische Person“ (§ 80 Abs. 1 Satz 1 BGB). Diese Defini-
tion entspricht auch dem bisherigen Verständnis einer rechtsfähigen Stiftung des pri-
vaten Rechts und gilt daher gleichermaßen für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
StiftRVG (also vor dem 01.07.2023). 
 
Neben der allgemeinen Definition einer rechtsfähigen Stiftung des privaten Rechts in 
§ 80 Abs. 1 Satz 1 BGB wurde durch das StiftRVG auch die sog. Ewigkeitsstiftung 
als Regelfall einer solchen privatrechtlichen Stiftung festgeschrieben (§ 80 Abs. 1 
Satz 2 BGB). Die Ewigkeitsstiftung ist eine auf unbestimmte Zeit errichtete Stiftung, 
die ihren Zweck durch die Nutzungen des Grundstockvermögens erfüllt (§ 83c Abs. 1 
Satz 2 BGB). Zulässig ist auch die Errichtung einer Ewigkeitsstiftung, bei der lediglich 
ein Teil des Stiftungsvermögens zum Verbrauch bestimmt ist (vgl. § 83b Abs. 3 BGB; 
siehe auch BMF-Schreiben vom 15.09.2014, BStBl I 2014, S. 1278).  
 
In Ergänzung dazu steht die sog. Verbrauchsstiftung, die erstmalig mit dem Ehren-
amtsstärkungsgesetz vom 21.03.2013 (BGBl I 2013 S. 556) gesetzlich definiert wurde 
als „Stiftung, die für eine bestimmte Zeit errichtet und deren Vermögen für die Zweck-
verfolgung verbraucht werden soll“ (§ 80 Abs. 2 Satz 2 BGB a.F.). Eine aktuelle Defi-
nition wurde durch das StiftRVG in § 80 Abs. 1 Satz 2 BGB der Ewigkeitsstiftung un-
mittelbar gegenübergestellt. Demnach kann eine Stiftung auch auf bestimmte Zeit er-
richtet werden, innerhalb derer ihr gesamtes Vermögen zur Erfüllung ihres Zwecks zu 
verbrauchen ist. Die dauernde Erfüllung des Stiftungszwecks erscheint bei einer Ver-
brauchsstiftung gesichert, wenn die in der Satzung für die Stiftung bestimmte Zeit min-
destens Zehn Jahre umfasst (§ 82 Satz 2 BGB bzw. § 80 Abs. 2 Satz 2 BGB a.F.). Die 
Errichtung einer Verbrauchsstiftung kann sich z. B. dann anbieten, wenn sich der 
Zweck der Stiftung darauf beschränkt, ein Gebäude zu errichten (z.B. die Errichtung 
eines Konzerthauses oder eines Theaters) und dabei auch ihr Stiftungsvermögen zur 
Verwirklichung dieses Zwecks eingesetzt (= verbraucht) wird. Zugleich wirkt die Errich-
tung einer Verbrauchsstiftung zum Beispiel bei einem niedrigen Zinsniveau der Gefahr 
entgegen, dass eine Stiftung mit niedrigem Ausstattungskapital und geringem Spen-
denaufkommen hinsichtlich ihrer Zweckverfolgung handlungsunfähig wird. 
 
Eine Stiftung ist also maßgeblich durch drei Merkmale gekennzeichnet: 

• Stiftungszweck 

• Stiftungsvermögen 

• Stiftungsorganisation 
 

Der Stiftungszweck wird von der Stifterin bzw. dem Stifter vorgegeben und bildet die 
Leitlinie der Stiftungstätigkeit bzw. das Ziel an dem die Stiftungstätigkeit ausgerichtet 
ist. Es gibt grds. keine Einschränkungen bei der Auswahl des Stiftungszwecks. So 
kann es sich beispielsweise um eine gemeinwohlorientierte Stiftung oder aber auch 
um eine privatnützige Stiftung – z.B. eine Familienstiftung – handeln (siehe unten). 
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Nicht zulässig ist jedoch eine Stiftung, die das Gemeinwohl gefährdet (§ 82 Satz 1 
BGB, siehe auch Kapitel 1.1.2.3). 
 
Das Stiftungsvermögen (§ 83b BGB) ist das Mittel zur Erfüllung des Stiftungszwecks. 
Es besteht zunächst aus dem Vermögen, welches die Stifterin bzw. der Stifter im Rah-
men des Anerkennungsverfahrens für die Stiftung vorsieht und ihr deshalb im Rahmen 
des Stiftungsgeschäfts widmet (siehe Kapitel 1.1.2.1). Das Stiftungsvermögen muss 
die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks sichern (§ 82 Satz 1 BGB; 
siehe Kapitel 1.1.2.2). Ist die Stiftung anerkannt, so ist der Stifter verpflichtet, das ge-
widmete Vermögen auf die Stiftung zu übertragen (§ 82a Satz 1 BGB). Damit ver-
selbstständigt sich das von der Stifterin bzw. vom Stifter gewidmete Vermögen und 
dient in der Folge einzig dem vorgegebenen Stiftungszweck. Es ist damit dem Zugriff 
der Stifterin bzw. des Stifters (aber auch Dritter) entzogen. Zum Stiftungsvermögen im 
Einzelnen siehe Kapitel 1.1.3. 
 
Bei einer Stiftung, die auf unbestimmte Zeit errichtet wurde (sog. Ewigkeitsstiftung), 
besteht das Stiftungsvermögen aus dem Grundstockvermögen und ihrem sonstigen 
Vermögen. Das Grundstockvermögen kann aber auch durch weitere Zuwendungen 
zugunsten der Stiftung weiter aufgestockt werden (sog. Zustiftungen gem. § 83b 
Abs. 2 Nr. 2 BGB). 
Bei einer Verbrauchsstiftung besteht das Stiftungsvermögen aufgrund der Satzung 
nur aus sonstigem Vermögen (§ 83b Abs. 1 BGB). 
 
Im Rahmen der Stiftungsorganisation ist vor allem von Bedeutung, dass die Stiftung 
keine Mitglieder oder Gesellschafterinnen bzw. Gesellschafter hat und sich damit we-
sentlich von einem Verein oder einer Kapitalgesellschaft (z.B. GmbH) unterscheidet 
(vgl. BFH-Urteil vom 12.10.2011, I R 102/10, BStBl II 2014 S. 484, unter II.1.). Einziges 
personales Element einer jeden Stiftung sind daher die in der Stiftungssatzung vorge-
sehenen Organe, wobei der Vorstand als zwingendes Organ gesetzlich vorgeschrie-
ben ist (§ 84 Abs. 1 S. 1 BGB). Die Stiftungsorgane haben den von der Stifterin bzw. 
dem Stifter vorgegebenen Stiftungszweck mit dem vorhandenen Vermögen dauerhaft 
und nachhaltig erfüllen. Zu den Stiftungsorganen im Einzelnen siehe Kapitel 1.1.4. 
 
Erscheinungsformen / Bezeichnungen von rechtsfähigen Stiftungen: 
a) Gemeinnützige / Steuerbegünstigte Stiftung 
Eine steuerbegünstigte (im allgemeinen Sprachgebrauch auch gemeinnützige) Stif-
tung liegt vor, wenn eine Stiftung nach ihrer Satzung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige (§ 52 AO), mildtätige (§ 53 AO) oder auch kirchliche Zwecke (§ 54 AO) 
verfolgt und ihre tatsächliche Geschäftsführung den Satzungsbestimmungen ent-
spricht. Steuerbegünstigte Stiftungen stellen mit ca. 90 Prozent den weit überwiegen-
den Anteil aller rechtsfähigen Stiftungen dar (Quelle: Bundesverband Deutscher Stif-
tungen, https://www.stiftungen.org/stiftungen/zahlen-und-daten.html, Abruf: 
01.07.2024). Zur steuerbegünstigten Stiftung im Einzelnen siehe Kapitel 2.1.1. 
 
Als Orientierungshilfe für die Errichtung von steuerbegünstigten rechtsfähigen Stiftun-
gen sind in den Anlagen Muster für Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung enthalten 
(siehe Kapitel 6.8 bis 6.10). 
 
Sonstige Bezeichnungen: 
Als Förder- oder auch Mittelbeschaffungsstiftung wird eine Stiftung bezeichnet, die 
ihre Mittel nicht einsetzt, um unmittelbar selbst ihre Zwecke zu verwirklichen. Vielmehr 

https://www.stiftungen.org/stiftungen/zahlen-und-daten.html
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leitet eine Förderstiftung nach Maßgabe des § 58 Nr. 1 AO ihre einzusetzenden Mittel 
regelmäßig an andere juristische Personen des öffentlichen Rechts bzw. steuerbe-
günstigte Körperschaften zur Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke weiter. Bei 
steuerbegünstigten Förderstiftungen ist zu beachten, dass die Weitergabe der Mittel 
gemäß § 58 Nr. 1 Satz 4 AO als Art der Zweckverwirklichung in der Satzung zu be-
nennen ist. 
 
Die sog. Bürgerstiftung, die aus der regionalen Verbundenheit von Bürgerinnen und 
Bürgern heraus entsteht, hat in Deutschland erst in den letzten Jahren an Bedeutung 
gewonnen, obwohl das Konzept der Bürgerstiftung vor allem in den USA bereits eine 
lange Tradition besitzt. Sie verfolgt oftmals gemeinnützige bzw. steuerbegünstigte 
Zwecke auf örtlicher oder regionaler Ebene und ermöglicht es den Bürgerinnen und 
Bürgern dadurch, sich mit den Zielen und Tätigkeiten der Stiftung zu identifizieren. 
Eine Bürgerstiftung ist häufig geprägt durch eine Vielzahl von regionalen (Zu-)Stifte-
rinnen bzw. (Zu-)Stiftern. Die Zwecke einer Bürgerstiftung sind zur größtmöglichen 
Partizipation der Bürgerinnen und Bürger häufig sehr weit gefasst (z. B. werden in der 
Satzung teilweise sämtliche gemeinnützigen Zwecke i. S. d. § 52 AO aufgeführt). Dies 
ist sowohl stiftungsrechtlich (vgl. Staudinger/Hüttemann/Rawert, BGB, Neubearbei-
tung 2017, Vorbem. zu §§ 80 ff., Rn. 285, m.w.N.), als auch steuerrechtlich nicht un-
kritisch (vgl. BFH-Urteil vom 23.07.2003, I R 29/02, BStBl II 2003 S. 930, wonach eine 
ernsthafte Erfüllung jedes Satzungszwecks erforderlich ist). Wichtig ist daher, dass 
Bürgerstiftungen auch tatsächlich beabsichtigen, die Satzungszwecke dauerhaft und 
nachhaltig zu erfüllen und dies in der Satzung durch geeignete Maßnahmen zur beab-
sichtigten Art und Weise der Zweckverwirklichung darstellen. 
 
Die kommunale oder auch örtliche Stiftung existiert seit dem ausgehenden Mittel-
alter in großer Anzahl (vgl. von Campenhausen/Stumpf, in: Richter, Stiftungsrecht, 1. 
Auflage 2019, § 15 Rn. 2). Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass sie einer kommunalen 
Gebietskörperschaft zugeordnet ist, ihre Zweckbestimmung im Rahmen öffentlicher 
Aufgaben liegt und dass sie in der Regel durch die Organe der Gebietskörperschaft 
verwaltet wird. Auch wenn – anders als bei der kirchlichen Stiftung – eine Genehmi-
gungspflicht der verwaltenden Gebietskörperschaft nicht vorgesehen ist, sollte mit die-
ser eine Abstimmung vor der Stiftungserrichtung stattfinden, da die Gebietskörper-
schaft mit der Übernahme der Verwaltung einverstanden sein muss. Neben dem Stif-
tungsrecht ist das jeweilige Kommunalrecht zu beachten. So hat die Kommune die 
kommunale Stiftung nach den Vorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu verwalten, soweit nicht durch Gesetz oder Stiftungsgeschäft bzw. 
Stiftungssatzung etwas anderes bestimmt ist (§ 100 Abs. 1 GO NRW). 
 
b) Privatnützige Stiftung / Familienstiftung 
Eine privatnützige Stiftung ist im Gegensatz zur gemeinnützigen/steuerbegünstigten 
Stiftung dadurch gekennzeichnet, dass ihre Ziele in der Regel nicht gemeinwohlorien-
tiert sind. Ihre Zweckverfolgung ist vielmehr ganz bzw. überwiegend auf die Begünsti-
gung einzelner Personen oder auf die Erreichung anderer privatnütziger (auch unter-
nehmerischer) Zwecke ausgerichtet (z. B. indem eine unternehmensverbundene Stif-
tung ausschließlich die Auszubildenden dieses Unternehmens fördert).  
Der Prototyp der privatnützigen Stiftung ist die Familienstiftung, deren privatnützige 
Zwecke auf die Förderung einer oder mehrerer bestimmter Familien gerichtet sind 
(siehe auch Kapitel 2.1.2). 
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c) Unternehmensstiftung 
Als Unternehmensstiftung – auch unternehmensbezogene oder unternehmensverbun-
dene Stiftung genannt – wird eine Stiftung bezeichnet, zu deren Vermögen ein Unter-
nehmen (Unternehmensträgerstiftung) oder die Beteiligung an einem Unternehmen 
(Beteiligungsträgerstiftung) gehört. 
 
Das Unternehmen der Stiftung kann sowohl selbst Gegenstand der Zweckverwirkli-
chung sein (z. B. gemeinnützige Stiftung, die ein Krankenhaus betreibt) oder aber auch 
der Erwirtschaftung von Erträgen zur Zweckverwirklichung dienen (z. B. Familienstif-
tung, bei der die Unternehmensgewinne zur Versorgung der Familie dienen). 
 
Unternehmensstiftungen können auch als steuerbegünstigte Stiftung anerkannt wer-
den, wenn das Unternehmen selbst einen steuerbegünstigten Zweck erfüllt oder die 
Unternehmensgewinne genutzt werden, um einen steuerbegünstigten Zweck zu finan-
zieren (zu den Voraussetzungen der steuerbegünstigten Stiftung siehe Kapitel 2.1.1). 
Zu beachten ist bei letzterem Anwendungsfall jedoch, dass mit dem Unternehmen re-
gelmäßig ein sogenannter steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb begrün-
det wird, für den die Steuerbefreiung insoweit nicht in Anspruch genommen werden 
kann. Eine steuerbegünstigte Vermögensverwaltung liegt aber dann noch vor, wenn 
die Stiftung an dem in Rechtsform einer Kapitalgesellschaft geführten Unternehmen 
beteiligt ist und weder ein rechtlicher noch ein tatsächlicher Einfluss auf deren Ge-
schäftsführung besteht (zur Differenzierung im Einzelnen siehe Kapitel 2.1.1.5). 
Will die Stiftung die Steuerbegünstigung nicht insgesamt gefährden, so darf das Füh-
ren eines Unternehmens oder das Halten einer Beteiligung unter Wahrung des Aus-
schließlichkeitsgebots nach § 56 AO keinesfalls den Hauptzweck der Stiftung begrün-
den. Vielmehr müssen diese Tätigkeiten um des steuerbegünstigten Zwecks willen 
ausgeübt werden, indem sie z. B. der Beschaffung von Mitteln zur Erfüllung der steu-
erbegünstigten Aufgaben dienen (vgl. AEAO Nr. 1 zu § 56). 
 
d) Kirchliche Stiftung 
Die wohl älteste Stiftungsform ist die kirchliche Stiftung, die dadurch gekennzeichnet 
ist, dass sie ganz oder überwiegend kirchlichen Zwecken bzw. dem Auftrag der Kirche 
(und ggf. der Caritas oder der Diakonie) dient und der Aufsicht der Kirche unterstellt 
ist. Eine kirchliche Stiftung, die die Anerkennung als steuerbegünstigte Stiftung an-
strebt, ist nicht auf die Zweckverfolgung der kirchlichen Zwecken im Sinne des § 54 
AO beschränkt, sondern kann auch gemeinnützige Zwecke (§ 52 AO) oder mildtätige 
Zwecke (§ 53 AO) fördern, soweit die unter diese Vorschriften fallenden Zwecke durch 
den Auftrag der Kirche geprägt sind.  
 
Für kirchliche katholische Stiftungen sind die (Erz.)Bischöflichen Generalvikariate (vgl. 
§ 2 Abs. 1 der Gleichlautenden Stiftungsordnungen der (Erz-)Bistümer in NRW vom 
21.09.2023 (GllautStifO NW 2023)) und für die kirchlichen evangelischen Stiftungen 
das Landeskirchenamt (vgl. § 2 Abs. 1 des Kirchengesetzes über rechtsfähige Evan-
gelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts vom 25.11.2023 (StiftG EKvW)) als kirch-
liche Stiftungsaufsicht zuständig. 
Die Bestimmungen des zweiten Abschnitts des StiftG NRW zur Stiftungsaufsicht sind 
bei kirchlichen Stiftungen nicht anwendbar. Vielmehr obliegt es den Kirchen selbst, Art 
und Umfang der erforderlichen Regelungen in eigener Verantwortlichkeit zu treffen 
(§ 12 Abs. 3 StiftG NRW). 
 

https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-GllautStifONW2023pP2
https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-GllautStifONW2023pP2
https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-EKvWStiftGNW2024pP2
https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-EKvWStiftGNW2024pP2


Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen  Stiftungen aus steuerlicher Sicht 

- 10 - 

Eine kirchliche Stiftung kann auch als nicht rechtsfähige Stiftung begründet werden 
(siehe auch von Campenhausen/Stumpf, in: Richter, Stiftungsrecht, 1. Auflage 2019, 
§ 14 Rn. 35 ff.), indem z. B. eine Kirchengemeinde die Aussonderung von Gemeinde-
vermögen auf eine unselbständige Stiftung beschließt, die kirchliche Zwecke verfolgen 
und bei der Träger des Stiftungsvermögens die Gemeinde sein soll. Der Beschluss 
wird durch die Veröffentlichung in dem dafür vorgesehenen Rahmen bekanntgegeben 
und erlangt insoweit Wirksamkeit ohne dass privatrechtliche Vereinbarungen, wie z. 
B. ein Treuhandvertrag, geschlossen werden. Es handelt sich dann nicht um eine 
kirchliche Stiftung im Sinne der §§ 11 f. StiftG NRW, da von diesen Bestimmungen nur 
rechtsfähige Stiftungen betroffen sind, die durch die „weltliche“ und die kirchliche Stif-
tungsbehörde anerkannt werden. Im vorliegenden Fall ist steuerrechtlich von einer 
nicht rechtsfähigen Stiftung des öffentlichen Recht auszugehen, die nur im Rahmen 
ihrer Betriebe gewerblicher Art unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig ist (§ 1 Abs. 1 
Nr. 6 i. V. m. § 4 KStG). 
 
e) Nennstiftungen 
Es gibt Rechtsgebilde, die sich zwar Stiftung nennen, die aber im Sinne der o.g. Defi-
nition keine Stiftung sind, sondern eine andere Rechtsform aufweisen, z. B. die eines 
Vereins oder einer Kapitalgesellschaft. Man spricht in diesem Zusammenhang auch 
von sog. Nennstiftungen. Sie sind in der Praxis als Ersatzformen für rechtsfähige Stif-
tungen des Privatrechts entwickelt worden und bieten wie nicht rechtsfähige Stiftungen 
den Vorteil, keiner staatlichen Genehmigung zu bedürfen bzw. keiner staatlichen Auf-
sicht zu unterliegen. Obwohl sie den Begriff Stiftung im Namen führen, sind sie regel-
mäßig durch die Namenszusätze (e.V., GmbH) zu erkennen.  
Durch den Namensbestandteil „Stiftung“ darf jedoch keine Irreführung oder Täuschung 
im Rechtsverkehr vorliegen (vgl. OLG Köln vom 02.10.1996, 2 Wx 31/96). Der Be-
zeichnung als Stiftung steht grundsätzlich nichts im Wege, wenn die Körperschaft bzw. 
Personenvereinigung materiell-rechtlich die Wesensmerkmale einer Stiftung aufweist 
(vgl. von Campenhausen/Stumpf, in: Richter, Stiftungsrecht, 1. Auflage 2019, § 1 
Rn. 34). Dazu zählen der dauerhafte Stiftungszweck, die stiftungsmäßige Organisation 
und die zweckbezogene Vermögensausstattung. 
Auch bei den sog. Parteistiftungen handelt es sich regelmäßig nicht um Stiftungen, 
sondern um eingetragene Vereine. 
 

1.1.2 Anerkennung der Stiftung 

Zur Entstehung der rechtsfähigen Stiftung des privaten Rechts sind das Stiftungsge-
schäft und die Anerkennung durch die zuständige Stiftungsbehörde erforderlich (§ 80 
Abs. 2 Satz 1 BGB).  
Die Stifterin bzw. der Stifter hat einen Rechtsanspruch auf die Anerkennung der Stif-
tungsbehörde, wenn die folgenden Voraussetzungen insgesamt erfüllt sind (§ 82 Satz 
1 BGB): 

• Das Stiftungsgeschäft genügt den Anforderungen des § 81 Abs. 1 bis 3 und ggf. 
Abs. 4 BGB (siehe Kapitel 1.1.2.1), 

• die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks erscheint im Rahmen 
einer Lebensfähigkeitsprognose gesichert (siehe Kapitel 1.1.2.2) und 

• das Gemeinwohl ist nicht gefährdet (siehe Kapitel 1.1.2.3). 
 
 
 

https://connect.juris.de/r3/document/KORE567219700/format/xsl/part/K?oi=5KyquWHyXc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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1.1.2.1 Stiftungsgeschäft und Satzung 

Das Stiftungsgeschäft ist der Bestandteil der Stiftungsverfassung, der zur Entstehung 
der Stiftung als juristische Person des privaten Rechts zwingend erforderlich ist (§ 80 
Abs. 2 BGB).  
 
Errichtet die Stifterin bzw. der Stifter die Stiftung bereits zu Lebzeiten genügt regelmä-
ßig die (einfache) schriftliche Form (§ 81 Abs. 3 BGB). Eine notarielle Form bzw. Be-
urkundung ist nicht erforderlich. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn durch das 
Stiftungsgeschäft Grundstücke bzw. GmbH-Anteile auf die Stiftung übertragen wer-
den, da die Vorschriften der § 311b BGB und § 15 Abs. 4 GmbHG hier keine Anwen-
dung finden. Eine strengere Form als die schriftliche Form ist nur dann erforderlich, 
wenn sich aus anderen Vorschriften ausdrücklich ergibt, dass diese auch für das Stif-
tungsgeschäft Anwendung finden sollen (§ 81 Abs. 3 BGB, vgl. auch BT-Drucks. 
19/28173, S. 50; a.A. noch OLG Köln, Beschluss vom 05.08.2019, I-2 Wx 220/19, 
ZEV 2019 S. 729). 
Bei einer von Todes wegen errichteten Stiftung ist das Stiftungsgeschäft in der letzt-
willigen Verfügung enthalten (vgl. § 81 Abs. 3 BGB) und unterliegt damit auch den 
entsprechenden Formvorschriften für Testamente (§§ 2231 ff. BGB: Entweder zur Nie-
derschrift eines Notars oder durch eigenhändig geschriebene und unterschriebene Er-
klärung). 
 
Inhaltlich muss ein Stiftungsgeschäft gemäß § 81 Abs. 1 BGB eine Vermögenswid-
mung enthalten und mit einer Satzung verknüpft werden, die mindestens folgende An-
gaben enthält: 

• Zweck der Stiftung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a BGB). Die Stifterin bzw. der Stifter 
können der Stiftung einen weiten oder engen Zweck geben. Sie können sich auf 
die Angabe des bloßen Zwecks beschränken oder noch weitere Einzelheiten zum 
Zweck regeln, insbesondere die Art und Weise der Zweckerfüllung näher bestim-
men. Werden steuerliche Vergünstigungen angestrebt, weil die Stiftung gemein-
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen soll, so ist es aus steuerrecht-
licher Sicht erforderlich, die Art und Weise der Zweckverwirklichung so genau zu 
bestimmen, dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die satzungsmä-
ßigen Voraussetzungen für die Steuervergünstigungen gegeben sind (§ 60 Abs. 1 
Satz 1 AO, siehe auch Kapitel 2.1.1.4.1). Beispiele finden sich insofern in der ge-
mäß § 60 Abs. 1 Satz 2 AO zu verwendenden Mustersatzung für steuerbegünstigte 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen (Anlage 1 zu 
§ 60 AO). 

• Name der Stiftung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b BGB). Der Name kann frei gewählt 
werden, solange er nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung, das Sittengesetz 
oder die Namensrechte anderer verstößt.  

• Sitz der Stiftung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c BGB). Der Sitz laut Stiftungssatzung 
bestimmt über die Zuständigkeit des Bundeslandes zur Anerkennung der Stiftung 
(80 Abs. 2 BGB) und darüber, welches Landesstiftungsgesetz zur Anwendung 
kommt, welche Stiftungsbehörde die Aufsicht über die Stiftung führt und wo sich 
der Gerichtsstand der Stiftung befindet (§ 17 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Abzugrenzen 
hiervon ist der Verwaltungssitz der Stiftung: Dieser befindet sich an dem Ort, von 
dem aus die Stiftung verwaltet wird und ist entscheidend für die Frage, welches 
Finanzamt für die Stiftung zuständig ist (§ 20 Abs. 1 AO). 

• Bildung des Vorstands der Stiftung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d BGB). Die Stiftung 
muss als juristische Person über einen gesetzlichen Vertreter verfügen (§ 84 BGB). 
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Deshalb ist es unerlässlich für die Anerkennung, dass auch die Satzung entspre-
chende Bestimmungen über die Bildung eines Vorstands enthält. Es muss zumin-
dest festgelegt werden, wie viele Mitglieder der Vorstand haben soll und wie die 
Mitglieder des Vorstands bestellt werden sollen. 

 
Mit dem StiftRVG wurden zusätzlich zu den vorgenannten Mindestinhalten einer Stif-
tungssatzung, die für sämtliche rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts gelten, 
weitere Anforderungen speziell für Verbrauchsstiftungen eingeführt (§ 81 Abs. 2 BGB, 
zum Begriff der Verbrauchsstiftung siehe Kapitel 1.1.1). Bei diesen muss die Satzung 
neben den notwendigen Satzungsbestimmungen nach § 81 Abs. 1 Nr. 1 BGB als wei-
tere zwingende Satzungsbestimmungen zusätzlich 

• die Zeit bestimmen, für die die Stiftung errichtet wird (§ 81 Abs. 2 Nr. 1 BGB), und  

• Bestimmungen zur Verwendung des Stiftungsvermögens, die die nachhaltige Er-
füllung des Stiftungszwecks und den vollständigen Verbrauch des Stiftungsvermö-
gens innerhalb der Zeit, für welche die Stiftung errichtet wird, gesichert erscheinen 
lassen (§ 81 Abs. 2 Nr. 2 BGB). 

 
Neben der Festlegung eines Zeitraums, für den die Verbrauchsstiftung bestehen soll, 
kann das Ende der Stiftung auch an ein bestimmtes Ereignis geknüpft werden, das 
sicher eintritt (z. B. den Tod einer Person). Um eine dauernde und nachhaltige Erfül-
lung des Stiftungszwecks zu gewährleisten, muss die Verbrauchsstiftung für mindes-
tens 10 Jahre bestehen (§ 82 Satz 2 BGB). 
 
Ein einmal eingegangenes Stiftungsgeschäft kann grundsätzlich auch widerrufen wer-
den. Bei der Stiftungserrichtung unter Lebenden ist dies grds. bis zur Anerkennung der 
Stiftung möglich (vgl. § 81a Satz 1 BGB). Ist das Stiftungsgeschäft in einem Testament 
enthalten, bestimmt sich der Widerruf nach den für das Testament geltenden Vorschrif-
ten (§§ 2253 ff. BGB). 
 

1.1.2.2 Lebensfähigkeitsprognose 

Die Frage, ob die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert 
erscheint, erfordert eine Prognoseentscheidung (sog. Lebensfähigkeitsprognose).  
 
Entscheidendes Kriterium bei einer Ewigkeitsstiftung ist das der Stiftung zugesagte 
Vermögen. Wenngleich weder das Bürgerliche Gesetzbuch noch das Stiftungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen eine gesetzliche Mindestkapitalgröße vorsehen, so 
setzt die Anerkennung einer Stiftung nach dem Stiftungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (StiftG NRW) in Verbindung mit den §§ 80 ff. BGB voraus, dass das 
Grundstockvermögen, mit dem die Stiftung ausgestattet ist, so bemessen ist, dass mit 
den Vermögenserträgen aus dem Grundstockvermögen eine dauerhafte und nachhal-
tige Zweckerfüllung gesichert erscheint. Die dauerhafte und nachhaltige Zweckerfül-
lung aus den Erträgen ist gegenüber der Stiftungsbehörde glaubhaft zu machen. 
Insbesondere sind gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen (z. B. Negativzins) bei 
der Prognoseentscheidung zu berücksichtigen. Es ist auch zu beachten, dass die Ver-
mögenssubstanz selbst grundsätzlich nicht angegriffen werden darf. 

Hinweis: Vor Inkrafttreten des StiftRVG zum 01.07.2023 waren in der Stiftungssat-
zung auch noch Bestimmungen zum Vermögen der Stiftung aufzunehmen (§ 81 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 BGB a.F.). 
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Im Rahmen der Prognoseentscheidung muss daher der Wert und vor allem die Ren-
tabilität des Stiftungsvermögens mit der Art sowie Anzahl der zu verwirklichenden Sat-
zungszwecke in Einklang stehen. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, bei einer Vielzahl 
von Satzungszwecken und einer ggf. kostenintensiven Zweckverwirklichung die Stif-
tung mit einem umfangreicheren Grundstockvermögen auszustatten. 
Insbesondere bei der Übertragung von Sachvermögen ist es erforderlich, die Rentabi-
lität des Vermögens anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen (bei Mietwohn-
grundstücken z. B. durch die Vorlage von Aufstellungen über die erzielten Mieterträge, 
Einkommensteuerbescheiden etc.).  
 
Bei einer Verbrauchsstiftung ist dagegen gesetzlich vorgegeben, dass die dauernde 
und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks für einen im Stiftungsgeschäft festge-
legten Zeitraum von mindestens zehn Jahre gesichert erscheint (§ 80 Abs. 2 Satz 2 
BGB). Das Stiftungsvermögen darf aber nicht so verbraucht werden, dass der Zweck 
schon nach kurzer Zeit des Bestehens der Stiftung nicht mehr wirksam verfolgt werden 
kann. Eine nachhaltige Zweckerfüllung erscheint zudem auch dann nicht gesichert, 
wenn der Großteil des Stiftungsvermögens erst kurz vor Ablauf der für die Stiftung 
vorgesehenen Lebensdauer für die Zweckerfüllung verbraucht wird (vgl. BT-Drucks. 
19/28173, S. 49). 
 

1.1.2.3 (Keine) Gemeinwohlgefährdung 

Ebenfalls Voraussetzung für die Anerkennung einer Stiftung des privaten Rechts ist, 
dass die Stiftung (§ 82 Satz 1 BGB) nicht das Gemeinwohl gefährdet. Unter Gemein-
wohl sind die rechtlich geschützten Interessen der Allgemeinheit oder zumindest grö-
ßerer Bevölkerungskreise zu verstehen. Eine Gemeinwohlgefährdung liegt insbeson-
dere vor, wenn die Stiftung einen Zweck verfolgen soll, der die Interessen der Allge-
meinheit gefährdet. Sie ist aber auch gegeben, wenn im Anerkennungsverfahren ab-
sehbar ist, dass die Stifterin bzw. der Stifter oder Mitglieder der Stiftungsorgane die 
Stiftung nutzen wollen, um Recht zu verletzen, insbesondere rechtswidriges Verhalten 
zu verschleiern. Zu denken ist hier insbesondere an verfassungswidrige oder andere 
kriminelle Aktivitäten. 
 

1.1.2.4 Zuständigkeit und Verfahren 

Zuständig für die Anerkennung der Stiftung des privaten Rechts ist die jeweils zustän-
dige Behörde des Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz haben soll (§ 80 Abs. 2 Satz 
1 BGB). Die konkret zuständige Behörde ergibt sich aus dem jeweiligen Landesstif-
tungsgesetz und der Sitz der Stiftung aus dem Stiftungsgeschäft (§ 81 Nr. 1 Buchs. c 
BGB).  
In Nordrhein-Westfalen sind grds. die Bezirksregierungen in Arnsberg, Detmold, Düs-
seldorf, Köln bzw. Münster als Stiftungsbehörden für die Anerkennung zuständig (§ 2 
Abs. 1 StiftG NRW). Soll der Bund, das Land NRW oder eine Körperschaft oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts, die unmittelbar der Aufsicht der Bundes- bzw. Landesregie-
rung oder oberster Bundes- bzw. Landesbehörden unterliegt, als (Zu-)Stifterin oder 
(Zu-)Stifter beteiligt werden, ist das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zustän-
dige Ministerium als oberste Stiftungsbehörde zuständig (§ 2 Abs. 2 StiftG NRW). 
 
Das Anerkennungsverfahren wird bei einer Stiftung unter Lebenden auf Antrag der 
Stifterin bzw. des Stifters und bei einer von Todes wegen errichteten Stiftung von Amts 
durch die Stiftungsbehörde wegen begonnen, sofern in diesen Fällen nicht bereits der 
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Erbe bzw. der Testamentsvollstrecker einen entsprechenden Antrag gestellt hat. Der 
Antrag ist bei der jeweils zuständigen Bezirksregierung zu stellen, in dessen Regie-
rungsbezirk die Stiftung ihren (Satzungs-)Sitz haben soll. Dem Antrag sind das Stif-
tungsgeschäft und die Stiftungssatzung beizufügen. 
 
Soll eine Stiftung errichtet werden, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft 
und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung ge-
mäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), so beteiligt die 
zuständige Stiftungsbehörde die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen (OFD 
NRW) im Rahmen des Anerkennungsverfahrens. Zur Beschleunigung des Verfahrens 
nimmt die OFD NRW zur vorgelegten Satzung vorzugsweise per E-Mail Stellung. Um 
das Steuergeheimnis zu wahren, muss diese E-Mail verschlüsselt werden. Alternativ 
können die betroffenen Personen (hier also die Stifter) schriftlich einwilligen, dass sie 
auf eine Verschlüsselung verzichten (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 3 AO).  
Ein Muster der „Einwilligung für Stifterinnen und Stifter“ ist im Internet auf der Home-
page der Finanzverwaltung NRW zum Download verfügbar. Jede betroffene Person, 
deren Daten unverschlüsselt übermittelt werden sollen, muss eine eigene schriftliche 
Einwilligungserklärung nach diesem Muster abgeben. Soll die Stiftung von mehreren 
Personen gemeinschaftlich errichtet werden, ist daher von jeder Stifterin bzw. jedem 
Stifter eine eigene Einwilligungserklärung einzureichen. Eine Abgabe der Einwilli-
gungserklärung durch einen Bevollmächtigten ist nicht zulässig. 
 
Die Bezirksregierungen prüfen die Antragsunterlagen der Stifter u. a. auf Vollständig-
keit und leiten diese möglichst zeitnah der OFD NRW zur Prüfung unter gemeinnützig-
keitsrechtlichen Gesichtspunkten zu. Nach Anerkennung der Stiftung durch die zustän-
dige Bezirksregierung wird je eine Ausfertigung der Anerkennungsurkunde, des Stif-
tungsgeschäftes und der Stiftungssatzung an das für die Besteuerung der Stiftung zu-
ständige Finanzamt weitergeleitet. Dieses erteilt dann den Bescheid über die geson-
derte Feststellung nach § 60a Abs. 1 AO, der die Stiftung zur Ausstellung von Zuwen-
dungsbestätigungen (§ 63 Abs. 5 Nr. 2 AO) sowie etwaige kontoführende Kreditinsti-
tute zur Abstandnahme vom Steuerabzug berechtigt. Hierzu sowie zu den Vorausset-
zungen, die die Satzung einer steuerbegünstigten Stiftung erfüllen muss, wird auf Ka-
pitel 2.1.1.4.1 verwiesen. 
 
Die gemeinnützigkeitsrechtliche Beurteilung von Satzungsänderungen bei bereits an-
erkannten Stiftungen des privaten Rechts erfolgt durch das jeweils für die Stiftung zu-
ständige Finanzamt. Die Satzungsprüfung bei nicht rechtsfähigen Stiftungen obliegt 
stets dem jeweils zuständigen Finanzamt. 
 
Soll eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des privaten Rechts errichtet werden, so ist 
neben der Genehmigung der Bezirksregierung noch die Zustimmung der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde gemäß § 12 Abs. 4 StiftG NRW erforderlich. Diese wird von der zu-
ständigen Bezirksregierung am Genehmigungsverfahren beteiligt. Wird der Antrag auf 
Anerkennung der Stiftung unmittelbar bei der kirchlichen Behörde gestellt, so leitet 
diese den Antrag der Bezirksregierung weiter. Für kirchliche katholische Stiftungen 
sind die (Erz.)Bischöflichen Generalvikariate (vgl. § 6 der Gleichlautenden Stiftungs-
ordnungen der (Erz-)Bistümer in NRW vom 31.01.2012 (GllautStifO NW 2012)) und 
für die kirchlichen evangelischen Stiftungen das Landeskirchenamt (vgl. § 2 des Kir-
chengesetzes über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
vom 15.11.2007 (StiftG EKvW)) als kirchliche Stiftungsaufsicht zuständig.  

https://www.finanzverwaltung.nrw.de/einwilligung_email
https://connect.juris.de/connect?query=GllautStifO+NW+%C2%A7+6&aktuellstenorm=true
https://connect.juris.de/connect?query=EKvWStiftG+NW+%C2%A7+2&aktuellstenorm=true
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Rechtsfähige kirchliche Stiftungen des privaten Rechts, die nach ihrer Satzung bzw. 
dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, werden 
im Anerkennungsverfahren zusätzlich auch durch die OFD NRW geprüft. Insoweit wird 
auf die obigen Ausführungen verwiesen. 
 

1.1.2.5 Folgen der Anerkennung / Rückwirkungsfiktion 

Mit der Anerkennung der unter Lebenden errichteten Stiftung ist die Stifterin bzw. der 
Stifter verpflichtet, das im Stiftungsgeschäft zugesicherte Vermögen zu übertragen 
(§ 82a Satz 1 BGB). Die Stiftung hat insofern einen schuldrechtlichen Anspruch, der 
grds. durch Einzelübertragung nach sachenrechtlichen Vorschriften erfüllt wird (in der 
Regel Einigung und Übergabe § 929 BGB bzw. bei Grundstücken Einigung und Auf-
lassung §§ 873, 925 BGB). Als Ausnahme hiervon gehen Rechte, zu deren Übertra-
gung ein Abtretungsvertrag genügt (z.B. Forderungen, GmbH-Anteile), gemäß § 82a 
Satz 2 BGB mit der Anerkennung kraft Gesetz auf die Stiftung über, sofern sich nicht 
aus dem Stiftungsgeschäft etwas Abweichendes ergibt.  
 
Wird die Stiftung von Todes wegen durch Erbeinsetzung errichtet, erfolgt der Vermö-
gensübergang im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (§ 1922 BGB), wird sie als Ver-
mächtnisnehmerin eingesetzt durch Erwerb des Vermächtnisanspruchs (§ 2174 BGB). 
 
Wird eine Stiftung erst nach dem Tod der Stifterin bzw. des Stifters anerkannt, so greift 
die Rückwirkungsfiktion des § 80 Abs. 2 Satz 2 BGB, nach der die Stiftung für deren 
Zuwendungen als schon vor dem Tod entstanden gilt. Ohne diese Fiktion wäre die 
Stiftung nicht erbfähig (§ 1923 BGB). Die Rückwirkungsfunktion kommt bei von Todes 
wegen errichteten Stiftungen zur Anwendung, aber auch bei unter Lebenden errichte-
ten Stiftungen, bei denen die Stifterin bzw. der Stifter noch vor der Anerkennung ver-
stirbt. 
 

1.1.3 Stiftungsvermögen 

Mit dem StiftRVG wurde der Aufbau des Stiftungsvermögens bundeseinheitlich vorge-
geben (§ 83b BGB). Die bisherige Aufteilung in zu erhaltenes Vermögen und zur Ver-
wirklichung des Stiftungszwecks einzusetzende Erträge und Zuwendungen bleibt da-
bei bestehen:  
 
Gemäß § 83b Abs. 1 BGB besteht das Stiftungsvermögen bei einer Ewigkeitsstiftung 
aus dem Grundstockvermögen und ihrem „sonstigen Vermögen“ und bei einer Ver-
brauchsstiftung nur aus sonstigem Vermögen. 
Der genaue Umfang des Grundstockvermögens ergibt sich aus § 83b Abs. 2 BGB. 
Demnach gehören dazu 

• das von der Stifterin bzw. dem Stifter im Stiftungsgeschäft gewidmete Vermögen 
(soweit dieses nicht „sonstiges Vermögen“ sein soll, § 83b Abs. 3 BGB), 

• Zuwendungen Dritter bzw. der Stiftenden (außerhalb des Stiftungsgeschäfts), die 
dazu bestimmt sind, Teil des Grundstockvermögens zu werden (Zustiftung), und 

• das Vermögen, das von der Stiftung zu Grundstockvermögen bestimmt wurde. 
 
Das „sonstige Vermögen“ wird zwar nicht gesetzlich festgelegt, aber aus dem Umkehr-
schluss des § 83b Abs. 2 BGB ergibt sich, dass diesem als „Restgröße“ die Vermö-
gensgegenstände zuzuordnen sind, die nicht Grundstockvermögen sind, also: 
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• der Teil des von Stifterin bzw. Stifter im Stiftungsgeschäft gewidmeten Vermögens 
einer Ewigkeitsstiftung, der sonstiges Vermögen sein soll (vgl. § 83b Abs. 3 BGB), 

• das (gesamte) in einer Verbrauchsstiftung bestehende Vermögen (§ 83b Abs. 1 
Satz 2 BGB), 

• Zuwendungen Dritter bzw. der Stiftenden (außerhalb des Stiftungsgeschäfts), die 
nicht dazu bestimmt sind, Grundstockvermögen zu werden, 

• das Vermögen, das von der Stiftung als sonstiges Vermögen (bzw. nicht zu Grund-
stockvermögen) bestimmt wurde. 

 
Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert zu erhalten (§ 83c Abs. 1 Satz 1 BGB). 
Der Stiftungszweck wird durch Nutzung des Grundstockvermögens erfüllt (§ 83c Abs. 
1 Satz 2 BGB). Dies ist z.B. gegeben, wenn Erträge des Grundstockvermögens zur 
Zweckverwirklichung eingesetzt werden. Es können aber auch die Vermögensgegen-
stände des Grundstockvermögens selbst unmittelbar für den Stiftungszweck genutzt 
werden (vgl. BT-Drucks. 19/28173, S. 57). 
 

 
Zur Verwaltung des Stiftungsvermögens sind darüber hinaus zukünftig auch folgende 
gesetzliche Regelungen in § 83c BGB vorgesehen: 

• Zuwächse aus der Umschichtung des Grundstockvermögens können für die Erfül-
lung des Stiftungszwecks verwendet werden, soweit dies durch die Satzung nicht 
ausgeschlossen wurde und die Erhaltung des Grundstockvermögens gewährleistet 
ist (§ 83c Abs. 1 Satz 3 BGB) 

 
Durch die Satzung kann bestimmt werden, dass die Stiftung einen Teil des Grund-
stockvermögens verbrauchen darf. In einer solchen Satzungsbestimmung muss die 
Stiftung verpflichtet werden, das Grundstockvermögen in absehbarer Zeit wieder um 
den verbrauchten Teil aufzustocken (§ 83c Abs. 2 BGB). 
 
 
 
 
 
 

Beispiel: Das Grundstockvermögen einer gemeinnützigen Stiftung zur Förderung 
der Altenhilfe (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AO) besteht aus einer Immobilie und einem 
umfangreichen Wertpapierdepot. In der Immobilie betreibt die Stiftung ein Alten-
heim. 
Der Stiftungszweck wird durch Nutzung des Grundstockvermögens umgesetzt. Die 
Immobilie wird unmittelbar zur Zweckverwirklichung genutzt und das Wertpapier-
depot dient zur Erzielung zusätzlicher Erträge, die ebenfalls der Zweckverwirkli-
chung dienen. 
Hinweis: Gemeinnützigkeitsrechtlich handelt es sich bei der Immobilie um sog. nut-
zungsgebundenes Vermögen, das bereits für steuerbegünstigte Zwecke eingesetzt 
wird. Die Wertpapiere sind dem zulässigen (Ausstattungs-)Vermögen nach § 62 
Abs. 3 Nr. 2 AO zuzurechnen, so dass eine zeitnahe Mittelverwendung i. S. d. § 55 
Abs. 1 Nr. 5 AO insofern nicht erforderlich ist. 
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1.1.4 Stiftungsorgane 

1.1.4.1 Allgemeines 

Die Stiftungsorganisation gehört zu den drei Grundprinzipien einer Stiftung des priva-
ten Rechts (siehe Kapitel 1.1.1) und ergibt sich aus der Stiftungsverfassung. Die Ver-
fassung der Stiftung wird, soweit sie nicht auf Bundes- oder Landesgesetz beruht, 
durch das Stiftungsgeschäft und insbesondere die Satzung bestimmt (§ 83 Abs. 1 
BGB). 
 
Die Stiftungsorgane haben bei ihrer Tätigkeit für die Stiftung den bei der Errichtung der 
Stiftung zum Ausdruck gekommenen Willen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen der 
Stifterin bzw. des Stifters zu beachten (§ 83 Abs. 2 BGB). 
 
Einzig zwingendes Organ einer Stiftung ist der Vorstand, die Stifterin bzw. der Stifter 
kann jedoch nach Bedarf weitere Organe (z.B. zur Kontrolle und Überwachung des 
Vorstands) vorsehen (§ 84 Abs. 4 Satz 1 BGB). 
 

1.1.4.2 Vorstand 

Der Vorstand ist einzig zwingendes Organ einer Stiftung (§ 84 Abs. 1 Satz 1 BGB) und 
führt die Geschäfte der Stiftung (§ 84 Abs. 1 Satz 2 BGB), ist also insbesondere für 
folgende Aufgaben zuständig (wobei die genauen Aufgabenbereiche durch Satzung 
festgelegt und abgeändert werden können, vgl. § 84 Abs. 3 BGB): 

• Erfüllung des Stiftungszwecks (im Sinne der Stifterin bzw. des Stifters) 

• Verwaltung des Stiftungsvermögens (siehe auch Kapitel 1.1.3) 

• Rechnungslegung (siehe auch Kapitel 1.1.6) 

• Berichterstattung gegenüber der Stiftungsaufsicht (vgl. Kapitel 1.1.5) und ggf. ge-
genüber Kontrollorganen der Stiftung (siehe auch Kapitel 1.1.4.3) 

• Erfüllung steuerlicher Pflichten 

• Insolvenzantragspflicht (§ 84 Abs. 5, 42 Abs. 2 BGB) 
 
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse vorbehaltlich einer abweichenden Satzungsre-
gelung nach dem Mehrheitsprinzip (§§ 84b Satz 1, 32 BGB). Bei Interessenkollision 
greift jedoch für das betroffene Mitglied der Stimmrechtsausschluss nach § 84b Satz 2 
BGB. 
 
Der Vorstand ist gesetzlicher Vertreter der Stiftung (§ 84 Abs. 2 Satz 1 BGB). Seine 
Vertretungsmacht kann jedoch im Außenverhältnis durch die Satzung eingeschränkt 
werden (§ 84 Abs. 3 BGB).  
Bei mehreren Vorstandsmitgliedern wird die Stiftung durch die Mehrheit der Mitglieder 
vertreten (§ 84 Abs. 2 Satz 2 BGB). Durch Satzung kann jedoch abweichend hiervon 
auch Einzel- bzw. Gesamtvertretung geregelt werden (§ 84 Abs. 3 BGB).  
 
Durch die Stiftungssatzung kann bestimmt werden, dass neben dem Vorstand für ge-
wisse Geschäfte besondere Vertreterinnen bzw. Vertreter zu bestellen sind, deren 
Vertretungsmacht sich auf die entsprechend per Satzung zugewiesenen Geschäftsbe-
reiche bezieht (§§ 84 Abs. 5, 30 BGB). In der Praxis betrifft dies regelmäßig eine 
(hauptamtliche) Geschäftsführung, die den ehrenamtlichen Vorstand entlasten bzw. 
dessen Aufgaben weitgehend übernehmen kann. 
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Soweit die Satzung nicht etwas anderes vorsieht, gelten die Haftungsregelungen der 
§§ 31 ff. BGB entsprechend. Hat der besondere Vertreter die Rechtsstellung eines 
Organs, gelten die §§ 84 bis 84c BGB auch für ihn (§ 84 Abs. 4 BGB). 
 
Die Bildung des Vorstands muss zwingend in der dem Stiftungsgeschäft beigefügten 
Stiftungssatzung geregelt werden, da andernfalls keine Anerkennung durch die Stif-
tungsaufsicht erfolgt (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d BGB). Zu regeln sind dabei mindes-
tens die Anzahl der Vorstandsmitglieder sowie Vorgaben zu deren Bestellung und Ab-
berufung. Weiterhin können Stifterin und Stifter aber auch Aufgaben des Vorstands 
festlegen, Amtsdauer, Vergütung, Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot und an-
dere organisatorische Fragen klären. 
 
Den ersten Vorstand bestellt die Stifterin bzw. der Stifter regelmäßig selbst durch Vor-
gabe im Stiftungsgeschäft, die Bestellung des nächsten Vorstands kann dann – je 
nach Satzungsfestlegung – durch den bisherigen Vorstand oder ein weiteres Stiftungs-
organ erfolgen. Denkbar sind auch geborene Mitglieder, z. B. ein Bürgermeister bei 
einer Bürgerstiftung oder Familienmitglieder bei Familienstiftungen.  
 
Die Vorstandsmitglieder üben ihre Tätigkeit nach der gesetzlichen Vorstellung 
unentgeltlich aus (§ 84a Abs. 1 Satz 2 BGB). Hiervon kann jedoch durch Satzungs-
festlegung abgewichen werden (§ 84a Abs. 1 Satz 3 BGB). Eine unentgeltliche Tätig-
keit liegt auch noch vor, wenn die Vorstandsmitglieder Anspruch auf die ihnen entstan-
denen angemessenen Aufwendungen – z. B. für Reisekosten, Post- und Telefonspe-
sen, Beherbergungs- und Verpflegungskosten – haben (§§ 84a Abs. 1 Satz 1, 670 
BGB).  
Keine unentgeltliche Tätigkeit liegt dagegen vor, wenn die Vorstandsmitglieder Pau-
schalen erhalten, die nicht tatsächlich entstandenen Aufwand abdecken oder für ent-
standenen Zeitaufwand gezahlt werden (vgl. BGH-Urteil vom 14.12.1987, II ZR 53/87, 
ZIP 1988 S. 706, Rn. 7; zuletzt auch BSG-Urteil vom 23.02.2021, B 12 R 15/19 R, 
DStR 2021 S. 2649, Rn. 33). Sollen derartige Pauschalen oder sonstige Vergütungen 
gezahlt werden, muss dies entsprechend in der Satzung geregelt sein. Der Ersatz tat-
sächlich entstandener Aufwendungen (außer dem Zeitaufwand) ist auch ohne entspre-
chende Regelung in der Satzung zulässig (vgl. auch BMF-Schreiben vom 21.11.2014, 
BStBl I 2014, S. 1581). 
Entsprechende Satzungsbestimmungen können z. B. wie folgt formuliert werden: 

• „Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen 
keine Vermögensvorteile zugewendet werden. Die ihnen entstandenen angemes-
senen und notwendigen Auslagen können nach Maßgabe eines entsprechenden 
Vorstandsbeschlusses erstattet werden.“ 

• „Die Mitglieder des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit eine dem Grunde und der 
Höhe nach angemessene Vergütung. Zudem können die ihnen entstandenen an-
gemessenen Auslagen nach Maßgabe eines entsprechenden Vorstandsbeschlus-
ses erstattet werden.“ 

 
Bei einer Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 68 
AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1) ist zudem zu beachten, dass eine 
Vergütung nicht unverhältnismäßig hoch sein darf (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). Ein Verstoß 
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gegen diese Regelung liegt auch vor, wenn eine steuerbegünstigte Stiftung eine Ver-
gütung zahlt, obwohl eine solche in der Satzung nicht vorgesehen ist und die Vor-
standsmitglieder daher eigentlich unentgeltlich tätig sein müssten. 
Wird ein Vorstandsmitglied nebenberuflich zugunsten einer steuerbegünstigten Stif-
tung tätig, so ist die Vergütung gemäß § 3 Nr. 26a EStG bis zur Höhe von 840 Euro 
(bis 2020: 720 Euro) steuerfrei und zwar unabhängig davon, ob es sich um Einkünfte 
aus selbständiger oder nicht selbständiger Tätigkeit handelt.  
 
Die Stiftung ist für den Schaden verantwortlich, den der Vorstand oder ein Mitglied des 
Vorstands durch eine in Ausführung der ihm zustehenden Verrichtungen begangene, 
zum Schadensersatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufügt (§§ 84 Abs. 5, 31 
BGB).  
 
Die Stiftung kann jedoch wiederrum die Organmitglieder in Regress nehmen, da diese 
der Stiftung gegenüber im Innenverhältnis für Pflichtverletzungen im Rahmen ihrer Ge-
schäftsführertätigkeit haften (§§ 84a Abs. 1 Satz 1, 664 ff., 280 Abs. 1 BGB, vgl. auch 
OLG Oldenburg, Urteil vom 08.11.2013, 6 U 50/13, NZG 2014 S. 1272). Die Vorstand-
mitglieder haften dabei grds. als Gesamtschuldner, ein Rückgriff gegenüber den an-
deren Mitgliedern ist aber möglich (vgl. BGH-Urteil vom 20.11.2014, III ZR 509/13, 
ZIP 2015 S. 166). 
Die Haftung ist aber bei unentgeltlich tätigen Vorstandsmitgliedern oder solchen, die 
für ihre Tätigkeit eine Vergütung von höchstens 840 Euro pro Jahr erhalten, auf vor-
sätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzungen beschränkt (§§ 84a Abs. 3 
Satz 1, 31a BGB). Nach § 84a Abs. 3 Satz 2 BGB kann diese Haftungsbeschränkung 
durch Satzungsregelung gänzlich ausgeschlossen oder zumindest beschränkt wer-
den. Dies kann z. B. zweckmäßig sein, wenn für die durch Pflichtverletzungen ihrer 
Organmitglieder verursachten Schäden Versicherungsschutz besteht (vgl. BT-Drucks. 
19/28173, S. 62). 
 
Gemäß § 84a Abs. 1 Satz 3 BG besteht auch die Möglichkeit, die Haftung für Pflicht-
verletzungen der Vorstandsmitglieder unabhängig von § 31a BGB zu beschränken, 
also z. B. auch für solche Vorstandsmitglieder, die eine Vergütung von über 840 Euro 
im Jahr erhalten. Die Aufnahme einer solchen Haftungsbeschränkung ist auch durch 
nachträgliche Satzungsänderung möglich (vgl. BT-Drucks. 19/31118, S. 10). 
 
Rechtssicherheit im Zusammenhang mit Pflichtverletzungen der Vorstandsmitglieder 
schafft die durch das StiftRVG eingeführte sog. Business-Judgement-Rule, die an 
einen allgemeinen Sorgfaltsmaßstab gekoppelt ist (§ 84a Abs. 2 BGB): Nach § 84a 
Abs. 2 Satz 1 BGB hat das Vorstandsmitglied bei der Führung der Geschäfte der Stif-
tung die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsführers anzuwenden. Zahlreiche Ge-
schäftsführungsaufgaben sind jedoch zukunftsgerichtet und erfordern Prognosen hin-
sichtlich zukünftiger Entwicklungen. Dies gilt vor allem auch für Entscheidungen über 
die Anlage des Stiftungsvermögens. Deshalb soll die Business-Judgement-Rule 
(§ 84a Abs. 2 Satz 2 BGB) in bestimmtem Fällen eine Pflichtverletzung ausschließen: 
Beachtet ein Organmitglied bei der Wahrnehmung von Geschäftsführungsaufgaben, 
zum Beispiel bei Entscheidungen über die Anlage des Stiftungsvermögens, die ge-
setzlichen und satzungsgemäßen Vorgaben und durfte es vernünftigerweise anneh-
men, auf der Grundlage angemessener Informationen zum Wohle der Stiftung zu han-
deln, verletzt das Organmitglied durch eine solche Wahrnehmung der Geschäftsfüh-
rungsaufgaben nicht seine Geschäftsführungspflichten (vgl. BT-Drucks. 19/28173, 



Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen  Stiftungen aus steuerlicher Sicht 

- 20 - 

S. 61). Spätere Erkenntnisse (z. B. über die Entwicklung des Kapital- und Immobilien-
markts) sind also nicht haftungsrelevant, wenn die Vorstandsmitglieder bei ihrer Ent-
scheidung Gesetz und Satzung beachtet und nach ihrem Ermessen zum Wohl der 
Stiftung gehandelt haben. Es ist daher empfehlenswert, die Grundlagen der Vor-
standsentscheidung zu dokumentieren. 
 

1.1.4.3 Weitere Stiftungsorgane 

In der Satzung können bei Bedarf neben dem Vorstand weitere Organe vorgesehen 
werden (§ 84 Abs. 4 BGB). 
 
Zusätzliche Organe sind für die Stiftung in der Regel auch empfehlenswert, insbeson-
dere um eine angemessene Kontrolle des Handelns der Vorstandsmitglieder zu ge-
währleisten. Neben der Kontroll- und Überwachungsfunktion können weitere Organe 
aber z. B. auch beratend tätig werden. Zulässig ist auch, Geschäftsführungskompe-
tenzen des Vorstands teilweise an weitere Organe abzugeben (§ 84 Abs. 3 i.V.m. § 84 
Abs. 1 Satz 2 BGB). 
 
Die Benennung der (weiteren) Organe steht im Ermessen der Stifterin bzw. des Stif-
ters. Häufig werden diese als Kuratorium, Beirat oder Stiftungsrat bezeichnet. 
 
In der Satzung sollen auch für die weiteren Organe Bestimmungen über die Bildung, 
die Aufgaben und die Befugnisse enthalten sein (vgl. § 84 Abs. 4 Satz 2 BGB). 
 

1.1.5 Stiftungsaufsicht 

Die Stiftungsaufsicht ist stets auf eine reine Rechtsaufsicht beschränkt. Zweckmä-
ßigkeitsfragen, etwa in welcher Art und Weise die Stiftungsorgane den Stiftungszweck 
am besten verfolgen können, sind deshalb nicht Gegenstand der Prüfung. 
Die Stiftungsaufsicht hat bei der Aufsicht den bei Errichtung der Stiftung zum Ausdruck 
gekommenen Willen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen der Stifterin bzw. des Stifters 
zu beachten (§ 83 Abs. 2 BGB). In diesem Rahmen unterliegen die Stiftungen gemäß 
§ 5 Abs. 1 StiftG NRW der Stiftungsaufsicht. Dabei ist die Behörde berechtigt, sich 
über Angelegenheiten der Stiftung unterrichten zu lassen und die Verwaltung der Stif-
tung zu prüfen (§ 6 Abs. 1 bis 3 StiftG NRW). 
 
Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend private Zweck verfolgen, unter-
liegen der Stiftungsaufsicht nur insoweit, als sicherzustellen ist, dass ihre Betätigung 
gesetzlich geschützten öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft (§ 5 Abs. 2 StiftG 
NRW). 
 
Kirchliche Stiftungen i.S.d § 11 StiftG NRW unterliegen der kirchlichen Stiftungsauf-
sicht. Es obliegt den Kirchen selbst, Art und Umfang der erforderlichen Regelungen in 
eigener Verantwortlichkeit zu treffen (§ 12 Abs. 3 StiftG NRW). 
 
Die Mitwirkung des Staates äußert sich nicht nur bei Anerkennung einer rechtsfähigen 
Stiftung, sondern sie wird besonders deutlich im Rahmen der Stiftungsaufsicht, die in 
der Überwachung der laufenden Geschäftstätigkeit zum Ausdruck kommt.  
 
Zuständig für die Stiftungsaufsicht ist in Nordrhein-Westfalen die Bezirksregierung, in 
deren Bezirk die Stiftung ihren Sitz laut Satzung hat (§ 2 StiftG NRW). 
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Bei Stiftungen, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen Zwecken dienen (= steuerbegünstigte Stiftungen, zu den Vo-
raussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), wird die laufende Geschäftsführung zusätzlich da-
rauf hin überprüft, ob die Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung gemäß §§ 51 
ff. AO gegeben sind.  
Diese Prüfung obliegt dem Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Geschäftsleitung 
der Stiftung befindet (§ 20 Abs. 1 AO). Die Geschäftsleitung befindet sich dort, wo 
regelmäßig die für die Stiftung maßgebenden Entscheidungen getroffen werden. Dies 
ist in der Regel der Ort, an dem der Vorstand seine Sitzungen abhält. 
Für die Prüfung der Satzung von rechtsfähigen Stiftungen im Anerkennungsverfahren 
ist abweichend von § 20 Abs. 1 AO die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen zu-
ständig (siehe hierzu Kapitel 1.1.2.4). 
 

1.1.6 Rechnungslegung 

Eine Stiftung muss ihre Rechnungslegung an dem Ziel orientieren, den Stiftungsorga-
nen und der Stiftungsbehörde zu ermöglichen, die Erhaltung des Stiftungsvermögens 
sowie die Mittelverwendung zu überprüfen und zu überwachen. Aufwendungen und 
Erträge müssen ebenfalls nachvollzogen werden können. 
 
Das StiftG NRW sieht keine besonderen Vorgaben für das Führen von Büchern vor. 
Nach § 6 Abs. 1 StiftG NRW hat der Vorstand der Stiftungsbehörde eine Jahresab-
rechnung mit einer Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung der Stif-
tungszwecke zur Prüfung vorzulegen. Die Stiftungsbehörde soll von einer eigenen Prü-
fung absehen, wenn die Stiftung durch eine Behörde, einen Prüfungsverband, die Prü-
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbands, eine/n Wirtschaftsprüfer/in oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder eine/n vereidigte/n Buchprüfer/in oder eine 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine vergleichbare Stelle geprüft wird und sich die Prü-
fung auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Ver-
wendung der Stiftungsmittel erstreckt (§ 6 Abs. 2 StiftG NRW). 
 
Bei kirchlichen rechtsfähigen Stiftungen sind die kirchenrechtlichen Bestimmungen zu 
beachten (siehe z.B. § 6 StiftG EKvW; § 6 GllautStifO NW 2023).  
 
Betreibt die Stiftung ein Handelsgewerbe i. S. d. § 1 Abs. 2 HGB, ist sie nach § 238 
HGB zur Führung von Büchern verpflichtet, soweit nicht die Befreiungsvoraussetzun-
gen des § 241a HGB greifen. Eine etwaige handelsrechtliche Verpflichtung ist gemäß 
§ 140 AO auch für die Besteuerung zu erfüllen. 
 
Die Verpflichtung zur Führung von Büchern kann sich zudem aus anderen Gesetzen 
ergeben. Es besteht z.B. für jedes Krankenhaus oder jede Pflegeeinrichtung unabhän-
gig von ihrer Rechtsform die Verpflichtung zur Erstellung einer Bilanz, einer Gewinn- 
und Verlustrechnung und eines Anhanges nach den Vorgaben der Krankenhaus- bzw. 
Pflege-Buchführungsverordnung. 
 
Für weitere Einzelheiten zur Rechnungslegung siehe Entwurf einer Neufassung der 
IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Rechnungslegung von Stiftungen (IDW 
ERS HFA 5 n.F.). 
 

https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-EKvWStiftGNW2024pP6
https://connect.juris.de/connect?docId=jlr-GllautStifONW2023pP6
https://www.idw.de/IDW/IDW-Verlautbarungen/IDW-RS/ERS-HFA-5-nF.pdf
https://www.idw.de/IDW/IDW-Verlautbarungen/IDW-RS/ERS-HFA-5-nF.pdf
https://www.idw.de/IDW/IDW-Verlautbarungen/IDW-RS/ERS-HFA-5-nF.pdf
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1.1.7 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammenlegung und Beendigung (Auf-
lösung/Aufhebung) 

Im Rahmen des StiftRVG wurden die Rechtsgrundlagen zur Satzungsänderung, Zule-
gung, Zusammenlegung und Beendigung von Stiftungen bundeseinheitlich und ab-
schließend in den §§ 85 bis 87d BGB geregelt. 
 
Auch wenn eine (rechtsfähige) Stiftung des privaten Rechts dem Grunde nach „ewig“ 
so bestehen bleiben soll, wie es die Stifterin bzw. der Stifter vorgesehen hat (zur Aus-
nahme der Verbrauchsstiftung siehe Kapitel 1.1.1), so kann es durch geänderte tat-
sächliche oder rechtliche Verhältnisse geboten sein, Anpassungen vorzunehmen, um 
weiterhin eine nachhaltige Verwirklichung des vorgesehenen Stiftungszwecks zu ge-
währleisten. 
 
Ist die Fortführung des Stiftungszwecks weder durch Satzungsänderung noch durch 
Zulegung bzw. Zusammenlegung möglich, so bleibt „als letzter Ausweg“ nur die Be-
endigung der Stiftung. Erfolgt die Beendigung durch einen Beschluss der zuständigen 
Stiftungsorgane spricht man auch von einer Auflösung, bei Beendigung durch Verwal-
tungsakt der Stiftungsbehörde von einer Aufhebung der Stiftung. 
 
Sämtlichen Maßnahmen ist gemein, dass sie zukünftig vorrangig durch die Stiftungs-
organe mit Genehmigung der Stiftungsbehörde vorgenommen werden sollen und die 
Behörde selbst erst dann tätig werden soll, wenn die zuständigen Organe nicht hand-
lungsfähig sind oder pflichtwidrig nicht handeln (§§ 85a Abs. 1 und 2, 86b Abs. 1 und 
2, 87 Abs. 1 und 3, 87a BGB).  
 
Denkbar wäre z. B., die Satzung an die geänderten Verhältnisse anzupassen. Bei ei-
ner solchen Satzungsänderung würde die Stiftung im bürgerlich-rechtlichen Sinne 
bestehen bleiben. 
 
Außerdem ist für sämtliche (organschaftliche) Maßnahmen keine Satzungsermächti-
gung notwendig. Für die Möglichkeiten zur Satzungsänderung können Stifterin bzw. 
Stifter jedoch im Rahmen des Stiftungsgeschäfts abweichende Regelungen treffen 
(siehe § 85 Abs. 4 BGB). 
 
Eine „einfache“ Satzungsänderung, die weder den Stiftungszweck noch sonstige 
prägende Bestimmungen der Satzung betrifft, ist – vorbehaltlich entgegenstehender 
Regelungen im Stiftungsgeschäft (§ 85 Abs. 4 BGB) – bereits möglich, wenn sie der 
Erfüllung des Stiftungszwecks dient (§ 85 Abs. 3 BGB). 
 
Ein Austausch oder eine erhebliche Beschränkung des Stiftungszwecks durch 
Satzungsänderung ist dagegen nur möglich, wenn der bisherige Stiftungszweck nicht 
mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann (oder er das Gemeinwohl gefährdet) 
und es gesichert erscheint, dass die Stiftung den beabsichtigten neuen oder be-
schränkten Stiftungszweck dauernd und nachhaltig erfüllen kann (§ 85 Abs. 1 Satz 1 
bis 3 BGB). Eine Zweckbeschränkung ist dabei als erheblich anzusehen, wenn die 
Stiftung dadurch ihre Identität ändert. Dies wird regelmäßig anzunehmen sein, wenn 
eine Stiftung zwei gleichwertige Zwecke hat und einer der Zwecke aufgegeben werden 
soll, weil nicht mehr beide dauernd und nachhaltig erfüllt werden können. So dürfte 
regelmäßig eine erhebliche Zweckbeschränkung vorliegen, wenn eine Stiftung, die 
den Zweck hat, die Kunst und die Wissenschaft gleichmäßig zu fördern, künftig nur 
noch den Zweck der Wissenschaftsförderung erfüllen soll. Das Gleiche gilt, wenn ein 
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sehr weitgefasster Zweck erheblich verengt werden soll. Dies wäre zum Beispiel ge-
geben, wenn der Zweck einer Stiftung, der darauf gerichtet ist, alle bedrohten Tiere zu 
schützen, auf den Schutz einer bestimmten bedrohten Tierart beschränkt werden soll 
(BT-Drucks. 19/28173, S. 65).  
Kann der Stiftungszweck einer Ewigkeitsstiftung nicht mehr dauernd und nachhaltig 
erfüllt werden, kann alternativ zum Austausch bzw. zur erheblichen Beschränkung des 
Stiftungszwecks auch eine „Umgestaltung“ in eine Verbrauchsstiftung in Frage kom-
men (§ 85 Abs. 1 Satz 4 BGB). 
 
Eine anderweite Änderung des Stiftungszwecks oder eine Änderung anderer 
prägender Bestimmungen ist zulässig, wenn sich die Verhältnisse nach Errichtung 
der Stiftung wesentlich verändert haben und eine solche Änderung erforderlich ist, um 
die Stiftung an die veränderten Verhältnisse anzupassen. Als prägend für eine Stiftung 
sind regelmäßig die Bestimmungen über den Namen, den Sitz, die Art und Weise der 
Zweckerfüllung und über die Verwaltung des Grundstockvermögens anzusehen (§ 85 
Abs. 2 BGB). Ebenfalls prägend sind die Satzungsbestimmungen, die anordnen, dass 
die Stiftung eine gemeinnützige oder eine kirchliche Stiftung sein soll (vgl. BT-Drucks. 
19/28173, S. 67). 
Eine Veränderung der Verhältnisse ist für die Stiftung als wesentlich anzusehen, wenn 
sie erhebliche Auswirkungen auf die Erfüllung des Stiftungszwecks hat und dazu führt, 
dass die (bisherige) Stiftungsverfassung den neuen Anforderungen nicht mehr genügt 
(vgl. BT-Drucks. 19/28173, S. 67). Die Veränderung kann tatsächlicher Natur (z. B. ein 
erheblicher Verlust des Stiftungsvermögens) oder auch rechtlicher Natur (z. B. Geset-
zesänderungen) sein. 
 
Reicht eine solche Satzungsänderung (i. S. d. § 85 Abs. 2 bis 4 BGB) nicht aus, um 
die Stiftung an die veränderten Verhältnisse anzupassen, oder lagen schon seit Er-
richtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine Auflösung nach § 87 Abs. 1 Satz 1 
BGB vor, kann die Stiftung auch mit einer anderen Stiftung im Wege der Zulegung 
bzw. Zusammenlegung zusammengeführt werden (§§ 86 bis 86i BGB). Unter Um-
ständen kann es jedoch auch erforderlich sein, die Stiftung mit einer anderen Stiftung 
zusammenzuführen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Stiftungsvermö-
gen der Stiftung (allein) nicht mehr ausreicht, um den Stiftungszweck dauerhaft und 
nachhaltig zu erfüllen.  
 
Man unterscheidet dabei die Zulegung und die Zusammenlegung: 

• Als Zulegung bezeichnet man eine Zusammenführung, bei der eine Stiftung unter 
Erlöschen ihrer Rechtspersönlichkeit und Übertragung ihres Vermögens in einer 
bestehenden Stiftung aufgeht.  

• Bei einer Zusammenlegung werden zwei oder mehr Stiftungen unter Erlöschen 
ihrer Rechtspersönlichkeit und Übertragung ihres Vermögens in einer neu zu grün-
denden Stiftung vereinigt. 

 
Hierzu ist zusätzlich zu den wesentlich veränderten Verhältnissen erforderlich, dass 
gesichert erscheint, dass die übernehmende Stiftung die Zwecke der übertragenden 
Stiftung(en) im Wesentlichen in gleicher Weise dauernd und nachhaltig erfüllen kann 
und die Rechte der Destinatäre der übertragenden Stiftung gewahrt werden. Im Fall 
der Zulegung muss zudem der Zweck der übertragenden Stiftung im Wesentlichen mit 
einem Zweck der übernehmenden Stiftung übereinstimmen.  
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Anders als bei einer Satzungsänderung bleibt die zugelegte bzw. zusammengelegte 
Stiftung nicht im bürgerlich-rechtlichen Sinne erhalten, sondern erlischt als eigenstän-
diges Rechtssubjekt. Sie lebt aber „im funktionalen Sinn“ in der aufnehmenden Stiftung 
weiter, so dass eine Fortführung des von der Stifterin bzw. dem Stifter vorgesehenen 
Stiftungszwecks gewährleistet bleibt. 
 
Die Zulegung bzw. Zusammenlegung von Stiftungen erfolgt entweder durch Vertrag, 
der von der Stiftungsbehörde zu genehmigen ist oder durch behördliche Entscheidung 
(§§ 86b bis 86e BGB). Mit der Unanfechtbarkeit der Genehmigung des Vertrags oder 
der Unanfechtbarkeit der Entscheidung der Stiftungsbehörde geht das Stiftungsver-
mögen der übertragenden Stiftung(en) im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die 
übernehmende Stiftung über und die übertragende(n) Stiftung(en) erlischt (erlöschen) 
(§ 86f BGB). 
 
Die Auflösung einer Stiftung durch den Vorstand (bzw. ein anderes per Satzung 
hierzu befugtes Organ) kommt immer dann in Betracht, wenn die Stiftung ihren Zweck 
endgültig nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllen kann und sich dieser Zustand 
auch nicht durch Satzungsänderung heilen lässt (§ 87 Abs. 1 BGB). Entscheidet der 
Vorstand (bzw. das andere befugte Organ) nicht rechtzeitig über die Auflösung, soll 
die Stiftung durch die Stiftungsbehörde aufgehoben werden (§ 87a Abs. 1 BGB). 
Verbrauchsstiftungen sind aufzulösen, wenn die Zeit, für die sie errichtet wurde, abge-
laufen ist (§ 87 Abs. 2 BGB). Auch in diesen Fällen hat die Stiftungsbehörde die Stif-
tung aufzuheben, wenn das zuständige Organ über die Auflösung nicht unverzüglich 
entscheidet (§ 87a Abs. 2 Nr. 1 BGB). 
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1.2 Die nicht rechtsfähige Stiftung des privaten Rechts 

Unter einer nicht rechtsfähigen (bzw. unselbstständigen) Stiftung versteht man die Zu-
wendung von Vermögen durch die Stifterin bzw. den Stifter an eine andere natürliche 
Person oder einen anderen mit Rechtsfähigkeit ausgestatteten Stiftungsträger (juristi-
sche Person, Personenhandelsgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts) mit der 
Maßgabe, die übertragenen Werte wirtschaftlich getrennt von dessen eigenem Ver-
mögen als Sondervermögen zu verwalten und dauerhaft zur Verfolgung von Zwecken 
zu nutzen, die die Stiftenden festgelegt haben (vgl. BFH-Urteil vom 24.03.1993, I R 
27/92, BStBl II 1993 S. 637). Die nicht rechtsfähige Stiftung hat also keine eigene 
Rechtspersönlichkeit, sie kann zivilrechtlich nicht selbst Träger von Rechten und 
Pflichten sein.  
 
Sie unterliegt auch weder dem Anerkennungsverfahren, noch den sonstigen Vorschrif-
ten i.S.d. §§ 80 ff. BGB oder der Aufsicht durch die Stiftungsbehörden. 
Damit kann die Gründung einer nicht rechtsfähigen Stiftung z.B. dann in Betracht kom-
men, wenn nur ein geringes Stiftungskapital vorhanden ist oder eine Verbrauchsstif-
tung mit geringer Zeitdauer errichtet werden soll. 
 
Wird eine nicht rechtsfähige Stiftung gegründet, die nach ihrer Satzung und nach ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Zwecken dient und deshalb die Steuerbegünstigung nach 
§§ 51 ff. AO in Anspruch nehmen möchte, so sind jedoch die abgabenrechtlichen Vo-
raussetzungen zu beachten (siehe Kapitel 2.1.1). Insbesondere muss die Satzung in 
diesem Fall den Vorgaben der Mustersatzung in Anlage 1 zu § 60 AO genügen (§ 60 
Abs. 1 Satz 2 AO). Eine beispielhafte Satzung einer steuerbegünstigten nicht rechts-
fähigen Stiftung ist in Anlage 2 beigefügt. 
 
Eine nicht rechtsfähige Stiftung entsteht unter Lebenden durch Vertrag zwischen der 
Stifterin bzw. dem Stifter und der Stiftungsträgerin bzw. dem Stiftungsträger (Treu-
handvertrag oder Schenkung unter Lebenden) und von Todes wegen durch Erbein-
setzung oder durch ein Vermächtnis unter Auflage. 
 
Der Träger ist nicht Organ der nicht rechtsfähigen Stiftung. Er handelt im Rechtsver-
kehr regelmäßig in eigenem Namen. Allerdings tut er dies vor dem Hintergrund einer 
Pflichtenbindung, die der des Vorstandes einer rechtsfähigen Stiftung des privaten 
Rechts angenähert ist (vgl. Godron, in: Richter, Stiftungsrecht, 1. Auflage 2019, § 17 
Rn. 132 ff.).  
 
Obwohl die nicht rechtsfähige Stiftung zivilrechtlich nicht selbst Träger von Rechten 
und Pflichten sein kann, begründet sie steuerlich dennoch als Körperschaftsteuersub-
jekt eine eigenständige Körperschaftsteuerpflicht gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG. 
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1.3 Die Stiftung öffentlichen Rechts 

Die rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts unterscheidet sich von den 
rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts insbesondere durch deren Errichtung 
und Zweck (vgl. BFH-Urteil vom 24.03.1993, I R 27/92 BStBl II 1993 S. 637 sowie 
BFH-Urteil vom 29.01.2003, I R 106/00, BFH/NV 2003 S. 868). Sie entsteht durch öf-
fentlich-rechtlichen Errichtungsakt (z.B. Gesetz, Verordnung). Als juristische Person 
des öffentlichen Rechts ist sie nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art unbeschränkt 
körperschaftsteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 4 KStG). 
 
Werden bei der Errichtung die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches zu Stiftun-
gen und die der Landesstiftungsgesetze unmittelbar angewandt und das Stiftungsge-
schäft nebst Satzung der Stiftungsbehörde zur Anerkennung vorgelegt, so handelt es 
sich bereits nach der Entstehungsform nicht um eine Stiftung öffentlichen Rechts, da 
diese in privatrechtlicher Form gegründet wird. 
 
Steuerlich kann zudem durch die Entscheidung einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts, Vermögen einem bestimmten Zweck zu widmen ohne die Eigentümer-
stellung aufzugeben, die Qualifizierung als nicht rechtsfähige Stiftung des öffentli-
chen Rechts möglich sein. Dies setzt voraus, dass die Zwecke des betreffenden Ver-
mögens mit den Zwecken der juristischen Person des öffentlichen Rechts übereinstim-
men und die juristische Person des öffentlichen Rechts Träger des Stiftungsvermö-
gens wird (bleibt). Da die zivilrechtlichen Bestimmungen nicht anzuwenden sind, findet 
die Vorschrift des § 181 BGB (sog. Selbstkontrahierungsverbot) keine (unmittelbare) 
Anwendung. Es ist daher durchaus denkbar, dass eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts gleichzeitig als Stifterin und auch als Trägerin einer nicht rechtsfähigen 
Stiftung des öffentlichen Rechts auftritt. Auch eine nicht rechtsfähige Stiftung des öf-
fentlichen Rechts kann nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art unbeschränkt 
körperschaftsteuerpflichtig sein (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG).  
 
Es ist weiterhin entscheidend, eine nicht rechtsfähige Stiftung nicht allein deshalb als 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu beurteilen, weil die Verwaltung bzw. Trägerschaft 
des Vermögens durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts ausgeübt wird. 
Bedient sich z.B. eine natürliche Person oder eine Körperschaft zur Errichtung einer 
nicht rechtsfähigen Stiftung, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen und von einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts verwaltet werden soll, einer privatrechtlichen 
Vereinbarung (z.B. eines Treuhandvertrags) mit der juristischen Person des öffentli-
chen Rechts, so ist diese Stiftung stets als nicht rechtsfähige Stiftung des privaten 
Rechts zu beurteilen. Dies gilt unabhängig davon, wer Träger des Stiftungsvermögens 
wird, weil die Entstehung der Stiftung für ihre rechtliche Einordnung maßgeblich ist 
(vgl. BFH-Urteil vom 24.03.1993, I R 27/92, BStBl II 1993 S. 637 und BFH-Urteil vom 
29.01.2003, I R 106/00, BFH/NV 2003 S. 868). 
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2. Besteuerung der Stiftungen 

2.1 Steuerliche Stiftungsdefinitionen 

2.1.1 Steuerbegünstigte bzw. gemeinnützige Stiftung 

2.1.1.1 Begriff und Vorteile 

Eine steuerbegünstigte – im allgemeinen Sprachgebrauch auch gemeinnützige – Stif-
tung liegt vor, wenn die Stiftung nach ihrer Satzung und dem Stiftungsgeschäft aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige (§ 52 AO), mildtätige (§ 53 AO) oder auch 
kirchliche Zwecke (§ 54 AO) verfolgt und ihre tatsächliche Geschäftsführung diesen 
Satzungsbestimmungen entspricht. 
 
Steuerbegünstigte Stiftungen, deren Stifterinnen und Stifter bzw. sonstige Spender 
und die Organmitglieder profitieren insbesondere von folgenden steuerlichen Vortei-
len: 

• Erbschaft- und schenkungsteuerfreie Übertragung von Vermögen auf die Stiftung 
(§ 13 Nr. 16 Buchst. b ErbStG, siehe auch Kapitel 2.2.2) 

• (Erhöhter) Spendenabzug für Übertragungen in das zu erhaltende Vermögen der 
Stiftung (§ 10b Abs. 1 bzw. 1a EStG, siehe auch Kapitel 4) 

• Körperschaft- und Gewerbesteuerfreiheit gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG und 
§ 3 Nr. 6 GewStG, soweit kein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
unterhalten wird (siehe Kapitel 2.3.1 und Kapitel 2.3.2) 

• Ermäßigter Umsatzsteuersatz bei Leistungen außerhalb der steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG, siehe auch Kapitel 2.3.3) 

• Einkommensteuerfreie Vergütung einer nebenberuflichen Vorstandstätigkeit bis zu 
840 Euro (§ 3 Nr. 26a EStG) 

 
Die folgenden Ausführungen sollen einen rudimentären Überblick über die möglichen 
steuerbegünstigten Zwecke (siehe Kapitel 2.1.1.2), die Grundsätze, an denen sich die 
steuerbegünstigte Stiftung orientieren muss (siehe Kapitel 2.1.1.3) und das Überprü-
fungsverfahren zur Anerkennung der Steuerbegünstigung (siehe Kapitel 2.1.1.4) ge-
ben.  
Für weitere Details und Informationen hierzu wird auf die Arbeitshilfe „Vereine und 
Steuern“ des Ministeriums der Finanzen NRW verwiesen (zum Download verfügbar 
unter https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice, Stand: 12. Ausgabe, Feb-
ruar 2023). 
 

2.1.1.2 Steuerbegünstigte Zwecke 

Eine Stiftung kann die an §§ 51 ff. AO anknüpfenden Steuerbegünstigungen (siehe 
Kapitel 2.1.1.1) in Anspruch nehmen, wenn sie nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungs-
geschäft und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient. 
 
Gemäß § 52 Abs. 1 Satz 1 AO verfolgt eine Stiftung gemeinnützige Zwecke, wenn 
ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder 
sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. 
Eine Förderung der Allgemeinheit setzt voraus, dass diese nicht einem fest abge-
schlossenen Personenkreis zugutekommt (§ 52 Abs. 1 Satz 2 AO). Das Gesetz nennt 
dabei explizit die Zugehörigkeit zu einer Familie als schädliches Ausschlusskriterium, 

https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice
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sodass eine Familienstiftung im klassischen Sinne nicht als steuerbegünstigt aner-
kannt werden kann.  
Es genügt, wenn der Kreis der geförderten Personen im Einzelfall als Ausschnitt der 
Allgemeinheit angesehen werden kann (vgl. BFH-Urteil vom 13.12.1978, I R 39/78, 
BStBl II 1979, S. 482).  
 
Unschädlich ist eine Begrenzung des geförderten Personenkreises, wenn sich die Kri-
terien für die Auswahl am angestrebten Zweck orientieren. 

 
In § 52 Abs. 2 Satz 1 AO sind die Zwecke aufgeführt, bei denen der Gesetzgeber 
grundsätzlich von einer Förderung der Allgemeinheit ausgeht und die daher (vorbe-
haltlich einer schädlichen Einschränkung der Förderung der Allgemeinheit im vorge-
nannten Sinn, z.B. durch die Beschränkung auf eine Familie) als gemeinnützig aner-
kannt werden. 
 
Insbesondere Stiftungen, die sich der Förderung der Wissenschaft und Forschung 
(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO), der Kunst und Kultur (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AO) oder 
der Bildung und Erziehung (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO) verschrieben haben, können 
diese Zwecke auch durch die Auslobung und Verleihung von Preisen sowie die 
Vergabe von Stipendien verwirklichen. In diesen Fällen ist die Förderung der Allge-
meinheit darin zu sehen, dass die Bürger auf besondere Leistungen hingewiesen und 
zu ähnlichen herausragenden Leistungen angespornt werden. Daher ist die Öffentlich-
keit über eine Preisverleihung zu informieren. Ebenfalls für eine Förderung der Allge-
meinheit spricht, wenn die Kriterien über die Preisvergabe im Vorhinein klar und ein-
deutig geregelt werden und bereits die Auslobung des Wettbewerbs veröffentlicht wird. 
Dies ist jedoch nicht zwingend erforderlich, weshalb auch eine öffentlichkeitswirksame 
Bekanntgabe der Preisverleihung (ggf. auch im Nachhinein) insofern ausreichend sein 
kann. Bei Stipendien dagegen sollten die Richtlinien bzw. Kriterien zu deren Vergabe 
in geeigneter Weise bekannt gemacht werden, damit die Allgemeinheit Kenntnis von 
der Möglichkeit der Förderung bekommen kann. 
 
Im Gegensatz zur Förderung gemeinnütziger Zwecke ist bei den mildtätigen Zwe-
cken (§ 53 AO) keine Förderung der Allgemeinheit erforderlich. Mildtätiges Handeln 
zielt vielmehr darauf ab, (Einzel-)Personen, die sich in einer Notlage befinden, selbst-
los zu unterstützen. 
 
§ 53 AO unterscheidet bei den Notlagen zwischen zwei Formen der Hilfsbedürftigkeit: 

• Persönliche Hilfsbedürftigkeit (§ 53 Nr. 1 AO): Unterstützung von Personen, die 
infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf die Hilfe ande-
rer angewiesen sind (z.B. physisch oder psychisch erkrankte Menschen (auch bei 
Psychosen, Suchtkrankheiten, Neurosen oder sonstige Persönlichkeitsverände-
rungen) oder Menschen mit Behinderung). 

Beispiele: 

• Eine Stiftung, die einen Kindergarten nur für die Bewohner eines bestimmten 
Stadtteils betreibt, fördert noch die Allgemeinheit. 

• Bei Bildungsveranstaltungen kann die Teilnahme von bestimmten Qualifikatio-
nen abhängig gemacht werden. 
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• Wirtschaftliche Hilfsbedürftigkeit (§ 53 Nr. 2 AO): Unterstützung von Personen, de-
ren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache (bzw. bei Alleinstehenden das Fünf-
fache) des Regelsatzes der Sozialhilfe i.S.d. § 28 SGB XII (§ 53 Nr. 2 Satz 1 und 4 
AO) oder deren wirtschaftliche Lage aus besonderen Gründen (z.B. Erdbeben, 
Hochwasser) zu einer Notlage geworden ist (§ 53 Nr. 2 Satz 3 AO). 

 
Eine Stiftung, zu deren Satzungszwecken die Unterstützung von hilfebedürftigen Ver-
wandten der Stifterin bzw. des Stifters gehört, kann nicht als steuerbegünstigt aner-
kannt werden, da in diesen Fällen nicht die selbstlose Förderung hilfebedürftiger Per-
sonen, sondern die Förderung der Verwandtschaft im Vordergrund steht (vgl. AEAO 
Nr. 3 zu § 53; die gelegentliche Unterhaltsgewährung i.S.d. § 58 Nr. 6 AO ist jedoch 
unschädlich, da sie keinen eigenständigen Satzungszweck begründet, siehe hierzu 
auch Kapitel 2.1.1.3.1).  
 
Ein (privatrechtliche) Stiftung verfolgt kirchliche Zwecke (§ 54 AO), wenn ihre Tätig-
keit auf die selbstlose Förderung einer Religionsgemeinschaft des öffentlichen Rechts 
ausgerichtet ist. Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts sind in Nordrhein-
Westfalen insbesondere die 

• (Erz-)Diözesen der Römisch-Katholischen Kirche, ihre Kirchengemeinden und Kir-
chenverbände, 

• Evangelische Kirche im Rheinland, die Evangelische Kirche von Westfalen und die 
Lippische Landeskirche, ihre Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Verbände so-
wie die 

• Landesverbände der jüdischen Gemeinden von Nordrhein und Westfalen-Lippe. 
 
Fördert eine (privatrechtliche) Stiftung diese Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts, indem sie z.B. Gotteshäuser bzw. kirchliche Gemeindehäuser errichtet, aus-
schmückt und unterhält, Religionsunterricht erteilt oder Kirchenvermögen verwaltet 
(siehe auch § 54 Abs. 2 AO), verfolgt sie damit kirchliche Zwecke i.S.d. § 54 AO. 

 

2.1.1.3 Grundsätze der Steuerbegünstigung 

Eine Stiftung, die sich auf die Steuerbegünstigungen gemäß §§ 51 ff. AO berufen 
möchte, weil sie gemeinnützige, mildtätige und/oder kirchliche Zwecke verfolgt, muss 
diese Zwecke nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsäch-
lichen Geschäftsführung selbstlos, ausschließlich und unmittelbar umsetzen: 
 

2.1.1.3.1 Selbstlosigkeit (§ 55 AO) 

Eine selbstlose Förderung steuerbegünstigter Zwecke ist zunächst dann gegeben, 
wenn dadurch nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt werden 
(§ 55 Abs. 1 Satz 1 AO). Die Stiftung darf mit ihren steuerbegünstigten Zwecken also 
z.B. nicht primär gewerbliche Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke anstreben.  
Auch hat der Bundesfinanzhof beispielsweise einer Stiftung zur gemeinnützigen För-
derung der Kunst und Kultur die Anerkennung der Steuerbegünstigung verwehrt, da 

Hinweis:  
Der Begriff der kirchlichen Stiftung i.S.d. § 13 StiftG NW ist weiter gefasst. Eine 
solche kirchliche Stiftung kann daher neben den kirchlichen Zwecken gemäß 
§ 54 AO auch gemeinnützige und mildtätige Zwecke verwirklichen (siehe auch Ka-
pitel 1.1.1 unter d)). 
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der Stifter in dem zu beurteilenden Einzelfall ein maßgebliches Eigeninteresse am 
Sammeln und am Besitz von Kunstgegenständen verfolgt hat. Er hatte das zivilrecht-
liche Eigentum an privat angeschafften Kunstwerken auf eine Stiftung übertragen, den 
unmittelbaren Besitz aber behalten, da die Kunstwerke in seinen Privaträumen blieben 
und der Öffentlichkeit nicht zugänglich waren (vgl. BFH-Beschluss vom 24.05.2016, V 
B 123/15, BFH/NV 2016 S. 1253). 
 
Darüber hinaus sind in § 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 AO weitere Anforderungen an die Selbst-
losigkeit enthalten: 
 
Mittelverwendungsgebot zugunsten der satzungsgemäßen Zwecke 
Die Mittel der Stiftung dürfen nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 AO nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden.  
Dieses Ziel wird jedoch verfehlt, wenn die Stiftung ihre Mittel weitgehend nicht für ihre 
satzungsmäßigen steuerbegünstigten Zwecke, sondern für die eigene Verwaltung und 
die Spendenwerbung einsetzt (vgl. BFH-Beschluss vom 23.09.1998, I B 82/98, BStBl II 
2000 S. 320). Dementsprechend kann eine Stiftung nicht mehr als steuerbegünstigt 
behandelt werden, wenn ihre Ausgaben für die allgemeine Verwaltung einschließlich 
der Werbung um Spenden einen angemessenen Rahmen übersteigen (§ 55 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 AO).  
Was dabei noch als angemessen angesehen werden kann, hängt von den Umständen 
des Einzelfalls ab. Die zuständigen Stiftungsorgane sollten daher sicherstellen, dass 
zum einen keine einzelnen unangemessenen Ausgaben vorgenommen werden und 
zum anderen die Gesamtausgaben für Verwaltung und Spendenwerbung in einem an-
gemessenen Verhältnis zu den Einnahmen der Stiftung stehen. 
Letzteres ist nach Auffassung der Finanzverwaltung spätestens dann nicht mehr ge-
geben, wenn die Gesamteinnahmen der Stiftung (Spenden, Mitgliedsbeiträge, Zu-
schüsse, Überschüsse aus der Vermögensverwaltung, Gewinne aus wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben usw.) überwiegend – also zu mehr als 50 Prozent – zur Bestrei-
tung von Ausgaben für die Verwaltung und Spendenwerbung statt für die Verwirkli-
chung der steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden (vgl. 
AEAO Nr. 19 zu § 55). Bei der Berechnung sind sämtliche allgemeinen Verwaltungs-
kosten (neben Organvergütungen somit auch Mietaufwendungen für Verwaltungsge-
bäude, Bürokosten wie Telefon oder Porto, Beratungskosten etc.) einzubeziehen, un-
abhängig davon, welchem Tätigkeitsbereich der Stiftung (ideeller Bereich, Vermö-
gensverwaltung, Zweckbetriebe, steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) 
sie zugeordnet worden sind. 
Während der Gründungs- oder Aufbauphase einer Stiftung kann auch eine überwie-
gende Verwendung der Mittel für Verwaltungsausgaben und Spendenwerbung un-
schädlich für die Steuerbegünstigung sein. Die Dauer der Gründungs- oder Aufbau-
phase, während der dies möglich ist, hängt von den Verhältnissen des Einzelfalls ab. 
Die Finanzverwaltung akzeptiert insofern einen Zeitraum von längstens vier Jahren 
(vgl. AEAO Nr. 20 zu § 55). 
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Selbst wenn die Stiftung die Grenze von 50 Prozent einhält, können einzelne unange-
messene Ausgaben zur Aberkennung der Steuerbegünstigung führen, wie z.B. ein im 
Verhältnis zum angefallenen Arbeitsaufwand überhöhtes (Vorstands-)Gehalt oder im 
Fall einer nicht rechtsfähigen Stiftung auch eine überhöhte Vergütung der Treuhände-
rin bzw. des Treuhänders (vgl. AEAO Nr. 21 zu § 55, zur Frage der Angemessenheit 
siehe auch AEAO Nr. 25 zu § 55). 

 
Verbot von Zuwendungen an Stifterin bzw. Stifter und deren Erben 
Die Stifterin bzw. der Stifter und deren Erben dürfen keine Zuwendungen aus Stif-
tungsmitteln erhalten (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 AO, § 55 Abs. 3 AO). 
Als Ausnahme hiervon kann eine Stiftung jedoch gemäß § 58 Nr. 6 AO einen Teil, 
höchstens ein Drittel ihres Einkommens dazu verwenden, um in angemessener Weise 
den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen 
und ihr Andenken zu ehren. Die Ausnahmeregelung ist letztlich vor dem Hintergrund 
zu verstehen, dass der Gesetzgeber ein besonderes Interesse an der Gründung von 
steuerbegünstigten Stiftungen hat. Häufig übertragen Stifterinnen und Stifter schon zu 
Lebzeiten erhebliche Teile ihres Vermögens auf eine Stiftung. Für den Fall, dass sich 
ihre wirtschaftliche Situation oder die der nächsten Angehörigen, nach der Stiftungs-
errichtung in einer Weise verschlechtert, dass ein (angemessener) Unterhalt nicht 
mehr gewährleistet ist, soll die Möglichkeit für die Stiftung gegeben sein, ohne Gefähr-
dung der Gemeinnützigkeit entsprechende Unterhaltsleistungen zu erbringen. 
 
Für derartige Unterhaltsleistungen sowie für die Pflege der Gräber und die Ehrung des 
Andenkens kann die Stiftung insgesamt bis zu einem Drittel ihres Einkommens ver-
wenden. Unter dem Begriff „Einkommen“ ist die Summe der einzelnen Einkunftsarten 
des § 2 Abs. 1 EStG zu verstehen, unabhängig davon, ob die Einkünfte steuerpflichtig 
sind oder nicht. Daher sind in die Bemessungsgrundlage neben den Gewinnen und 
Verlusten aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben (Zweckbetriebe und steuerpflich-
tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe) auch die Überschüsse aus der Vermögensver-
waltung einzubeziehen. Im Umkehrschluss stehen jedoch weder Spendeneinnahmen 
noch Zuschüsse oder das Ausstattungsvermögen selbst für die Unterhaltsleistungen 
zur Verfügung (zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen einer steuerbegünstigten Stif-
tung siehe Kapitel 2.1.1.5). 
 
Als Begünstigte i.S.d. § 58 Nr. 6 AO kommen die Stifterin bzw. der Stifter sowie deren 
nächste Angehörige in Frage. Der Begriff der nächsten Angehörigen ist enger als der 
der Angehörigen nach § 15 AO (vgl. AEAO Nr. 12 zu § 58). Er umfasst: Ehegatten, 
Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel (auch durch Adoption verbunden), Geschwister, Pfle-
geeltern und Pflegekinder. 

Hinweis: 
Im Übrigen ist zu beachten, dass außerhalb der abgabenrechtlichen Prüfung durch 
das zuständige Finanzamt teilweise auch andere Maßstäbe zur Überprüfung des 
Ausgabeverhaltens angelegt werden. So hält beispielsweise das Deutsche Zentra-
linstitut für soziale Fragen, welches das DZI-Spendensiegel vergibt, ein Ausgabe-
verhalten grds. nur dann für angemessen, wenn die Werbe- und Verwaltungsaus-
gaben höchstens 30 Prozent der jährlichen Gesamtausgaben betragen (vgl. Leitli-
nien zur Vergabe des DZI-Spendensiegels, https://www.dzi.de/spenderbera-
tung/spenden-siegel). 

https://www.dzi.de/spenderberatung/spenden-siegel
https://www.dzi.de/spenderberatung/spenden-siegel
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Da auch eine Zustiftern bzw. ein Zustifter die Stellung einer Stifterin/eines Stifters in-
nehat, können die Regelungen des § 58 Nr. 6 AO auch auf diese bzw. deren nächste 
Angehörige angewendet werden. Bei der Berechnung der o.g. 1/3-Grenze ist dann 
jedoch zu berücksichtigen, dass das Einkommen der Stiftung nur teilweise aus der 
Zustiftung resultiert. Die maximal möglichen Unterhaltszahlungen sind insofern also im 
Verhältnis zu den gestifteten Vermögenswerten zu betrachten (vgl. Leichinger in: 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, 12. Auflage 2023, 
Teil C, Rn. 162). 
Erhalten mehrere Begünstigte Leistungen i.S.d. 58 Nr. 6 AO, so steht hierfür insgesamt 
höchstens ein Drittel des Stiftungseinkommens zur Verfügung. 
 
Neben der 1/3-Grenze als relative Höchstgrenze ist auch eine absolute Höchstgrenze 
in der Form zu beachten, dass die Unterhaltsleistungen angemessen sein müssen 
(vgl. AEAO Nr. 13 zu § 58). Dies ergibt sich aus dem Begriff „Unterhalt“, der beinhaltet, 
dass beim Begünstigten auch tatsächlich ein Bedarf auf Hilfe beim laufenden Lebens-
unterhalt besteht. 
Diese Frage der Angemessenheit bzw. Bedürftigkeit kann nicht in Anlehnung an die 
Regelungen der Bedürftigkeit des § 53 Nr. 2 AO beantwortet werden. Als Maßstab für 
die Angemessenheit des Unterhalts ist auf den Lebensstandard des Zuwendungsemp-
fängers im Zeitpunkt der ursprünglichen Vermögensausstattung der Stiftung abzustel-
len (AEAO Nr. 13 zu § 58). Etwaige Zuwendungen der Stiftung sollen die Stifterin bzw. 
den Stifter und deren nächste Angehörige in die Lage versetzen, das Leben in der 
Weise zu führen, als wenn das Vermögen nicht auf die Stiftung übertragen worden 
wäre. Die Prüfung der Angemessenheit kann demnach nur eine Einzelfallprüfung sein. 
Können sie diesen Lebensstandard nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen 
bestreiten, so besteht ein Unterhaltsbedarf im o.g. Sinne. Die Stiftung kann dann im 
Rahmen des § 58 Nr. 6 AO Sach-, Dienst- oder Geldleistungen erbringen, soweit sie 
für einen geordneten Lebensbedarf (Ernährung, Bekleidung, Ausbildung etc.) erforder-
lich sind. Nicht zulässig ist dagegen die „Ausschüttung“ von Stiftungsmitteln mit dem 
Ziel, den Begünstigten einen Vermögensaufbau zu ermöglichen (vgl. Leichinger in: 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, 12. Auflage 2023, 
Teil C, Rn. 166). 
Können Stifterin bzw. Stifter und deren nächste Angehörige diesen Lebensstandard 
aus eigenem Einkommen oder Vermögen bestreiten, darf die Stiftung keine Unter-
haltsleistungen gemäß § 58 Nr. 6 AO erbringen. 

 
Abzugrenzen von etwaigen Auskehrungen nach § 58 Nr. 6 AO sind Ansprüche, die 
eine Stifterin bzw. ein Stifter für sich und ihre/seine nächsten Angehörigen aus dem 
der Stiftung übertragenen Vermögen „vorbehalten“ hat. In diesem Fall ist das Stiftungs-
vermögen vor dessen Übertragung mit Ansprüchen Dritter belastet (z.B. durch Nieß-
brauch, Grund- und Rentenschulden, Vermächtnisse aufgrund testamentarischer 
Bestimmungen des Zuwendenden). Die Ansprüche mindern das übertragene Vermö-
gen bereits im Zeitpunkt des Übergangs. Wirtschaftlich betrachtet wird der Stiftung nur 

Hinweis: 
Zur Aufnahme des § 58 Nr. 6 AO in die Stiftungssatzung siehe Kapitel 2.1.1.4.1, 
zur Besteuerung der Leistungen beim Empfänger Kapitel 3.1. 
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das nach der Erfüllung der Ansprüche verbleibende Vermögen zugewendet (AEAO Nr. 
13 zu § 55).  

 
Die Erfüllung der entsprechenden Ansprüche stellt dann keinen gemeinnützigkeits-
schädlichen Vorgang dar, wenn im Ergebnis ein positiver Vermögenswert übertragen 
wurde. Etwaige Ansprüche müssen allerdings vor einer Vermögensübertragung an die 
Stiftung wirksam begründet worden sein. Reichen die vorhandenen flüssigen Vermö-
gensmittel nicht für die Erfüllung der bestehenden Ansprüche aus, darf die Stiftung 
auch Erträge dafür verwenden. Damit ihr jedoch ausreichend Mittel für die Verwirkli-
chung ihrer steuerbegünstigten Zwecke zur Verfügung stehen, darf sie höchstens ein 
Drittel ihres Einkommens für die Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten verwenden 
(AEAO Nr. 14 zu § 55). Auf die Einräumung etwaiger Verpflichtungen sollte innerhalb 
des Stiftungsgeschäfts sowie der Satzung hingewiesen werden. 
Hat die Stiftung derartige Ansprüche aus ihren Erträgen zu erfüllen und erbringt zu-
sätzlich Leistungen i.S.d. § 58 Nr. 6 AO, darf sie dafür insgesamt höchstens ein Drittel 
ihres Einkommens verwenden (vgl. AEAO Nr. 15 zu § 55).  
 
Drittbegünstigungsverbot 
Neben Zuwendungen an die Stifterin bzw. den Stifter und deren Erben ist auch eine 
Begünstigung Dritter durch eine steuerbegünstigte Stiftung außerhalb ihrer satzungs-
mäßigen Zwecke unzulässig. Konkret darf eine steuerbegünstigte Stiftung keine Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigen (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). 
Unzulässig ist damit z.B. die Zahlung unangemessen hoher Vergütungen an Vor-
standsmitglieder bzw. die Vergütung von Vorstandsmitgliedern, die laut Satzung eh-
renamtlich tätig sind (zur Angemessenheit von Gehaltszahlungen siehe auch AEAO 
Nr. 25 zu § 55). 
 
Grundsatz der Vermögensbindung 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks 
darf das Stiftungsvermögen nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden 
(Grundsatz der Vermögensbindung, § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO). Eine steuerlich ausrei-
chende Vermögensbindung liegt nur dann vor, wenn der Zweck, für den das Vermögen 
bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten 
Zwecke verwendet werden soll, in der Satzung so genau bestimmt ist, dass auf Grund 
der Satzung geprüft werden kann, ob der Verwendungszweck steuerbegünstigt ist 
(§ 61 Abs. 1 AO). Hierzu sind die Formulierungen gemäß § 5 der in Anlage 1 zu § 60 
AO enthaltenen Mustersatzung vorgesehen (siehe auch Kapitel 2.1.1.4.1). 
Als Anfallsberechtigte einer steuerbegünstigten Stiftung kommen aufgrund des Grund-
satzes der Vermögensbindung lediglich andere steuerbegünstigte Körperschaften, 
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen sowie juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts in Betracht, nicht jedoch natürliche Personen (insbesondere die Stif-
terin bzw. der Stifter oder deren Angehörige). Nach § 55 Abs. 3 i.V.m. § 55 Abs. 1 Nr. 2 
AO ist es aber zulässig, das ursprünglich gewidmete Stiftungskapital und die Zustif-
tungen von der Vermögensbindung auszunehmen und im Falle des Erlöschens der 
Stiftung an die Stifterin bzw. den Stifter sowie deren Erben zurückfallen zu lassen. Für 

Hinweis: 
Nur insofern kann dann auch ein Spendenabzug geltend gemacht werden (vgl. Ka-
pitel 4.2.1.1). 
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die Ausstattung solcher Stiftungen und Zustiftungen, die nicht der dauerhaften Vermö-
gensbindung unterliegen, kann dann jedoch kein Spendenabzug nach § 10b EStG 
bzw. § 9 Nr. 2 KStG in Anspruch genommen werden (vgl. AEAO Nr. 34 zu § 55, siehe 
auch Kapitel 4.2.1.3). 
 
Zeitnahe Mittelverwendung 
Steuerbegünstigte Stiftungen mit jährlichen Einnahmen von über 45.000 Euro müssen 
ihre Mittel grundsätzlich zeitnah für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
verwenden. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens 
in den auf den Zufluss folgenden zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die steu-
erbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO).  

 
Ausgenommen von der Verpflichtung zur zeitnahen Mittelverwendung sind gemäß 
§ 62 AO: 

• Rücklagen zur Verwirklichung der Satzungszwecke (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO), 
die sog. freie Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) und Rücklagen zum Erhalt der Be-
teiligungsquote (§ 62 Abs. 1 Nr. 4 AO). Die Stiftung muss die Rücklagen in ihrer 
Rechnungslegung (ggf. in einer Nebenrechnung) gesondert ausweisen, damit dem 
zuständigen Finanzamt eine Kontrolle jederzeit und ohne besonderen Aufwand 
möglich ist (AEAO Nr. 14 zu § 62). 

• Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser keine Verwendung für den 
laufenden Aufwand der Stiftung vorgeschrieben hat (§ 62 Abs. 3 Nr. 1 AO) 

• Zuwendungen, die ausdrücklich langfristig dem Stiftungsvermögen dienen sollen 
(insbesondere Grundstockvermögen und Zustiftungen, § 62 Abs. 3 Nr. 2 und 3 AO) 

• Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören (z.B. Beteiligun-
gen und Grundstücke, § 62 Abs. 3 Nr. 4 AO). 

• Gewinne aus der Umschichtung des Grundstockvermögens bzw. der Zustiftungen 
(vgl. AEAO Nr. 30 zu § 55). 

 
Da Stiftungen zur Verwirklichung ihrer Satzungszwecke auf ein ausreichend umfang-
reiches Grundstockvermögen angewiesen sind, ist es ihnen gemäß § 62 Abs. 4 AO 
zusätzlich erlaubt, im Jahr ihrer Errichtung und in den folgenden drei Kalenderjahren 
Überschüsse und Gewinne aus der Vermögensverwaltung und aus ihren wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben ganz oder teilweise dem Vermögen zuzuführen. Mangels 
ausdrücklicher Nennung gilt diese Regelung nicht für sonstige Mittel, wie z.B. Spenden 
und Zuschüsse. Spenden können daher nur dann dem langfristigen Vermögen zuge-
führt werden, wenn sie unter einen der oben genannten Ausnahmetatbestände in § 62 
Abs. 1 bis 3 AO fallen. Liegen sowohl positive als auch negative Ergebnisse aus Ver-
mögensverwaltung und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben vor, ist die Zuführung von 

Beispiel:  
Eine Stiftung mit jährlichen Einnahmen von jeweils ca. 100.000 Euro erhält am 
18.02.2024 eine nicht als Zustiftung vorgesehene Spende i.H.v. 50.000 Euro. 
Um dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung zu genügen, müssen in den zwei 
folgenden Kalenderjahren – also spätestens bis zum 31.12.2026 – Mittel i.H.v. 
50.000 Euro für die steuerbegünstigten Stiftungszwecke verwendet werden. Denk-
bar ist aber z.B. auch, die Mittel in eine Rücklage einzustellen (siehe folgende Aus-
führungen). 
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Vermögen i.S.d. § 62 Abs. 4 AO auf den positiven Betrag begrenzt, der nach Verrech-
nung der Ergebnisse verbleibt (vgl. AEAO Nr. 17 zu § 62; Zu den Begrifflichkeiten 
„Vermögensverwaltung“ und „Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ siehe Kapitel 2.1.1.5). 
 

2.1.1.3.2 Ausschließlichkeit (§ 56 AO) 

Nach § 56 AO kann eine Stiftung nur als steuerbegünstigt anerkannt werden, wenn sie 
ausschließlich ihre steuerbegünstigen satzungsmäßigen Zwecke verfolgt.  
 
Eine Stiftung darf mehrere gemeinnützige, mildtätige und/oder kirchliche Zwecke ne-
beneinander verfolgen, ohne dass dadurch die Ausschließlichkeit verletzt wird. Die 
verwirklichten steuerbegünstigten Zwecke müssen jedoch sämtlich satzungsmäßige 
Zwecke sein (AEAO Nr. 2 zu § 56). Insbesondere bei mehreren Satzungszwecken ist 
zu beachten, dass sämtliche in der Satzung bezeichneten steuerbegünstigten Zwecke 
auch tatsächlich nachhaltig und ernsthaft verfolgt werden müssen (vgl. BFH-Urteil vom 
23.07.2003, I R 29/02, BStBl II 2003 S. 930). Die Anzahl der Satzungszwecke sollte 
sich daher an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Körperschaft orientieren 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 19.12.2012, 16 A 1451/10, DVBl 2013 S. 449). Die Auf-
nahme sog. „Vorratszwecke“, deren Verfolgung von vornherein nicht ernsthaft beab-
sichtigt ist, ist nicht zulässig (siehe auch Kapitel 2.1.1.4.1). 
 
Zur Finanzierung der satzungsgemäßen gemeinnützigen, mildtätigen und/oder kirchli-
chen Zweckverwirklichung ist es einer steuerbegünstigten Stiftung erlaubt, vermö-
gensverwaltende Tätigkeiten und steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe zu 
unterhalten, die für sich gesehen nicht selbst den jeweiligen steuerbegünstigten Zweck 
umsetzen (zur Abgrenzung dieser Tätigkeiten siehe Kapitel 2.1.1.5). Im Zusammen-
hang mit dem Ausschließlichkeitsgebot des § 56 AO ist jedoch zu beachten, dass der-
artige Tätigkeiten aus der Sicht des Gemeinnützigkeitsrechts nur dann unschädlich 
sind, wenn sie um des steuerbegünstigten Zwecks willen erbracht werden, indem sie 
z.B. der Beschaffung von Mitteln zur Erfüllung der steuerbegünstigten Aufgabe dienen. 
Ist die Vermögensverwaltung bzw. der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbe-
trieb dagegen nicht dem steuerbegünstigten Zweck untergeordnet, sondern ein davon 
losgelöster Zweck oder gar Hauptzweck der Stiftung, so scheitert deren Steuerbegüns-
tigung an § 56 AO (vgl. AEAO Nr. 1 zu § 56). 
 

2.1.1.3.3 Unmittelbarkeit (§ 57 AO) 

Eine der grundlegenden Voraussetzungen für die Gewährung der Steuerbegünstigung 
ist, dass die steuerbegünstigte Stiftung ihre gemeinnützigen, mildtätigen und/oder 
kirchlichen Zwecke selbst verwirklicht. Das Handeln Dritter reicht grundsätzlich nicht 
aus, außer es handelt sich dabei um eine sog. „Hilfsperson“, deren Handeln nach den 
Umständen des Falls, insbesondere nach den rechtlichen und tatsächlichen Beziehun-
gen, die zwischen der Stiftung und der Hilfsperson bestehen, der Stiftung zuzurechnen 
ist (§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO). Hilfspersonen der Stiftung sind z.B. ihre Angestellten, die 
den steuerbegünstigten Zweck in ihrem Auftrag erfüllen. 
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Förderstiftungen (siehe Kapitel 1.1.1) sind nicht unmittelbar i.S.d. § 57 Abs. 1 AO tätig, 
sondern beschränken sich darauf, im Rahmen der in ihrer Satzung festgelegten Zwe-
cke andere steuerbegünstigte Einrichtungen finanziell zu unterstützen. Sie verwirkli-
chen damit nicht selbst steuerbegünstigte Zwecke. Aufgrund der Ausnahmeregelung 
des § 58 Nr. 1 AO können Förderstiftungen dennoch als steuerbegünstigt anerkannt 
werden. Danach wird die Steuerbegünstigung nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
eine Stiftung (teilweise oder ausschließlich) einer anderen Körperschaft, Personenver-
einigung oder Vermögensmasse oder einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts Mittel für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke zuwendet. Ist diese 
Mittelweitergabe die einzige Art der Zweckverwirklichung, muss dies in der Satzung 
benannt sein (§ 58 Nr. 1 Satz 4 AO). 

 
Mittel i.S.d. § 58 Nr. 1 AO sind nicht nur Bar- oder Buchgeld, sondern auch alle anderen 
Vermögenswerte. Auch eine unentgeltliche oder höchstens gegen Kostenersatz er-
brachte Nutzungsüberlassung bzw. Dienstleistung ist hiervon erfasst (vgl. AEAO Nr. 1 
und 7 zu § 58). Die im Rahmen des § 58 Nr. 1 AO zulässigen Mittelempfänger ergeben 
sich aus AEAO Nr. 2 zu § 58. 
 
Das Unmittelbarkeitserfordernis kann auch dadurch erfüllt werden, dass eine Stiftung 
satzungsgemäß durch planmäßiges Zusammenwirken mit mindestens einer weiteren 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die im Übrigen die Vo-
raussetzungen der §§ 51 bis 68 erfüllt, ihren steuerbegünstigten Satzungszweck ver-
wirklicht (§ 57 Abs. 3 AO). Zu den Voraussetzungen im Einzelnen siehe auch AEAO 
Nr. 4 bis 12 zu § 57. 
 
Hält und verwaltet eine Stiftung ausschließlich Anteile an steuerbegünstigten Kapital-
gesellschaften, so stellt dies per gesetzlicher Festlegung eine unmittelbar steuerbe-
günstigte Zweckverfolgung der Stiftung dar (§ 57 Abs. 4 AO, siehe auch AEAO Nr. 13 
bis 16 zu § 57). 
 

2.1.1.4 Überprüfung der Voraussetzungen 

2.1.1.4.1 Satzung 

Die Steuerbegünstigungen gemäß §§ 51 ff. AO (siehe Kapitel 2.1.1.1) werden gewährt, 
wenn sich aus Satzung und Stiftungsgeschäft ergibt, welchen Zweck die Stiftung ver-
folgt, dass dieser Zweck den Anforderungen der §§ 52 bis 55 entspricht und dass er 
ausschließlich und unmittelbar verfolgt wird (vgl. § 59 AO).  
Die tatsächliche Geschäftsführung der Stiftung muss diesen Satzungsbestimmungen 
entsprechen (siehe hierzu Kapitel 2.1.1.4.2). 
 
Gemäß § 60 Abs. 1 AO müssen die Satzungszwecke und auch die Art ihrer Ver-
wirklichung so genau bestimmt sein, dass aufgrund der Satzung geprüft werden 
kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Steuervergünstigungen ge-
geben sind. Es genügt nicht, nur anzugeben, dass allgemein gemeinnützige, mildtätige 

Hinweis: 
Für eine beispielhafte Satzungsformulierung siehe Kapitel 2.1.1.4.2. Es ist nicht er-
forderlich, die Körperschaften, an die Mittel weitergegeben werden sollen, in der 
Satzung aufzuführen. 
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oder kirchliche Zwecke verfolgt werden sollen. Vielmehr muss der jeweilige Zweck ge-
nau bezeichnet werden (z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung oder Förde-
rung der Jugendhilfe) und aufgeführt werden, welche Maßnahmen im Einzelnen zur 
Erreichung des Zwecks bzw. der Zwecke durchgeführt werden sollen.  
Zugunsten der Eindeutigkeit der Satzungsbestimmungen sowie der späteren Überprü-
fung der Korrespondenz zwischen Satzung und tatsächlicher Geschäftsführung (§ 59 
AO) wird empfohlen, den jeweiligen Satzungszweck möglichst am Gesetzeswortlaut 
der §§ 52 bis 54 AO zu orientieren. 
 
Die bloße Bezugnahme auf Satzungen oder andere Regelungen Dritter (z.B. einer be-
reits als steuerbegünstigt anerkannten Körperschaft mit gleichgerichteten Zwecken) ist 
nicht ausreichend (vgl. BFH-Urteil vom 19.04.1989, I R 3/88, BStBl II 1989 S. 595). 

 
Auch wenn der Stiftungszweck selbst bereits genauer bezeichnet ist als die Gesetzes-
formulierung in der Abgabenordnung, kann auf eine möglichst konkrete Beschreibung 
der Zweckverwirklichung nicht verzichtet werden. Denn erst die Beschreibung der 
Zweckverwirklichung ermöglicht die Beurteilung, ob ausschließlich steuerbegünstigte 
oder doch eher eigennützige bzw. eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt werden. 

 
Verfolgt eine steuerbegünstigte Stiftung nach ihrer Satzung mehrere gemeinnützige, 
mildtätige und/oder kirchliche Zwecke, ist es für die Anerkennung der Steuerbegünsti-
gung nicht notwendig, dass diese stets gleichzeitig und in gleichem Umfang verfolgt 
werden. Es muss jedoch erkennbar sein, dass jeder Satzungszweck eine ernsthafte 
und nachhaltige Verwirklichung erfährt, indem kein Zweck dauerhaft unberücksichtigt 
bleibt. Die bloße Absicht, zu einem unbestimmten Zeitpunkt einen der Satzungszwe-
cke zu verwirklichen, genügt nicht (BFH-Urteil vom 23.07.2003, I R 29/02, BStBl. II 
2003, S. 930). 
Die Anzahl der Satzungszwecke sollte sich daher an der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit der Stiftung orientieren (vgl. OVG NRW, Urteil vom 19.12.2012, 16 A 1451/10, 
DVBl 2013 S. 449). Die Aufnahme sog. „Vorratszwecke“, deren Verfolgung von vorn-
herein nicht ernsthaft beabsichtigt ist, sind nicht zulässig. In der Praxis kommt es ge-
legentlich zu einer „Überladung“ der Satzung mit steuerbegünstigten Zwecken, im Ein-
zelfall werden sogar sämtliche Zwecke i. S. d. §§ 52 bis 54 AO aufgeführt. Gerade in 

Beispiel:  
Der Stifter X will mit der Errichtung der X-Stiftung Gutes tun. Genaue Pläne, welche 
Zwecke die Stiftung verfolgen soll, hat X jedoch noch nicht, da er sich noch nicht 
festlegen will. 
Die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Steuervergünstigungen liegen man-
gels genauer Zweckformulierungen nicht vor. 

Beispiel:  
Die Y-Stiftung will die Musik und damit Kunst und Kultur fördern (§ 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 5 AO).  
Nach der Anlage 1 zu § 60 AO müssen in der Satzung Aussagen dazu aufgenom-
men werden, wie der Satzungszweck verwirklicht werden soll. Nur so kann anhand 
der Satzung geprüft werden, ob die Voraussetzungen für die Steuervergünstigun-
gen auch erfüllt sind. So könnte die Stiftung in der Satzung z.B. hervorheben, be-
gabte Musiker durch die Vergabe von Stipendien zu fördern oder das Liedgut und 
den Chorgesang zu pflegen. 

https://connect.juris.de/r3/document/BJNR006130976BJNE014506819/format/xsl/part/S?oi=k5cTXTq5Dx&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://connect.juris.de/r3/document/BJNR006130976BJNE014506819/format/xsl/part/S?oi=k5cTXTq5Dx&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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diesen Fällen sollte eine gewissenhafte Abwägung zwischen einer ernsthaften und 
nachhaltigen Zweckverwirklichung und der Absicht einer gelegentlichen Förderung der 
steuerbegünstigten Zwecke erfolgen. 
 
Eine Erweiterung der Satzungszwecke ist grds. auch nach der Errichtung der Stiftung 
noch denkbar, setzt allerdings eine wesentliche Veränderung der Verhältnisse voraus 
(vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 1 StiftG NW). Hier akzeptieren die Stiftungsbehörden regelmäßig 
eine gleichzeitige Zustiftung. Diese sollte der Höhe nach geeignet sein, die zusätzli-
chen Zwecke nachhaltig zu verwirklichen. Auch empfiehlt es sich, die Möglichkeit einer 
späteren Zweckerweiterung bereits von Anfang an in der Satzung festzulegen, um auf 
diese Weise eine Übereinstimmung mit dem ursprünglichen Stifterwillen zu dokumen-
tieren. 
 
Bei einer sog. Förderstiftung (vgl. Kapitel 1.1.1) kann aus steuerrechtlicher Sicht auf 
eine detaillierte Beschreibung der Zweckverwirklichung verzichtet werden, da sie aus-
schließlich durch die Zuwendung von Mitteln an andere Körperschaften oder juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts zur Verwirklichung von deren steuerbegüns-
tigten Zwecken tätig wird. Damit erübrigen sich konkrete Aussagen zur Zweckverwirk-
lichung. Ausreichend ist in diesem Fall aus steuerrechtlicher Sicht, wenn die Mittelwei-
tergabe als solche als Art der Zweckverwirklichung in der Satzung der Förderstiftung 
benannt wird (vgl. § 58 Nr. 1 Satz 4 AO) 

 
Folgende Tätigkeiten dürfen nicht als Satzungszweck bzw. als Art der Zweckverwirkli-
chung aufgeführt werden: 

• Tätigkeiten, die als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb oder als Ver-
mögensverwaltung zu beurteilen sind. Diese dürfen nur in der Satzung aufgeführt 
werden, wenn erkennbar ist, dass diese Bereiche nicht um ihrer selbst willen be-
trieben werden, sondern sie den steuerbegünstigten Satzungszwecken als Instru-
mente der Mittelbeschaffung sachlich untergeordnet sind. Es muss klar zum Aus-
druck kommen, dass mit der Benennung keine Erweiterung des eigentlichen (steu-
erbegünstigten) Satzungszwecks verbunden ist (vgl. BFH-Urteil vom 18.12.2002, 
I R 15/02, BStBl II 2003 S. 384 sowie AEAO Nr. 1 zu § 59 AO). Die Ausführungen 

Beispiel:  
Die Z-Stiftung will ausschließlich durch die finanzielle Unterstützung verschiedener 
Museen tätig werden (§ 58 Nr. 1 AO, § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AO).  
Die Ausführungen zum Satzungszweck und zur Zweckverwirklichung könnten bei-
spielsweise wie folgt formuliert werden: „Zweck der Stiftung ist die Förderung der 
Kunst und Kultur. Der Stiftungszweck wird verwirklicht durch die Mittelweitergabe 
an andere Körperschaften oder juristische Personen des öffentlichen Rechts.“  
(Hinweis: zum stiftungsrechtlichen Erfordernis der Zweckkonkretisierung s.o.). 

Hinweis: 
Stiftungsrechtlich ist auch in diesen Fällen eine Konkretisierung der Stiftungszwe-
cke und ihrer Verwirklichung aufgrund der im Rahmen des Anerkennungsverfah-
rens zu erfolgenden Prognose, ob eine dauernde und nachhaltige Erfüllung des 
Stiftungszwecks durch die Erträge aus dem gewidmeten Vermögen gewährleistet 
werden kann, erforderlich. Dies sollte daher mit der Stiftungsbehörde geklärt wer-
den. 
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zum Satzungszweck sind ausschließlich den förderungswürdigen Tätigkeitsberei-
chen (ideeller Bereich und Zweckbetriebe) vorbehalten. Zu den einzelnen Tätig-
keitsbereichen einer steuerbegünstigten Stiftung siehe Kapitel 2.1.1.5. 

• Die Gewährung von Leistungen im Sinne des § 58 Nr. 6 AO. Diese Regelung ent-
hält lediglich eine Ausnahme zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO für Stiftungen (vgl. auch 
Kapitel 2.1.1.3.1), begründet jedoch keinen eigenständigen steuerbegünstigten 
Zweck (AEAO Nr. 14 zu § 58). Da eine Stiftungssatzung jedoch nicht nur die Vo-
raussetzungen der Steuerbegünstigung enthält, sondern insbesondere auch die 
Stiftungsorganisation und die Befugnisse der Organe festlegen soll (vgl. BFH-Urteil 
vom 18.12.2002, I R 15/02, BStBl II 2003 S. 384), wird nicht beanstandet, wenn die 
Regelung des § 58 Nr. 6 AO außerhalb des Satzungszwecks in die Stiftungssat-
zung aufgenommen wird. Sofern die Möglichkeit eingeräumt werden soll, dass die 
Stiftung Mittel für Leistungen im Sinne des § 58 Nr. 6 AO verwenden darf, sind 
Formulierungen zu verwenden wie z.B. „Die Stiftung kann…“, „Die Stiftung darf…“ 
oder „Der Stiftung ist es erlaubt, …“.  
Ein Rechtsanspruch auf die Unterstützungsleistungen darf nicht bestehen 
(vgl. auch Schlüter/Stolte, Stiftungsrecht, 3. Auflage 2016, Kapitel 7 Rn. 54). Ent-
hält die Satzung einen solchen Rechtsanspruch, so kann die Stiftung in der Regel 
nicht als steuerbegünstigt anerkannt werden. 

 
Außerdem ist seit dem 01.01.2009 erforderlich, dass die Satzung einer steuerbegüns-
tigten Stiftung die in der sog. Mustersatzung bezeichneten Festlegungen enthält (§ 60 
Abs. 1 Satz 2 AO). Die Mustersatzung ist der Abgabenordnung in Anlage 1 zu § 60 
AO beigefügt. Eine wortgenaue Übernahme der Formulierungen wird vom Gesetzge-
ber nicht zwingend gefordert. Allerdings ist eine Aufnahme des Wortlautes zum Zweck 
der Vollständigkeit aller gemeinnützigkeitsrelevanten Festlegungen mitunter empfeh-
lenswert. 
 
Bei zum 31.12.2008 bereits bestehenden steuerbegünstigten Stiftungen bedarf es kei-
ner gesonderten Anpassung der Satzungen an die Mustersatzung. Sollte jedoch ab 
dem 01.01.2009 durch Beschluss des Stiftungsvorstands (bzw. des insoweit berech-
tigten Organs) eine Satzungsänderung (aus anderem Grund) erfolgen, muss die Sat-
zung darüber hinaus an die Vorgaben der gesetzlich vorgeschriebenen Mustersatzung 
angeglichen werden (Art. 97 § 1f Abs. 2 EGAO). 
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Im Einzelnen muss eine Stiftungssatzung nach der Mustersatzung folgende Fest-
legungen enthalten:  
 
§ 1:  
Die …-Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar – gemeinnützige – mildtätige 
– kirchliche – Zwecke (nicht verfolgte Zwecke streichen) im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
Zweck der Stiftung ist … (Angabe der steuerbegünstigten Zwecke der Stiftung, 
möglichst entsprechend des Gesetzeswortlauts der §§ 52 bis 54 AO, um eine ein-
deutige Zuordnung zur entsprechenden Rechtsgrundlage sowie sprachliche Kor-
respondenz zu etwaigen Zuwendungsbestätigungen zu gewährleisten). 
Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch … (Angabe mindestens eines kon-
kreten Beispiels für jeden zuvor genannten steuerbegünstigten Zweck, z.B. Durch-
führung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben, Vergabe 
von Forschungsaufträgen, Unterhaltung einer Schule, Pflege von Kunstsammlun-
gen, Errichtung von Naturschutzgebieten, Unterhaltung eines Kindergartens, Kin-
der-, Jugendheimes, Unterhaltung eines Altenheimes; bei Förderstiftungen ist als 
Zweckverwirklichung die Mittelweitergabe gemäß § 58 Nr. 1 AO aufzuführen, vgl. 
auch Kapitel 2.1.1.3.3 und AEAO Nr. 3 zu § 58). 
 
§ 2:  
Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
 
§ 3:  
Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Stifterin/der Stifter und ihre/seine Erben bzw. Rechtsnachfolger erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 
 
§ 4:  
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
§ 5:  
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen der Stiftung 

• an den/die … (Bezeichnung einer konkreten juristischen Person des öffentli-
chen Rechts oder einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft), der/die es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke zu verwenden hat. 

oder 

• an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbe-

günstigte Körperschaft zwecks Verwendung für … (Angabe konkreter gemein-

nütziger, mildtätiger und/oder kirchlicher Zwecke). 

 
Hinweis: 
Die dieser Arbeitshilfe als Anlagen beigefügten Mustersatzungen erfüllen diese Vo-
raussetzungen. Die gesetzlich geforderten Festlegungen sind hierbei zur besseren 
Erkennbarkeit durch Fettdruck hervorgehoben. 
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Durch die Regelung zur Vermögensbindung gemäß § 5 der Mustersatzung wird si-
chergestellt, dass das Vermögen nur auf begünstigte Empfänger zur Verwendung für 
(ihre) steuerbegünstigte(n) Zwecke übergehen kann. Das übertragene Vermögen darf 
von den Empfängerkörperschaften nicht zweckentfremdet, also z.B. im steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, verbraucht werden. 
Die Satzungsklausel zur Vermögensbindung muss alle drei in § 61 Abs. 1 AO genann-
ten Möglichkeiten (Aufhebung bzw. Auflösung der Stiftung und auch Wegfall der steu-
erbegünstigten Zwecke) enthalten (vgl. BFH-Urteil vom 23.07.2009, V R 20/08, BStBl 
II 2010 S. 719). Außerdem muss sie entweder einen konkreten Empfänger oder 
einen (bzw. mehrere) genau bestimmten steuerbegünstigten Zweck vorgeben. Ist 
der Empfänger konkret vorgegeben, genügt dazu die allgemeine Angabe, dass dieser 
das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirch-
liche Zwecke zu verwenden hat (siehe erste Alternative der Mustersatzung). 

 
Zulässig ist auch, wenn sich der konkrete Zweck, für den der Empfänger das Vermö-
gen zu verwenden hat, nicht unmittelbar aus der Vermögensanfallsklausel, sondern 
aus anderen Regelungen der eigenen Satzung ergibt (z.B. durch Verweis auf die ei-
genen Satzungszwecke der Stiftung). Eine Bezugnahme auf die Satzungen anderer 
Stiftungen bzw. Körperschaften ist jedoch nicht ausreichend (vgl. BFH-Urteil vom 
23.07.2009, V R 20/08, BStBl II 2010, S. 719). 
 
 
 
 

Beispiel: 
Die Satzung einer gemeinnützigen Sport-Stiftung, sieht Folgendes vor: „Bei Auflö-
sung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 
fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine 
andere steuerbegünstigte Körperschaft, die es für die Förderung des Sports zu ver-
wenden hat.“ 
Die Vermögensbindungsklausel entspricht den Vorgaben von § 61 Abs. 1 AO und 
§ 5 der Mustersatzung, da zwar kein konkreter Vermögensempfänger vorgegeben 
wird, dafür aber der steuerbegünstigte Zweck, zu dem das Vermögen zu verwenden 
ist, genau bestimmt ist. 

Abwandlung:  
Die Satzung einer Stiftung, die den Sport fördert, sieht Folgendes vor: „Bei Auflö-
sung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 
fällt das Vermögen an den Sportverein A.“ 
Eine ausreichende Vermögensbindung i.S.d. § 61 Abs. 1 AO liegt nicht vor, da nicht 
bestimmt ist, dass der Sportverein die Mittel nur für steuerbegünstigte Zwecke zu 
verwenden hat. Der Sportverein könnte so die empfangenen Mittel zur Finanzie-
rung seines Vereinsfestes und damit außerhalb des steuerbegünstigten Zwecks in 
seinem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb einsetzen. Folgende Er-
gänzung wäre daher noch erforderlich: „…an den Sportverein A, der es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwen-
den hat.“ 
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Erfüllt die Satzung der Stiftung die Voraussetzungen für die Anerkennung der Steuer-
begünstigung (für die Satzung sind dies konkret die §§ 51, 59, 60 und 61 AO), erteilt 
das zuständige Finanzamt einen entsprechenden Bescheid, mit dem dies bescheinigt 
wird. Es handelt sich dabei um die „Gesonderte Feststellung über die Einhaltung 
der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO“ (zum Verfahren bei 
rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts siehe auch Kapitel 1.1.2.4). 
 
Der Bescheid über die gesonderte Feststellung nach § 60a AO berechtigt die Stiftung 
zur 

• Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen über erhaltene Spenden (§ 63 Abs. 5 
Nr. 2 AO; Zum Spendenabzug bei Zuwendungen an Stiftungen im Einzelnen siehe 
Kapitel 4). 

• (teilweisen bzw. vollständigen) Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug. 
Hierzu ist der kontoführenden Bank bzw. der sonstigen Kapitalerträge auszahlen-
den Stelle eine Kopie des Feststellungsbescheides nach § 60a AO vorzulegen (vgl. 
BMF-Schreiben vom 19.05.2022, BStBl I 2022, S. 742, Rn. 297). Zur Abstand-
nahme vom Kapitalertragsteuerabzug siehe auch Kapitel 2.3.1.3. 

 
Die gesonderte Feststellung nach § 60a AO stellt einen anfechtbaren Verwaltungsakt 
dar, gegen den Einspruch eingelegt werden kann (§ 347 AO). Gleiches gilt für die Ab-
lehnung eines Antrags auf gesonderte Feststellung nach § 60a AO. 
 
Das zuständige Finanzamt hat den Antrag auf gesonderte Feststellung gemäß 
§ 60a AO abzulehnen, wenn entweder die Satzung nicht den gemeinnützigkeitsrecht-
lichen Anforderungen genügt oder bereits Erkenntnisse vorliegen, dass die tatsächli-
che Geschäftsführung gegen die satzungsmäßigen Voraussetzungen verstößt (vgl. 
§ 60a Abs. 6 AO). 
 

2.1.1.4.2 Tatsächliche Geschäftsführung 

Neben den Anforderungen an die formelle Satzungsmäßigkeit (siehe Kapitel 2.1.1.4.1) 
muss auch die tatsächliche Geschäftsführung einer steuerbegünstigten Stiftung die-
sen satzungsmäßigen Anforderungen entsprechen (§ 63 AO). 
 
Die satzungsmäßigen Bestimmungen müssen durch die tatsächliche Geschäftsfüh-
rung verwirklicht werden. Inhalt der Satzung und tatsächliche Geschäftsführung haben 
miteinander in Einklang zu stehen. Steuerlich besteht eine gegenseitige Abhängigkeit 
zwischen der tatsächlichen Geschäftsführung und den Satzungszwecken. 
 

Beispiel:  
Eine gemeinnützige Stiftung fördert gemäß § 2 ihrer Satzung die Kunst und Kultur. 
Für den Fall der Auflösung bzw. Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke ist in der Satzung festgelegt, dass das Stiftungsvermögen „an 
eine steuerbegünstigte Körperschaft oder juristische Person des öffentlichen 
Rechts zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke i.S.d. § 2 der Satzung“ fällt. 
Die Regelung zur Vermögensbindung entspricht den gesetzlichen Vorgaben, da sie 
(im Zusammenspiel mit § 2 der eigenen Satzung) einen konkreten steuerbegüns-
tigten Zweck vorsieht, für den das Vermögen zu verwenden ist. 
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Die Stiftung hat sich zu bemühen, ihre steuerbegünstigten Zwecke gegenwartsnah, 
d.h. gegenwärtig oder so frühzeitig, wie nach den Umständen möglich, zu verwirkli-
chen (vgl. Leichinger in: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steu-
errecht, 12. Auflage 2023, Teil C, Rn. 287). Unternimmt eine Körperschaft über einen 
längeren Zeitraum nichts Ernstliches, um ihre satzungsmäßigen Zwecke zu erfüllen, 
kann eine Steuervergünstigung nicht erteilt werden. Nur soweit die Erfüllung der sat-
zungsmäßigen Aufgaben durch außergewöhnliche, von der Körperschaft nicht zu be-
einflussende Umstände verhindert wird, sind aus einer Untätigkeit keine negativen 
Schlussfolgerungen zu ziehen (vgl. BFH-Urteil vom 11.12.1974, I R 104/73, 
BStBl II 1975 S. 458). 
 
Die tatsächliche Geschäftsführung einer steuerbegünstigten Stiftung wird im Veranla-
gungsverfahren überprüft, d.h. die Stiftung muss regelmäßig (in der Regel alle drei 
Jahre, in Einzelfällen aber auch jährlich) Körperschaftsteuererklärungen mit der sog. 
„Anlage Gem“ einreichen. Mit der Erklärung zusammen sind ordnungsgemäße Auf-
zeichnungen (insbesondere Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben, Tätigkeitsbe-
richt, Vermögensübersicht mit Nachweisen über die Bildung und Entwicklung der 
Rücklagen) an das Finanzamt zu übermitteln (AEAO Nr. 1 zu § 63). Damit weist die 
Stiftung nach, dass ihre tatsächliche Geschäftsführung die Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Steuerbegünstigung erfüllt (zu den Voraussetzungen siehe auch Ka-
pitel 2.1.1.2 und Kapitel 2.1.1.3). 
 
Das zuständige Finanzamt bestätigt die Einhaltung der Voraussetzungen mit einem 
Freistellungsbescheid (bzw. bei partieller Steuerpflicht mit einem Körperschaftsteuer-
bescheid nebst Anlage, aus der sich die Angaben zur Steuerbegünstigung ergeben; 
zur partiellen Steuerpflicht siehe auch Kapitel 2.3.1.3). 
 
Wie auch die gesonderte Feststellung nach § 60a AO (siehe Kapitel 2.1.1.4.1) berech-
tigen auch Freistellungsbescheid bzw. Körperschaftsteuerbescheid mit Anlage die Stif-
tung zur 

• Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen über erhaltene Spenden (siehe § 63 
Abs. 5 Nr. 1 AO; Zum Spendenabzug bei Zuwendungen an Stiftungen im Einzelnen 
siehe Kapitel 4). 

• (teilweisen bzw. vollständigen) Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug 
(vgl. BMF-Schreiben vom 19.05.2022, BStBl I 2016, S. 85, Rn. 295, 298). Zur Ab-
standnahme vom Kapitalertragsteuerabzug siehe auch Kapitel 2.3.1.3. 

 

2.1.1.5 Tätigkeitsbereiche einer steuerbegünstigten Stiftung 

2.1.1.5.1 Ideeller Bereich 

Im ideellen Bereich verwirklicht die steuerbegünstigte Stiftung ihre satzungsmäßigen 
Zwecke. Erfasst sind also Tätigkeiten zur unmittelbaren Umsetzung der gemeinnützi-
gen, mildtätigen oder kirchlichen Satzungszwecke der Stiftung. 

 

Hinweis: 
Soweit die Stiftung für die Tätigkeit ein Entgelt erhebt, liegt jedoch in der Regel ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb i.S.d. § 14 AO vor. Die Tätigkeit zur Umsetzung 
des steuerbegünstigten Zwecks ist dann regelmäßig dem Zweckbetrieb zuzuord-
nen (siehe Kapitel 2.1.1.5.3).  
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Einnahmen im ideellen Bereich einer steuerbegünstigten Stiftung sind z.B. erhaltene 
Spenden, Zustiftungen und öffentliche Zuschüsse (soweit sie kein Entgelt für eine Tä-
tigkeit der Stiftung darstellen).  
Zu den Ausgaben zählen die Aufwendungen, die die Stiftung zur Verwirklichung der 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecke leistet. 
 
Der ideelle Bereich ist von der Körperschaftsteuer (siehe Kapitel 2.3.1.2) sowie von 
der Gewerbesteuer (siehe Kapitel 2.3.2) befreit. Die Tätigkeiten des ideellen Bereichs 
unterliegen auch nicht der Umsatzsteuer (siehe Kapitel 2.3.3.1). 
 

2.1.1.5.2 Vermögensverwaltung 

Nach § 14 Satz 3 AO liegt Vermögensverwaltung in der Regel vor, wenn Vermögen 
genutzt, zum Beispiel Kapitalvermögen verzinslich angelegt (§ 20 EStG) oder unbe-
wegliches Vermögen vermietet oder verpachtet wird (§ 21 EStG). Typische Fälle sind 
in der Praxis die Erwirtschaftung von Kapitalerträgen mit dem zu erhaltenen Grund-
stockvermögen der Stiftung oder die Vermietung eines zum Stiftungsvermögen gehö-
renden Grundstücks. Vermögensverwaltung ist also die Nutzung des Vermögens der 
Stiftung (z.B. Bankguthaben, Beteiligungen, Immobilien) durch Dritte gegen Entgelt 
(z.B. Miete, Pacht, Zins, Dividende). 
 
Ist die steuerbegünstigte Stiftung an einer Kapitalgesellschaft (z.B. GmbH, UG) betei-
ligt, so gehört diese Beteiligung zwar grundsätzlich ebenfalls zur Vermögensverwal-
tung, es sind aber u.a. folgende Sonderfälle zu beachten: 

• Wird tatsächlich ein entscheidender Einfluss auf die laufende Geschäftsführung der 
Kapitalgesellschaft ausgeübt und ist diese weder selbst steuerbegünstigt noch aus-
schließlich vermögensverwaltend tätig, stellt die Beteiligung einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb dar (vgl. AEAO Nr. 3 zu § 64 mit Verweis auf BFH-Urteil vom 
30.6.1971, I R 57/70, BStBl II 1971 S. 753). 

• Liegt ein Fall der Betriebsaufspaltung vor, stellt die Beteiligung ebenfalls einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb dar (vgl. AEAO Nr. 3 zu § 64 mit Verweis auf H 15.7 
Abs. 4 bis 6 EStH). Dies gilt nicht, soweit sowohl das Betriebs- als auch das Be-
sitzunternehmen steuerbegünstigt sind und die überlassenen wesentlichen Be-
triebsgrundlagen bei dem Betriebsunternehmen nicht in einem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb eingesetzt werden. 

• Bei einer Holdingstiftung, die ausschließlich Anteile an steuerbegünstigten Kapital-
gesellschaften hält und verwaltet (§ 57 Abs. 4 AO), sind Beteiligungen dem ideellen 
Bereich zuzuordnen, wenn die steuerbegünstigten Zwecke der gehaltenen Beteili-
gungsgesellschaft in den eigenen steuerbegünstigten Zwecken der Stiftung enthal-
ten sind (vgl. AEAO Nr. 14 zu § 57). 

 
Beteiligungen einer steuerbegünstigten Stiftung an Personengesellschaften 
(z.B. GbR, OHG, KG) sind der Vermögensverwaltung zuzuordnen, wenn die Perso-
nengesellschaft vermögensverwaltend tätig ist. Dies gilt auch für eine gewerblich ge-
prägte vermögensverwaltende Personengesellschaft i.S.d. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG 
(z.B. vermögensverwaltende GmbH & Co. KG, vgl. BFH-Urteil vom 25.05.2011, 
I R 60/10, BStBl II 2011 S. 858, und BFH-Urteil vom 18.02.2016, V R 60/13, 
BStBl II 2017 S. 251). Erzielt die Personengesellschaft dagegen gewerbliche Ein-
künfte, liegt ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor (AEAO Nr. 3 zu § 64). Ob es sich 
insoweit um einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder einen 

https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2020/A-Einkommensteuergesetz/II-Einkommen/8-Die-einzelnen-Einkunftsarten/b-Gewerbebetrieb/Paragraf-15/inhalt.html
https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2020/A-Einkommensteuergesetz/II-Einkommen/8-Die-einzelnen-Einkunftsarten/b-Gewerbebetrieb/Paragraf-15/inhalt.html
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Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68 AO) handelt, ist bei der Körperschaftsteuerveranlagung 
der steuerbegünstigten Stiftung zu entscheiden. 

 
Die Vermögensverwaltung ist von der Körperschaftsteuer (siehe Kapitel 2.3.1.2) sowie 
von der Gewerbesteuer (siehe Kapitel 2.3.2) befreit, unterliegt jedoch als nachhaltige 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen i.S.d. § 2 Abs. 1 UStG regelmäßig der Umsatz-
steuer (siehe Kapitel 2.3.3.1). Je nach Art der Tätigkeit kommt aber auch eine Umsatz-
steuerbefreiung in Betracht (z.B. Vermietung von Grundbesitz gemäß § 4 Nr. 12 UStG) 
oder die Umsätze können nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG ermäßigt besteuert 
werden (siehe Kapitel 2.3.3.3). 
 
Es ist jedoch zu beachten, dass die Tätigkeiten im Bereich der Vermögensverwaltung 
nicht der (unmittelbaren) Verwirklichung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher 
Zwecke dienen. Vielmehr ist die Vermögensverwaltung als ein Mittelbeschaffungs-
instrument zu sehen, mit dem Geld für die Verfolgung der steuerbegünstigten Zwecke 
erwirtschaftet wird (siehe auch Kapitel 2.1.1.3.2). 
 

2.1.1.5.3 Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb im Sinne des § 14 Satz 1 AO umfasst jede 

• selbständige, 

• nachhaltige Tätigkeit der Stiftung, 

• durch die Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden und 

• die über den Rahmen einer Vermögensverwaltung (siehe Kapitel 2.1.1.5.2) hinaus-
geht. 

 
Bei der Abgrenzung zwischen wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb und Vermögensver-
waltung ist auf das Gesamtbild der Verhältnisse und die Verkehrsanschauung abzu-
stellen. Dabei sind die einzelnen Umstände zu gewichten und gegeneinander abzu-
wägen. So wird der Bereich der steuerfreien Vermögensverwaltung verlassen, wenn 
die steuerbegünstigte Stiftung nach dem Gesamtbild der Verhältnisse und unter Be-
rücksichtigung der Verkehrsauffassung vorhandenes Vermögen nicht nur im Sinne ei-
ner Fruchtziehung ausnutzen und erhalten (= Vermögensverwaltung), sondern sub-
stantielle Vermögenswerte durch Umschichtung vermehren möchte (vgl. BFH-Urteil 
vom 26.02.1992, I R 149/90, BStBl II 1992 S. 693). 

 

Beispiel:  
Eine gemeinnützige Stiftung fördert den Sport (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 21 EStG). 
Daneben vermietet sie auch eine Sporthalle langfristig an einen örtlichen Handball-
verein und erhält hierfür ein marktübliches Entgelt. 
Bei der Vermietung handelt es sich um eine vermögensverwaltende Tätigkeit, da 
ausschließlich vorhandenes Stiftungsvermögen gegen Entgelt überlassen wird. 

Hinweis:  
Zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb wird auf das nachfolgende Kapitel 2.1.1.5.3 
verwiesen. 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_65/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_68/
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Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb i.S.d. § 14 Satz 1 AO kann steuerbegünstigter 
Zweckbetrieb oder steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb sein. 
Ein Zweckbetrieb liegt immer vor, wenn ein Tatbestand gemäß §§ 65 bis 68 AO erfüllt 
ist. Dagegen unterhält eine steuerbegünstigte Stiftung einen steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb, wenn diese Voraussetzungen gerade nicht erfüllt sind 
(§ 64 Abs. 1 AO). 
 
Ein Zweckbetrieb nach § 65 AO ist gegeben, wenn der wirtschaftliche Geschäftsbe-
trieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten Satzungszwecke der 
Stiftung zu verwirklichen, diese Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb er-
reicht werden können und der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten 
Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt, 
als es zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist. 
 
Darüber hinaus sieht das Gesetz in den §§ 66 bis 68 AO einzelne Zweckbetriebe vor, 
beispielsweise: 

• Einrichtungen der Wohlfahrtspflege (§ 66 AO) 

• Krankenhäuser (§ 67 AO) 

• Sportliche Veranstaltungen (§ 67a AO) 

• Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime (§ 68 Nr. 1 Buchst. a AO) 

• Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime und Jugendherbergen 
(§ 68 Nr. 1 Buchst. b AO) 

• Einrichtungen zur Versorgung, Verpflegung und Betreuung von Flüchtlingen 
(§ 68 Nr. 1 Buchst. c AO) 

• Werkstätten für behinderte Menschen, Inklusionsbetriebe etc. (§ 68 Nr. 3 AO) 

• (genehmigte) Lotterien und Ausspielungen, wenn der Reinertrag unmittelbar und 
ausschließlich zur Förderung mildtätiger, kirchlicher oder gemeinnütziger Zwecke 
verwendet wird (§ 68 Nr. 6 AO) 

• kulturelle Einrichtungen, wie Museen und Theater sowie kulturelle Veranstaltun-
gen, wie Konzerte und Kunstausstellungen (§ 68 Nr. 7 AO) 

• Bildungseinrichtungen wie z.B. Volkshochschulen (§ 68 Nr. 8 AO), 

• Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen (§ 68 Nr. 9 AO). 
 
Zu den Zweckbetrieben im Einzelnen siehe auch Arbeitshilfe „Vereine und Steuern“ 
des Ministeriums der Finanzen NRW (zum Download verfügbar unter 

Abwandlung:  
Die Sporthalle wird an ständig wechselnde Sportlerinnen und Sportler kurzfristig 
vermietet. 
Nach dem Gesamtbild der Verhältnisse liegt ein Gewerbebetrieb vor. Der Rahmen 
der Vermögensverwaltung ist überschritten (R 15.7 Abs. 2 EStR). Die Stiftung be-
gründet mit der Tätigkeit daher einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (siehe auch 
AEAO Nr. 11 und 12 zu § 67a). 

Hinweis:  
Zur Abgrenzung zwischen Vermögensverwaltung und wirtschaftlichem Geschäfts-
betrieb bei der Beteiligung an Kapital- und Personengesellschaften siehe auch Ka-
pitel 2.1.1.5.2. 

https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2020/A-Einkommensteuergesetz/II-Einkommen/8-Die-einzelnen-Einkunftsarten/b-Gewerbebetrieb/Paragraf-15/inhalt.html
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https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice, Stand: 12. Ausgabe, Februar 
2023). 
 
Der Zweckbetrieb ist von der Körperschaftsteuer (siehe Kapitel 2.3.1.2) sowie von der 
Gewerbesteuer (siehe Kapitel 2.3.2) befreit, unterliegt jedoch als nachhaltige Tätigkeit 
zur Erzielung von Einnahmen i.S.d. § 2 Abs. 1 UStG regelmäßig der Umsatzsteuer 
(siehe Kapitel 2.3.3.1). Teilweise sind die Umsätze der Zweckbetriebe jedoch auch 
steuerbefreit (siehe Kapitel 2.3.3.2) bzw. werden ermäßigt besteuert (siehe Kapi-
tel 2.3.3.3).  
 
Ist der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb i.S.d. §§ 65 bis 68 AO, liegt 
ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor (§ 64 Abs. 1 AO). Dies 
ist z.B. bei geselligen Veranstaltungen, dem Verkauf von Speisen und Getränken und 
der Werbung regelmäßig der Fall. Übersteigen die Einnahmen sämtlicher steuerpflich-
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe eines Jahres die Freigrenze von 45.000 Euro 
(bis VZ 2019: 35.000 Euro), unterliegen die daraus resultierenden Einkünfte der Kör-
perschaftsteuer und der Gewerbesteuer (§ 64 Abs. 2 und 3 AO). Auch ein etwaiger 
Verlust aus sämtlichen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ist nur 
dann berücksichtigungsfähig, wenn die Einnahmengrenze überschritten ist (vgl. AEAO 
Nr. 27 zu § 64). 
 
Die Freigrenze gemäß § 64 Abs. 3 AO gilt nicht für die Umsatzsteuer, sodass die im 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb getätigten Umsätze – vorbehaltlich 
der Kleinunternehmerregelung gemäß § 19 UStG und sonstiger etwaiger Steuerbefrei-
ungen – in der Regel der Umsatzsteuer unterliegen. Dabei kommt grundsätzlich der 
Regelsteuersatz von 19 Prozent zur Anwendung. 
 

2.1.2 Familienstiftung 

Die Familienstiftung ist eine privatnützige (nicht steuerbegünstigte) Stiftung, die we-
sentlich im Interesse einer Familie oder bestimmter Familien errichtet ist (§ 1 Abs. 1 
Nr. 4 ErbStG, § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG). 
 
Eine Familienstiftung ist stets gegeben, wenn nach ihrer Satzung die Stifterin bzw. der 
Stifter sowie deren Angehörige und Abkömmlinge zu mehr als der Hälfte bezugs- oder 
anfallsberechtigt sind (§ 15 Absatz 2 AStG). Darüber hinaus ist eine Familienstiftung 
aber auch dann gegeben, wenn diese Personen zu mehr als einem Viertel bezugs- 
oder anfallsberechtigt sind und zusätzliche Merkmale ein „wesentliches Familieninte-
resse“ belegen. Dies kann insbesondere dann gegeben sein, wenn die Familie we-
sentlichen Einfluss auf die Geschäftsführung der Stiftung hat (R E 1.2 Abs. 2 ErbStR). 
Da die Bezugs- bzw. Anfallsberechtigung laut Satzung ausreichend ist, kommt es nicht 
darauf an, ob tatsächlich Auszahlungen bzw. Ausschüttungen vorgenommen worden 
sind (vgl. BFH-Urteil vom 18.11.2009, II R 46/07, BFH/NV 2010 S. 898; R E 1.2 Abs. 2 
Satz 4 ErbStR). 
 
Zu den wesentlichen Familieninteressen bei einer Familienstiftung können neben Be-
zugs- und Anfallsrechten auch sonstige Vermögensvorteile gehören, die die begüns-
tigten Familien und ihre Mitglieder aus dem Stiftungsvermögen ziehen. Darunter fällt 
insbesondere auch die unentgeltliche oder verbilligte Nutzung des Stiftungsvermö-
gens, wie z.B. die Nutzung der stiftungseigenen Immobilien zu Wohnzwecken, der Ein-
satz des Personals der Stiftung für Arbeiten im Rahmen des eigenen Hausstandes 

https://land.nrw/de/servicecenter/broschuerenservice
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oder bei einer Stiftung mit Kunstbesitz der Vorteil, von diesem Kunstbesitz umgeben 
zu sein. Derartige Nutzungs- und Zugriffsmöglichkeiten können sich allein aus der Na-
tur des Stiftungszwecks oder aber in Verbindung mit dem Einfluss der Familien auf die 
Geschäftsführung ergeben. Inwieweit davon tatsächlich Gebrauch gemacht wird, ist 
nicht entscheidend (R E 1.2 Abs. 3 ErbStR). 
 
Für die Errichtung einer Familienstiftung in diesem Sinne sieht das Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz ein Steuerklassenprivileg vor (siehe Kapitel 2.2.2.3). 
 
Die Familienstiftung unterliegt in Zeitabständen von 30 Jahren der Ersatzerbschaft-
steuer (siehe Kapitel 2.3.5). 
 

2.2 Besteuerung der Stiftungserrichtung 

2.2.1 Ertragsteuern 

Die Übertragung von Vermögensgegenständen bei Errichtung einer Stiftung erfolgt re-
gelmäßig unentgeltlich. Insbesondere erhält die Stifterin bzw. der Stifter keine Gesell-
schaftsrechte als Gegenleistung, da bei einer Stiftung – anders als z.B. bei einer GmbH 
oder einem Verein – kein Gesellschafts- bzw. Mitgliedschaftsverhältnis besteht (vgl. 
BFH-Urteil vom 12.10.2011, I R 102/10, BStBl II 2014 S. 484, unter II.1.).  
 
Die unentgeltliche Übertragung der Vermögensgegenstände auf die Stiftung führt re-
gelmäßig nicht zur Besteuerung mit Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer auf Seiten 
der Stiftenden: 
Bei Vermögensgegenständen aus dem Privatvermögen der Stifterin bzw. des Stifters 
gilt dies selbst dann, wenn es sich um grundsätzlich steuerverstrickte Wirtschaftsgüter, 
wie z.B. wesentliche Beteiligungen i.S.d. § 17 EStG oder Grundstücke innerhalb der 
Spekulationsfrist des § 23 EStG handelt. Die Stiftung führt bei der Absetzung für Ab-
nutzung (AfA) der Wirtschaftsgüter die Berechnungsgrundlagen des Stifters fort (§ 11d 
EStDV). 
 
Bei Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens ist zu unterscheiden, ob eine Sachge-
samtheit (also ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder der Anteil eines Mitunternehmers an 
einem Betrieb, nicht aber der Teil eines Mitunternehmeranteils, vgl. BMF-Schreiben 
vom 20.11.2019, BStBl I 2019, S. 1291, Rn. 1) oder lediglich einzelne Wirtschaftsgüter 
auf die Stiftung übertragen werden: 

• Die unentgeltliche Übertragung einer Sachgesamtheit auf eine Stiftung führt ge-
mäß § 6 Abs. 3 EStG grundsätzlich nicht zur Besteuerung mit Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer auf Seiten der Stifterin bzw. des Stifters. Voraussetzung hierfür 
ist jedoch, dass die Besteuerung stiller Reserven sichergestellt ist. Dies ist bei der 
Übertragung auf eine nicht steuerbegünstigte Stiftung regelmäßig unproblema-
tisch. Bei der Übertragung auf eine steuerbegünstigte Stiftung dagegen kommt § 6 
Abs. 3 EStG nur zur Anwendung, wenn die übertragende betriebliche Sachgesamt-
heit bei der Stiftung zu einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
führt. Dies ist insbesondere bei einem Mitunternehmeranteil an einer vermögens-
verwaltenden gewerblich geprägten GmbH & Co. KG nicht der Fall, da diese bei 
der Stiftung dem Bereich der steuerfreien Vermögensverwaltung zuzurechnen ist 
(siehe auch Kapitel 2.1.1.5.2 und BMF-Schreiben vom 20.11.2019, BStBl I 2019 
S. 1291, Rn. 5).  
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Bei Anwendung von § 6 Abs. 3 EStG führt die Stiftung die Buchwerte fort (§ 8 Abs. 1 
KStG i.V.m. § 6 Abs. 3 Satz 3 EStG). 

• Werden dagegen einzelne Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens auf eine Stif-
tung übertragen, so führt die Entnahme dieser Wirtschaftsgüter aus dem Betriebs-
vermögen der Stiftenden zu einer Entnahme (§ 4 Abs. 1 Satz 2 EStG), die grund-
sätzlich mit dem Teilwert zu bewerten ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG) und damit 
eine ertragsteuerpflichtige Gewinnrealisierung darstellt. Erfolgt die (unentgeltliche) 
Übertragung auf eine steuerbegünstigte Stiftung zur Verwendung für steuerbe-
günstigte Zwecke, so kann die Entnahme abweichend hiervon mit dem Buchwert 
angesetzt werden und damit eine Ertragsbesteuerung vermieden werden (sog. 
Buchwertprivileg, § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 EStG). 

 

2.2.2 Erbschaft- und Schenkungsteuer 

2.2.2.1 Steuerbarkeit 

Die Ausstattung einer rechtsfähigen Stiftung mit Vermögen stellt regelmäßig einen 
Vorgang dar, der unter das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz fällt, wobei sich 
die Steuerbarkeit je nach Sachverhalt aus unterschiedlichen Normen ergibt: 

• Der Übergang auf eine vom Erblasser angeordnete rechtsfähige Stiftung fällt unter 
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 ErbStG. Das gilt unabhängig davon, ob der Erblasser den 
Erben oder Vermächtnisnehmer mit der Auflage beschwert hat, eine Stiftung durch 
Rechtsgeschäft unter Lebenden zu errichten oder ob es sich um eine vom Erblas-
ser angeordnete Stiftung handelt, die von diesem zur (Allein-)Erbin eingesetzt wor-
den ist (vgl. BFH-Urteil vom 25.10.1995, II R 20/92, BStBl II 1996 S. 99). 

• Der Vermögensübergang von Todes wegen auf eine bereits bestehende rechtsfä-
hige Stiftung (sog. Zustiftung) fällt dagegen unter den Grundtatbestand des § 3 
Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Der Fiktion des § 3 Abs. 2 Nr. 1 ErbStG bedarf es in diesem 
Fall nicht, da die übernehmende Stiftung als Rechtsträgerin bereits besteht. 

• Der Übergang von Vermögen auf eine rechtsfähige Stiftung aufgrund eines Stif-
tungsgeschäfts unter Lebenden ist gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 8 ErbStG steuerbar. 

• Lebzeitige Zuwendungen der Stifterin, des Stifters oder anderer Personen, deren 
Rechtsgrund nicht mehr das Stiftungsgeschäft ist (insbesondere Zustiftungen), fal-
len dagegen unter § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG (siehe auch BFH-Urteil vom 09.12.2009, 
II R 22/08, BStBl II 2010 S. 363). 

 

2.2.2.2 Steuerbefreiungen 

Wird Vermögen auf eine inländische steuerbegünstigte Stiftung übertragen, die im 
Zeitpunkt der Zuwendung nach ihrer Satzung und auch nach der tatsächlichen Ge-
schäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-
lichen Zwecken dient, so bleibt dieser Vermögenserwerb nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 
Buchst. b ErbStG steuerfrei. Hinsichtlich der Auslegung der Begriffe der o.g. Zwecke 
stellt das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht auf die Bestimmungen der 
§§ 51 ff. AO ab (auszugsweise dargestellt in Kapitel 2.1.1).  

Hinweis: 
Die Norm, nach der die Vermögensübertragung besteuert wird, hat bei Familien-
stiftungen Auswirkungen auf die Steuerklasse und die Höhe des Freibetrags (siehe 
auch Kapitel 2.2.2.3). 
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Steuerfreie Vermögensübertragungen in diesem Sinne sind sowohl die Zuwendungen 
in den Vermögensstock (Ausstattung der Stiftung im Rahmen der Errichtung sowie 
Zustiftungen) als auch die Zuwendungen, die für die (zeitnahe) Verwendung zu steu-
erbegünstigten Zwecken bestimmt sind. Steuerfrei kann die Vermögensübertragung 
selbst dann bleiben, wenn die Stiftung die Möglichkeit in Anspruch nimmt, nach § 58 
Nr. 6 AO zulässige Zuwendungen an die Stifterin bzw. den Stifter zu leisten (z.B. Un-
terhaltsgewährung).  
Die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b ErbStG ist jedoch ausgeschlos-
sen, soweit die Zuwendung einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
zugutekommt. Wird aber ein (gesamter) wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zugewen-
det, bleiben die Befreiungsvoraussetzungen grundsätzlich erhalten, wenn die Stiftung 
den Betrieb fortführt und die Überschüsse zur Verwirklichung des steuerbegünstigten 
Stiftungszwecks eingesetzt werden (vgl. R E 13.8 Abs. 2 Sätze 4 bis 6 ErbStR). 
 
Wird Vermögen auf eine nicht steuerbegünstigte Stiftung übertragen, ist die Steuerbe-
freiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b ErbStG nicht anwendbar. Unter Umständen 
– z.B. je nach Art des Vermögens – kommt aber eine (teilweise) Steuerbefreiung nach 
den übrigen Befreiungstatbeständen des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes in 
Frage (z.B. bei der Übertragung von begünstigtem (Betriebs-)Vermögen i.S.d. § 13b 
ErbStG). 
 

2.2.2.3 Steuerklasse und Freibetrag 

Soweit die Vermögensübertragung nicht vollständig steuerbefreit ist (z.B. aufgrund der 
Übertragung auf eine steuerbegünstigte Stiftung, siehe vorheriges Kapitel 2.2.2.2), ist 
für die Höhe der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer von entscheidender Bedeutung, 
welche Steuerklasse (§ 15 ErbStG) und welche Freibeträge (§ 16 ErbStG) zur Anwen-
dung kommen. 
 
Steuerklasse und Freibetrag richten sich jeweils nach dem Verwandtschaftsverhältnis 
des Erwerbenden zu der Person, die vererbt bzw. geschenkt hat. Da eine Stiftung in 
keinerlei Verwandtschaftsverhältnis zur Stifterin bzw. Stifter oder zu sonstigen Zuwen-
denden steht, führt die Übertragung von Vermögen auf eine Stiftung regelmäßig zur 
ungünstigsten Steuerklasse III und dem damit verbundenen Freibetrag von 20.000 
Euro (§ 15 Abs. 1 ErbStG, § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG). 
 
Speziell für die Errichtung einer Familienstiftung (zu den Voraussetzungen siehe 
Kapitel 2.1.2) gibt es jedoch eine Sonderregelung in § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG:  
Danach ist in den Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 1 ErbStG (= Vermögensübergang auf eine 
vom Erblasser angeordnete rechtsfähige Stiftung) und des § 7 Abs. 1 Nr. 8 ErbStG 
(= Vermögensübergang auf eine rechtsfähige Stiftung aufgrund eines Stiftungsge-
schäfts unter Lebenden) das Verwandtschaftsverhältnis des nach der Stiftungsur-
kunde entferntest Berechtigten zur vererbenden bzw. schenkenden Person zugrunde 
zu legen. „Berechtigte“ sind dabei die Personen, die nach der Stiftungssatzung poten-
tiell Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten können. „Entferntest Berechtigter“ ist 
derjenige Berechtigte, für den die schlechteste Steuerklasse Anwendung fände, wäre 
die Zuwendung direkt vom Stifter an diesen erfolgt (BFH-Urteil vom 28.02.2024, 
II R 25/21). 
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Erfasst ist nur die Errichtung einer Familienstiftung. Spätere Zustiftungen zu einer 
Familienstiftung – selbst durch die Stifterin bzw. den Stifter – sind gemäß § 3 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG bzw. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG steuerbar und daher nicht von § 15 Abs. 2 
Satz 1 ErbStG erfasst (vgl. R E 15.2 Abs. 3 ErbStR sowie BFH-Urteil vom 09.12.2009, 
II R 22/08, BStBl II 2010 S. 363). Eine Zustiftung wird daher immer nach Steuer-
klasse III mit einem Freibetrag von 20.000 Euro besteuert. 
 
Die Übertragung auf Stiftungen, die keine Familienstiftungen i.S.d. § 15 Abs. 2 
Satz 1 ErbStG sind, wird ebenfalls stets nach Steuerklasse III mit einem Freibetrag 
von 20.000 Euro besteuert – unabhängig davon, ob es sich um eine Übertragung im 
Rahmen der Erstausstattung der Stiftung oder um eine Zustiftung handelt.  
 
Der besondere Versorgungsfreibetrag nach § 17 ErbStG wird bei der Übertragung auf 
Stiftungen nicht gewährt (vgl. BFH-Urteil vom 25.11.1992, II R 77/90, BStBl II 1993 
S. 238). 
 

2.2.2.4 Erlöschen der Steuer bei Weiterübertragung an eine steuerbegünstigte 
Stiftung 

Werden Vermögensgegenstände, die durch einen steuerpflichtigen Vorgang im Sinne 
des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes von Todes wegen oder durch Schen-
kung unter Lebenden erworben wurden, innerhalb von 24 Monaten nach Entstehung 
der Steuer einer inländischen steuerbegünstigten (rechtsfähigen oder nicht rechtsfähi-
gen) Stiftung übertragen, so bleibt nicht nur die Übertragung auf die steuerbegünstigte 

Beispiel 1:  
Stifterin A gründet eine Familienstiftung, die nach ihrer Satzung nur ihren Mann und 
die gemeinsamen Kinder sowie deren direkte Abkömmlinge versorgen soll. Die Ab-
kömmlinge der Kinder sollen auch zu Lebzeiten der Kinder bereits bezugsberechtigt 
sein. 
Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG ist die Steuer nach Steuerklasse I zu bemessen, 
da auch das Verwandtschaftsverhältnis der entferntest Berechtigten (hier die Ab-
kömmlinge der Kinder) noch unter diese Steuerklasse fällt (§ 15 Abs. 1 Steuer-
klasse I Nr. 3 ErbStG). Der Freibetrag wird in Höhe von 200.000 Euro berücksichtigt 
(§ 16 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG). 

Abwandlung: 
Abweichend vom Ausgangsfall soll die Familienstiftung auch die Geschwister der 
Stifterin unterhalten.  
Nun ist Steuerklasse II maßgebend, da die Geschwister als entferntest Berechtigte 
nicht mehr unter Steuerklasse I fallen (siehe § 15 Abs. 1 Steuerklasse II Nr. 2 
ErbStG). Als Freibetrag werden 20.000 Euro berücksichtigt (§ 16 Abs. 1 Nr. 5 
ErbStG). 

Beispiel 2:  
Ein Stifter errichtet eine Familienstiftung nur allgemein zugunsten seiner Familie, 
ohne dass die Satzung konkretere Verwandtschaftsverhältnisse enthält.  
Die Besteuerung erfolgt nach Steuerklasse III mit einem Freibetrag von 20.000 
Euro (vgl. auch H E 15.2 „Freibetrag bei Errichtung einer Familienstiftung“ ErbStH). 
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Stiftung steuerfrei, sondern es erlischt gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG auch rückwir-
kend die Steuer für den Vor-Erwerb. Dies gilt aber nicht, wenn 

• die Stiftung steuerbegünstigten Zwecken i.S.d. § 52 Abs. 2 Nr. 23 AO dient (z.B. 
Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei oder des traditio-
nellen Brauchtums) oder 

• die Stiftung Leistungen i.S.d. § 58 Nr. 6 AO an die Erwerberin bzw. den Erwerber 
oder deren nächste Angehörige erbringen darf (zu § 58 Nr. 6 AO siehe auch Kapi-
tel 2.1.1.3.1). 

 
Die Steuer erlischt ebenfalls nicht, soweit ein Spendenabzug nach § 10b EStG, § 9 
Abs. 1 Nr. 2 KStG oder § 9 Nr. 5 GewStG für die Zuwendung in Anspruch genommen 
wird. Im Ergebnis haben Erwerberin bzw. Erwerber also ein Wahlrecht zwischen der 
Freistellung von der Erbschaft- und Schenkungsteuer auf der einen und dem steuerli-
chen Spendenabzug auf der anderen Seite. Das Wahlrecht wird ausgeübt, indem bei 
der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer oder Gewerbesteuer für das Jahr der Zu-
wendung unwiderruflich erklärt wird, in welcher Höhe die Zuwendung als Spende zu 
berücksichtigen ist (§ 29 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 ErbStG, zum Spendenabzug siehe auch 
Kapitel 4). Diese Erklärung ist dann für die Festsetzung der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer bindend.  
 
Das Wahlrecht gilt auch für Zuwendungen in den Vermögensstock einer steuerbe-
günstigten Stiftung, die gemäß § 10b Abs. 1a EStG bzw. § 9 Nr. 5 Sätze 9 bis 11 
GewStG im Jahr der Zuwendung und in den folgenden neun Veranlagungszeiträumen 
auf Antrag bis zu einem Betrag von 1.000.000 Euro in Abzug gebracht werden können 
(zu diesem erhöhten Spendenabzug bei Vermögensstockspenden siehe Kapitel 4.3). 
 

2.2.3 Grunderwerbsteuer 

2.2.3.1 Steuerbarkeit 

Der Grunderwerbsteuer unterliegen alle Rechtsvorgänge, die auf einen Rechtsträger-
wechsel an einem inländischen Grundstück gerichtet sind. In § 1 GrEStG werden alle 
steuerbaren Erwerbsvorgänge abschließend aufgezählt. Das Grunderwerbsteuerge-
setz bestimmt auch, welche Grundstücke zu erfassen sind (§ 2 GrEStG). 
Die folgenden Ausführungen geben lediglich einen kurzen Überblick über die grund-
sätzliche grunderwerbsteuerliche Beurteilung von Grundstücksübertragungen auf eine 
Stiftung.  
 

2.2.3.2 Steuerbefreiungen 

Der durch die Übertragung von Grundbesitz vollzogene Rechtsträgerwechsel unter-
liegt vorbehaltlich der Befreiungsvorschriften der § 3 GrEStG, § 4 GrEStG der Grund-
erwerbsteuer. Zu beachten ist insbesondere, dass allein die Steuerbegünstigung einer 
Stiftung gemäß §§ 51 ff. AO nicht zu einer Befreiung von der Grunderwerbsteuer führt. 
 
Bei Grundstücksübertragungen auf Stiftungen kommt vor allem die Steuerbefreiungs-
norm des § 3 Nr. 2 GrEStG in Betracht: Grundstückserwerbe von Todes wegen oder 
Grundstücksschenkungen unter Lebenden, die unter das Erbschaft- und Schenkung-
steuergesetz fallen, sind gemäß § 3 Nr. 2 Satz 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer 
befreit. Aufgrund dieses gesetzlichen Vorrangs ist die erbschaft- und schenkungsteu-
erliche Würdigung (siehe Kapitel 2.2.2) maßgeblich für die Grunderwerbsteuer: Fällt 
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die Grundstücksübertragung auf die Stiftung unter das Erbschaft- und Schenkungs-
steuergesetz, ist sie gemäß § 3 Nr. 2 GrEStG grunderwerbsteuerfrei. Dabei kommt es 
ausschließlich auf die Steuerbarkeit des Rechtsvorgangs an und nicht darauf, ob und 
inwieweit Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer tatsächlich festgesetzt wird (vgl. BFH-Ur-
teil vom 14.06.1995, II R 92/92, BStBl II 1995 S. 609). 
Soweit Grundstücksschenkungen teilentgeltlich oder unter Auflagen erfolgen, unter-
liegt der entgeltliche Teil der Grunderwerbsteuer (§ 3 Nr. 2 Satz 2 GrEStG).  
 

2.2.4 Umsatzsteuer 

Ist die Stifterin bzw. der Stifter Unternehmer i.S.d. § 2 UStG und überträgt Vermögens-
gegenstände des Unternehmensvermögens auf die Stiftung, unterliegt die Entnahme 
der Gegenstände aus dem Unternehmensvermögen regelmäßig als unentgeltliche 
Wertabgabe gemäß § 3 Abs. 1b Nr. 1 UStG der Umsatzsteuer. 
 
Wird jedoch ein Unternehmen oder ein in der Gliederung eines Unternehmens geson-
dert geführter Betrieb im Ganzen auf die Stiftung übertragen, unterliegt dieser Vorgang 
als Geschäftsveräußerung im Ganzen gemäß § 1 Abs. 1a UStG nicht der Umsatz-
steuer. 
 
Übertragungen von Anteilen an Kapitalgesellschaften und Personengesellschaften 
sind regelmäßig steuerfrei gemäß § 4 Nr. 8 Buchst. f UStG. 
 

2.3 Besteuerung der bestehenden Stiftung 

2.3.1 Körperschaftsteuer 

2.3.1.1 Persönliche Steuerpflicht 

Rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts sind unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig, wenn sie ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im Inland haben (§ 1 Abs. 1 
Nr. 4 KStG). Nicht rechtsfähige Stiftungen mit Sitz oder Geschäftsleitung im Inland sind 
ebenfalls unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG). Stiftungen 
des öffentlichen Rechts sind als juristische Personen des öffentlichen Rechts nur im 
Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG unbeschränkt 
körperschaftsteuerpflichtig. 
 
Rechtsfähige Stiftungen werden erst mit ihrer Anerkennung rechtsfähig. Eine „Vor-Stif-
tung“ (vergleichbar mit einer Vor-GmbH) existiert nicht (vgl. BFH-Urteil vom 
11.02.2015, X R 36/11, BStBl II 2015 S. 545). Die Steuerpflicht beginnt daher bei zu 
Lebzeiten errichteten rechtsfähigen Stiftungen regelmäßig erst mit dem Tag der Aner-
kennung. Von Todes wegen errichtete rechtsfähige Stiftungen sind im Falle ihrer An-
erkennung auf Grund der in § 84 BGB angeordneten Rückwirkung bereits ab dem 
Zeitpunkt des Todes der Stifterin bzw. des Stifters körperschaftsteuerpflichtig 
(vgl. BFH-Urteil vom 17.09.2003, I R 85/02, BStBl II 2005 S. 149; BFH-Urteil vom 
06.06.2019, V R 50/17, BStBl II 2019 S. 782). 
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Der Beginn der Körperschaftsteuerpflicht einer nicht rechtsfähigen Stiftung ergibt sich 
regelmäßig aus den vertraglichen Vereinbarungen, mit denen Stiftende und Stiftungs-
trägerin bzw. Stiftungsträger den Zeitpunkt des Übergangs des Vermögens auf den 
Stiftungsträger bestimmen. 
 

2.3.1.2 Sachliche Steuerpflicht 

Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte 
(§ 1 Abs. 2 KStG). Die Einkunftsarten und die Einkommensermittlung bestimmen sich 
gemäß § 8 Abs. 1 KStG nach den Vorschriften des EStG und des KStG.  
Ausgangsgröße für die Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlage ist die 
Summe der Einkünfte. Eine steuerpflichtige Stiftung kann über sämtliche Einkunftsar-
ten verfügen, abgesehen von Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit i.S.d. § 19 EStG 
und aus freiberuflicher Tätigkeit i.S.d. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG (vgl. BFH-Urteil vom 
07.07.1971, I R 41/70, BStBl II 1971 S. 771). Insbesondere § 8 Abs. 2 KStG, wonach 
bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG (z.B. einer 
GmbH) alle Einkünfte als solche aus Gewerbebetrieb zu behandeln sind, gilt für Stif-
tungen nicht. 
 
Die Ermittlung des zu versteuernden Einkommens erfolgt entsprechend des in R 7.1 
KStR dargestellten Schemas (im Folgenden verkürzt wiedergegeben): 
 

Summe der Einkünfte der Stiftung 

abzüglich Zuwendungen und Zuwendungsvortrag der Stiftung, soweit nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG abziehbar 

= Gesamtbetrag der Einkünfte 

abzüglich Verlustabzug nach § 8 Abs. 1 KStG i.V.m. § 10d EStG 

= Einkommen 

abzüglich Freibetrag gemäß § 24 KStG 

= zu versteuerndes Einkommen 

 
Im Rahmen der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens einer Stiftung sind da-
bei insbesondere folgende Besonderheiten zu beachten: 
 
Abzugsfähigkeit von Aufwendungen: 
Nicht abziehbar sind Aufwendungen für die Erfüllung von Zwecken, die durch Stif-
tungsgeschäft, Satzung oder sonstige Verfassung vorgeschrieben sind (§ 10 Nr. 1 
KStG). 

Hinweis: 
Im Hinblick auf die Steuerbegünstigung einer Stiftung ist zu beachten, dass die 
Rückwirkungsfiktion des § 84 BGB nicht für die Anwendung der §§ 51 ff. AO gilt 
(vgl. BFH-Urteil vom 06.06.2019, V R 50/17, BStBl II 2019 S. 782). Eine Steuerbe-
günstigung ab dem Beginn der unbeschränkten Steuerpflicht ist damit nur möglich, 
falls zum Zeitpunkt des Todes der Stifterin bzw. des Stifters bereits eine ordnungs-
gemäße Satzung vorliegt (AEAO Nr. 6 zu § 51). 

https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2015/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-7/inhalt.html
https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2015/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-7/inhalt.html
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Andere Aufwendungen der Stiftung sind abziehbar, wenn sie als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten im Zusammenhang mit den von der Stiftung erzielten Einkünf-
ten stehen. Sieht das Gesetz keinen expliziten Abzugstatbestand vor, so ist auch keine 
steuermindernde Berücksichtigung der entsprechenden Aufwendungen möglich (vgl. 
BFH-Urteil vom 12.10.2011, I R 102/10, BStBl II 2014 S. 484).  
So sind beispielsweise (Steuer-)Beratungskosten der Stiftung nur abzugsfähig, soweit 
es sich dabei um Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten handelt. Insbesondere der 
Abzug als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 6 EStG ist ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2006 entfallen. 

 
Verdeckte Gewinnausschüttung (§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG): 
Die Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung setzt ein mitgliedschaftliches 
oder mitgliedschaftähnliches Verhältnis zur ausschüttenden Körperschaft voraus 
(vgl. BFH-Urteil vom 13.07.1994, I R 112/93, BStBl II 1995 S. 198 sowie H 8.5 „Nicht-
kapitalgesellschaften und vGA“ KStH). Ein solches liegt bei Stiftungen jedoch nicht vor. 
Erhalten Destinatäre Zuwendungen von einer Stiftung, so kann eine verdeckte Ge-
winnausschüttung daher nicht angenommen werden (vgl. BFH-Urteil vom 
22.09.1959, I 5/59 U, BStBl III 1960 S. 37 sowie H 8.5 „Stiftungen“ KStH). Unter Um-
ständen sind die Leistungen an die Destinatäre jedoch als Einkommensverwendung 
i.S.d. § 10 Nr. 1 KStG zu beurteilen (siehe oben). 

Beispiel:  
Eine Familienstiftung hat folgenden Satzungszweck: „Zweck der Stiftung ist die Si-
cherung des Unterhalts der Nachkommen der Stifterin. Aus den Erträgnissen ist 
den Nachkommen monatlicher Unterhalt zu gewähren.“ 
Die satzungsmäßigen Ausgaben der Stiftung stellen weder Betriebsausgaben noch 
Werbungskosten dar, noch sind sie anderweitig einkommensmindernd zu berück-
sichtigen (§ 10 Nr. 1 KStG).  

Beispiel: 
Eine nicht steuerbegünstigte Familienstiftung mit Immobilienbesitz erhält eine 
Rechnung ihres Steuerberaters, auf der Kosten für die allgemeine Erstellung der 
Körperschaftsteuererklärung, für die Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung sowie für die Erstellung der Kapitalertragsteueranmeldungen bzgl. 
der Auszahlungen an die Destinatäre ausgewiesen sind. 
Die Beratungskosten, die auf die Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung entfallen, können dort als Werbungskosten angesetzt werden. Im Übri-
gen sind die Aufwendungen jedoch mangels gesetzlichem Tatbestand nicht ab-
zugsfähig (für Veranlagungszeiträume vor 2006 siehe jedoch FG München vom 
14.02.2017, 6 K 309/15, EFG 2017 S. 854). 

Hinweis:  
Eine Stiftung kann jedoch eine der Gesellschafterin bzw. dem Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft „nahestehende Person“ sein (vgl. BFH-Beschluss vom 
13.07.2021, I R 16/18, BStBl II 2022, 119). Damit ist eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung denkbar, wenn eine Kapitalgesellschaft einer Stiftung als nahestehender 
Person ihrer Gesellschafterin bzw. ihres Gesellschafters Zuwendungen zukommen 
lässt, die dann nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG i.V.m. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG nicht als 
Spenden, sondern als verdeckte Gewinnausschüttung zu beurteilen sein können 
(vgl. auch Kapitel 4.5). 

https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-8/inhalt.html
https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-8/inhalt.html
https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-8/inhalt.html
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Freibetrag § 24 KStG 
Zur Ermittlung des zu versteuernden Einkommens wird vom Einkommen der Stiftung 
ein Freibetrag in Höhe von 5.000 Euro abgezogen (§ 24 KStG). Der Freibetrag steht 
sowohl rechtsfähigen, als auch nicht rechtsfähigen Stiftungen zu. Dabei ist unerheb-
lich, ob eine Steuerbegünstigung vorliegt, sodass auch steuerpflichtige Stiftungen den 
Freibetrag in Anspruch nehmen können. 
 

2.3.1.3 Besonderheiten bei steuerbegünstigten Stiftungen 

Eine Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 68 
AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), unterliegt nur mit dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb der Körperschaftsteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, 
siehe unten). Dies gilt auch für nicht rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts, wie 
z.B. Treuhandstiftungen. 
 
Insbesondere Einkünfte aus vermögensverwaltender Tätigkeit, wie z.B. die ver-
zinsliche Anlage oder die Vermietung und Verpachtung des Stiftungsvermögens blei-
ben damit bei steuerbegünstigten Stiftungen regelmäßig steuerfrei. 
 
Soweit die steuerbegünstigte Stiftung bestimmte Kapitalerträge i.S.d. § 43 EStG erzielt 
(z.B. Dividenden, Einnahmen aus Bankguthaben), besteht daher die Möglichkeit die-
sen Steuerabzug (teilweise) zu vermeiden, soweit die Erträge nicht im Rahmen eines 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs bezogen werden (§ 44a Abs. 4 
Satz 5 EStG, zur Abgrenzung der einzelnen Bereiche siehe Kapitel 2.1.1.5).  
 
Die vollständige Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug ist in § 44a Abs. 4 
und 7 EStG und die teilweise Abstandnahme in § 44a Abs. 10 Satz 1 Nr. 2 EStG (siehe 
unten) geregelt. Die Stiftung muss hierzu gegenüber dem Schuldner der Kapitalerträge 
bzw. der auszahlenden Stelle (z.B. der Bank) die bestehende Steuerbegünstigung 
nachweisen. Dies kann durch folgende Bescheinigungen bzw. Bescheide geschehen: 

• Für diesen Zweck ausgestellte Bescheinigung des für die Stiftung zuständigen Fi-
nanzamts (sog. NV-Bescheinigung) (§ 44a Abs. 4 Satz 3 bzw. Abs. 7 Satz 2 EStG), 

• Kopie des zuletzt erteilten Freistellungsbescheides, der für einen nicht älter als 
fünf Jahre zurückliegenden Veranlagungszeitraum vor dem Veranlagungszeit-
raum des Zuflusses der Kapitalerträge erteilt worden ist (vgl. BMF-Schreiben vom 
16.09.2022, BStBl I 2022, S. 742, Rn. 295), oder 

• Kopie des Bescheides über die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
nach § 60a Abs. 1 AO. Hierbei ist zu beachten, dass die Erlaubnis zur Abstand-
nahme vom Kapitalertragsteuerabzug höchstens für drei Jahre gilt und diese Frist 
immer am Schluss eines Kalenderjahres endet (vgl. BMF-Schreiben vom 
18.01.2016, BStBl I 2016, S. 85, Rn. 297). Außerdem müssen die Voraussetzun-
gen für die Steuerbegünstigung während des gesamten Veranlagungszeitraums 
erfüllt sein (vgl. § 60 Abs. 2 AO sowie § 63 Abs. 2 AO). 
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Bei Kapitalerträgen i.S.d. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG (z.B. Dividenden aus im 
Inland sammelverwahrten bzw. inländischen girosammel- und streifbandverwahrten 
Aktien), die eine steuerbegünstigte Stiftung erzielt, ist ab dem 01.01.2019 die Abstand-
nahme vom Kapitalertragsteuerabzug grds. auf Kapitalerträge in Höhe von maximal 
20.000 Euro begrenzt. Soweit die Kapitalerträge diesen Betrag übersteigen, kommt 
eine Abstandnahme nur noch in Betracht, wenn die Stiftung seit mindestens einem 
Jahr vor dem Zufluss der Kapitalerträge wirtschaftlicher Eigentümer der Aktien oder 
Genussscheine ist. Andernfalls ist ein Kapitalertragsteuerabzug in Höhe von 15 Pro-
zent vorzunehmen (vgl. § 44a Abs. 10 Satz 1 Nr. 3 EStG). Die gemeinnützige Stiftung 
kann in diesen Fällen einen Antrag auf Erstattung beim Finanzamt stellen (vgl. § 44b 
Abs. 2 EStG). Der Antrag ist allerdings nur erfolgreich, wenn die Voraussetzungen des 
§ 36a Abs. 1 bis 3 EStG erfüllt sind. 
 
Bei der nicht rechtsfähigen Stiftung des privaten Rechts besteht die Besonderheit, 
dass das Konto oder Depot mangels Rechtsfähigkeit nicht im Namen dieser verwahrt 
oder verwaltet werden kann. Wird das Konto oder Depot jedoch bei einem inländischen 
Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut für eine gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG befreite 
Stiftung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG auf den Namen eines anderen Berechtig-
ten geführt und ist das Konto oder Depot durch einen Zusatz zur Bezeichnung eindeu-
tig sowohl vom übrigen Vermögen des anderen Berechtigten zu unterscheiden als 
auch steuerlich der nicht rechtsfähigen Stiftung zuzuordnen, so gilt das Konto oder 
Depot für Zwecke der Abstandnahme vom Steuerabzug nach § 44a Abs. 4, 7 und 10 
Satz 1 Nr. 2 EStG als im Namen der Stiftung geführt (§ 44a Abs. 6 Satz 3 EStG). 
 
Soweit eine steuerbegünstigte Stiftung einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb (§§ 14, 64 AO) unterhält, ist die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
Satz 2 KStG ausgeschlossen, d.h. die hierbei erzielten Einkünfte unterliegen der Kör-
perschaftsteuer. Man spricht insofern von einer partiellen Steuerpflicht. Dies kann 
neben Kapitalerträgen, die im Rahmen eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs anfallen, auch gewerbliche Tätigkeiten, wie z.B. einen Basar, den Ver-
kauf von Speisen und Getränken oder aktive Werbeleistungen betreffen (im Einzelnen 
siehe Kapitel 2.1.1.5). 

Beispiel 1: 
Eine neu gegründete Stiftung wird im Laufe des Jahres 2022 anerkannt und erhält 
noch im selben Jahr den positiven Bescheid nach § 60a Abs. 1 AO. 
Die Abstandnahme vom KapESt-Abzug gemäß § 44a Abs. 4, 7 und 10 Satz 1 Nr. 2 
EStG gilt für den Zeitraum vom 01.01.2022 bis 31.12.2024. 

Beispiel 2: 
Eine bisher steuerpflichtige Stiftung ändert ihre Satzung im Laufe des Jahres 2022, 
da sie von nun an einen gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweck i.S.d. 
§§ 52 bis 54 AO fördern möchte. Auf der Grundlage der geänderten Satzung wird 
in 2022 ein Bescheid nach § 60a Abs. 1 AO erteilt. 
Die Abstandnahme vom KapESt-Abzug gemäß § 44a Abs. 4, 7 und 10 Satz 1 Nr. 
2 EStG gilt für den Zeitraum vom 01.01.2023 bis 31.12.2025. Für 2022 kommt noch 
keine Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug in Betracht, da die Vorausset-
zungen der Steuerbegünstigung nicht während des gesamten Veranlagungszeit-
raums vorgelegen haben (vgl. auch AEAO Nr. 8 zu § 60). 
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Übersteigen die Gesamteinnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus allen steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben insgesamt nicht den Betrag von 45.000 
Euro im Jahr (bis einschließlich des VZ 2019: 35.000 Euro), so unterliegen diese Ge-
schäftsbetriebe nicht der Körperschaftsteuer (§ 64 Abs. 3 AO; Gleiches gilt für die Ge-
werbesteuer, siehe Kapitel 2.3.2). 
 
Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer ist auch in diesen Fällen das zu ver-
steuernde Einkommen (siehe auch Kapitel 2.3.1.2). Von Bedeutung ist dabei insbe-
sondere eine zutreffende Zuordnung von den der Stiftung entstandenen Aufwendun-
gen, da nur gänzlich bzw. teilweise durch den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb veranlasste Aufwendungen als Betriebsausgaben berücksichtigt wer-
den können (im Einzelnen siehe AEAO Nr. 4 bis 6 zu § 64). 
 

2.3.2 Gewerbesteuer 

Im Gegensatz zu Kapitalgesellschaften, die einen Gewerbebetrieb kraft Rechtsform 
unterhalten (§ 2 Abs. 2 GewStG) und deren Tätigkeit damit in vollem Umfang der Ge-
werbesteuer unterliegt (vorbehaltlich etwaiger Steuerbefreiungen), sind bei Stiftungen 
nur bestimmte Tätigkeiten gewerbesteuerbar: 

• Rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts unterliegen gemäß § 2 Abs. 3 Ge-
wStG mit ihren wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben i.S.d. § 14 AO (ausgenommen 
Land- und Forstwirtschaft) der Gewerbesteuer (zum Begriff des wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs siehe Kapitel 2.1.1.5.3). Aufgrund dieser gewerbesteuerlichen 
Fiktion kommt es auf die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EStG nicht an, d.h. 
auch eine Tätigkeit, die ohne Gewinnerzielungsabsicht bzw. Beteiligung am allge-
meinen wirtschaftlichen Verkehr ausgeübt wird, kann gewerbesteuerbar sein (vgl. 
BFH-Beschluss vom 20.03.2019, VIII B 81/18, BFH/NV 2019 S. 712). 

• Nicht rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts sind von der Fiktion des § 2 
Abs. 3 GewStG nicht erfasst, d.h. sie unterliegen der Gewerbesteuer nur unter den 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 GewStG i.V.m. § 15 Abs. 2 EStG, also bei Vorlie-
gen eines Gewerbebetriebs kraft Tätigkeit. 

 

Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb bzw. Gewerbebetrieb i.S.d. § 15 Abs. 2 EStG ei-
ner (nicht) rechtsfähigen Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft 
und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung ge-
mäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), unterliegt nur der 
Gewerbesteuer, wenn es sich um einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb gemäß §§ 14, 64 AO handelt (§ 3 Nr. 6 GewStG, zur Abgrenzung der Tätig-
keitsbereiche siehe Kapitel 2.1.1.5). Damit ergibt sich ein Gleichklang mit der Körper-
schaftsteuer, bei der ebenfalls nur dieser Bereich der Besteuerung unterliegt (siehe 
Kapitel 2.3.1.3). Übersteigen die Gesamteinnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus 
allen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben insgesamt nicht den Betrag 
von 45.000 Euro im Jahr (bis einschließlich des VZ 2019: 35.000 Euro), so unterliegen 
diese Geschäftsbetriebe nicht der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer (§ 64 
Abs. 3 AO). 
 
Der gewerbesteuerliche Freibetrag i.H.v. 5.000 Euro gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
GewStG steht rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts unabhängig von etwaigen 
gewerbesteuerlichen Steuerbefreiungen zu, nicht rechtsfähigen Stiftungen dagegen 
nur, wenn diese unter eine der dort genannten Steuerbefreiungen fallen (z.B. § 3 Nr. 6 
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GewStG für Stiftungen, die gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke fördern). 
Einer steuerpflichtigen nicht rechtsfähigen Stiftung steht daher in der Regel kein Frei-
betrag zu. 
 

2.3.3 Umsatzsteuer 

2.3.3.1 Steuerbarkeit 

Eine Stiftung ist Unternehmerin im Sinne des Umsatzsteuergesetzes, wenn sie selb-
ständig eine nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen ausübt (§ 2 Abs. 1 
UStG). Vom umsatzsteuerlich relevanten Unternehmen ist dann jede nachhaltige Tä-
tigkeit zur Erzielung von Einnahmen erfasst, auch wenn die Absicht, Gewinn zu erzie-
len, fehlt. 
 
Bei einer Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 
68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), betrifft dies nicht nur den steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, sondern auch Zweckbetriebe und die 
Vermögensverwaltung (zur Abgrenzung siehe Kapitel 2.1.1.5). 
 
Nicht der Umsatzsteuer unterliegen jedoch unentgeltliche Tätigkeiten, die aus ideellen 
Satzungszwecken verfolgt werden (sog. nichtwirtschaftliche Tätigkeiten im engeren 
Sinne; vgl. BFH-Urteil vom 06.05.2010, V R 29/09, BStBl. II 2010 S. 885; Abschn. 2.3 
Abs. 1a Satz 4 UStAE). Dies betrifft z.B. erhaltene Zustiftungen, Spenden und echte 
Zuschüsse, also den ideellen Bereich einer steuerbegünstigten Stiftung. 
Ebenfalls nicht der Umsatzsteuer unterliegt das bloße Erwerben, Halten und Veräu-
ßern von gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen (vgl. Abschn. 2.3 Abs. 2 bis 4 UStAE). 
 
Für eine unternehmerisch tätige Stiftung des privaten Rechts gelten die allgemeinen 
Grundsätze und Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes. Sie kann also beispiels-
weise von der Kleinunternehmerregelung gemäß § 19 UStG Gebrauch machen. 
 

2.3.3.2 Steuerbefreiungen 

Im Gegensatz zum Körperschaft- und Gewerbesteuergesetz kennt das Umsatzsteuer-
gesetz keine persönliche Steuerbegünstigung für gemeinnützige, mildtätige oder kirch-
lich tätige Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen. § 4 UStG 
sieht jedoch (auch) einige Steuerbefreiungen vor, die sich teilweise mit verschiedenen 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken decken: 

• Heilbehandlungen, z.B. der Betrieb eines Krankenhauses (§ 4 Nr. 14 UStG) 

• Betreuung und Pflege hilfsbedürftiger Personen (§ 4 Nr. 16 UStG) 

• Schulen, Bildungseinrichtungen (§ 4 Nr. 21 UStG, § 4 Nr. 22 Buchst. a UStG) 

• Wissenschaftliche bzw. belehrende Vorträge, Kurse und ähnliche Veranstaltungen 
(§ 4 Nr. 22 Buchst. a UStG) 

• Kulturelle und sportliche Veranstaltungen (§ 4 Nr. 22 Buchst. b UStG) 

• Jugendherbergen, Lehrgänge und Leistungen im Bereich der Jugendhilfe 
(§ 4 Nr. 24 und 25 UStG) 
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Daneben ist auch die Veräußerung und Vermietung von Grundbesitz regelmäßig von 
der Umsatzsteuer befreit (§ 4 Nr. 9 Buchst. a UStG, § 4 Nr. 12 UStG), soweit nicht auf 
die Steuerbefreiung verzichtet wird (§ 9 UStG). 
 

2.3.3.3 Steuersatz 

Die Umsatzsteuer beträgt 19 Prozent soweit nicht der ermäßigte Steuersatz in Höhe 
von 7 Prozent nach § 12 Abs. 2 UStG greift. Für steuerbegünstigte Stiftungen ist hier-
bei insbesondere § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG von Bedeutung, der eine Ermäßi-
gung der Umsatzsteuer für (umsatzsteuerpflichtige) Leistungen außerhalb der steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe vorsieht.  
 
Bei Zweckbetriebsleistungen einer steuerbegünstigten Stiftung kommt der ermäßigte 
Steuersatz zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen nur in Betracht, wenn  

• der Betrieb nicht in erster Linie der Erzielung zusätzlicher Einnahmen durch die 
Ausführung von Umsätzen dient, die in unmittelbarem Wettbewerb mit dem allge-
meinen Steuersatz unterliegenden Leistungen anderer Unternehmer ausgeführt 
werden, oder 

• die Körperschaft mit den Leistungen ihrer in den §§ 66 bis 68 AO bezeichneten 
Zweckbetriebe ihre steuerbegünstigten Satzungszwecke selbst verwirklicht. 

 

Auf nach § 65 AO als Zweckbetriebe anerkannte wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ist 
der ermäßigte Steuersatz uneingeschränkt anwendbar, da diese bereits im Rahmen 
des § 65 Nr. 3 AO auf mögliche Wettbewerbsverzerrungen geprüft worden sind (vgl. 
Abschn. 12.9 Abs. 9 UStAE). Hinsichtlich der übrigen Zweckbetriebe wird auf Ab-
schn. 12.9 Abs. 9 bis 15 UStAE verwiesen. 
 
Auf umsatzsteuerpflichtige Leistungen im Rahmen der Vermögensverwaltung einer 
steuerbegünstigten Stiftung ist § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG ebenfalls anwendbar 
(vgl. Abschn. 12.9 Abs. 3 Satz 6 UStAE; a.A.: BFH-Urteil vom 20.03.2014, V R 4/13, 
BFH/NV 2014, 1470). 
 

2.3.3.4 Vorsteuerabzug 

Auch hinsichtlich des Vorsteuerabzugs und der Vorsteueraufteilung greifen die allge-
meinen Grundsätze des Umsatzsteuerrechts, ergänzt durch die Möglichkeit der Vor-
steuerpauschalierung für gemeinnützige, mildtätige oder kirchlich tätige Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen und Vermögensmassen gemäß § 23a UStG. 
 

2.3.4 Grundsteuer 

Inländischer Grundbesitz i. S. d. § 2 GrStG unterliegt grundsätzlich der Grundsteuer. 
Unter bestimmten Voraussetzungen kann der einer Stiftung zuzurechnende Grundbe-
sitz von der Grundsteuer befreit sein. 
 
Für Stiftungen, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu 
den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1; sog. subjektive Voraussetzung), sieht 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b GrStG jedoch eine Befreiung von der Grundsteuer vor: Da-
nach ist der Grundbesitz von der Grundsteuer befreit, der von einer solchen Stiftung 
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für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke benutzt wird (sog. objektive Vorausset-
zung). Erforderlich ist eine unmittelbare Nutzung für den steuerbegünstigen Zweck (§ 7 
GrStG). Von der Grundsteuer befreit sind also z.B. Grundstücke, die im ideellen Tätig-
keitsbereich oder in den Zweckbetrieben eingesetzt werden. Keine unmittelbare Be-
nutzung für steuerbegünstigte Zwecke liegt dagegen vor, wenn der Grundbesitz einem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dient oder einem Dritten zur Nut-
zung überlassen wird (vgl. Abschn. 12 Abs. 6 GrStR; das gilt nicht, wenn auch der 
Dritte i.S.v. § 3 Abs. 1 GrStG steuerbegünstigt ist und den Grundbesitz für einen be-
günstigten Zweck benutzt).  
Zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen einer steuerbegünstigten Stiftung wird auf Kapi-
tel 2.1.1.5 verwiesen. 
 
Für Krankenhäuser i.S.d. § 67 AO sieht § 4 Nr. 6 GrStG eine gesonderte Grundsteu-
erbefreiung vor. 
 

2.3.5 Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Als erbschaft- und schenkungsteuerliche Besonderheit unterliegt bei Familienstiftun-
gen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG das Stiftungsvermögen in Zeitabständen von je 
30 Jahren der Besteuerung. Diese sog. „Ersatzerbschaftsteuer“ wurde eingeführt, 
um zu verhindern, dass eine Familienstiftung zur Vermeidung der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer eingesetzt wird (vgl. BT-Drs. 7/1333 vom 03.12.1973, S. 3). Die Re-
gelung ist verfassungsgemäß (vgl. BVerfG-Beschluss vom 08.03.1983, 2 BvL 27/81, 
BStBl II 1983 S. 779; BVerfG-Nichtannahmebeschluss vom 22.08.2011, 1 BvR 
2570/10, HFR 2011 S. 1247). 
 
Der Ersatzerbschaftsteuer unterliegen rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts, 
sofern sie wesentlich im Interesse einer Familie oder bestimmter Familien errichtet 
sind (sog. „Familienstiftung“, im Einzelnen siehe Kapitel 2.1.2). Nicht der Ersatzerb-
schaftsteuer unterliegen dagegen nicht rechtsfähige Stiftungen (z.B. Treuhandstiftun-
gen), da diese zivilrechtlich nicht Träger von Vermögen sein können, ein solches je-
doch Voraussetzung für die Ersatzbesteuerung ist (vgl. BFH-Urteil vom 25.01.2017, 
II R 26/16, BStBl II 2018 S. 199). 
 
Der Besteuerungszeitpunkt richtet sich nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG. Danach entsteht 
die Steuer in Zeitabständen von je 30 Jahren seit dem Zeitpunkt des ersten Übergangs 
von Vermögen auf die Stiftung. Fällt bei Stiftungen der Zeitpunkt des ersten Übergangs 
von Vermögen auf den 01.01.1954 oder auf einen früheren Zeitpunkt, entsteht die 
Steuer erstmals am 01.01.1984. Bei Stiftungen, bei denen die Steuer erstmals am 
01.01.1984 entsteht, richtet sich der Zeitraum von 30 Jahren nach diesem Zeitpunkt.  
Erfüllt die Stiftung im Besteuerungszeitpunkt nicht (mehr) die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG, entfällt die Steuerpflicht (vgl. R E 1.2 Abs. 1 Satz 3 ErbStR). 
Dies entspricht dem Grundgedanken der Erbschaft- und Schenkungsteuer als Stich-
tagssteuer.  
 
Der Ersatzerbschaftsteuer unterliegt das Vermögen der Stiftung im Besteuerungszeit-
punkt (§ 10 Abs. 1 Satz 7 ErbStG). Leistungen an die nach der Stiftungsurkunde Be-
rechtigten sowie die Ersatzerbschaftsteuer selbst sind nicht abzugsfähig (§ 10 Abs. 7 
und 8 ErbStG). 
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Bei der Fiktion des Generationenwechsels im Rahmen der Ersatzerbschaftsteuer wird 
unterstellt, dass der Erblasser jeweils zwei Kinder hinterlässt. Gemäß § 15 Abs. 2 
Satz 3 ErbStG wird daher der doppelte Freibetrag nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG ge-
währt und die Steuer ist nach dem Prozentsatz der Steuerklasse I zu berechnen, der 
für die Hälfte des steuerpflichtigen Vermögens gelten würde.  

 
Die Vergünstigungen durch Verschonungsabschlag nach § 13a Abs. 1 oder 10 ErbStG 
oder § 13c ErbStG (Abschmelzmodell), der Abzugsbetrag nach § 13a Abs. 2 ErbStG, 
der Vorwegabschlag nach § 13a Abs. 9 ErbStG und die Verschonungsbedarfsprüfung 
nach § 28a ErbStG werden auch bei der Bemessung der Ersatzerbschaftsteuer ge-
währt, soweit begünstigtes Vermögen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG betroffen ist 
(vgl. § 13a Abs. 11 ErbStG, § 13c Abs. 4 ErbStG und § 28a Abs. 7 ErbStG).  
Nicht bei der Ersatzerbschaftsteuer anwendbar ist dagegen die Investitionsklausel 
nach § 13b Abs. 5 ErbStG (vgl. R E 13b.24 Abs. 6 Satz 3 ErbStR). 
 
Steuerschuldnerin ist die Stiftung (§ 20 Abs. 1 Satz 1 ErbStG). Sie kann nach 
§ 24 ErbStG beantragen, die Steuer in 30 gleichen jährlichen Teilbeträgen zu entrich-
ten (Die Summe der Jahresbeträge umfasst die Tilgung und die Verzinsung der 
Steuer; dabei ist von einem Zinssatz von 5,5 Prozent auszugehen). 
 
Die Anzeigepflicht nach § 30 ErbStG und die Pflicht zur Abgabe der Steuererklärung 
nach § 31 ErbStG bestehen auch in den Fällen der Ersatzerbschaftsteuer (vgl. R E 1.2 
Abs. 1 Satz 4 ErbStR). 
 

2.4 Besteuerung der Stiftungsbeendigung 

2.4.1 Ertragsteuern 

Eine körperschaftsteuerliche Schlussbesteuerung, wie z.B. bei der Liquidation einer 
Kapitalgesellschaft, findet bei einer Stiftung nicht statt, da der dafür maßgebende 
§ 11 KStG weder rechtsfähige noch nicht rechtsfähige Stiftungen erfasst.  

Beispiel:  
Die F-Stiftung dient laut ihrer Satzung ausschließlich der Versorgung der Kinder 
des Stifters F und deren Abkömmlingen. 30 Jahre nach ihrer Errichtung verfügt sie 
über ein (nicht begünstigtes) Vermögen in Höhe von 1,5 Mio. Euro. 
Die Stiftung ist wesentlich im Interesse der Familie des F errichtet und unterliegt 
daher 30 Jahre nach dem ersten Vermögensübergang auf die Stiftung (erstmals) 
der Ersatzerbschaftsteuer (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG, § 9 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG). Die 
Ersatzerbschaftsteuer ermittelt sich zu diesem Zeitpunkt wie folgt: 
 

Vermögen der Stiftung 1.500.000 Euro 

abzüglich Erbschaftsteuerbefreiungen 
abzüglich Freibetrag § 16 ErbStG 

- 
abzüglich 800.000 Euro 

= steuerpflichtiges Vermögen = 700.000 Euro 

Steuersatz für die Hälfte des steuer-
pflichtigen Vermögens 

15 Prozent 
 

= Ersatzerbschaftsteuer = 105.000 Euro 
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Soweit die Stiftung jedoch Gewinneinkünfte erzielt und Vermögensgegenstände im 
Rahmen der Liquidation entgeltlich an Dritte veräußert werden, ist grds. ein Veräuße-
rungs- bzw. Aufgabegewinn zu besteuern, denn die §§ 14, 16, 18 Abs. 3 EStG sind 
über § 8 Abs. 1 KStG entsprechend anzuwenden. Dieser unterliegt jedoch nicht der 
Gewerbesteuer (vgl. H 7.1 Abs. 3 GewStH).  
Eine Stiftung kann weder den Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG, noch die tarifliche 
Begünstigung nach § 34 EStG in Anspruch nehmen (vgl. R 8.1 KStH). 
 
Wird Betriebsvermögen in Form eines Betriebs, Teilbetriebs oder gesamten Mitunter-
nehmeranteils unentgeltlich übertragen (z.B. an den Anfallsberechtigten), kommt § 6 
Abs. 3 EStG zur Anwendung, sofern die Besteuerung stiller Reserven sichergestellt 
ist. Die Übertragung von nur einem Teil eines Mitunternehmeranteils ist nach § 6 
Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2 EStG nur auf natürliche Personen zu Buchwerten 
möglich (vgl. BMF vom 20.11.2019, BStBl I 2019, S. 1291, Rn. 1 und Rn. 18 ff.). Soweit 
lediglich einzelne Wirtschaftsgüter außerhalb der Anwendungsbereiche von § 6 Abs. 3 
EStG bzw. §§ 14, 16, 18 Abs. 3 EStG übertragen werden, sind regelmäßig die stillen 
Reserven aufzudecken und der entstehende Gewinn unterliegt der Gewerbesteuer. 
 
Die Veräußerung oder unentgeltliche Übertragung von Vermögensgegenständen des 
außerbetrieblichen Vermögens der Stiftung führt nur zur Ertragsbesteuerung, wenn die 
Voraussetzungen der §§ 17, 20 Abs. 2 und 23 EStG erfüllt sind. 
 
Bei einer Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 
68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), unterliegt der im Rahmen des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs erzielte Veräußerungs- bzw. Auf-
gabegewinn der Ertragsbesteuerung. Bei unentgeltlicher Übertragung eines gesamten 
Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils kommt § 6 Abs. 3 EStG zur Anwen-
dung, sofern die Besteuerung stiller Reserven sichergestellt ist. Gleiches gilt bei der 
unentgeltlichen Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine natürli-
che Person. 

 

2.4.2 Schenkungsteuer 

Auch die Beendigung einer Stiftung ist ein Vorgang, der unter das Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz fällt:  
 
Für den Erwerb durch den Anfallsberechtigten ist dabei § 7 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 
ErbStG einschlägig. Danach gilt als Schenkung unter Lebenden, was bei Aufhebung 
einer Stiftung erworben wird. Es ist jedoch allgemein anerkannt, dass nicht nur die 
(behördliche) Aufhebung, sondern auch die (organschaftliche) Auflösung von 
§ 7 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 ErbStG erfasst ist (siehe z.B. BFH-Urteil vom 30.11.2009, 
II R 6/07, BStBl. II 2010 S. 237). 
 

Hinweis: 
Zur Einkommensbesteuerung der Destinatäre im Rahmen der Liquidation der Stif-
tung siehe Kapitel 3.1. 

https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-8/inhalt.html
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Bei Auflösung bzw. Aufhebung der Stiftung gilt nach dem Wortlaut des § 15 Abs. 2 
Satz 2 ErbStG die Stifterin bzw. der Stifter als Schenker/in. Diese Regelung ist aber 
nur für die Steuerberechnung maßgebend, trifft also keine vom bürgerlichen Recht 
abweichende Bestimmung zur Person des Zuwendenden (vgl. BFH-Urteil vom 
25.11.1992, II R 77/90, BStBl II 1993 S. 238; BFH-Urteil vom 30.11.2009, II R 6/07, 
BStBl II 2010 S. 237). Zuwendender ist also die Stiftung selbst und lediglich für die 
Frage der Steuerklasse und der Freibeträge wird auf die Stifterin bzw. den Stifter ab-
gestellt, da andernfalls stets Steuerklasse III maßgebend wäre. Entscheidend ist dabei 
das persönliche Verhältnis der Stiftenden zur/zum Anfallsberechtigten.  

 
Fällt das Stiftungsvermögen an die Stiftenden selbst zurück, liegt ebenfalls ein steuer-
pflichtiger Erwerb vor, der nach Steuerklasse III zu besteuern ist (vgl. BFH-Urteil vom 
25.11.1992, II R 77/90, BStBl II 1993 S. 238). 
 
Bei der Beendigung einer Familienstiftung (zum Begriff siehe Kapitel 2.1.2) ist die Er-
satzerbschaftsteuer mit 50 Prozent auf die nach § 15 Abs. 2 Satz 2 ErbStG zu ermit-
telnde Steuer anzurechnen, wenn seit Entstehung der Ersatzerbschaftsteuer nicht 
mehr als zwei Jahre vergangen sind bzw. mit 25 Prozent, wenn seit der Entstehung 
mehr als zwei Jahre, aber nicht mehr als vier Jahre vergangen sind (§ 26 ErbStG). 

 
Der Erwerb anderer Personen als des Anfallsberechtigten ist nicht von § 7 Abs. 1 
Nr. 9 ErbStG erfasst, sondern von § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Insofern gelten die allge-
meinen erbschaft- und schenkungsteuerlichen Regelungen zur Steuerklasse und zu 
den Freibeträgen.  
 
Soweit im Rahmen der Beendigung der Stiftung begünstigtes Vermögen i.S.d. §§ 13 ff. 
ErbStG (insbesondere begünstigtes Betriebsvermögen nach § 13b ErbStG) übertra-
gen wird, gelten die allgemeinen Steuerbefreiungen und Verschonungsregelungen. 
 

2.5 Besteuerung in Sonderfällen 

2.5.1 Satzungsänderung 

Eine Satzungsänderung unterliegt in der Regel nicht der Ertrag- bzw. Erbschaft-
/Schenkungsteuer, da die Stiftung als Rechtsträgerin erhalten bleibt und kein Vermö-
gen übergeht.  
 
In bestimmten Fällen kann jedoch auch eine Satzungsänderung eine Besteuerung 
auslösen: 

Beispiel: 
A. errichtet eine Familienstiftung und sieht dabei in der Satzung als Anfallsberech-
tigte seine einzige Enkeltochter C. vor. 
Der Vermögenserwerb der C. bei einer etwaigen Auflösung bzw. Aufhebung der 
Stiftung wäre nach Steuerklasse I zu besteuern (§ 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 3 
ErbStG). 

Hinweis: Zur Ersatzerbschaftsteuer siehe Kapitel 2.3.5. 
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Führt bei einer Familienstiftung (zum Begriff siehe Kapitel 2.1.2) eine Satzungsände-
rung zur Änderung des Stiftungscharakters, gilt dies erbschaftsteuerrechtlich als Er-
richtung einer neuen Familienstiftung. Dies gilt entsprechend, wenn durch die Sat-
zungsänderung lediglich bisher nicht bezugs‑ oder anfallsberechtigte Familienmitglie-
der oder Dritte in den Kreis der Destinatäre aufgenommen werden und die Errichtung 
der Stiftung bei bereits damaliger Zugehörigkeit der neu aufgenommenen Destinatäre 
seinerzeit nach einer ungünstigeren Steuerklasse zu besteuern gewesen wäre (vgl. 
R E 1.2 Abs. 4 Satz 1 und 2 ErbStR; zur Besteuerung mit Erbschaft- und Schenkung-
steuer bei Errichtung der Stiftung siehe Kapitel 2.2.2). Die durch Satzungsänderung 
aus erbschaftsteuerlicher Sicht entstandene „neue“ Stiftung gilt als Erwerber des Ver-
mögens der „bisherigen“ Stiftung und ist nach dem Verwandtschaftsverhältnis der 
nach der Stiftungsurkunde entferntest berechtigten Person (= Destinatär) zur ur-
sprünglichen Stifterin bzw. dem ursprünglichen Stifter zu besteuern (§ 15 Absatz 2 
Satz 1 ErbStG, vgl. R E 1.2 Abs. 4 Satz 3 und 4 ErbStR).  
Zur Ersatzerbschaftsteuer in diesen Fällen siehe R E 1.2 Abs. 4 Satz 6 bis 8 ErbStR. 
Wird die Familienstiftung durch die Satzungsänderung in eine gemeinnützige Stiftung 
umgewandelt, ist deren Erwerb nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b ErbStG steuerfrei 
(R E 1.2 Abs. 5 ErbStR). 
 
Auch bei einer Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach 
ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 
bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), kann eine Satzungsänderung 
(rückwirkend) Besteuerungstatbestände auslösen. Dies ist dann der Fall, wenn 

• die Vermögensanfallsklausel in der Satzung nachträglich so geändert wird, dass 
sie anschließend nicht mehr den Vorgaben des § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO entspricht 
(§ 61 Abs. 3 AO; zur Vermögensanfallsklausel siehe auch Kapitel 2.1.1.4.1), oder 

• durch die Satzungsänderung der Stiftungszweck so abgewandelt wird, dass fortan 
die Voraussetzungen der Steuerbegünstigung nicht länger gegeben sind und das 
dann auszukehrende Vermögen entgegen § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO nicht an den (steu-
erbegünstigten) Anfallsberechtigten übertragen wird (§ 63 Abs. 2 i.V.m. § 61 Abs. 3 
AO, vgl. AEAO Nr. 5 zu § 61). 

 
Die entsprechende Satzungsänderung (bzw. nicht ordnungsgemäße Vermögensaus-
kehrung) hat in diesen Fällen den rückwirkenden Entzug der Steuerbegünstigung zur 
Folge. Damit können bisher aufgrund der Steuerbegünstigung steuerfreie Einkünfte 
(und steuerermäßigte Umsätze) innerhalb der letzten zehn Kalenderjahre vor der Än-
derung der Bestimmung über die Vermögensbindung nachversteuert werden (§ 61 
Abs. 3 AO). 
 

2.5.2 Zusammenschluss mit einer anderen Stiftung 

2.5.2.1 Ertragsteuer 

Die Zulegung zu bzw. die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung gemäß §§ 86 
ff. BGB ist nicht vom Umwandlungssteuergesetz erfasst, da es sich nicht um eine Um-
wandlung im Sinne des Umwandlungsgesetzes handelt, sondern um ein besonderes 
stiftungsrechtliches Verfahren (zu Stiftungen im Umwandlungs(steuer)gesetz siehe 
auch Kapitel 2.5.4). Hieran ändert auch die mit dem StiftRVG eingeführte Gesamt-
rechtsnachfolge bei Zulegung bzw. Zusammenlegung (§ 86f BGB) nichts. 
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Mangels Entgeltlichkeit geht das Vermögen jedoch in der Regel ohnehin ohne ertrag-
steuerliche Belastung auf die übernehmende Stiftung über. Diese tritt hinsichtlich 
(steuerlichen) Buchwerten, Anschaffungskosten bzw. Abschreibungsbemessungs-
grundlagen an die Stelle der übertragenden Stiftung (§ 6 Abs. 3 EStG, § 11d EStDV).  
Ist die übernehmende Stiftung jedoch eine steuerbegünstigte, so muss ein etwaiges 
übergehendes Betriebsvermögen hierfür einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb begründen (siehe hierzu auch Kapitel 2.2.1). 
 
Im Einzelfall können sich jedoch auch ertragsteuerliche Konsequenzen ergeben (wenn 
z.B. keine Sachgesamtheit i.S.d. § 6 Abs. 3 EStG im Ganzen auf die übernehmende 
Stiftung übergeht). Insofern gelten die allgemeinen ertragsteuerlichen Regelungen zur 
Veräußerung bzw. Entnahme von Wirtschaftsgütern und Vermögensgegenständen. 
 
 

2.5.2.2 Schenkungsteuer 

Der Erwerb der übernehmenden Stiftung gilt als Schenkung unter Lebenden (§ 7 
Abs. 1 Nr. 9 ErbStG). 
Ist die übernehmende Stiftung steuerbegünstigt, so ist die Übertragung steuerfrei ge-
mäß § 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b ErbStG (siehe auch Kapitel 2.2.2.2). 
Die Besteuerung des Erwerbs im Rahmen der Zulegung bzw. Zusammenlegung er-
folgt nach Steuerklasse III, da die übernehmende Stiftung in keinerlei Verwandt-
schaftsverhältnis zu der übertragenden Stiftung steht (vgl. auch BFH-Urteil vom 
13.04.2011, II R 45/09, BStBl II 2011 S. 732). 
 

2.5.3 „Umwandlung“ einer nicht rechtsfähigen in eine rechtsfähige Stiftung 

Da die nicht rechtsfähige Stiftung zivilrechtlich nicht Träger von Rechten und Pflichten 
ist, kann sie nicht nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes in eine rechtsfä-
hige Stiftung umgewandelt werden. Es fehlt an einem Rechtsträger, von dem aus um-
gewandelt werden kann (vgl. Möller, ZEV 2007, S. 565). Auch die im Stiftungszivilrecht 
vorgesehene Regelung zum Zusammenschluss mit einer anderen Stiftung gilt für nicht 
rechtsfähige Stiftungen nicht, da die Vorschriften der Stiftungsgesetze grundsätzlich 
nur bei rechtsfähigen Stiftungen greifen.  
Die Überführung einer nicht rechtsfähigen auf eine rechtsfähige Stiftung im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge scheidet damit aus. Stattdessen kann eine Vermögensüber-
tragung im Wege der Einzelrechtsnachfolge durch die Trägerin bzw. den Träger des 
Stiftungsvermögens der nicht rechtsfähigen Stiftung entweder auf eine bereits vorhan-
dene rechtsfähige Stiftung oder auf eine neu zu errichtende rechtsfähige Stiftung voll-
zogen werden. Voraussetzung dafür ist, dass eine entsprechende Bestimmung bereits 
entweder in der Satzung oder in einer anderen vertraglichen Regelung (z.B. dem Treu-
handvertrag) zwischen der Stifterin bzw. dem Stifter und der Trägerin bzw. dem Träger 
der nicht rechtsfähigen Stiftung enthalten ist. 
 
Die nicht rechtsfähige Stiftung ist eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG) und wird daher als selbständiges Steuersubjekt behandelt. Bei 
einer Übertragung des Vermögens einer nicht rechtsfähigen auf eine andere bereits 
bestehende rechtsfähige Stiftung wird die nicht rechtsfähige Stiftung regelmäßig auf-
gelöst. Entsteht die rechtsfähige Stiftung durch die zivilrechtliche Übertragung des Ver-
mögens der nicht rechtsfähigen Stiftung im Rahmen einer zivilrechtlichen Verselbstän-
digung, so kann der Fortbestand der Stiftung als eigenes Steuersubjekt angenommen 
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werden, wenn darüber hinaus keine Änderungen eintreten (z.B. die Satzung inhalts-
gleich fortgeführt wird). 
 
Bei steuerbegünstigten Stiftungen ist der Grundsatz der Vermögensbindung 
(§ 55 Abs. 1 AO und § 61 AO) zu beachten. Dies kann dadurch sichergestellt werden, 
dass die rechtsfähige Stiftung in der Satzung der Treuhandstiftung als Vermögensan-
fallsberechtigte eingesetzt wird. Wird zivilrechtlich das Vermögen einer steuerbegüns-
tigten nicht rechtsfähigen Stiftung auf eine andere steuerbegünstigte rechtsfähige Stif-
tung oder auf eine durch die Verselbständigung des Vermögens entstehende steuer-
begünstigte rechtsfähige Stiftung ohne Gegenleistung übertragen, so kommt es auf-
grund der Unentgeltlichkeit der Übertragung regelmäßig zu keiner Gewinnrealisierung 
(§ 8 Abs. 1 KStG i.V.m. § 6 Abs. 3 EStG, § 11d EStDV). 
 

2.5.4 Stiftungen im Umwandlungs(steuer)gesetz 

Stiftungen sind im Umwandlungsgesetz (UmwG) nur im Rahmen der Ausgliederung 
gemäß §§ 161 ff. UmwG erfasst. Danach kann ein von einer rechtsfähigen Stiftung 
des privaten Rechts betriebenes Unternehmens oder ein Teil desselben aus dem Ver-
mögen dieser Stiftung zur Aufnahme auf Personenhandelsgesellschaften bzw. zur 
Aufnahme oder Neugründung auf Kapitalgesellschaften ausgegliedert werden. 
Umwandlungssteuerrechtlich fallen derartige Vorgänge unter § 24 UmwStG bzw. 
§§ 20 ff. UmwStG. 
 

2.6 Besteuerung von Stiftungen des öffentlichen Rechts 

Für Stiftungen des öffentlichen Rechts gelten ertragsteuerlich gesonderte Grundsätze, 
denn sie sind – genauso wie sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts – 
nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 4 KStG).  
 
Eine Gewerbesteuerpflicht ergibt sich, soweit der Betrieb gewerbliche Einkünfte i.S.d. 
§ 15 EStG erzielt. 
 
Außerhalb ihrer Betriebe gewerblicher Art unterliegen Stiftungen des öffentlichen 
Rechts im Übrigen gemäß § 2 Nr. 2 Halbsatz 1 KStG mit ihren inländischen Einkünften, 
von denen ein Steuerabzug vorzunehmen ist, der beschränkten Körperschaftsteuer-
pflicht. Hierunter fallen insbesondere Dividenden und Beteiligungserträge, soweit es 
sich nicht um Einnahmen im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art handelt (vgl. 
§ 20 Abs. 8 EStG). Diese Einkünfte sind zu 15 Prozent kapitalertragsteuerpflichtig 
(§ 44a Abs. 8 EStG). Die Körperschaftsteuer ist durch den Steuerabzug abgegolten 
(§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG). 

 

  

Hinweis: 
Zum Begriff des Betriebs gewerblicher Art siehe R 4.1 KStR sowie Arbeitshilfe „Be-
steuerung der juristischen Personen des öffentlichen Rechts“. 

https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/I-Steuerpflicht/Paragraf-4/inhalt.html
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/dienststellen/oberfinanzdirektion-nrw/arbeitshilfen-leitfaeden-praxishilfen
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/dienststellen/oberfinanzdirektion-nrw/arbeitshilfen-leitfaeden-praxishilfen
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3. Besteuerung der Destinatäre einer Stiftung 

3.1 Einkommensteuer 

Nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG gehören zu den Einkünften aus Kapitalvermögen auch 
die Einnahmen aus Leistungen einer nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Kör-
perschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 KStG, die Gewinnausschüttungen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG wirtschaftlich vergleichbar sind. 
 
Unter § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG fallen alle wiederkehrenden oder einmaligen Leistungen 
einer nicht steuerbegünstigten Stiftung, die von den beschlussfassenden Stiftungs-
gremien aus den Erträgen der Stiftung an die Stifterin bzw. den Stifter sowie deren 
Angehörige und Abkömmlinge ausgekehrt werden. Diese erzielen damit Einkünfte aus 
Kapitalvermögen. Dies gilt auch, wenn die Leistungen anlässlich der Auflösung der 
Stiftung erbracht werden (vgl. BMF-Schreiben vom 27.06.2006, BStBl I 2006 S. 417). 
 
Destinatäre einer steuerpflichtigen Stiftung sind demnach den Anteilseignern einer Ka-
pitalgesellschaft gleichgestellt. Die Stiftung hat 25 Prozent Kapitalertragsteuer einzu-
behalten und abzuführen (§ 43 Abs. 1 Nr. 7a EStG, § 43 Abs. 1 Nr. 1 EStG, § 44 Abs. 1 
Satz 1 EStG). 
 
Die (Kapitalertrag-)Steuerpflicht von Leistungen einer Stiftung im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 9 EStG beim Empfänger kann auch nicht mit dem Hinweis vermieden wer-
den, für sie würden Beträge des steuerlichen Einlagekontos verwendet. § 20 Abs. 1 
Nr. 9 Satz 1 Halbsatz 2 EStG verweist insofern zwar auf § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG, 
der solche Bezüge von der Besteuerung ausklammert, die aus Ausschüttungen stam-
men, für die Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 KStG als 
verwendet gelten.  
Für Stiftungen im Speziellen ist jedoch kein steuerliches Einlagekonto zu führen, da 
der Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG keine Vermögensmassen erfasst und es damit an 
einer Rechtsgrundlage zur gesonderten Feststellung des Bestands des steuerlichen 
Einlagekontos für rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts fehlt (vgl. 
BFH-Urteil vom 17.05.2023, I R 42/19, BStBl II 2024, 381). Soweit der BFH in Rn. 21 
des vorgenannten Urteils vom 17.05.2023 die – nicht entscheidungserhebliche – Auf-
fassung vertritt, dass es bei rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
nicht zwingend einer gesonderten Feststellung nach § 27 Abs. 7 KStG bedarf, um für 
die Destinatäre die Anwendbarkeit des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG zu erreichen, gilt 
weiterhin, dass die Annahme einer Einlagenrückgewähr auf Ebene der Leistungsemp-
fänger einer Stiftung daran scheitert, dass auf Ebene der Stiftung kein steuerliches 
Einlagekonto festgestellt wird und folglich Beträge des Einlagekontos auch nicht ver-
wendet werden können (vgl. BMF-Schreiben vom 24.04.2024, BStBl I 2024, 721). 
 
Bei Stiftungen, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen Zwecken dienen (steuerbegünstigte Stiftungen gemäß §§ 51 
bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), fehlt es an Destinatären im 
klassischen Sinne, da diese Stiftungen ihre Mittel nur für steuerbegünstigte Zwecke 
verwenden dürfen (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 AO). Insbesondere dürfen sie keine Person 
durch satzungszweckfremde Ausgaben oder unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigen (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). Angemessene Vergütungen, die eine steuerbe-
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günstigte Stiftung an Dritte zahlt, sind im Rahmen der jeweiligen Einkunftsart zu ver-
steuern. Die Einnahmen aus der nebenberuflichen Tätigkeit eines Organmitglieds (z.B. 
Vorstandsmitglieds) sind gemäß § 3 Nr. 26a EStG bis zur Höhe von 840 Euro pro Jahr 
steuerfrei (bis 2020: 720 Euro). Stipendien, die eine steuerbegünstigte Stiftung vergibt, 
können unter den weiteren Voraussetzungen des § 3 Nr. 44 EStG steuerfrei sein.  
 
Erbringt eine steuerbegünstigte Stiftung Unterhaltsleistungen i.S.d. § 58 Nr. 6 AO, 
stellen diese bei den Empfängern Einkünfte nach § 22 Nr. 1 S. 2 Buchst. a EStG dar, 
da es sich um außerhalb der Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke ausgezahlte 
Bezüge handelt, die freiwillig oder auf Grund einer freiwillig begründeten Rechtspflicht 
gewährt werden. Die Bezüge können nicht als Einkünfte nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG 
erfasst werden, da § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG im Gegensatz zu § 22 Nr. 1 S. 2 Buchst. a 
EStG voraussetzt, dass die Stiftung nicht steuerbefreit ist. Gewährt die Stiftung Unter-
haltsleistungen im Sinne des § 58 Nr. 6 AO, so hat sie daher keine Kapitalertragsteuer 
einzubehalten. Die 40-prozentige Freistellung der Bezüge gemäß § 3 Nr. 40 Buchst. i 
EStG (Teileinkünfteverfahren) kommt nicht in Betracht, da sie nicht steuerbefreiten 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen vorbehalten ist. 
 

3.2 Schenkungsteuer 

Satzungsgemäße Zuwendungen einer Stiftung an ihre Berechtigten sind nicht schen-
kungsteuerbar, weil es insoweit an der gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG erforderlichen 
Freigebigkeit der Zuwendung fehlt. Etwas anderes gilt aber dann, wenn die Zuwen-
dung eindeutig gegen den Satzungszweck verstößt (vgl. BFH-Urteil vom 03.07.2019, 
II R 6/16, BStBl II 2020 S. 61). 
 
Bezüglich des Erwerbs im Rahmen der Aufhebung bzw. Auflösung einer Stiftung wird 
auf Kapitel 2.4.2 und bezüglich der Schenkungssteuer bei Zulegung und Zusammen-
legung auf Kapitel 2.5.2.2 verwiesen. 
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4. Spendenabzug bei Zuwendungen an Stiftungen 

4.1 Überblick 

Wird einer Stiftung des öffentlichen Rechts oder einer privatrechtlichen Stiftung, die 
nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Ge-
schäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-
lichen Zwecken dient (steuerbegünstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Vo-
raussetzungen siehe Kapitel 2.1.1, eine Spende zugewendet, so kann der Zuwen-
dende diese unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich geltend machen. Zuwen-
dungen an privatrechtliche Stiftungen, die nicht als steuerbegünstigt anerkannt sind 
(z.B. Familienstiftungen), bieten diesen Vorteil nicht. 
 
Für den Abzug einer Spende zugunsten einer Stiftung bestehen zwei Abzugstatbe-
stände: 

• Der (allgemeine) Spendenabzug nach § 10b Abs. 1 EStG, § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG 
bzw. § 9 Nr. 5 GewStG steht sowohl natürlichen Personen als auch Körperschaften 
zu. Zu den Voraussetzungen und zur Höhe des Spendenabzugs siehe Kapitel 4.2. 

• Der erweiterte Spendenabzug für Zuwendungen in das zu erhaltene Vermögen ei-
ner Stiftung nach § 10b Abs. 1a EStG bzw. § 9 Nr. 5 Satz 9 bis 11 GewStG steht 
nur natürlichen Personen zu. Zu den Voraussetzungen und zur Höhe des Spen-
denabzugs siehe Kapitel 4.3. 

 

4.2 Allgemeiner Spendenabzug 

4.2.1 Voraussetzungen des allgemeinen Spendenabzugs 

Voraussetzung für den (allgemeinen) Spendenabzug nach § 10b Abs. 1 EStG, § 9 
Abs. 1 Nr. 2 KStG bzw. § 9 Nr. 5 GewStG ist, dass  

• eine Zuwendung (Spende oder Mitgliedsbeitrag) (siehe Kapitel 4.2.1.1)  

• an einen begünstigten Zuwendungsempfänger (siehe Kapitel 4.2.1.2) 

• zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke geleistet wird (siehe Kapitel 4.2.1.3) 

• und der Zuwendende eine Zuwendungsbestätigung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck oder Unterlagen im Sinne des § 50 Abs. 4 bis 6 EStDV erhalten hat 
(siehe Kapitel 4.2.1.4). 

 

4.2.1.1 Spende 

Die Vorschrift des § 10b Abs. 1 EStG (gleiches gilt für § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG bzw. § 9 
Nr. 5 GewStG) erfasst unter dem Oberbegriff der Zuwendung sowohl Spenden also 
auch Mitgliedsbeiträge. Da eine Mitgliederstellung im Verhältnis zu einer Stiftung und 
damit auch die Zahlung von Mitgliedsbeiträgen jedoch ausscheidet, beschränkt sich 
der Anwendungsbereich der abzugsfähigen Zuwendungen bei Stiftungen auf die 
Spenden. Spenden sind Ausgaben, die freiwillig und ohne Gegenleistung geleis-
tet werden (vgl. BFH-Urteil vom 12.09.1990, I R 65/86, BStBl II 1991 S. 258). 
Hierzu im Einzelnen: 
 
Ausgaben sind alle Wertabgaben, die aus dem geldwerten Vermögen der Spenderin 
bzw. des Spenders abfließen (vgl. BFH-Urteil vom 20.02.1991, X R 191/87, 
BStBl II 1991 S. 690). In Betracht kommen Geldzahlungen und Sachspenden 
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(zur Wertermittlung siehe Kapitel 4.5), nicht aber Nutzungen und Leistungen (§ 10b 
Abs. 3 Satz 1 EStG). 

 
Die Spenderin bzw. der Spender muss durch die Zuwendung endgültig wirtschaftlich 
belastet sein (R 10b.1 Abs. 1 Satz 3 EStR). Wer einen Geldbetrag als Schenkung mit 
der Auflage erhält, ihn einer steuerbegünstigten Stiftung zuzuwenden, ist mit diesem 
Betrag grundsätzlich nicht wirtschaftlich belastet und daher nicht spendenabzugsbe-
rechtigt. Etwas Anderes gilt, wenn es sich um eine Schenkung unter zusammenveran-
lagten Eheleuten handelt (vgl. BFH-Urteil vom 15.01.2019, X R 6/17, BStBl II 2019 
S. 318).  
 
Eine wirtschaftliche Belastung ist erst gegeben, wenn die Zuwendung bei der Spende-
rin bzw. dem Spender abgeflossen ist. Eine Geldspende muss also tatsächlich geleis-
tet (§ 11 Abs. 2 EStG) und bei einer Sachspende muss das wirtschaftliche Eigentum 
übertragen worden sein (vgl. BFH-Urteil vom 06.12.2018, X R 11/17, BStBl II 2021 
S. 899: Der bloße schuldrechtliche Anspruch einer Stiftung auf Übertragung eines 
Grundstücks gemäß § 81 Abs. 1 Satz 2 BGB reicht für die Annahme wirtschaftlichen 
Eigentums nicht aus).  

 
Zuwendungen in den Vermögensstock einer durch Erbeinsetzung von Todes wegen 
errichteten Stiftung können nicht als Spende des Erblassers geltend gemacht werden, 
da die Zuwendungen erst nach dem Tod abfließen (vgl. BFH-Urteil vom 16.02.2011, 
X R 46/09, BStBl II 2011 S. 685). 
 
Wird Vermögen auf eine Stiftung übertragen, welches mit vor der Übertragung wirksam 
begründeten Ansprüchen (z.B. Nießbrauch, Grund- oder Rentenschulden, Vermächt-
nisse aufgrund testamentarischer Bestimmungen des Zuwendenden) belastet ist, de-
ren Erfüllung durch die Stiftung keine nach wirtschaftlichen Grundsätzen abgewogene 
Gegenleistung für die Übertragung des Vermögens darstellt, mindern die Ansprüche 
das übertragene Vermögen bereits im Zeitpunkt des Übergangs. Wirtschaftlich be-
trachtet wird der Stiftung nur das nach der Erfüllung der Ansprüche verbleibende Ver-
mögen zugewendet (vgl. AEAO Nr. 13 zu § 55). In diesen Fällen ist der Zuwendende 
daher auch nur in Höhe des um die Ansprüche geminderten Vermögensabgangs be-
lastet, sodass auch nur insoweit ein Spendenabzug möglich ist. 
 
Eine Ausgabe erfolgt freiwillig, wenn die Spenderin bzw. der Spender hierzu nicht 
verpflichtet ist.  

Hinweis: 
Zur steuerlichen Anerkennung von Spenden durch den Verzicht auf einen zuvor 
vereinbarten Aufwendungsersatz bzw. einen sonstigen Anspruch siehe 
BMF-Schreiben vom 25.11.2014, BStBl I 2014 S. 1584 sowie BMF-Schreiben vom 
24.08.2016, BStBl I 2016 S. 994).  

Hinweis: Bezüglich des Spendenabzugs zum Jahreswechsel siehe Kapitel 4.4. 

https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2020/A-Einkommensteuergesetz/II-Einkommen/5-Sonderausgaben/Paragraf-10b/inhalt.html
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Unschädlich sind jedoch freiwillig eingegangene rechtliche Verpflichtungen. Daher 
wird die Freiwilligkeit durch die im Stiftungsgeschäft freiwillig begründete Rechtspflicht 
der Stifterin bzw. des Stifters auf Übertragung des Stiftungsvermögens nach Anerken-
nung der Stiftung nicht beeinträchtigt (vgl. BFH-Urteil vom 05.02.1992, I R 63/91, 
BStBl II 1992 S. 748). 
 
Weitere Voraussetzung für eine Spende ist, dass diese unentgeltlich erfolgt. An der 
Unentgeltlichkeit fehlt es zum einen dann, wenn die zahlende Person eine Gegenleis-
tung der Stiftung erhält, wobei Leistung und Gegenleistung nicht ausgewogen sein 
müssen (vgl. BFH-Urteil vom 29.01.1971, VI R 159/68, BStBl II 1971 S. 799). Da eine 
Spende um der Sache willen ohne die Erwartung eines besonderen Vorteils gegeben 
werden muss und die steuerliche Entlastung der Spende nur gerechtfertigt ist, wenn 
sie ausschließlich fremdnützig, d.h. zur Förderung des Gemeinwohls hingegeben wird, 
liegt jedoch auch dann keine Unentgeltlichkeit vor, wenn die Spende an den Empfän-
ger unmittelbar und ursächlich mit einem von einem Dritten gewährten Vorteil zusam-
menhängt, ohne dass der Vorteil unmittelbar wirtschaftlicher Natur sein muss (vgl. 
BFH-Urteil vom 19.12.1990, X R 40/86, BStBl II 1991 S. 234).  

 
Noch unschädlich sind aber gewisse immaterielle Vorteile, wie z.B. die Ansehensstei-
gerung des Spenders (vgl. BFH-Urteil vom 16.03.2021, X R 37/19, BStBl II 2021 

Beispiel:  
E. ist Alleinerbe seines vor kurzem verstorbenen Vaters. Dieser hatte in seinem 
Testament auch ein Vermächtnis zugunsten einer gemeinnützigen Stiftung ausge-
setzt, das E. bereits zeitnah erfüllt hat. 
Für die Zahlung an die gemeinnützige Stiftung steht dem E. kein Spendenabzug 
nach § 10b EStG zu, da er zur Erfüllung des Vermächtnisses gemäß § 2174 BGB 
verpflichtet war und die Ausgabe damit nicht freiwillig geleistet hat (vgl. BFH-Urteil 
vom 22.09.1993, X R 107/91, BStBl II 1993 S. 874) 
Hinweis: Auch dem verstorbenen Vater steht kein Spendenabzug zu, da die Ver-
mächtniserfüllung erst nach dessen Tod erfolgt ist (vgl. BFH-Urteil vom 23.10.1996, 
X R 75/94, BStBl II 1997 S. 239). 

Beispiel: 
Die G-Stiftung führt jährlich eine Benefizgala durch, um ihre mildtätige Zweckver-
wirklichung zu finanzieren. Dabei wird ein einheitliches Eintrittsentgelt in Höhe von 
100 Euro pro Eintrittskarte erhoben. Die Unkosten der Stiftung für Bewirtung und 
Programm liegen bei ca. 50 Euro pro Person, sodass für jede verkaufte Karte 50 
Euro zugunsten des mildtätigen Satzungszwecks der Stiftung verbleiben.  
Ein Spendenabzug kommt (auch bezüglich der 50 Euro zugunsten des Satzungs-
zwecks) nicht in Betracht, da die Zahlung in Erwartung der Teilnahme an der Be-
nefizgala geleistet wird.  Dabei ist auch unerheblich, dass Leistung und Gegenleis-
tung nicht ausgewogen sind. 
Hinweis: Werden dagegen für die Bewirtung bestimmte Unkostenbeiträge erhoben 
und daneben während der Benefizgala Spenden eingeworben, die in keinem recht-
lichen Zusammenhang mit dem Zugang zur Veranstaltung stehen, so können letz-
tere grundsätzlich als Spende steuerlich berücksichtigungsfähig sein (vgl. Leichin-
ger in: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, 12. Auf-
lage 2023, Teil E, Rn. 47, Beispiel „Bürgerbrunch“). 
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S. 810) oder ein symbolisches „Dankeschön“ (z.B. Übermittlung eines Rechenschafts-
berichts über die Durchführung des finanzierten Projekts, vgl. BMF-Schreiben vom 
15.12.2017, BStBl I 2018 S. 246). 
 
Außerdem ist der Umstand, dass eine steuerbegünstigte Stiftung einen in ihr Vermö-
gen gezahlten Betrag dem Zahlenden in engem zeitlichem Zusammenhang mit diesem 
Vorgang als verzinsliches Darlehen zur Verfügung stellt, für sich genommen noch kein 
Grund, den Spendenabzug zu versagen. An der erforderlichen Unentgeltlichkeit fehlt 
es erst, wenn mit der Darlehensgewährung ein Vorteil für den Zuwendenden verbun-
den ist. Dies ist nicht der Fall, wenn sowohl die Gewährung des Darlehens dem Grunde 
nach als auch die vereinbarten Darlehensbedingungen einem Fremdvergleich stand-
halten und die tatsächliche Durchführung des Darlehensvertrags keinerlei Zweifel an 
dem aus Sicht des Zuwendenden nunmehr bestehenden Fremdkapitalcharakter die-
ser Mittel aufwirft (BFH-Urteil vom 26.04.2023, X R 4/22, BStBl II 2023, 1037). 
 
Eine Spende im dargestellten Sinne kann nur steuerlich berücksichtigt werden, wenn 
sie an einen begünstigten Zuwendungsempfänger (siehe Kapitel 4.2.1.2) zur Förde-
rung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke (siehe Kapitel 4.2.1.3) ge-
leistet wird und die bzw. der Zuwendende eine Zuwendungsbestätigung bzw. Unterla-
gen i.S.d. § 50 Abs. 4 bis 6 EStDV erhalten hat (siehe Kapitel 4.2.1.4). 
 

4.2.1.2 Begünstigter Zuwendungsempfänger 

Voraussetzung für die steuerliche Berücksichtigung einer Spende ist weiterhin, dass 
diese an einen begünstigten Zuwendungsempfänger geleistet wird (§ 10b Abs. 1 
Satz 2 EStG, § 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 KStG, § 9 Nr. 5 Satz 2 GewStG). Im Hinblick auf 
Stiftungen sind hiervon folgende Zuwendungsempfänger umfasst: 

• Stiftungen des öffentlichen Rechts, die im Inland oder einem (anderen) Mitglieds-
staat der Europäischen Union bzw. einem Staat des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR-Abkommen) belegen sind. 

• nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbegünstigte Stiftungen (zu den Voraussetzungen 
der Steuerbegünstigung siehe Kapitel 2.1.1). Unerheblich ist, ob es sich um rechts-
fähige Stiftungen des privaten Rechts oder um nicht rechtsfähige Stiftungen han-
delt. Neben inländischen Stiftungen (§ 1 Abs. 1 KStG) kommen auch beschränkt 
steuerpflichtige steuerbegünstigte Stiftungen i.S.d. § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG in Frage. 
Gleiches gilt für Stiftungen, die in einem (anderen) Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR-Abkommen) 
belegen sind und über § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG steuerbefreit wären, wenn sie inlän-
dische Einkünfte erzielen würden. Auch diese ausländischen Stiftungen müssen 
nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Ge-
schäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 AO). Den Nachweis hierfür hat die inlän-
dische Spenderin bzw. der inländische Spender durch Vorlage geeigneter Belege 
zu erbringen (vgl. BMF-Schreiben vom 16.05.2011, BStBl I 2011 S. 559; BFH-Urteil 
vom 17.09.2013, I R 16/12, BStBl II 2014 S. 440 und BFH-Urteil vom 21.01.2015, 
X R 7/13, BStBl II 2015 S. 588). 

 
Werden die steuerbegünstigten Zwecke der Stiftung nur im Ausland verwirklicht, ist für 
die steuerliche Berücksichtigung zusätzlich Voraussetzung, dass natürliche Personen 
gefördert werden, die ihren Wohnsitz bzw. ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
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haben oder, dass die Tätigkeit der Stiftung neben der Verwirklichung der steuerbe-
günstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen 
kann (für Stiftungen des öffentlichen Rechts ergibt sich dies aus § 10b Abs. 1 EStG, § 
9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 6 KStG bzw. § 9 Nr. 5 Satz 6 GewSt und für privatrechtliche Stif-
tungen aus § 51 Abs. 2 AO). 
 
Ein begünstigter Zuwendungsempfänger liegt bei einer rechtsfähigen Stiftung des pri-
vaten Rechts erst ab Anerkennung durch die Stiftungsbehörde vor. Eine nicht rechts-
fähige Stiftung ist frühestens ab Abschluss des schuldrechtlichen Vertrags zwischen 
Stifterin bzw. Stifter und Stiftungsträgerin bzw. Stiftungsträger begünstigter Zuwen-
dungsempfänger. Spenden vor der Anerkennung bzw. vor dem Vertragsabschluss 
können daher steuerlich nicht berücksichtigt werden (vgl. BFH-Urteil vom 11.02.2015, 
X R 36/11, BStBl II 2015 S. 545). 

 

4.2.1.3 Verwendung zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke 

Die Ausgabe muss zur Förderung von gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken (§ 52 AO bis § 54 AO) erfolgen. Die Spenderin bzw. der Spender müssen 
bei der Hingabe der Spende bereits die Absicht haben, dass das Geld bzw. die Wirt-
schaftsgüter von der Stiftung für den steuerbegünstigten Zweck eingesetzt werden. 
Die endgültige Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken muss zu diesem Zeit-
punkt absehbar sein. 
Die Stiftung ist verpflichtet, die Zuwendung tatsächlich zu dem in der Zuwendungsbe-
stätigung genannten, steuerbegünstigten Zweck zu verwenden. Der gutgläubige Zu-
wendende genießt insoweit Vertrauensschutz (§ 10b Abs. 4 Satz 1 EStG bzw. § 9 
Abs. 3 Satz 1 KStG). 
 
Nicht für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden Zuwendungen, insbesondere 
Sachzuwendungen, die in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
verbraucht werden. Eine Verwendung für steuerbegünstigte Zwecke ist ebenfalls nicht 
gegeben für das einer Stiftung zugewendete Stiftungskapital, wenn dieses bei Auflö-
sung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks auf die 
Stifterin bzw. den Stifter zurück zu übertragen ist (vgl. BFH-Urteil vom 05.02.1992, I R 
63/91, BStBl II 1992 S. 748). 
 

4.2.1.4 Zuwendungsbestätigung 

Die Zuwendungsbestätigung der Stiftung ist nicht nur ein einfacher Nachweis für den 
Spendenabzug, sondern unverzichtbare materiell-rechtliche Voraussetzung (§ 50 
Abs. 1 EStDV, vgl. auch BFH-Urteil vom 19.03.1976, VI R 72/73, BStBl II 1976 S. 338; 
BFH-Urteil vom 12.12.2017, X R 46/16, BFH/NV 2018 S. 717). Sie kann also nicht 
durch andere Beweismittel ersetzt werden. Ausnahmen gelten nur für die in § 50 Abs. 4 
bis 6 EStDV geregelten Sonderfälle, wie z.B. bei Kleinspenden bis 300 Euro (siehe un-
ten). 
 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2017 muss die Zuwendungsbestätigung jedoch nur 

Hinweis: 
Zum zeitlichen Ansatz von Spenden, insbesondere bei der Anerkennung um den 
Jahreswechsel, wird auf Kapitel 4.4 verwiesen. 
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noch auf Verlangen der Finanzbehörden vorgelegt und im Übrigen bis zum Ablauf ei-
nes Jahres nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung aufbewahrt werden (§ 50 Abs. 8 
EStDV). 
 
Eine steuerwirksame Zuwendungsbestätigung darf die Stiftung erst ausstellen, nach-
dem das Finanzamt sie hierzu berechtigt hat (durch einen entsprechenden Freistel-
lungsbescheid, einen Körperschaftsteuerbescheid (über die partielle Steuerpflicht) 
nebst Anlage (für Zwecke der Steuerbefreiung) oder mittels einer gesonderten Fest-
stellung über die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a 
Abs. 1 AO). Ein Freistellungsbescheid bzw. Körperschaftsteuerbescheid nebst Anlage 
berechtigen für fünf Jahre und eine Feststellung über die satzungsmäßigen Voraus-
setzungen für drei Jahre zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen (Näheres 
ergibt sich aus § 63 Abs. 5 AO).  
Wird der Stiftung jedoch die Steuerbegünstigung aberkannt, so entfällt damit auch die 
Berechtigung zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen (unabhängig von ggf. 
vorliegenden älteren Freistellungsbescheiden). Stellt die Stiftung nach Aberkennung 
der Steuerbegünstigung dennoch vorsätzlich bzw. grob fahrlässig Zuwendungsbestä-
tigungen aus, so kann sie vom Finanzamt in Höhe von 30 Prozent des ausgewiesenen 
Betrags in Haftung genommen werden (§ 10b Abs. 4 EStG). 
 
Die Zuwendungsbestätigung ist gemäß § 50 Abs. 1 EStDV nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck auszustellen. Diese Vordruckmuster sind mit BMF-Schreiben vom 
07.11.2013, BStBl. I 2013 S. 1333 veröffentlicht worden. Die Muster für Zuwendungen 
an Stiftungen des öffentlichen und des privaten Rechts sind dieser Arbeitshilfe in den 
Anlagen in Kapitel 6.7 beigefügt. 
Auf der Zuwendungsbestätigung ist in Form von Ankreuzkästchen festzuhalten, ob es 
sich bei der Zuwendung um eine Spende in das zu erhaltene Vermögen einer Stiftung 
handelt oder nicht. Eine Spende in das zu erhaltene Vermögen berechtigt zu einem 
höheren Spendenabzug (siehe Kapitel 4.3). 
 
Die Stiftung muss der bzw. dem Zuwendenden die Bestätigung im Original überlassen 
und ein Doppel in den eigenen Unterlagen aufbewahren (vgl. § 50 Abs. 7 EStDV). Bei 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger datenverarbeitungsgestützter Buchfüh-
rungssysteme (siehe BMF-Schreiben vom 07.11.1995, BStBl I 1995 S. 738) ist es auch 
zulässig, das Doppel in elektronischer Form zu speichern. 
Wenn die Stiftung dem für sie zuständigen Finanzamt die Nutzung eines Verfahrens 
zur maschinellen Erstellung von Zuwendungsbestätigungen angezeigt hat 
(vgl. R 10b.1 Abs. 4 EStR), kann sie die Zuwendungsbestätigung auch in Form eines 
schreibgeschützten Dokuments an die bzw. den Zuwendenden übermitteln, also z.B. 
als PDF-Datei per E-Mail (vgl. BMF-Schreiben vom 06.02.2017, BStBl I 2017, S. 287). 
 
In Fällen, in denen die Zuwendung den Betrag von 300 Euro (bis 2019: 200 Euro) nicht 
übersteigt (sog. „Kleinspenden“), genügt anstelle der förmlichen Zuwendungsbestäti-
gung der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung, wenn sich die sonst 
erforderlichen Daten (Nennung des steuerbegünstigten Zwecks, Angabe über die Frei-
stellung der Stiftung von der Körperschaftsteuer) aus einem von der Stiftung herge-
stellten Beleg ergeben (vgl. § 50 Abs. 4 Nr. 2 EStDV). Ab 2017 sind auch diese Unter-
lagen nur noch auf Verlangen der Finanzbehörden einzureichen und im Übrigen bis 
zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung aufzubewahren 
(vgl. § 50 Abs. 8 EStDV). 
 

https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2020/A-Einkommensteuergesetz/II-Einkommen/5-Sonderausgaben/Paragraf-10b/inhalt.html
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4.2.2 Höhe des allgemeinen Spendenabzugs 

Zuwendungen zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke ge-
hören bei natürlichen Personen zu den Sonderausgaben und mindern auf diese Weise 
die Einkommensteuer (§ 10b Abs. 1 EStG). Körperschaften können die Zuwendungen 
gleichfalls steuermindernd abziehen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG). Sofern die Zuwendung 
aus den Mitteln eines Gewerbebetriebs geleistet wird, verringert sich auch die Gewer-
besteuer (§ 9 Nr. 5 GewStG). 
 
Sind die in Kapitel 4.2.1 dargestellten Voraussetzungen erfüllt, können die Zuwendun-
gen insgesamt bis zur Höhe folgender Höchstbeträge abgezogen werden: 

• 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte bei natürlichen Personen bzw. 20 
Prozent des Einkommens bei Körperschaften (bei der Gewerbesteuer: 20 Prozent 
des um die Hinzurechnungen nach § 8 Nr. 9 GewStG erhöhten Gewinns aus Ge-
werbebetrieb) oder 

• 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr (bei der 
Gewerbesteuer: Wirtschaftsjahr) aufgewendeten Löhne und Gehälter (dieser 
Höchstbetrag kann bei land- und forstwirtschaftlicher, gewerblicher oder freiberuf-
licher Tätigkeit der bzw. des Zuwendenden alternativ zur Anwendung kommen) 

 
Maßgebend ist der jeweils höhere – für die Spenderin bzw. den Spender günstigere – 
Höchstbetrag.  
 
Übersteigen die innerhalb eines Jahres geleisteten Zuwendungen die genannten 
Höchstbeträge, werden die noch nicht berücksichtigten Zuwendungen zum Ende des 
Jahres gesondert festgestellt und können in den Folgejahren im Rahmen der jeweili-
gen Höchstbeträge abgezogen werden (§ 10b Abs. 1 Satz 9 EStG, sog. Zuwendungs-
vorträge). § 10d Abs. 4 EStG gilt für die gesonderte Feststellung des Zuwendungsvor-
trags entsprechend. 
 
Noch nicht verbrauchte Zuwendungsvorträge können nicht vererbt werden, da es sich 
bei der Spendenmotivation um einen höchstpersönlichen Umstand handelt, der unlös-
bar mit der Person der Erblasserin bzw. des Erblassers verbunden ist und nicht nach 
§ 45 Abs. 1 AO auf die Erbin bzw. den Erben übergeht (vgl. BFH-Urteil vom 
21.10.2008, X R 44/05, BFH/NV 2009 S. 375; ergangen zur Großspendenregelung 
nach § 10b Abs. 1 EStG a.F., aber als allgemeiner Rechtsgrundsatz übertragbar auf 
den Zuwendungsvortrag nach derzeitigem Recht).  
 
Ein Zuwendungsrücktrag in vorherige Jahre ist gesetzlich nicht vorgesehen und kommt 
auch im Rahmen einer analogen Anwendung des Verlustrücktrags gemäß § 10d EStG 
nicht in Betracht, da es an einer planwidrigen Regelungslücke fehlt (vgl. FG Münster, 
Urteil vom 27.08.2020, 5 K 3940/18 E,F, DStRE 2021 S. 568). 
 

4.3 Erweiterter Abzug bei Vermögensstockspenden 

4.3.1 (Zusätzliche) Voraussetzungen des erweiterten Spendenabzugs 

Natürlichen Personen (gilt nicht für Körperschaften) steht gemäß § 10b Abs. 1a EStG 
bzw. § 9 Nr. 5 Satz 9 bis 11 GewStG ein zusätzlicher besonderer Höchstbetrag für 
Zuwendungen an Stiftungen zu, wenn diese in das zu erhaltende Vermögen (Vermö-
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gensstock) geleistet werden. Diese Zuwendungen können auf Antrag im Veranla-
gungszeitraum der Zuwendung und in den folgenden neun Veranlagungszeiträumen 
bis zu einem Gesamtbetrag von 1 Mio. Euro (bei zusammenveranlagten Ehegatten 
und Lebenspartnern: 2 Mio. Euro) zusätzlich zum allgemeinen Spendenabzug berück-
sichtigt werden. 
 
Zunächst müssen auch für diese Zuwendungen die Voraussetzungen des (allgemei-
nen) Spendenabzugs erfüllt sein (siehe Kapitel 4.2.1). Darüber hinaus ist jedoch auch 
erforderlich, dass die Zuwendung in das zu erhaltende Vermögen einer Stiftung 
geleistet wird und ein Antrag der bzw. des Zuwendenden auf Anwendung des erwei-
terten Spendenabzugs vorliegt. 
 
Da der erweiterte Spendenabzug nur für Zuwendungen an Stiftungen gilt, kann er nicht 
in Anspruch genommen werden kann, wenn die Zuwendung an eine sog. Nennstiftung 
(z.B. Stiftungsverein, siehe Kapitel 1.1.1 unter e)) erfolgt ist. 

 
Neben rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts können auch nicht rechtsfähige 
Stiftungen des privaten Rechts (vgl. BFH-Urteil vom 11.02.2015, X R 36/11, 
BStBl II 2015 S. 545, Rn. 46) und Stiftungen des öffentlichen Rechts Empfänger von 
Spenden i.S.d. § 10b Abs. 1a EStG sein. 
 
Zum zu erhaltenden Vermögen einer Stiftung zählen insbesondere: 

• Vermögenswerte, die anlässlich der Errichtung der Stiftung zugewendet werden 
und die nicht zum Verbrauch bestimmt sind, 

• Zuwendungen nach Errichtung der Stiftung mit der ausdrücklichen Bestimmung, 
dass die Zuwendung der Vermögensausstattung zugutekommen soll (Zustiftun-
gen). 

 
Entscheidend ist also die Zweckbestimmung zur dauerhaften Ausstattung bzw. Erhö-
hung des Stiftungsvermögens. 
 
Spenden in das Vermögen einer Verbrauchsstiftung (siehe Kapitel 1.1.1) können nicht 
nach § 10b Abs. 1a EStG, sondern allein im Rahmen des allgemeinen Spendenabzugs 
(siehe Kapitel 4.2) berücksichtigt werden, da insoweit kein zu erhaltendes Vermögen, 
sondern verbrauchbares Vermögen vorliegt (§ 10b Abs. 1a Satz 2 EStG bzw. § 9 Nr. 5 
Satz 10 GewStG). 
Gliedert sich das Vermögen einer Stiftung in einen Teil, der zu erhalten ist und einen 
Teil, der verbraucht werden kann (Teilverbrauchs- bzw. Hybridstiftung), ist nur der Teil 
nach § 10b Abs. 1a EStG abziehbar, der nicht für den Verbrauch bestimmt ist. Der 
Spender muss daher gegenüber der Stiftung deutlich machen, für welchen Teil des 
Vermögens seine Zuwendung erfolgt. 
Enthält die Satzung der Stiftung eine Klausel, nach der das zu erhaltende Vermögen 
in Ausnahmefällen vorübergehend zur Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke 

Beispiel:  
Der Steuerpflichtige A. leistet eine Spende in das Vermögen des Vereins „Meier 
Stiftung e.V.“ und bestimmt ausdrücklich, dass der Verein diese Zuwendung gemäß 
§ 62 Abs. 3 Nr. 2 AO dem Vermögen zuführen soll.  
A steht nicht der besondere Spendenabzug nach § 10b Abs. 1a EStG, sondern 
„nur“ der Spendenabzug nach § 10b Abs. 1 EStG zu. 
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verwendet werden kann, aber der Betrag dem zu erhaltenden Vermögen unverzüglich 
wieder zugeführt werden muss, liegt noch kein verbrauchbares Vermögen vor. Das gilt 
auch dann, wenn die Stiftungsaufsicht den Verbrauch des Vermögens unter der Be-
dingung des unverzüglichen Wiederaufholens genehmigt. In diesen Fällen ist also ein 
erhöhter Spendenabzug nach § 10b Abs. 1a EStG grundsätzlich möglich (vgl. BMF-
Schreiben vom 15.09.2014, BStBl I 2014, S. 1278). Eine solche Satzungsklausel findet 
sich beispielsweise in § 4 Abs. 2 der dieser Arbeitshilfe beigefügten Mustersatzung für 
eine steuerbegünstigte rechtsfähige Ewigkeitsstiftung. 
 
Die Berücksichtigung des erweiterten Spendenabzugs erfolgt nur auf Antrag der bzw. 
des Zuwendenden. Ein solcher ist schon deshalb erforderlich, um die Verteilung des 
Gesamtabzugsbetrags auf den Zehnjahreszeitraum zu bestimmen (siehe hierzu auch 
Kapitel 4.3.2). Das Antragswahlrecht wird ausgeübt durch Verwendung der entspre-
chenden Eintragungsfelder auf der Anlage Sonderausgaben zur Einkommensteuerer-
klärung (Zeilen 9 bis 12). 
 
Der erweiterte Spendenabzug nach § 10b Abs. 1a EStG ist beschränkt auf Zuwendun-
gen natürlicher Personen. Mangels entsprechender Regelung in § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG 
können Körperschaften Zuwendungen in den Vermögensstock einer Stiftung allenfalls 
im Rahmen der Höchstbeträge des allgemeinen Spendenabzugs steuerlich geltend 
machen. 
 
Gewerblich tätigen Einzelunternehmern und gewerblich tätigen Personengesellschaf-
ten steht auch bei der Ermittlung der Gewerbesteuer eine erweiterte Abzugsmöglich-
keit für Spenden in das zu erhaltene Vermögen von Stiftungen zu (§ 9 Nr. 5 Satz 9 
bis 11 GewStG). 
 

4.3.2 Höhe des erweiterten Spendenabzugs 

Sind die allgemeinen Voraussetzungen des Spendenabzugs erfüllt (siehe Kapi-
tel 4.2.1) und ist die Spende in das zu erhaltende Vermögen (siehe Kapitel 4.3.1) ge-
leistet worden, steht den Zuwendenden auf Antrag ein erhöhter Spendenabzug zu 
(§ 10b Abs. 1a EStG bzw. § 9 Nr. 5 Satz 9 bis 11 GewStG):  
Im Veranlagungszeitraum der Zuwendung und in den folgenden neun Veranlagungs-
zeiträumen können diese Spenden bis zu einem Gesamtbetrag von 1 Mio. Euro 
(bzw. 2 Mio. Euro bei zusammenveranlagten Ehegatten oder Lebenspartnern) zusätz-
lich zu den Höchstbeträgen des allgemeinen Spendenabzugs nach § 10b Abs. 1 EStG 
(siehe Kapitel 4.2.2) abgezogen werden. Der Höchstbetrag von 1 bzw. 2 Mio. Euro 
bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeitraum und kann der Höhe nach innerhalb 
dieses Zeitraums nur einmal in Anspruch genommen werden (§ 10b Abs. 1a Satz 3 
EStG). 
 
Die bzw. der Zuwendende hat damit ein Wahlrecht, bei Spenden in das zu erhaltende 
Vermögen einer Stiftung den erweiterten Spendenabzug nach § 10b Abs. 1a EStG 
zusätzlich zum allgemeinen Spendenabzug nach § 10b Abs. 1 EStG in Anspruch zu 
nehmen. Hierzu kann in der Einkommensteuererklärung erstens beantragt werden, in 
welcher Höhe die Zuwendung als Vermögensstockspende im Sinne von § 10b Abs. 1a 
EStG behandelt werden soll, und zweitens, in welcher Höhe sie im Jahr der Zahlung 
bzw. erst in den folgenden neun Jahren berücksichtigt werden soll (vgl. BMF-Schrei-
ben vom 18.12.2008, BStBl I 2009 S. 16, unter 3.).  
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Übersteigt eine Zuwendung in den Vermögensstock einer Stiftung im Jahr der Zuwen-
dung nicht den allgemeinen Spendenhöchstbetrag nach § 10b Abs. 1 EStG und soll 
der erweiterte Höchstbetrag in ungeminderter Höhe für spätere Zuwendungen zur Ver-
fügung stehen, so reicht es aus, den normalen Spendenabzug zu wählen. 

 
Soweit die Zuwendung in das zu erhaltende Vermögen einer steuerbegünstigten Stif-
tung nicht (vollständig) nach Maßgabe des § 10b Abs. 1a EStG in Abzug gebracht 
wurde (z.B. mangels Antrags oder mangels steuerlicher Auswirkung), führt das Finanz-
amt eine gesonderte Feststellung über den verbleibenden Zuwendungsvortrag gemäß 
§ 10b Abs. 1a EStG durch (§ 10b Abs. 1a Satz 4 EStG i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG, vgl. 
auch BFH-Urteil vom 06.12.2018, X R 11/17, BStBl II 2021 S. 899). 
 
Ein (bisher) noch nicht steuerlich berücksichtigter Betrag einer Spende in das zu er-
haltende Vermögen, für die der erweiterte Abzug nach § 10b Abs. 1a EStG im Zuwen-
dungsjahr beantragt wurde, kann somit innerhalb des noch verbleibenden Zehnjahres-
zeitraums abgezogen werden. Ein Wechsel zwischen § 10b Abs. 1a EStG und § 10b 
Abs. 1 EStG innerhalb des Zehnjahreszeitraums ist jedoch nicht zulässig (vgl. BMF-
Schreiben vom 18.12.2008, BStBl I 2009 S. 16, unter 3.). Damit kann eine Vermögens-
stockspende, für die im Jahr der Zuwendung der erweiterte Spendenabzug nach § 10b 
Abs. 1a EStG beantragt wurde, innerhalb des Zuwendungsjahres und der folgenden 
neun Jahre auch nur nach dieser Vorschrift, nicht jedoch im Rahmen des allgemeinen 
Spendenabzugs nach § 10b Abs. 1 EStG abgezogen werden. 
 
Soweit jedoch nach Ablauf des Zehnjahreszeitraums die Spende in das zu erhaltende 
Vermögen nicht vollständig nach § 10b Abs. 1a EStG berücksichtigt wurde, geht der 
verbleibende Betrag in den allgemeinen (unbefristeten) Zuwendungsvortrag nach 
§ 10b Abs. 1 Satz 9 EStG über und kann damit in der Folge im Rahmen der allgemei-
nen Spendenhöchstbeträge nach § 10b Abs. 1 EStG berücksichtigt werden (vgl. BMF-
Schreiben vom 18.12.2008, BStBl I 2009 S. 16, unter 4.). 
 
 
 
 
 
 

Beispiel: 
Der ledige Stifter A. leistet in 2022 eine Spende von 40.000 Euro in den Vermö-
gensstock einer bestehenden steuerbegünstigten Stiftung. Er plant, in 2023 eine 
eigene steuerbegünstigte Stiftung zu errichten und diese mit einem zu erhaltenden 
Grundstockvermögen von 1 Mio. Euro auszustatten. Der Gesamtbetrag der Ein-
künfte des A beträgt in 2022 200.000 Euro.  
Da die Spende von 40.000 Euro bereits im Rahmen der Höchstbeträge nach § 10b 
Abs. 1 EStG (20 Prozent vom Gesamtbetrag der Einkünfte) voll abzugsfähig ist, 
kann es empfehlenswert sein, den besonderen Abzugsbetrag von 1 Mio. Euro erst 
in 2023 in Anspruch zu nehmen, da dieser innerhalb eines Zehnjahreszeitraums 
nur einmal genutzt werden kann (§ 10b Abs. 1a Satz 3 EStG). 
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Bei mehreren Spenden in das zu erhaltende Vermögen von steuerbegünstigten Stif-
tungen innerhalb von zehn Jahren beginnt für jede Spende ein neuer Zehnjahreszeit-
raum. Innerhalb von zehn Jahren können jedoch immer nur maximal 1 Mio. Euro 
(bzw. 2 Mio. Euro bei zusammenveranlagten Ehegatten oder Lebenspartnern) berück-
sichtigt werden (vgl. BMF-Schreiben vom 18.12.2008, BStBl I 2009 S. 16, unter 3.). 

 
Bei Ehegatten bzw. Lebenspartnern, die nach den §§ 26, 26b zusammenveranlagt 
werden, verdoppelt sich der Höchstbetrag des erweiterten Spendenabzugs 
auf 2 Mio. Euro. Es handelt sich um einen gemeinsamen Höchstbetrag, d.h. es wird 
grundsätzlich nicht geprüft, aus wessen Vermögen die Zuwendung geleistet wurde 
(vgl. auch BMF-Schreiben vom 14.09.2014, BStBl I 2014 S. 1278; dies war bis zum 
31.12.2012 noch anders, vgl. auch FG Köln, Urteil vom 16.06.2021, 2 K 2329/18, 
EFG 2021 S. 2053).  
 

Beispiel:  
Im Jahr 2012 hat die ledige Stifterin C einen Betrag in Höhe von 1 Mio. Euro in den 
Vermögensstock ihrer Stiftung geleistet. Mangels entsprechend hoher Einkünfte in 
den Jahren 2012 bis 2021 konnten davon innerhalb des Zehnjahreszeitraums nur 
700.000 Euro einkommensmindernd berücksichtigt werden.  
Die verbleibenden 300.000 Euro gehen jedoch nicht verloren, sondern können ab 
2022 im Rahmen der Höchstbeträge nach § 10b Abs. 1 EStG berücksichtigt wer-
den. Soweit sie sich auch im Jahr 2022 aufgrund der Höchstbeträge nicht auswir-
ken, werden sie gemäß § 10b Abs. 1 Satz 9 EStG weiter vorgetragen. 

Beispiel (nach BMF vom 18.12.2008, BStBl I 2009 S. 16):  
Die ledige Stifterin D. hat im Jahr 2015 eine Zuwendung i.H.v. 300.000 Euro in den 
Vermögensstock einer neu errichteten Stiftung geleistet. Diese wurde antragsge-
mäß mit je 100.000 Euro in 2015 und 2016 gemäß § 10b Abs. 1a Satz 1 EStG 
abgezogen. Im Jahr 2017 leistet sie eine weitere Vermögensstockspende i.H.v. 1,2 
Mio. Euro und beantragt, 900.000 Euro im Rahmen des § 10b Abs. 1a EStG zu 
berücksichtigen.  
Der Zehnjahreszeitraum der ersten Zuwendung läuft von 2015 bis 2024, der Zehn-
jahreszeitraum der zweiten Zuwendung von 2017 bis 2026. Innerhalb von zehn 
Jahren dürfen aber jeweils insgesamt höchstens 1 Mio. Euro berücksichtigt werden. 
Daher können in 2017 nur noch Vermögensstockspenden i.H.v. 800.000 Euro gel-
tend gemacht werden, da 200.000 Euro bereits in 2015 und 2016 abgesetzt wur-
den. Die verbleibenden 100.000 Euro der ersten Zuwendung sowie 700.000 Euro 
der zweiten Zuwendung können also in 2017 noch nach § 10b Abs. 1a EStG abge-
zogen werden. Bis einschließlich 2024 ist der Höchstbetrag damit voll ausge-
schöpft.  
In den Jahren 2025 und 2026 können weitere 200.000 Euro der zweiten Zuwen-
dung abgesetzt werden, sodass die Berücksichtigung dieser Zuwendung antrags-
gemäß in Höhe von 900.000 Euro erfolgen kann. Ein Abzug der übrigen 300.000 
Euro der zweiten Zuwendung nach § 10b Abs. 1a EStG (nicht beantragt) wäre oh-
nehin nicht möglich gewesen, da mit Berücksichtigung der 200.000 Euro in 2025 
bzw. 2026 der nächste Zehnjahres-Höchstbetrag in Höhe von 1 Mio. Euro bereits 
wieder ausgeschöpft wäre (800.000 Euro in 2017 zzgl. 200.000 Euro in 2025 bzw. 
2026). 
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Wenn die Ehegatten bzw. Lebenspartner innerhalb des Zehnjahreszeitraums zur Ein-
zelveranlagung wechseln, wird der noch verbleibende Spendenvortrag aufgeteilt. 
Maßgeblich ist dann, wer die Spende im Sinne des § 10b Abs. 1a EStG wirtschaftlich 
getragen hat. Die bisher abgezogenen Beträge werden dem Ehegatten bzw. Lebens-
partner zugerechnet, der die Spende wirtschaftlich getragen hat. Überstieg die Spende 
den Höchstbetrag für Einzelveranlagte, ist der davon noch verbleibende Anteil nach § 
10b Absatz 1 EStG abzuziehen (vgl. BMF-Schreiben vom 14.09.2014, BStBl I 2014 S. 
1278). 
 

4.4 Zeitlicher Ansatz einer Spende 

Für die zeitliche Erfassung einer Zuwendung gilt grundsätzlich das Zufluss-/Abfluss-
prinzip gemäß § 11 EStG. Eine Stiftung hat eine Zuwendung daher regelmäßig in dem 
Zeitpunkt zu erfassen, in dem sie zugeflossen ist und sie wirtschaftlich darüber verfü-
gen kann. Allenfalls bei einer Stiftung, die gemäß § 4 Abs. 1, § 5 EStG Bücher führt, 
kann die Zuwendung bereits vor Zufluss zu erfassen sein, wenn ein Anspruch auf die 
Zuwendung entstanden ist. Ein solcher Anspruch kann jedoch nur bei notarieller Be-
glaubigung des Schenkungsversprechens bzw. im Zeitpunkt der Anerkennung einer 
rechtsfähigen Stiftung in Bezug auf die Übertragung des Grundstockvermögens be-
gründet werden. 
 
Für den Zuwendenden gilt grundsätzlich ebenfalls das Zufluss-/Abflussprinzip des 
§ 11 EStG. Entsprechend den vorstehenden Ausführungen kann allenfalls eine Aus-
nahme für buchführende Steuerpflichtige unter Passivierung der Übertragungsver-
pflichtung gelten. 
 
Leistet der Zuwendende eine Spende an eine steuerbegünstigte Stiftung zum Jahres-
wechsel per Banküberweisung und wird das Konto noch vor Jahreswechsel belastet, 
so kann es vorkommen, dass der Geldbetrag der empfangenden Stiftung erst nach 
dem Jahreswechsel gutgeschrieben wird. Demzufolge würde die Stiftung als Tag des 
Erhalts der Zuwendung erst den Tag nach dem Jahreswechsel in der Zuwendungsbe-
stätigung vermerken. Kann der Zuwendende durch entsprechende Nachweise jedoch 
den Abfluss seiner Zuwendung, also die wirtschaftliche Belastung vor dem Jahres-
wechsel, nachweisen, so steht ihm trotz des späteren Zuflusses bei der Stiftung der 
Spendenabzug noch für das Jahr vor dem Jahreswechsel zu (vgl. FG München, Urteil 
vom 14.08.2006, 15 K 1701/04, EFG 2007 S. 1873). 
 

Beispiel:  
Im Jahr 2022 spenden Ehegatte A 1,2 Mio. Euro und Ehegatte B 800.000 Euro in 
das zu erhaltende Vermögen einer steuerbegünstigten Stiftung. A und B werden 
nach §§ 26, 26b EStG zusammenveranlagt.  
Die Ehegatten können im Rahmen ihrer gemeinsamen Einkommensteuererklärung 
(auf Antrag) den gemeinsamen Höchstbetrag nach § 10b Abs. 1a EStG i.H.v. 2 Mio. 
Euro vollständig ausschöpfen.  
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Beim Spendenabzug für die Vermögensausstattung einer rechtsfähigen Stiftung des 
privaten Rechts im Rahmen von deren Errichtung ist zudem zu beachten, dass eine 
solche nach Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs erst dann als begünstigter Zu-
wendungsempfänger entsteht, wenn sie von der Stiftungsbehörde anerkannt worden 
ist (vgl. BFH-Urteil vom 11.02.2015, X R 36/11, BStBl II 2015 S. 545). Ein Spenden-
abzug ist daher erst nach Anerkennung der Stiftung möglich. 

 

4.5 Bewertung von Sachspenden 

Eine Sachzuwendung an eine gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbegünstigte Stiftung 
wird – genauso wie Sachzuwendungen an andere nach dieser Vorschrift steuerbe-
günstigte Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen – grund-
sätzlich mit dem gemeinen Wert bewertet (§ 10b Abs. 3 Satz 3 EStG). Das ist der 
Preis, der bei einer Veräußerung im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu erzielen wäre 
(§ 9 Abs. 2 BewG). 
 
Dieser ist in Einzelfällen nicht ohne weiteres zu bestimmen, beispielsweise bei selte-
nen Einzelstücken (z.B. Kunstwerke, Oldtimer), bei denen es keine vergleichbaren 
Fremdverkäufe gibt. Treten solche Bewertungsprobleme auf, muss der gemeine Wert 
unter Beachtung des Vorsichtsprinzips sachgerecht geschätzt werden. Als mögliche 
Anhaltspunkte können hierbei Anschaffungs- oder Herstellungskosten, Aufwendungen 
für Instandsetzung, Aufarbeitung bzw. Restaurierung, sonstige Wertsteigerungen oder 
eine mögliche Abnutzung dienen. Auch können ggf. Versicherungsunterlagen ein Indiz 
für die Ermittlung des gemeinen Werts liefern. Im Zweifel sollte ein Wertgutachten 
durch eine fachkundige Person erstellt werden. 
 
Für den Nachweis des Wertes einer Sachspende ist stets die Spenderin bzw. der 
Spender verantwortlich. Diese(r) muss der Stiftung sämtliche Unterlagen, die zur Er-
mittlung des gemeinen Werts herangezogen wurden, vorlegen. Die Stiftung hat die 
Unterlagen mit dem Doppel der erstellten Zuwendungsbestätigung aufzubewahren 
und sie auf Anforderung dem Finanzamt vorzulegen. Das Finanzamt ist an die Wert-
angabe in der Zuwendungsbestätigung nicht gebunden (vgl. BFH-Urteil vom 
23.05.1989, X R 17/85, BStBl II 1989 S. 879). 
 
Zur Vermeidung ungerechtfertigter Steuervorteile hat der Gesetzgeber zwei Sonder-
fälle vorgesehen, in denen nicht der gemeine Wert zugrunde zu legen ist: 

• Wurde das Wirtschaftsgut unmittelbar vor der Zuwendung einem Betriebsvermö-
gen entnommen, so bemisst sich die Zuwendung an dem bei der Entnahme ange-
setzten Wert zuzüglich der bei der Entnahme ggf. angefallenen Umsatzsteuer (vgl. 
§ 10b Abs. 3 Satz 2 EStG). Der bei der Entnahme angesetzte Wert ist gemäß § 6 
Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG der Teilwert, also jener Wert, den eine Erwerberin bzw. 
ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rahmen eines Gesamtkaufpreises für das 
einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde, wobei von einer Fortführung des Betriebs 
auszugehen ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG). Alternativ hierzu besteht auch die 

Hinweis: 
Eine Zuwendungsbestätigung darf die Stiftung erst ausstellen, wenn vom zuständi-
gen Finanzamt eine positive Feststellung über die Einhaltung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen nach § 60a Abs. 1 AO erteilt wurde (vgl. Kapitel 2.1.1.4.1 sowie 
Kapitel 4.2.1.4). 
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Möglichkeit, bei der Entnahme statt des Teilwerts den Buchwert anzusetzen (§ 6 
Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 EStG, siehe auch Kapitel 2.2.1). 

• Stammt das Wirtschaftsgut aus dem Privatvermögen und würde dessen (gedachte) 
Veräußerung im Zeitpunkt der Zuwendung einen Besteuerungstatbestand erfüllen, 
so ist zwar grundsätzlich der gemeine Wert zugrunde zu legen, jedoch dürfen die 
fortgeführten Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten dabei nur überschritten wer-
den, soweit eine Gewinnrealisierung stattgefunden hat (§ 10b Abs. 3 Satz 3 und 4 
EStG). Diese Ausnahmeregelung betrifft unter anderem Grundstücke (und aufste-
hende Gebäude), die innerhalb von 10 Jahren vor der Zuwendung angeschafft wor-
den sind und in diesem Zeitraum nicht zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden 
(vgl. § 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG), Kunst- und andere Wertgegenstände, die innerhalb 
eines Jahres vor Zuwendung angeschafft worden sind (vgl. § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG) 
sowie Anteile an Kapitalgesellschaften von mindestens 1 Prozent am Grund-
/Stammkapital (vgl. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG). 

 

  

Beispiel:  
Der kunstinteressierte A. kauft am 01.07.2021 ein Gemälde eines anerkannten 
Künstlers für 1 Mio. Euro und verschenkt es am 14.02.2022 an eine gemeinnützige 
Stiftung, die sich der Förderung der Kunst und Kultur verschrieben hat. Der ge-
meine Wert des Gemäldes am 14.02.2022 beträgt 1,5 Mio. Euro. 
Die Zuwendungsbestätigung darf gemäß § 10b Abs. 3 Satz 3 und 4 EStG nur über 
1 Mio. Euro ausgestellt werden, da eine Veräußerung des Gemäldes am 
01.02.2020 einen Besteuerungstatbestand i.S.d. § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG ausgelöst 
hätte 
Hinweis: Da es sich um das Werk eines anerkannten Künstlers und nicht um Ge-
brauchskunst handelt, unterliegt es keinem Wertverzehr (vgl. BFH-Urteil vom 
02.12.1977, III R 58/75, BStBl II 1978 S. 164; im Fall von Gebrauchskunst wären 
die Anschaffungskosten noch um die Absetzung für Abnutzung zu mindern gewe-
sen, sog. „fortgeführte Anschaffungs-/Herstellungskosten“). 

Hinweis:  
Das Buchwertprivileg des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 EStG bei Entnahmen aus dem 
Betriebsvermögen kommt nicht in Betracht, wenn die Sachspende als verdeckte 
Gewinnausschüttung anzusehen ist, da eine solche mit dem gemeinen Wert zu be-
messen ist (H 8.6 „Hingabe von Wirtschaftsgütern“ KStH). Spenden einer Kapital-
gesellschaft können verdeckte Gewinnausschüttungen darstellen, wenn sie durch 
ein besonderes Näheverhältnis zwischen Zuwendungsempfänger und der Gesell-
schafterin bzw. dem Gesellschafter der spendenden Kapitalgesellschaft veranlasst 
sind (vgl. BFH-Beschluss vom 19.12.2007, I R 83/06, BFH/NV 2008 S. 988). Ein 
solches Näheverhältnis kann z.B. dann gegeben sein, wenn eine Kapitalgesell-
schaft (Sach-)Spenden überwiegend einer Stiftung zukommen lässt, die durch Ge-
sellschafter der Kapitalgesellschaft errichtet worden ist. Insbesondere hängt ein 
Näheverhältnis bei einer Stiftung nicht von der Einflussmöglichkeit auf die Willens-
bildung der Stiftung bzw. der Gewährung von Unterhaltsleistungen zugunsten der 
Gesellschafter der zuwendenden Kapitalgesellschaft ab (vgl. BFH-Beschluss vom 
13.07.2021, I R 16/18, BStBl II 2022 S. 119). 

https://ksth.bundesfinanzministerium.de/ksth/2022/A-Koerperschaftsteuergesetz/II-Einkommen/1-Allgemeine-Vorschriften/Paragraf-8/inhalt.html
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5. Registerpflichten 

5.1 Stiftungsverzeichnis und Stiftungsregister 

5.1.1 Derzeitige Rechtslage: Stiftungsverzeichnisse 

Gemäß § 10 Abs. 1 StiftG NRW werden alle rechtsfähigen Stiftungen des privaten 
Rechts, die ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen haben, in einem elektronischen Stif-
tungsverzeichnis erfasst. Das Verzeichnis ist über die Internetseite des Ministeriums 
des Innern für jeden einsehbar (für das gesamte Verzeichnis siehe 
https://www.im.nrw/stiftungsverzeichnis/alle-stiftungen, für die Suchfunktion siehe 
https://www.im.nrw/stiftungsverzeichnis/stiftungen-suchen). 
 
In das Stiftungsverzeichnis werden nach § 10 Abs. 2 StiftG NRW eingetragen 

• der Name der Stiftung, 

• der Sitz der Stiftung, 

• die Zwecke der Stiftung, 

• die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung, 

• die vertretungsberechtigten Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungs-
berechtigung, 

• das Datum der Anerkennung als rechtsfähige Stiftung und  

• die zuständige Stiftungsbehörde. 
 
Änderungen dieser Daten (z.B. bei Neu- oder Wiederwahl von vertretungsberechtigten  
Personen oder Adressänderungen) sind der Stiftungsbehörde unverzüglich mitzuteilen 
(§ 10 Abs. 2 Satz 2 StiftG NRW). 
 
Bei kirchlichen Stiftungen erfolgt die Eintragung in das Stiftungsverzeichnis nur im Ein-
vernehmen mit der jeweiligen Stiftung und der zuständigen kirchlichen Behörde (§ 12 
Abs. 5 Satz 1 StiftG NRW). 
 
Die Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung der rechtli-
chen Richtigkeit (§ 10 Abs. 3 StiftG NRW). Zum Nachweis der Vertretungsberechti-
gung stellt die Stiftungsbehörde dafür auf Antrag eine Vertretungsbescheinigung aus, 
aus der sich ergibt, wer nach der Satzung und den von der Stiftung mitgeteilten Anga-
ben zur Vertretung der Stiftung berechtigt ist (vgl. § 10 Abs. 4 Satz 2 StiftG NRW). 
 

5.1.2 Zukünftige Rechtslage: Stiftungsregister 

- folgt demnächst -  
 

5.2 Transparenzregister 

5.2.1 Hintergrund und Überblick 

Das sog. Transparenzregister (abrufbar unter www.transparenzregister.de) ist ein 
Kernstück der Vierten Geldwäscherichtlinie der Europäischen Union (Richtlinie 
2015/849) vom 20.05.2015 und soll dazu beitragen, Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung aufzudecken bzw. zu verhindern. Mit Änderung des „Gesetzes über das 
Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten“ (sog. Geldwäschegesetz, GWG) 

https://www.im.nrw/stiftungsverzeichnis/alle-stiftungen
https://www.im.nrw/stiftungsverzeichnis/stiftungen-suchen
http://www.transparenzregister.de/
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vom 23.06.2017 wurde das Transparenzregister in nationales Recht implementiert und 
ist seitdem unter anderem auch für Stiftungen bedeutsam. 
 
Im Transparenzregister sollen Personen erfasst werden, die bei den in den 
§§ 20, 21 GwG bezeichneten Vereinigungen oder Rechtsgestaltungen wirtschaftlich 
berechtigt sind (im Sinne des § 3 GWG). Für Stiftungen enthält § 3 Abs. 3 GWG eine 
Aufzählung der wirtschaftlich Berechtigten einer Stiftung. Bei diesen sind zu erfassen: 

• Sämtliche Vornamen, der Nachname (wie im amtlichen Ausweisdokument ange-
geben), 

• Geburtsdatum, 

• Wohnort, 

• Wohnsitzland, 

• Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses (bei Stiftungen die Funktion gemäß 
§ 3 Abs. 3 GWG) und 

• alle Staatsangehörigkeiten. 
 
Rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts haben diese Angaben einzuholen, auf-
zubewahren, auf aktuellem Stand zu halten und der Bundesanzeiger Verlag GmbH als 
der registerführenden Stelle unverzüglich zur Eintragung in das Transparenzregister 
mitzuteilen (§ 20 Abs. 1 Satz 1 GWG, erfolgt über www.transparenzregister.de). Glei-
ches gilt für nicht rechtsfähige Stiftungen, wenn deren Stiftungszweck aus (objektiver) 
Sicht der Stifterin bzw. des Stifters eigennützig ist (§ 21 Abs. 2 Nr. 1 GWG i.V.m. § 21 
Abs. 1 Satz 1 GWG).  
 
Zu den wirtschaftlich Berechtigten im Einzelnen und der jeweiligen Mitteilungsver-
pflichtung wird auf die folgenden Ausführungen in Kapitel 5.2.2 (zu rechtsfähigen Stif-
tungen des privaten Rechts) und Kapitel 5.2.3 (zu nicht rechtsfähigen Stiftungen des 
privaten Rechts) verwiesen. 
 
Da ein Verstoß gegen die Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs- und Mitteilungspflichten 
gemäß § 56 GWG eine Ordnungswidrigkeit darstellen kann, empfiehlt es sich, die mit 
dem Transparenzregister verbundenen Vorgaben sorgsam zu prüfen.  
 
Für die Führung des Transparenzregisters erhebt die registerführende Stelle Gebüh-
ren (§ 24 Abs. 1 Satz 1 GWG). Rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts, die nach 
ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwe-
cken dienen (steuerbegünstigte Stiftungen gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraus-
setzungen siehe Kapitel 2.1.1), können jedoch auf Antrag von den Gebühren befreit 
werden, wenn sie die Steuerbegünstigung durch Bescheinigung des zuständigen Fi-
nanzamts nachweisen oder im Antrag die Verfolgung der steuerbegünstigten Zwecke 
versichern und das Einverständnis darüber erklären, dass die registerführende Stelle 
beim zuständigen Finanzamt eine Bestätigung darüber einholen darf (§ 24 Abs. 1 
Satz 2 und 3 GWG). Die Bestätigung des zuständigen Finanzamts gegenüber der re-
gisterführenden Stelle erfolgt gemäß § 60a Abs. 7 AO. Die Einzelheiten zum Verfahren 
der Gebührenbefreiung sind in § 4 der Transparenzregistergebührenverordnung 
(TrGebV) geregelt. 
Soweit sich die Verfolgung steuerbegünstigter Zwecke unmittelbar aus dem Zuwen-
dungsempfängerregister nach § 60b AO (siehe Kapitel 5.3) ergibt, erhebt die register-
führende Stelle auch ohne einen gesonderten Nachweis keine Gebühren von rechts-
fähigen Stiftungen des privaten Rechts (vgl. § 24 Abs. 1 Satz 4 GWG). 

http://www.transparenzregister.de/
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5.2.2 Eintragung von rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts 

Rechtsfähige Stiftungen des privaten Rechts sind gemäß § 20 Abs. 1 GWG verpflich-
tet, die entsprechenden Angaben zu den durch sie wirtschaftlich berechtigten Perso-
nen einzuholen, aufzubewahren, auf aktuellem Stand zu halten und dem Transparenz-
register mitzuteilen. 
 
Die (natürlichen) Personen, die bei rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts zu 
den wirtschaftlich Berechtigten zählen, sind in § 3 Abs. 3 GWG aufgeführt. Dies sind 
z.B. 

• die Mitglieder des Vorstands (§ 3 Abs. 3 Nr. 2 GWG), 

• Destinatäre, die in der Satzung als Begünstigte namentlich bezeichnet oder als 
solche aufgrund der Satzungsbestimmung identifizierbar sind (§ 3 Abs. 3 Nr. 3 
GWG) oder 

• eine Gruppe von natürlichen Personen, zu deren Gunsten das Vermögen verwaltet 
oder verteilt werden soll, die aber nicht namentlich bezeichnet bzw. aufgrund der 
Satzung identifizierbar sind, z.B. die „Die Mitglieder der Familie des Stifters“ als 
Destinatäre einer Familienstiftung (§ 3 Abs. 3 Nr. 4 GWG) 

 
Die Stifterin bzw. der Stifter einer rechtsfähigen Stiftung des privaten Rechts selbst ist 
dagegen grundsätzlich nicht dem Transparenzregister zu melden. Etwas anderes gilt 
lediglich dann, wenn zusätzlich ein Tatbestand des § 3 Abs. 3 GWG erfüllt ist, weil sie 
bzw. er beispielsweise Vorstandsmitglied ist (§ 3 Abs. 3 Nr. 2 GWG) oder auf sonstige 
Weise unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss auf die Vermögensverwal-
tung oder Ertragsverwendung ausübt (§ 3 Abs. 3 Nr. 5 GWG). 
 
Die Pflicht zur Mitteilung der wirtschaftlich Berechtigten an das Transparenzregister 
gemäß § 20 Abs. 1 GWG gilt auch für eine Stiftung, die nach ihrer Satzung bzw. dem 
Stiftungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient (steuerbe-
günstigte Stiftung gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapi-
tel 2.1.1). 
 
Jedoch muss eine steuerbegünstigte Stiftung nicht jeden Empfänger von Leistungen, 
den sie im Rahmen ihrer gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecke fördert, 
benennen und an das Transparenzregister melden: Vielmehr ist aus der Formulierung 
des § 3 Abs. 3 Nr. 3 GWG („als Begünstigte bestimmt“) zu schließen, dass aufgrund 
dieser Vorschrift nur solche Begünstigten in Frage kommen, die in Stiftungsgeschäft 
bzw. Satzung als Empfänger von Leistungen benannt sind oder aufgrund der dortigen 
Regelungen persönlich identifizierbar sind. Wenn Stiftungsgeschäft bzw. Stiftungssat-
zung keine einzelnen Empfänger bestimmen, sondern eine Gruppe von Begünstigten 
benennen, so ist diese Gruppenbezeichnung an das Transparenzregister zu melden, 
da es sich dabei um wirtschaftlich Berechtigte i.S.d. § 3 Abs. 3 Nr. 4 GWG handelt. 
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Die Aufnahme der Regelung des § 58 Nr. 6 AO (vgl. Kapitel 2.1.1.3.1) dürfte für sich 
genommen keine Mitteilungspflicht an das Transparenzregister begründen, da hiermit 
kein satzungsgemäßer Auszahlungsanspruch verbunden ist, sondern nur die Möglich-
keit geschaffen wird, die Stifterin bzw. den Stifter und deren nächste Angehörige ge-
gebenenfalls zu versorgen (so auch Schiffer/Schürmann, BB 2017 S. 2626 (2629)). 
 
In jedem Fall zu melden hat eine steuerbegünstigte Stiftung des privaten Rechts da-
gegen die Mitglieder des Vorstands (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2 GWG), und zwar unabhängig 
davon, ob die Vorstandstätigkeit entgeltlich oder unentgeltlich/ehrenamtlich geleistet 
wird. 
 
Im Einzelnen wird insofern auf den Frage-Antwort-Katalog des zuständigen Bundes-
verwaltungsamts verwiesen, der unter folgendem Link abrufbar ist: 
https://www.bva.bund.de/DE/Das-BVA/Aufgaben/T/Transparenzregis-
ter/_documents/FAQ_transparenz_kachel.html 
 
Da als wirtschaftlich Berechtigte i.S.d. § 3 Abs. 3 GWG nur natürliche Personen in 
Frage kommen, haben Förderstiftungen ihre nach Maßgabe des § 58 Nr. 1 AO unter-
stützte andere Körperschaft oder juristische Person des öffentlichen Rechts nicht zu 
melden. Gleiches gilt für den im Rahmen der Vermögensanfallsklausel (§ 5 der Mus-
tersatzung, Anlage 1 zu § 60 AO) bestimmten Empfänger des Vermögens bei Aufhe-
bung bzw. Auflösung der steuerbegünstigten Stiftung sowie bei Wegfall ihres bisheri-
gen Zwecks. 
 
Soweit jedoch natürliche Personen unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss 
auf eine Vereinigung ausüben, die als Begünstigte der Stiftung bestimmt worden ist 
(oder Mitglied des Stiftungsvorstands ist), zählen diese natürlichen Personen zu den 
wirtschaftlich Berechtigten der Stiftung (§ 3 Abs. 3 Nr. 6 Buchst. a GWG). 
 

5.2.3 Eintragung von nicht rechtsfähigen Stiftungen des privaten Rechts 

Für nicht rechtsfähige Stiftungen, deren Stiftungszweck aus Sicht der Stifterin bzw. 
des Stifters eigennützig ist, haben deren Treuhänder mit Wohnsitz oder Sitz in 
Deutschland die in § 19 Abs. 1 GWG aufgeführten Angaben zu den wirtschaftlich Be-
rechtigten der Stiftung einzuholen, aufzubewahren, auf aktuellem Stand zu halten und 
der registerführenden Stelle unverzüglich zur Eintragung in das Transparenzregister 
mitzuteilen (§ 21 Abs. 2 Nr. 1 GWG i.V.m. § 21 Abs. 1 Satz 1 GWG; zu den Angaben 
gemäß § 19 Abs. 1 GWG siehe Kapitel 5.2.1). 
Da nicht rechtsfähige Stiftungen nur mitteilungspflichtig sind, wenn der Stiftungszweck 
aus (objektiver) Sicht der Stiftenden eigennützig ist, bedeutet dies im Umkehrschluss, 

Beispiel:  
Eine in W-Stadt ansässige gemeinnützige Stiftung zur Förderung der Wissenschaft 
und Forschung vergibt laut Stiftungsgeschäft und Satzung Stipendien an Studie-
rende der Universität W-Stadt. 
Die jeweils begünstigten Studierenden sind nicht einzeln an das Transparenzregis-
ter zu melden, da sie sich nicht anhand der Satzung persönlich identifizieren lassen 
(§ 3 Abs. 3 Nr. 3 GWG). Stattdessen stellen sie eine Gruppe von natürlichen Per-
sonen im Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 4 GWG dar, zu deren Gunsten das Vermögen 
verwaltet oder verteilt werden soll. 

https://www.bva.bund.de/DE/Das-BVA/Aufgaben/T/Transparenzregister/_documents/FAQ_transparenz_kachel.html
https://www.bva.bund.de/DE/Das-BVA/Aufgaben/T/Transparenzregister/_documents/FAQ_transparenz_kachel.html
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dass nicht rechtsfähige Stiftungen, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stiftungsgeschäft 
und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (steuerbegünstigte Stiftungen 
gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapitel 2.1.1), in der Regel 
nicht der Mitteilungspflicht unterliegen. In Ausnahmefällen könnte jedoch auch für steu-
erbegünstigte nicht rechtsfähige Stiftungen eine Mitteilungspflicht in Betracht kommen, 
da das Geldwäschegesetz nach den Vorgaben der EU-Geldwäsche-Richtlinie und 
nicht nach dem (steuerlich geprägten) deutschen Gemeinnützigkeitsbegriff auszule-
gen ist (vgl. von Schweinitz/Pichler in: Zentes/Glaab, Frankfurter Kommentar zum 
Geldwäschegesetz, 3. Auflage 2022, § 21 Rn. 21). 
 
Als mitzuteilende wirtschaftlich Berechtigte kommen bei nicht rechtsfähigen Stiftungen 
vor allem folgende natürliche Personen in Betracht: 

• die Stifterin bzw. der Stifter, z.B. Treugeberin/Treugeber einer Treuhandstiftung 
(§ 3 Abs. 3 Nr. 1 GWG, siehe auch Kaetzler in: Zentes/Glaab, Frankfurter Kom-
mentar zum Geldwäschegesetz, 3. Auflage 2022, § 3 Rn. 120) 

• die Stiftungsträgerin bzw. der Stiftungsträger, z.B. Treuhänderin/Treuhänder ei-
ner Treuhandstiftung (§ 3 Abs. 3 Nr. 1 GWG bzw. § 3 Abs. 3 Nr. 5 GWG, siehe 
Schiffer/Schürmann, BB 2017 S. 2626 (2628)) 

• Destinatäre und sonstige Begünstigte der Stiftung (§ 3 Abs. 3 Nr. 3 GWG bzw. 
§ 3 Abs. 3 Nr. 4 GWG, siehe hierzu auch Kapitel 5.2.2). 

 

5.2.4 Eintragung von Stiftungen des öffentlichen Rechts 

Stiftungen des öffentlichen Rechts sind von den Transparenzpflichten des §§ 20 f. 
GWG nicht erfasst (vgl. FAQ des Bundesverwaltungsamtes, S. 23). 
 

5.3 Zuwendungsempfängerregister 

Mit dem Jahressteuergesetz 2020 (BStBl. I 2020 S. 3096) hat der Gesetzgeber die 
rechtlichen Voraussetzungen für ein Register geschaffen, in dem sämtliche Körper-
schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen geführt werden sollen, die 
die Voraussetzungen der §§ 51 ff. AO oder des § 34g EStG erfüllen (§ 60b Abs. 1 AO). 
Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen in § 60b AO und § 5 Abs. 1 Nr. 47 Fi-
nanzverwaltungsgesetz (FVG) treten am 01.01.2024 in Kraft (vgl. Art. 50 Abs. 10 des 
JStG 2020). 
 
Dieses sog. „Zuwendungsempfängerregister“ wird beim Bundeszentralamt für Steuern 
mit Sitz in Bonn geführt und soll der Ausgangspunkt für Anwendungen werden, mit 
denen Zuwendungsbestätigungen für Organisationen, Spenderinnen und Spender so-
wie für die Finanzverwaltung künftig digital abgewickelt werden können. Das Zuwen-
dungsempfängerregister soll damit auch ein Baustein für die vorausgefüllte Steuerer-
klärung werden, bei der sogar die Belegvorhaltepflicht im Sinne des § 50 Abs. 8 EStDV 
entfällt, weil eine Zuwendungsbestätigung in Papier für den Steuerabzug künftig nicht 
mehr erforderlich sein wird (vgl. BT-Drs. 19/25160, S. 220; zu Zuwendungsbestätigun-
gen und zur Belegvorhaltepflicht siehe auch Kapitel 4.2.1.4). 
In das Zuwendungsempfängerregister werden (rechtsfähige und nicht rechtsfähige) 
Stiftungen des privaten Rechts aufgenommen, die nach ihrer Satzung bzw. dem Stif-
tungsgeschäft und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (steuerbe-

https://www.bva.bund.de/DE/Das-BVA/Aufgaben/T/Transparenzregister/_documents/FAQ_transparenz_kachel.html
https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/belegabruf_%28privatpersonen%29
https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/belegabruf_%28privatpersonen%29
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günstigte Stiftungen gemäß §§ 51 bis 68 AO, zu den Voraussetzungen siehe Kapi-
tel 2.1.1). Zu diesen speichert das Bundeszentralamt für Steuern in dem Register die 
folgenden Angaben für Zwecke des Sonderausgabenabzugs nach § 10b EStG 
(vgl. § 60b Abs. 2 AO, bzgl. des Sonderausgabenabzugs siehe Kapitel 4): 

• Wirtschafts-Identifikationsnummer der Stiftung, 

• Name und Anschrift der Stiftung, 

• steuerbegünstigte Zwecke der Stiftung, 

• das für die Festsetzung der Körperschaftsteuer der Stiftung zuständige Finanzamt, 

• Datum der Erteilung des letzten Freistellungsbescheides oder Feststellungsbe-
scheides nach § 60a AO und 

• Bankverbindung der Stiftung. 
 
Die Stiftung des privaten Rechts selbst trifft im Zusammenhang mit dem Zuwendungs-
empfängerregister keine Anmeldeverpflichtung, da die Angaben von dem für die Stif-
tung zuständigen Finanzamt an das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt werden 
(§ 60b Abs. 3 AO). 
 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, die unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im Sinne 
der §§ 52 bis 54 AO verwirklichen und die Voraussetzungen des § 51 AO und des 
§ 10b Abs. 1 Satz 3 bis 6 EStG erfüllen, können auf Antrag ebenfalls in das Zuwen-
dungsempfängerregister aufgenommen werden (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 47 Buchst. c 
FVG). 
 
Das Zuwendungsempfängerregister soll öffentlich einsehbar sein, um Rechtssicher-
heit und Transparenz zu schaffen und den Bürgerinnen und Bürgern sowie institutio-
nellen Zuwendenden zu helfen, die Organisationen zu identifizieren, bei denen sie sich 
konkret finanziell oder personell engagieren möchten (vgl. BT-Drs. 19/25160, 
S. 219 f.). Dementsprechend soll der Status der Steuerbegünstigung insoweit zukünf-
tig nicht mehr dem Steuergeheimnis unterliegen (vgl. § 60b Abs. 4 AO, siehe auch BT-
Drs. 19/25160, S. 229). 
 
In das Zuwendungsempfängerregister eingetragene rechtsfähige Stiftungen des priva-
ten Rechts sind von der Gebührenpflicht bei Eintragungen in das Transparenzregister 
befreit (vgl. § 24 Abs. 1 Satz 4 GWG, zum Transparenzregister siehe Kapitel 5.2).  
 

5.4 Handelsregister 

Betreibt eine rechtsfähige Stiftung ein Handelsgewerbe (§ 1 Abs. 2 HGB), ist sie von 
sämtlichen Mitgliedern des Vorstands zur Eintragung in das Handelsregister anzumel-
den (§ 33 Abs. 1 HGB, im Einzelnen siehe auch Schwenn: Vereine und Stiftungen im 
Handelsregister – Hinweise für die Praxis, npoR 2021 S. 93). 
 
In das Handelsregister eingetragen werden die Firma und der Sitz der Stiftung, der 
Gegenstand des Unternehmens sowie die Mitglieder des Vorstandes und ihre Vertre-
tungsmacht (§ 33 Abs. 2 Satz 2 HGB). Enthält die Stiftungssatzung Bestimmungen 
über die Zeitdauer des Unternehmens, werden diese ebenfalls eingetragen (§ 33 
Abs. 2 Satz 3 HGB). 
 
Der Anmeldung zum Handelsregister sind die Stiftungssatzung und Urkunden über die 
Bestellung des Vorstands beizufügen (§ 33 Abs. 2 Satz 1 HGB). 
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Die Einsichtnahme in das Handelsregister sowie in die zum Handelsregister einge-
reichten Dokumente ist jedem zu Informationszwecken gestattet (§ 9 Abs. 1 Satz 1 
HGB). 
 
Wie das (zukünftige) Stiftungsregister hat auch das Handelsregister negative Publizi-
tätswirkung, d.h. solange eine in das Handelsregister einzutragende Tatsache nicht 
eingetragen und bekanntgemacht ist, kann die Stiftung diese Tatsache einem Dritten 
nicht entgegensetzen, es sei denn, dass sie diesem bekannt war (§ 15 Abs. 1 HGB). 
Ist die Tatsache eingetragen und bekanntgemacht worden, so muss ein Dritter sie je-
doch gegen sich gelten lassen, außer es handelt sich um Rechtshandlungen innerhalb 
von 15 Tagen nach Bekanntmachung und der Dritte weist nach, dass er die Tatsache 
weder kannte noch kennen musste (§ 15 Abs. 2 HGB). 
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6. Anlagen 

6.1 Auszug aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 

 

Untertitel 2  
Stiftungen 

 

§ 80 Ausgestaltung und Entstehung der Stiftung 

(1) 1Die Stiftung ist eine mit einem Vermögen zur dauernden und nachhaltigen Erfüllung ei-
nes vom Stifter vorgegebenen Zwecks ausgestattete, mitgliederlose juristische Per-
son. 2Die Stiftung wird in der Regel auf unbestimmte Zeit errichtet, sie kann aber auch 
auf bestimmte Zeit errichtet werden, innerhalb derer ihr gesamtes Vermögen zur Erfül-
lung ihres Zwecks zu verbrauchen ist (Verbrauchsstiftung). 

(2) 1Zur Entstehung der Stiftung sind das Stiftungsgeschäft und die Anerkennung der Stif-
tung durch die zuständige Behörde des Landes erforderlich, in dem die Stiftung ihren Sitz 
haben soll. 2Wird die Stiftung erst nach dem Tode des Stifters anerkannt, so gilt sie für 
Zuwendungen des Stifters als schon vor dessen Tod entstanden. 

 

§ 81 Stiftungsgeschäft 

(1) Im Stiftungsgeschäft muss der Stifter 

1. der Stiftung eine Satzung geben, die mindestens Bestimmungen enthalten muss über 

a) den Zweck der Stiftung, 

b) den Namen der Stiftung, 

c) den Sitz der Stiftung und 

d) die Bildung des Vorstands der Stiftung sowie  

2. zur Erfüllung des von ihm vorgegebenen Stiftungszwecks ein Vermögen widmen (ge-
widmetes Vermögen), das der Stiftung zu deren eigener Verfügung zu überlassen ist. 

(2) Die Satzung einer Verbrauchsstiftung muss zusätzlich enthalten: 

1. die Festlegung der Zeit, für die die Stiftung errichtet wird, und 

2. Bestimmungen zur Verwendung des Stiftungsvermögens, die die nachhaltige Erfüllung 
des Stiftungszwecks und den vollständigen Verbrauch des Stiftungsvermögens inner-
halb der Zeit, für welche die Stiftung errichtet wird, gesichert erscheinen lassen. 

(3) Das Stiftungsgeschäft bedarf der schriftlichen Form, wenn nicht in anderen Vorschriften 
ausdrücklich eine strengere Form als die schriftliche Form vorgeschrieben ist, oder es 
muss in einer Verfügung von Todes wegen enthalten sein. 

(4) 1Wenn der Stifter verstorben ist und er im Stiftungsgeschäft zwar den Zweck der Stiftung 
festgelegt und ein Vermögen gewidmet hat, das Stiftungsgeschäft im Übrigen jedoch 
nicht den gesetzlichen Anforderungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 genügt, hat 
die nach Landesrecht zuständige Behörde das Stiftungsgeschäft um die Satzung oder 
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um fehlende Satzungsbestimmungen zu ergänzen. 2Bei der Ergänzung des Stiftungsge-
schäfts soll die Behörde den wirklichen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen des Stifters 
beachten. 3Wurde im Stiftungsgeschäft kein Sitz der Stiftung bestimmt, ist im Zweifel an-
zunehmen, dass der Sitz am letzten Wohnsitz des Stifters im Inland sein soll. 

 

§ 81a Widerruf des Stiftungsgeschäfts 

1Bis zur Anerkennung der Stiftung ist der Stifter zum Widerruf des Stiftungsgeschäfts berech-
tigt. 2Ist die Anerkennung bei der zuständigen Behörde des Landes beantragt, so ist der Wi-
derruf dieser gegenüber zu erklären. 3Der Erbe des Stifters ist zum Widerruf des Stiftungsge-
schäfts nicht berechtigt, wenn der Stifter den Antrag auf Anerkennung der Stiftung bei der 
zuständigen Behörde des Landes gestellt oder im Falle der notariellen Beurkundung des Stif-
tungsgeschäfts den Notar mit der Antragstellung betraut hat. 

 

§ 82 Anerkennung der Stiftung 

1Die Stiftung ist anzuerkennen, wenn das Stiftungsgeschäft den Anforderungen des § 81 Ab-
satz 1 bis 3 genügt und die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert 
erscheint, es sei denn, die Stiftung würde das Gemeinwohl gefährden. 2Bei einer Verbrauchs-
stiftung erscheint die dauernde Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert, wenn die in der Sat-
zung für die Stiftung bestimmte Zeit mindestens zehn Jahre umfasst. 

 

§ 82a Übertragung und Übergang des gewidmeten Vermögens 

1Ist die Stiftung anerkannt, so ist der Stifter verpflichtet, das gewidmete Vermögen auf die 
Stiftung zu übertragen. 2Rechte, zu deren Übertragung eine Abtretung genügt, gehen mit der 
Anerkennung auf die Stiftung über, sofern sich nicht aus dem Stiftungsgeschäft ein anderer 
Wille des Stifters ergibt. 

 

§ 83 Stiftungsverfassung und Stifterwiller 

(1) Die Verfassung der Stiftung wird, soweit sie nicht auf Bundes- oder Landesgesetz beruht, 
durch das Stiftungsgeschäft und insbesondere die Satzung bestimmt. 

(2) Die Stiftungsorgane haben bei ihrer Tätigkeit für die Stiftung und die zuständigen Behör-
den haben bei der Aufsicht über die Stiftung den bei der Errichtung der Stiftung zum Aus-
druck gekommenen Willen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen des Stifters zu beachten. 

 

§ 83a Verwaltungssitz der Stiftung 

Die Verwaltung der Stiftung ist im Inland zu führen. 
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§ 83b Stiftungsvermögen 

(1) 1Bei einer Stiftung, die auf unbestimmte Zeit errichtet wurde, besteht das Stiftungsvermö-
gen aus dem Grundstockvermögen und ihrem sonstigen Vermögen. 2Bei einer Ver-
brauchsstiftung besteht das Stiftungsvermögen aufgrund der Satzung nur aus sonstigem 
Vermögen. 

(2) Zum Grundstockvermögen gehören 

1. das gewidmete Vermögen, 

2. das der Stiftung zugewendete Vermögen, das vom Zuwendenden dazu bestimmt 
wurde, Teil des Grundstockvermögens zu werden (Zustiftung), und 

3. das Vermögen, das von der Stiftung zu Grundstockvermögen bestimmt wurde. 

(3) Der Stifter kann auch bei einer Stiftung, die auf unbestimmte Zeit errichtet wird, im Stif-
tungsgeschäft abweichend von Absatz 2 Nummer 1 einen Teil des gewidmeten Vermö-
gens zu sonstigem Vermögen bestimmen. 

(4) 1Das Stiftungsvermögen ist getrennt von fremdem Vermögen zu verwalten. 2Mit dem Stif-
tungsvermögen darf nur der Stiftungszweck erfüllt werden. 

 

§ 83c Verwaltung des Grundstockvermögens 

(1) 1Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert zu erhalten. 2Der Stiftungszweck ist mit 
den Nutzungen des Grundstockvermögens zu erfüllen. 3Zuwächse aus der Umschich-
tung des Grundstockvermögens können für die Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet 
werden, soweit dies durch die Satzung nicht ausgeschlossen wurde und die Erhaltung 
des Grundstockvermögens gewährleistet ist. 

(2) 1Durch die Satzung kann bestimmt werden, dass die Stiftung einen Teil des Grundstock-
vermögens verbrauchen darf. 2In einer solchen Satzungsbestimmung muss die Stiftung 
verpflichtet werden, das Grundstockvermögen in absehbarer Zeit wieder um den ver-
brauchten Teil aufzustocken. 

(3) Durch Landesrecht kann vorgesehen werden, dass die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden auf Antrag einer Stiftung für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens 
eine zeitlich begrenzte Ausnahme von Absatz 1 Satz 1 zulassen können, wenn dadurch 
die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks nicht beeinträchtigt wird. 

 

§ 84 Anerkennung nach Tod des Stifters 

(1) 1Die Stiftung muss einen Vorstand haben. 2Der Vorstand führt die Geschäfte der Stiftung. 

(2) 1Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung ei-
nes gesetzlichen Vertreters. 2Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so wird die 
Stiftung durch die Mehrheit der Vorstandsmitglieder vertreten. 3Ist eine Willenserklärung 
gegenüber der Stiftung abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem Mitglied des 
Vorstands. 

(3) Durch die Satzung kann von Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 abgewichen und der 
Umfang der Vertretungsmacht des Vorstands mit Wirkung gegen Dritte beschränkt wer-
den. 
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(4) 1In der Satzung können neben dem Vorstand weitere Organe vorgesehen werden. 2In 
der Satzung sollen für ein weiteres Organ auch die Bestimmungen über die Bildung, die 
Aufgaben und die Befugnisse enthalten sein. 

(5) Die §§ 30, 31 und 42 Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden. 

 

§ 84a Rechte und Pflichten der Organmitglieder  

(1) 1Auf die Tätigkeit eines Organmitglieds für die Stiftung sind die §§ 664 bis 670 entspre-
chend anzuwenden. 2Organmitglieder sind unentgeltlich tätig. 3Durch die Satzung kann 
von den Sätzen 1 und 2 abgewichen werden, insbesondere auch die Haftung für Pflicht-
verletzungen von Organmitgliedern beschränkt werden. 

(2) 1Das Mitglied eines Organs hat bei der Führung der Geschäfte der Stiftung die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geschäftsführers anzuwenden. 2Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, 
wenn das Mitglied des Organs bei der Geschäftsführung unter Beachtung der gesetzli-
chen und satzungsgemäßen Vorgaben vernünftigerweise annehmen durfte, auf der 
Grundlage angemessener Informationen zum Wohle der Stiftung zu handeln. 

(3) 1§ 31a ist entsprechend anzuwenden. 2Durch die Satzung kann die Anwendbarkeit des 
§ 31a beschränkt oder ausgeschlossen werden. 

 

§ 84b Beschlussfassung der Organe 

1Besteht ein Organ aus mehreren Mitgliedern, erfolgt die Beschlussfassung entsprechend 
§ 32, wenn in der Satzung nichts Abweichendes geregelt ist. 2Ein Organmitglied ist nicht 
stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme eines Rechtsgeschäfts mit ihm 
oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits zwischen ihm und der Stiftung betrifft. 

 

§ 84c Notmaßnahmen bei fehlenden Organmitgliedern 

(1) 1Wenn der Vorstand oder ein anderes Organ der Stiftung seine Aufgaben nicht wahrneh-
men kann, weil Mitglieder des Organs fehlen, hat die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde in dringenden Fällen auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen notwen-
dige Maßnahmen zu treffen, um die Handlungsfähigkeit des Organs zu gewährleis-
ten. 2Die Behörde ist insbesondere befugt, Organmitglieder befristet zu bestellen oder 
von der satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von Organmitgliedern befristet abzuweichen, 
insbesondere indem die Behörde einzelne Organmitglieder mit Befugnissen ausstattet, 
die ihnen nach der Satzung nur gemeinsam mit anderen Organmitgliedern zustehen. 

(2) 1Die Behörde kann einem von ihr bestellten Organmitglied bei oder nach der Bestellung 
eine angemessene Vergütung auf Kosten der Stiftung bewilligen, wenn das Vermögen 
der Stiftung sowie der Umfang und die Bedeutung der zu erledigenden Aufgabe dies 
rechtfertigen. 2Die Behörde kann die Bewilligung der Vergütung mit Wirkung für die Zu-
kunft ändern oder aufheben. 
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§ 85 Voraussetzungen für Satzungsänderungen 

(1) 1Durch Satzungsänderung kann der Stiftung ein anderer Zweck gegeben oder der Zweck 
der Stiftung kann erheblich beschränkt werden, wenn 

1. der Stiftungszweck nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann oder 

2. der Stiftungszweck das Gemeinwohl gefährdet. 

2Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 liegen insbesondere vor, wenn eine Stif-
tung keine ausreichenden Mittel für die nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks hat 
und solche Mittel in absehbarer Zeit auch nicht erwerben kann. 3Der Stiftungszweck kann 
nach Satz 1 nur geändert werden, wenn gesichert erscheint, dass die Stiftung den beab-
sichtigten neuen oder beschränkten Stiftungszweck dauernd und nachhaltig erfüllen 
kann. 4Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 1 und Satz 3 vor, kann eine auf 
unbestimmte Zeit errichtete Stiftung auch abweichend von § 83c durch Satzungsände-
rung in eine Verbrauchsstiftung umgestaltet werden, indem die Satzung um Bestimmun-
gen nach § 81 Absatz 2 ergänzt wird. 

(2) 1Durch Satzungsänderung kann der Stiftungszweck in anderer Weise als nach Absatz 1 
Satz 1 oder es können andere prägende Bestimmungen der Stiftungsverfassung geän-
dert werden, wenn sich die Verhältnisse nach Errichtung der Stiftung wesentlich verän-
dert haben und eine solche Änderung erforderlich ist, um die Stiftung an die veränderten 
Verhältnisse anzupassen. 2Als prägend für eine Stiftung sind regelmäßig die Bestimmun-
gen über den Namen, den Sitz, die Art und Weise der Zweckerfüllung und über die Ver-
waltung des Grundstockvermögens anzusehen. 

(3) Durch Satzungsänderung können Bestimmungen der Satzung, die nicht unter Absatz 1 
oder Absatz 2 Satz 1 fallen, geändert werden, wenn dies der Erfüllung des Stiftungs-
zwecks dient. 

(4) 1Im Stiftungsgeschäft kann der Stifter Satzungsänderungen nach den Absätzen 1 bis 3 
ausschließen oder beschränken. 2Satzungsänderungen durch Organe der Stiftung kann 
der Stifter im Stiftungsgeschäft auch abweichend von den Absätzen 1 bis 3 zulas-
sen. 3Satzungsbestimmungen nach Satz 2 sind nur wirksam, wenn der Stifter Inhalt und 
Ausmaß der Änderungsermächtigung hinreichend bestimmt festlegt. 

 

§ 85a Verfahren bei Satzungsänderungen  

(1) 1Die Satzung kann durch den Vorstand oder ein anderes durch die Satzung dazu be-
stimmtes Stiftungsorgan geändert werden. 2Die Satzungsänderung bedarf der Genehmi-
gung der nach Landesrecht zuständigen Behörde. 

(2) Die Behörde kann die Satzung nach § 85 ändern, wenn die Satzungsänderung notwen-
dig ist und das zuständige Stiftungsorgan sie nicht rechtzeitig beschließt. 

(3) Wenn durch die Satzungsänderung der Sitz der Stiftung in den Zuständigkeitsbereich ei-
ner anderen Behörde verlegt werden soll, bedarf die nach Absatz 1 Satz 2 erforderliche 
Genehmigung der Satzungsänderung der Zustimmung der Behörde, in deren Zuständig-
keitsbereich der neue Sitz begründet werden soll. 
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§ 86 Voraussetzungen für die Zulegung 

Durch Übertragung ihres Stiftungsvermögens als Ganzes kann die übertragende Stiftung einer 
übernehmenden Stiftung zugelegt werden, wenn 

1. sich die Verhältnisse nach Errichtung der übertragenden Stiftung wesentlich verändert 
haben und eine Satzungsänderung nach § 85 Absatz 2 bis 4 nicht ausreicht, um die 
übertragende Stiftung an die veränderten Verhältnisse anzupassen, oder wenn schon 
seit Errichtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine Auflösung nach § 87 Absatz 1 
Satz 1 vorlagen, 

2. der Zweck der übertragenden Stiftung im Wesentlichen mit einem Zweck der überneh-
menden Stiftung übereinstimmt, 

3. gesichert erscheint, dass die übernehmende Stiftung ihren Zweck auch nach der Zule-
gung im Wesentlichen in gleicher Weise dauernd und nachhaltig erfüllen kann, und 

4. die Rechte von Personen gewahrt werden, für die in der Satzung der übertragenden 
Stiftung Ansprüche auf Stiftungsleistungen begründet sind. 

 

§ 86a Voraussetzungen für die Zusammenlegung 

Mindestens zwei übertragende Stiftungen können durch Errichtung einer neuen Stiftung und 
Übertragung ihres jeweiligen Stiftungsvermögens als Ganzes auf die neue übernehmende 
Stiftung zusammengelegt werden, wenn 

1. sich die Verhältnisse nach Errichtung der übertragenden Stiftungen wesentlich verän-
dert haben und eine Satzungsänderung nach § 85 Absatz 2 bis 4 nicht ausreicht, um 
die übertragenden Stiftungen an die veränderten Verhältnisse anzupassen, oder wenn 
schon seit Errichtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine Auflösung nach § 87 
Absatz 1 Satz 1 vorlagen, 

2. gesichert erscheint, dass die neue übernehmende Stiftung die Zwecke der übertragen-
den Stiftungen im Wesentlichen in gleicher Weise dauernd und nachhaltig erfüllen 
kann, und 

3. die Rechte von Personen gewahrt werden, für die in den Satzungen der übertragenden 
Stiftungen Ansprüche auf Stiftungsleistungen begründet sind. 

 

§ 86b Verfahren der Zulegung und der Zusammenlegung 

(1) 1Stiftungen können durch Vertrag zugelegt oder zusammengelegt werden. 2Der Zule-
gungsvertrag oder der Zusammenlegungsvertrag bedarf der Genehmigung durch die für 
die übernehmende Stiftung nach Landesrecht zuständige Behörde. 

(2) 1Die Behörde nach Absatz 1 Satz 2 kann Stiftungen zulegen oder zusammenlegen, wenn 
die Stiftungen die Zulegung oder Zusammenlegung nicht vereinbaren können. 2Die über-
nehmende Stiftung muss einer Zulegung durch die Behörde zustimmen. 

(3) Ist nach Landesrecht für eine übertragende Stiftung eine andere Behörde zuständig als 
die Behörde nach Absatz 1 Satz 2, bedürfen die Genehmigung eines Zulegungsvertrags 
oder eines Zusammenlegungsvertrags und die behördliche Zulegung oder Zusammenle-
gung der Zustimmung der für die übertragenden Stiftungen nach dem jeweiligen Landes-
recht zuständigen Behörden. 
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§ 86c Zulegungsvertrag und Zusammenlegungsvertrag 

(1) 1Ein Zulegungsvertrag muss mindestens enthalten: 

1. die Angabe des jeweiligen Namens und des jeweiligen Sitzes der beteiligten Stiftungen 
und 

2. die Vereinbarung, dass das Stiftungsvermögen der übertragenden Stiftung als Ganzes 
auf die übernehmende Stiftung übertragen werden soll und mit der Vermögensübertra-
gung das Grundstockvermögen der übertragenden Stiftung Teil des Grundstockvermö-
gens der übernehmenden Stiftung wird. 

2Wenn durch die Satzung der übertragenden Stiftung für Personen Ansprüche auf Stif-
tungsleistungen begründet sind, muss der Zulegungsvertrag Angaben zu den Auswirkun-
gen der Zulegung auf diese Ansprüche und zu den Maßnahmen enthalten, die vorgesehen 
sind, um die Rechte dieser Personen zu wahren. 
 

(2) Ein Zusammenlegungsvertrag muss mindestens die Angaben nach Absatz 1 enthalten 
sowie das Stiftungsgeschäft zur Errichtung der neuen übernehmenden Stiftung. 

(3) Der Zulegungsvertrag oder der Zusammenlegungsvertrag ist Personen nach Absatz 1 
Satz 2 spätestens einen Monat vor der Beantragung der Genehmigung nach § 86b Ab-
satz 1 Satz 2 von derjenigen Stiftung zuzuleiten, in deren Satzung die Ansprüche begrün-
det sind. 

 

§ 86d Form des Zulegungsvertrags und des Zusammenlegungsvertrags 

Zulegungsverträge und Zusammenlegungsverträge bedürfen nur der schriftlichen Form, ins-
besondere § 311b Absatz 1 bis 3 ist nicht anzuwenden. 

 

§ 86e Behördliche Zulegungsentscheidung und Zusammenlegungsentschei-
dung Anwendung des Vereinsrechts 

(1) Auf den Inhalt der Entscheidungen über die Zulegung oder Zusammenlegung von Stiftun-
gen durch die nach Landesrecht zuständige Behörde ist § 86c Absatz 1 und 2 entspre-
chend anzuwenden. 

(2) Die Behörde hat Personen nach § 86c Absatz 1 Satz 2 mindestens einen Monat vor der 
Entscheidung über die Zulegung oder Zusammenlegung anzuhören und auf die mögli-
chen Folgen der Zulegung oder Zusammenlegung für deren Ansprüche gegen eine über-
tragende Stiftung hinzuweisen. 

 

§ 86f Wirkungen der Zulegung und der Zusammenlegung 

(1) Mit der Unanfechtbarkeit der Genehmigung des Zulegungsvertrags oder der Unanfecht-
barkeit der Entscheidung über die Zulegung durch die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde geht das Stiftungsvermögen der übertragenden Stiftung auf die übernehmende 
Stiftung über und erlischt die übertragende Stiftung. 

(2) Mit der Unanfechtbarkeit der Genehmigung des Zusammenlegungsvertrags oder der Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung über die Zusammenlegung durch die Behörde entsteht 
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die neue Stiftung, geht das Stiftungsvermögen der übertragenden Stiftungen auf die neue 
übernehmende Stiftung über und erlöschen die übertragenden Stiftungen. 

(3) Mängel des Zulegungsvertrags oder des Zusammenlegungsvertrags lassen die Wirkun-
gen der behördlichen Genehmigung unberührt. 

 

§ 86g Bekanntmachung der Zulegung und der Zusammenlegung 

1Die übernehmende Stiftung hat die Zulegung oder die Zusammenlegung innerhalb eines Mo-
nats nach dem Zeitpunkt, zu dem die Wirkungen der Zulegung oder Zusammenlegung nach 
§ 86f Absatz 1 oder Absatz 2 eingetreten sind, durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger be-
kannt zu machen. 2In der Bekanntmachung sind die Gläubiger der an der Zulegung oder Zu-
sammenlegung beteiligten Stiftungen auf ihr Recht nach § 86h hinzuweisen. 3Die Bekanntma-
chung gilt mit dem Ablauf des zweiten Tages nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
als bewirkt. 

 

§ 86h Gläubigerschutz 

Die übernehmende Stiftung hat einem Gläubiger nach § 86g Satz 2 für einen Anspruch, der 
vor dem Zeitpunkt entstanden ist, zu dem die Wirkungen der Zulegung oder Zusammenlegung 
nach § 86f Absatz 1 oder Absatz 2 eingetreten sind, und dessen Erfüllung noch nicht verlangt 
werden kann, Sicherheit zu leisten, wenn der Gläubiger 

1. den Anspruch nach Grund und Höhe binnen sechs Monaten nach dem Tag, an dem 
die Zulegung oder Zusammenlegung bekanntgemacht wurde, bei der Stiftung schrift-
lich anmeldet und 

2. mit der Anmeldung glaubhaft macht, dass die Erfüllung des Anspruchs aufgrund der 
Zulegung oder Zusammenlegung gefährdet ist. 

 

§ 86 Anwendung des Vereinsrechts 

Die Vorschriften. 

 

§ 87 Auflösung der Stiftung durch die Stiftungsorgane 

(1) 1Der Vorstand soll die Stiftung auflösen, wenn die Stiftung ihren Zweck endgültig nicht 
mehr dauernd und nachhaltig erfüllen kann. 2Die Voraussetzungen des Satzes 1 liegen 
nicht endgültig vor, wenn die Stiftung durch eine Satzungsänderung so umgestaltet wer-
den kann, dass sie ihren Zweck wieder dauernd und nachhaltig erfüllen kann. 3In der Sat-
zung kann geregelt werden, dass ein anderes Organ über die Auflösung entscheidet. 

(2) Eine Verbrauchsstiftung ist aufzulösen, wenn die Zeit, für die sie errichtet wurde, abge-
laufen ist. 

(3) Die Auflösung einer Stiftung bedarf der Genehmigung der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde. 
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§ 87a Aufhebung der Stiftung 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde soll eine Stiftung aufheben, wenn die Voraus-
setzungen des § 87 Absatz 1 Satz 1 vorliegen und ein Tätigwerden der Behörde erforder-
lich ist, weil das zuständige Organ über die Auflösung nicht rechtzeitig entscheidet. 

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Stiftung aufzuheben, wenn 

1. die Voraussetzungen des § 87 Absatz 2 vorliegen und ein Tätigwerden der Behörde 
erforderlich ist, weil das zuständige Organ über die Auflösung nicht unverzüglich ent-
scheidet, 

2. die Stiftung das Gemeinwohl gefährdet und die Gefährdung des Gemeinwohls nicht 
auf andere Weise beseitigt werden kann oder 

3. der Verwaltungssitz der Stiftung im Ausland begründet wurde und die Behörde die Ver-
legung des Verwaltungssitzes ins Inland nicht innerhalb angemessener Zeit erreichen 
kann. 

 

§ 87b Auflösung der Stiftung bei Insolvenz 

Die Stiftung wird durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens und mit der Rechtskraft des 
Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgewiesen 
worden ist, aufgelöst. 

 

§ 87c Vermögensanfall und Liquidation 

(1) 1Mit der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das Stiftungsvermögen an die in der 
Satzung bestimmten Anfallberechtigten. 2Durch die Satzung kann vorgesehen werden, 
dass die Anfallberechtigten durch ein Stiftungsorgan bestimmt werden. 3Fehlt es an der 
Bestimmung der Anfallberechtigten durch oder aufgrund der Satzung, fällt das Stiftungs-
vermögen an den Fiskus des Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz hatte. 4Durch landes-
rechtliche Vorschriften kann als Anfallberechtigte an Stelle des Fiskus eine andere juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts bestimmt werden. 

(2) 1Auf den Anfall des Stiftungsvermögens beim Fiskus des Landes oder des Bundes oder 
bei einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts nach Absatz 1 Satz 4 ist 
§ 46 entsprechend anzuwenden. 2Fällt das Stiftungsvermögen bei anderen Anfallberech-
tigten an, sind die §§ 47 bis 53 entsprechend anzuwenden. 

 

§ 88 Kirchliche Stiftungen 

1Die Vorschriften der Landesgesetze über die kirchlichen Stiftungen bleiben unberührt, insbe-
sondere die Vorschriften zur Beteiligung, Zuständigkeit und Anfallsberechtigung der Kir-
chen. 2Dasselbe gilt entsprechend für Stiftungen, die nach den Landesgesetzen kirchlichen 
Stiftungen gleichgestellt sind. 
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6.2 Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (StiftG NRW) 

 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz in Nord-
rhein-Westfalen haben. 

 

§ 2 Zuständige Behörden 

(1) Stiftungsbehörden sind die Bezirksregierungen, soweit sich nicht aus diesem Gesetz et-
was anderes ergibt. Sie sind die nach Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne der 
§§ 80 bis 88 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 15. Juli 2022 (BGBl. I S. 1146) geändert worden ist. Örtlich zuständig ist die 
Bezirksregierung, in deren Bezirk die Stiftung ihren Sitz hat oder haben soll. 

(2) Oberste Stiftungsbehörde ist das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Mi-
nisterium. Es nimmt mit Ausnahme der Aufgaben nach § 6 Absatz 1 und 2 die Aufgaben 
der Stiftungsbehörde für Stiftungen wahr, an denen der Bund, das Land oder eine Kör-
perschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts, die unmittelbar der Aufsicht der Bundes- 
beziehungsweise Landesregierung oder oberster Bundes- beziehungsweise Landesbe-
hörden unterliegen, als Stifterin oder Stifter oder Zustifterin oder Zustifter beteiligt ist oder 
werden soll. 

(3) Das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Ministerium kann den Bezirksre-
gierungen die Durchführung erforderlicher Prüfungen übertragen. Es ist ermächtigt, ihnen 
Befugnisse nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung zu übertragen. 

 

§ 3 Statusklärung in Zweifelsfällen 

Bestehen Zweifel, ob es sich bei einer Einrichtung um eine Stiftung im Sinne dieses Gesetzes 
handelt oder ist die Rechtsnatur einer Stiftung zweifelhaft, so entscheidet hierüber auf Antrag 
die oberste Stiftungsbehörde. Antragsberechtigt ist, wer ein berechtigtes Interesse an der Ent-
scheidung glaubhaft macht. 

 

§ 4 Frist 

Über den Antrag auf Anerkennung beziehungsweise Genehmigung entscheidet die Stiftungs-
behörde innerhalb einer Frist von sechs Monaten; abweichende Entscheidungsfristen kann 
die Stiftungsbehörde in einer vorab öffentlich bekannt zu machenden Fristenregelung festset-
zen. Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie kann einmal angemessen 
verlängert werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. 
Die Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen. 
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Abschnitt 2 
Verwaltung der Stiftung 

§ 5 Aufsicht 

(1) Stiftungen unterliegen der Aufsicht des Landes im Sinne des § 83 Absatz 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches; kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen nach § 11 
jedoch nur nach Maßgabe des § 12. 

(2) Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend private Zwecke verfolgen, unterliegen nur 
insoweit der Stiftungsaufsicht, als sicherzustellen ist, dass ihre Betätigung gesetzlich ge-
schützten öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft. § 6 Absatz 1 und 2 sowie § 9 sind 
nicht anzuwenden. 

(3) Die behördlichen Unterlagen über die Anerkennung und Beaufsichtigung einzelner Stif-
tungen unterliegen nicht dem allgemeinen Informationszugang nach dem Informationsfrei-
heitsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 27. November 2001 (GV. NRW. S. 806) in der je-
weils geltenden Fassung. 

 

§ 6 Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, der Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermögensübersicht 
und einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke zur Prüfung vorzulegen. Die Stif-
tungsbehörde kann eine kürzere Vorlagefrist festlegen, insbesondere wenn vorangegan-
gene Jahresabrechnungen beanstandet wurden oder die Stiftung wiederholt ihrer Ver-
pflichtung nach Satz 1 verspätet nachgekommen ist. 

(2) Wird die Stiftung durch eine Behörde, einen Prüfungsverband, die Prüfungsstelle eines 
Sparkassen- und Giroverbands, eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine vereidigte Buchprüferin, einen vereidigten 
Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft oder vergleichbare Stellen geprüft und er-
streckt sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die sat-
zungsmäßige Verwendung der Stiftungsmittel, soll die Stiftungsbehörde von einer eigenen 
Prüfung absehen. Die Stiftungsbehörde kann eine Prüfung nach Satz 1 verlangen. 

(3) Liegen der Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der Stiftung 
gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu Aus-
kunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen. Im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung 
vornehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) Die Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem 
Stifterwillen, hilfsweise dem mutmaßlichen Stifterwillen, oder gesetzlichen Regelungen 
widersprechen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimm-
ten angemessenen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die Stiftungsbe-
hörde anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen 
Frist durchgeführt wird. 
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(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der Stiftungsbehörde binnen 
einer von der Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann diese die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, 
ber. 2005 S. 818) in der jeweils geltenden Fassung vollstrecken. 

 

§ 8 Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 

(1) Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig ge-
macht oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber 
bestehenden Pflichten nicht in der Lage, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung die-
ses Mitglieds und die Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen. Sie 
kann dem Mitglied die Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilen untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht binnen einer 
ihr gesetzten angemessen Frist nach, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung des Mit-
glieds verfügen. 

(3) Reichen die Befugnisse der Stiftungsbehörde nach § 84c des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches oder den §§ 6, 7 und 8 Absatz 1 und 2 nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin 
oder des Stifters und den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Stiftung zu gewähr-
leisten oder wiederherzustellen, kann die Stiftungsbehörde die Durchführung der Be-
schlüsse und Anordnungen auf Kosten der Stiftung einer Sachwalterin oder einem Sach-
walter übertragen. Deren oder dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer Be-
stellungsurkunde festzulegen. 

(4) Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 haben keine aufschie-
bende Wirkung. 

 

§ 9 Klärung und Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen  

Erlangt die Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzansprüche 
der Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur Klärung und Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen. Die 
Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die Stiftung. 

 

Abschnitt 3  
Auskunft zu Stiftungen 

§ 10 Öffentliches Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigungen 

(1) Stiftungen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes werden in einem elektronischen Stif-
tungsverzeichnis erfasst, welches nur über das Internet zugänglich ist. 

(2) In das Stiftungsverzeichnis sind einzutragen: 

1. der Name der Stiftung, 

2. der Sitz der Stiftung, 

3. die Zwecke der Stiftung, 
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4. die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung, 

5. die vertretungsberechtigten Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungsbe-
rechtigung, 

6. das Datum der Anerkennung als rechtsfähige Stiftung und 

7. die zuständige Stiftungsbehörde. 

Änderungen der Angaben zu den Nummern 1 bis 5 sind der Stiftungsbehörde unter Vor-
lage der erforderlichen Unterlagen unverzüglich nachzuweisen. 

(3) Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

(4) Die Führung und Aktualisierung des öffentlichen Stiftungsverzeichnisses obliegt den Be-
zirksregierungen für die in ihrem Bezirk ansässigen Stiftungen. Sie stellen auf Antrag 
eine Bescheinigung darüber aus, wer nach Maßgabe der Satzung und der von der Stif-
tung mitgeteilten Angaben zur Vertretung der Stiftung berechtigt ist. 

 

Abschnitt 4 
Kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen 

§ 11 Begriffsbestimmung 

(1) Kirchliche Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerli-
chen Rechts, die 

1. von einer Kirche oder von einer einer Kirche zuzuordnenden Einrichtung zur Wahrneh-
mung überwiegend kirchlicher, auch diakonischer oder karitativer Aufgaben errichtet 
sind und nach innerkirchlichen Regelungen der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unter-
liegen oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters überwiegend kirchlichen, auch diakoni-
schen oder karitativen Zwecken dienen und der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unter-
liegen sollen. 

(2) Den kirchlichen Stiftungen gleichgestellt sind Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die 

1. von einer öffentlich-rechtlichen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft zur 
Wahrnehmung ihrer religiösen oder weltanschaulichen Ziele errichtet sind und nach für 
diese verbindlichen Regelungen einer besonderen Stiftungsaufsicht unterliegen oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters den Zielen einer öffentlich-rechtlichen 
Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft dienen und einer besonderen Stif-
tungsaufsicht nach Maßgabe der für diese Religions- oder Weltanschauungsgemein-
schaft verbindlichen Regelungen unterliegen sollen 

 

§ 12 Anzuwendende Vorschriften 

(1) Für kirchliche Stiftungen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit sich nicht 
aus den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes ergibt. 

(2) Für die Statusklärung in Zweifelsfällen gilt § 3 mit der Maßgabe, dass vor einer Entschei-
dung die Kirche zu hören ist. 
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(3) Die kirchlichen Stiftungen unterliegen kirchlicher Stiftungsaufsicht. Sie ist im Sinne des § 
83 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches auszuüben. Die kirchlichen Behörden sind 
die nach Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne des § 84c des Bürgerlichen Ge-
setzbuches. Die Bestimmungen des Abschnitts 2 finden auf kirchliche Stiftungen keine 
Anwendung; insoweit obliegt es den Kirchen, Art und Umfang der erforderlichen Rege-
lungen in eigener Verantwortlichkeit zu treffen. Die Bestimmungen, die hierzu in kirchli-
chen Stiftungsordnungen erlassen werden, werden auch im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen veröffentlicht. 

(4) Die Anerkennung als kirchliche Stiftung nach § 80 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches sowie Genehmigungen und Entscheidungen gemäß den §§ 85a, 86b, 87 Absatz 3 
und § 87a des Bürgerlichen Gesetzbuches bedürfen der Zustimmung der zuständigen 
kirchlichen Behörde. 

(5) Die Eintragung kirchlicher Stiftungen in das Stiftungsverzeichnis nach § 10 erfolgt nur im 
Einvernehmen mit der jeweiligen Stiftung und der zuständigen kirchlichen Behörde. Auf 
Grundlage ihrer Bestimmungen stellt die zuständige kirchliche Behörde den kirchlichen 
Stiftungen eine Vertretungsbescheinigung im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 aus. 

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung einer kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den Fall, 
dass es an einer Bestimmung zur Anfallberechtigung durch oder aufgrund der Satzung 
fehlt, abweichend von § 87c Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches an die Kir-
che, die die Stiftung beaufsichtigt hat. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für die den kirchlichen Stiftungen gleichgestellten Stiftungen 
entsprechend. 

 

Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 13 Einführung des Stiftungsregisters 

Ab dem 1. Januar 2026 finden die §§ 10 und 12 Absatz 5 auf Stiftungen, die nach dem 31. 
Dezember 2025 entstanden sind, keine Anwendung. Das Gleiche gilt für bestehende Stiftun-
gen, die vor dem 1. Januar 2026 entstanden sind, ab dem Zeitpunkt, zu dem sie gemäß § 11 
Absatz 1 des Stiftungsregistergesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2947, 2953) durch die 
Registerbehörde in das Stiftungsregister eingetragen worden sind.  

 

§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Stiftungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 52), das zuletzt durch 
Gesetz vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 112) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) Die §§ 10 und 12 Absatz 5 treten am 31. Dezember 2026 außer Kraft. 
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6.3 Auszug aus der Abgabenordnung (AO) 

 

3. Abschnitt  
Steuerbegünstigte Zwecke 

§ 51 Allgemeines 

(1) 1Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke (steuerbegünstigte Zwecke) 
verfolgt, so gelten die folgenden Vorschriften. 2Unter Körperschaften sind die Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen und Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuerge-
setzes zu verstehen. 3Funktionale Untergliederungen (Abteilungen) von Körperschaften 
gelten nicht als selbstständige Steuersubjekte. 

(2) Werden die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht, setzt die Steuervergüns-
tigung voraus, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder die Tätigkeit 
der Körperschaft neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum An-
sehen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland beitragen kann. 

(3) 1Eine Steuervergünstigung setzt zudem voraus, dass die Körperschaft nach ihrer Satzung 
und bei ihrer tatsächlichen Geschäftsführung keine Bestrebungen im Sinne des § 4 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes fördert und dem Gedanken der Völkerverständigung 
nicht zuwiderhandelt. 2Bei Körperschaften, die im Verfassungsschutzbericht des Bundes 
oder eines Landes als extremistische Organisation aufgeführt sind, ist widerlegbar davon 
auszugehen, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. 3Die Finanzbe-
hörde teilt Tatsachen, die den Verdacht von Bestrebungen im Sinne des § 4 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen den Gedanken der Völker-
verständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde mit. 

 

§ 52 Gemeinnützige Zwecke 

(1) 1Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, 
die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. 
2Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem 
die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer 
Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbe-
sondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. 3Eine 
Förderung der Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre 
Mittel einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuführt. 

(2) 1Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit anzu-
erkennen: 

3. die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 

4. die Förderung der Religion; 

5. die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheits-
pflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, 
auch durch Krankenhäuser im Sinne des § 67, und von Tierseuchen; 

6. die Förderung der Jugend- und Altenhilfe; 
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7. die Förderung von Kunst und Kultur; 

8. die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; 

9. die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studenten-
hilfe; 

10. die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Klimaschutzes, des Küstenschutzes und des Hochwasserschutzes; 

11. die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkann-
ten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-Durchführungsver-
ordnung), ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstal-
ten; 

12. die Förderung der Hilfe für politisch, rassistisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, 
Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbe-
schädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer 
von Straftaten; Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenop-
fer; Förderung des Suchdienstes für Vermisste, Förderung der Hilfe für Menschen, die 
auf Grund ihrer geschlechtlichen Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientierung dis-
kriminiert werden; 

13. die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr; 

14. die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie der Unfall-
verhütung; 

15. die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur 
und des Völkerverständigungsgedankens; 

16. die Förderung des Tierschutzes; 

17. die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit; 

18. die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz; 

19. die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene; 

20. die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern; 

21. die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie; 

22. die Förderung der Kriminalprävention; 

23. die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport); 

24. die Förderung der Heimatpflege, Heimatkunde und der Ortsverschönerung; 

25. die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des traditionellen 
Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, der Sol-
daten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, des Freifunks, des Modell-
flugs und des Hundesports; 

26. die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur bestimmte Einzelinteressen 
staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den kommunalpolitischen Bereich be-
schränkt sind; 
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27. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mild-
tätiger und kirchlicher Zwecke; 

28. die Förderung der Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen und die Förderung der Un-
terhaltung von Gedenkstätten für nichtbestattungspflichtige Kinder und Föten. 

2Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die Allge-
meinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend selbstlos geför-
dert wird, kann dieser Zweck für gemeinnützig erklärt werden. 3Die obersten Finanzbehör-
den der Länder haben jeweils eine Finanzbehörde im Sinne des Finanzverwaltungsgeset-
zes zu bestimmen, die für Entscheidungen nach Satz 2 zuständig ist. 

 

§ 53 Mildtätige Zwecke 

Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, Perso-
nen selbstlos zu unterstützen, 

1. die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer 
angewiesen sind oder 

2. deren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes der Sozialhilfe im 
Sinne des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; beim Alleinstehenden oder 
Alleinerziehenden tritt an die Stelle des Vierfachen das Fünffache des Regelsatzes. 
2Dies gilt nicht für Personen, deren Vermögen zur nachhaltigen Verbesserung ihres 
Unterhalts ausreicht und denen zugemutet werden kann, es dafür zu verwenden. 3Bei 
Personen, deren wirtschaftliche Lage aus besonderen Gründen zu einer Notlage ge-
worden ist, dürfen die Bezüge oder das Vermögen die genannten Grenzen überstei-
gen. 4Bezüge im Sinne dieser Vorschrift sind 

a) Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und 

b) andere zur Bestreitung des Unterhalts bestimmte oder geeignete Bezüge, aller 
Haushaltsangehörigen. 

5Zu berücksichtigen sind auch gezahlte und empfangene Unterhaltsleistungen. 6Die 
wirtschaftliche Hilfebedürftigkeit im vorstehenden Sinne ist bei Empfängern von Leis-
tungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, des Wohngeldgeset-
zes, bei Empfängern von Leistungen nach § 27a des Bundesversorgungsgesetzes 
oder nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes als nachgewiesen anzusehen. 7Die 
Körperschaft kann den Nachweis mit Hilfe des jeweiligen Leistungsbescheids, der für 
den Unterstützungszeitraum maßgeblich ist, oder mit Hilfe der Bestätigung des Sozial-
leistungsträgers führen. 8Auf Antrag der Körperschaft kann auf einen Nachweis der 
wirtschaftlichen Hilfebedürftigkeit verzichtet werden, wenn auf Grund der besonderen 
Art der gewährten Unterstützungsleistung sichergestellt ist, dass nur wirtschaftlich hil-
febedürftige Personen im vorstehenden Sinne unterstützt werden; für den Bescheid 
über den Nachweisverzicht gilt § 60a Absatz 3 bis 5 entsprechend. 

 

§ 54 Kirchliche Zwecke 

(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine 
Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, selbstlos zu fördern. 
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(2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, Ausschmückung und Unterhal-
tung von Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die Abhaltung von Gottes-
diensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beer-
digung und die Pflege des Andenkens der Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenver-
mögens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener, die Alters- 
und Behindertenversorgung für diese Personen und die Versorgung ihrer Witwen und Wai-
sen. 

 

§ 55 Selbstlosigkeit 

(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, wenn dadurch nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke - zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder sonstige Erwerbs-
zwecke - verfolgt werden und wenn die folgenden Voraussetzungen gegeben sind: 

1. Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
2Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im Sinne dieser Vorschriften) dürfen 
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zu-
wendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten. 3Die Körperschaft darf ihre Mittel 
weder für die unmittelbare noch für die mittelbare Unterstützung oder Förderung politi-
scher Parteien verwenden. 

2. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung der 
Körperschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert 
ihrer geleisteten Sacheinlagen zurückerhalten. 

3. Die Körperschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. 

4. Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen 
Zwecks darf das Vermögen der Körperschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile 
der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleisteten Sacheinla-
gen übersteigt, nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden (Grundsatz der 
Vermögensbindung). 2Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn das Vermögen einer 
anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke übertragen werden soll. 

5. Die Körperschaft muss ihre Mittel vorbehaltlich des § 62 grundsätzlich zeitnah für ihre 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. 2Verwendung in diesem 
Sinne ist auch die Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder Herstellung von 
Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen. 3Eine zeitnahe Mit-
telverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens in den auf den Zufluss folgen-
den zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die steuerbegünstigten satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. 4Satz 1 gilt nicht für Körperschaften mit jährlichen Ein-
nahmen von nicht mehr als 45 000 Euro. 

(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Absatz 1 Nr. 2 und 4) kommt es auf die Verhält-
nisse zu dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet worden sind. 

(3) Die Vorschriften, die die Mitglieder der Körperschaft betreffen (Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4), 
gelten bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei Betrieben gewerblicher Art von ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts für die Körperschaft sinngemäß, jedoch mit 
der Maßgabe, dass bei Wirtschaftsgütern, die nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 4 des 
Einkommensteuergesetzes aus einem Betriebsvermögen zum Buchwert entnommen wor-
den sind, an die Stelle des gemeinen Werts der Buchwert der Entnahme tritt. 
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§ 56 Ausschließlichkeit 

Ausschließlichkeit liegt vor, wenn eine Körperschaft nur ihre steuerbegünstigten satzungsmä-
ßigen Zwecke verfolgt. 

 

§ 57 Unmittelbarkeit 

(1) 1Eine Körperschaft verfolgt unmittelbar ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke, 
wenn sie selbst diese Zwecke verwirklicht. 2Das kann auch durch Hilfspersonen gesche-
hen, wenn nach den Umständen des Falls, insbesondere nach den rechtlichen und tat-
sächlichen Beziehungen, die zwischen der Körperschaft und der Hilfsperson bestehen, 
das Wirken der Hilfsperson wie eigenes Wirken der Körperschaft anzusehen ist. 

(2) Eine Körperschaft, in der steuerbegünstigte Körperschaften zusammengefasst sind, wird 
einer Körperschaft, die unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke verfolgt, gleichgestellt. 

(3) 1Eine Körperschaft verfolgt ihre steuerbegünstigten Zwecke auch dann unmittelbar im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1, wenn sie satzungsgemäß durch planmäßiges Zusammen-
wirken mit mindestens einer weiteren Körperschaft, die im Übrigen die Voraussetzungen 
der §§ 51 bis 68 erfüllt, einen steuerbegünstigten Zweck verwirklicht. 2Die §§ 14 sowie 65 
bis 68 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass für das Vorliegen der Eigenschaft als 
Zweckbetrieb bei der jeweiligen Körperschaft die Tätigkeiten der nach Satz 1 zusammen-
wirkenden Körperschaften zusammenzufassen sind. 

(4) Eine Körperschaft verfolgt ihre steuerbegünstigten Zwecke auch dann unmittelbar im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1, wenn sie ausschließlich Anteile an steuerbegünstigten Ka-
pitalgesellschaften hält und verwaltet. 

 

§ 58 Steuerlich unschädliche Betätigungen 

Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 

1. eine Körperschaft einer anderen Körperschaft oder einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts Mittel für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke zuwendet. 
2Mittel sind sämtliche Vermögenswerte der Körperschaft. 3Die Zuwendung von Mitteln 
an eine beschränkt oder unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft des privaten 
Rechts setzt voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. 4Beabsichtigt die Körper-
schaft, als einzige Art der Zweckverwirklichung Mittel anderen Körperschaften oder ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts zuzuwenden, ist die Mittelweitergabe als 
Art der Zweckverwirklichung in der Satzung zu benennen, 

2. (weggefallen) 

3. eine Körperschaft ihre Überschüsse der Einnahmen über die Ausgaben aus der Ver-
mögensverwaltung, ihre Gewinne aus den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ganz 
oder teilweise und darüber hinaus höchstens 15 Prozent ihrer sonstigen nach § 55 
Absatz 1 Nummer 5 zeitnah zu verwendenden Mittel einer anderen steuerbegünstigten 
Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts zur Vermögens-
ausstattung zuwendet. 2Die aus den Vermögenserträgen zu verwirklichenden steuer-
begünstigten Zwecke müssen den steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecken der 
zuwendenden Körperschaft entsprechen. 3Die nach dieser Nummer zugewandten Mit-
tel und deren Erträge dürfen nicht für weitere Mittelweitergaben im Sinne des ersten 
Satzes verwendet werden, 



Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen  Stiftungen aus steuerlicher Sicht 

- 110 - 

4. eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte anderen Personen, Unternehmen, Einrichtungen 
oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke 
zur Verfügung stellt, 

5. eine Körperschaft ihr gehörende Räume einer anderen, ebenfalls steuerbegünstigten 
Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts zur Nutzung zu 
steuerbegünstigten Zwecken überlässt, 

6. eine Stiftung einen Teil, jedoch höchstens ein Drittel ihres Einkommens dazu verwen-
det, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unter-
halten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren, 

7. eine Körperschaft gesellige Zusammenkünfte veranstaltet, die im Vergleich zu ihrer 
steuerbegünstigten Tätigkeit von untergeordneter Bedeutung sind, 

8. ein Sportverein neben dem unbezahlten auch den bezahlten Sport fördert, 

9. eine von einer Gebietskörperschaft errichtete Stiftung zur Erfüllung ihrer steuerbegüns-
tigten Zwecke Zuschüsse an Wirtschaftsunternehmen vergibt, 

10. eine Körperschaft Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der pro-
zentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften im Jahr des Zuflusses verwendet. 2Die-
ser Erwerb mindert die Höhe der Rücklage nach § 62 Absatz 1 Nummer 3. 

 

§ 58a Vertrauensschutz bei Mittelweitergaben 

(1) Wendet eine steuerbegünstigte Körperschaft Mittel einer anderen Körperschaft zu, darf sie 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 darauf vertrauen, dass die empfangende Kör-
perschaft 

1. nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes im Zeitpunkt der Zu-
wendung steuerbegünstigt ist und 

2. die Zuwendung für steuerbegünstigte Zwecke verwendet. 

(2) Das Vertrauen der zuwendenden Körperschaft nach Absatz 1 ist nur schutzwürdig, wenn 
sich die zuwendende Körperschaft zum Zeitpunkt der Zuwendung die Steuerbegünstigung 
der empfangenden Körperschaft nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuerge-
setzes hat nachweisen lassen durch eine Ausfertigung 

1. der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid, deren Datum nicht länger als fünf Jahre 
zurückliegt oder 

2. des Freistellungsbescheids, dessen Datum nicht länger als fünf Jahre zurückliegt oder 

3. des Bescheids über die Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Vorausset-
zungen nach § 60a Absatz 1, dessen Datum nicht länger als drei Jahre zurückliegt, 
wenn der empfangenden Körperschaft bisher kein Freistellungsbescheid oder keine 
Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurde. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn 

1. der zuwendenden Körperschaft die Unrichtigkeit eines Verwaltungsakts nach Absatz 2 
bekannt ist oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war oder 

2. die zuwendende Körperschaft eine Verwendung für nicht steuerbegünstigte Zwecke 
durch die empfangende Körperschaft veranlasst hat. 
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§ 59 Voraussetzung der Steuervergünstigung 

Die Steuervergünstigung wird gewährt, wenn sich aus der Satzung, dem Stiftungsgeschäft 
oder der sonstigen Verfassung (Satzung im Sinne dieser Vorschriften) ergibt, welchen Zweck 
die Körperschaft verfolgt, dass dieser Zweck den Anforderungen der §§ 52 bis 55 entspricht 
und dass er ausschließlich und unmittelbar verfolgt wird; die tatsächliche Geschäftsführung 
muss diesen Satzungsbestimmungen entsprechen. 

 

§ 60 Anforderungen an die Satzung 

(1) 1Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen so genau bestimmt sein, 
dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen für Steuervergünstigungen gegeben sind. 2Die Satzung muss die in der Anlage 1 be-
zeichneten Festlegungen enthalten. 

(2) Die Satzung muss den vorgeschriebenen Erfordernissen bei der Körperschaftsteuer und 
bei der Gewerbesteuer während des ganzen Veranlagungs- oder Bemessungszeitraums, 
bei den anderen Steuern im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer entsprechen. 

 

§ 60a Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 

(1) 1Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 
wird gesondert festgestellt. 2Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit ist für die Besteue-
rung der Körperschaft und der Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in Form von Spenden 
und Mitgliedsbeiträgen an die Körperschaft erbringen, bindend. 

(2) Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit erfolgt 

1. auf Antrag der Körperschaft oder 

2. von Amts wegen bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer, wenn bisher noch keine 
Feststellung erfolgt ist. 

(3) Die Bindungswirkung der Feststellung entfällt ab dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvor-
schriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben oder geändert werden. 

(4) Tritt bei den für die Feststellung erheblichen Verhältnissen eine Änderung ein, ist die Fest-
stellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufzuheben. 

(5) 1Materielle Fehler im Feststellungsbescheid über die Satzungsmäßigkeit können mit Wir-
kung ab dem Kalenderjahr beseitigt werden, das auf die Bekanntgabe der Aufhebung der 
Feststellung folgt. 2§ 176 gilt entsprechend, außer es sind Kalenderjahre zu ändern, die 
nach der Verkündung der maßgeblichen Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des 
Bundes beginnen. 

(6) 1Liegen bis zum Zeitpunkt des Erlasses des erstmaligen Körperschaftsteuerbescheids 
oder Freistellungsbescheids bereits Erkenntnisse vor, dass die tatsächliche Geschäftsfüh-
rung gegen die satzungsmäßigen Voraussetzungen verstößt, ist die Feststellung der Ein-
haltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 abzulehnen. 2Satz 
1 gilt entsprechend für die Aufhebung bestehender Feststellungen nach § 60a. 

(7) 1Auf Anfrage der registerführenden Stelle nach § 18 Absatz 2 des Geldwäschegesetzes 
kann das für die Feststellung nach Absatz 1 zuständige Finanzamt der registerführenden 
Stelle bestätigen, dass eine Vereinigung, die einen Antrag nach § 24 Absatz 1 Satz 2 des 
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Geldwäschegesetzes gestellt hat, die nach den §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung steuer-
begünstigten Zwecke verfolgt. 2Hierzu hat die registerführende Stelle dem zuständigen Fi-
nanzamt zu bestätigen, dass das Einverständnis der Vereinigung auf Auskunftserteilung 
nach § 24 Absatz 1 Satz 3 des Geldwäschegesetzes vorliegt. 

 

§ 61 Satzungsmäßige Vermögensbindung 

(1) Eine steuerlich ausreichende Vermögensbindung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4) liegt vor, wenn der 
Zweck, für den das Vermögen bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei 
Wegfall ihres bisherigen Zwecks verwendet werden soll, in der Satzung so genau bestimmt 
ist, dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob der Verwendungszweck steuer-
begünstigt ist. 

(2) (weggefallen) 

(3) 1Wird die Bestimmung über die Vermögensbindung nachträglich so geändert, dass sie den 
Anforderungen des § 55 Abs. 1 Nr. 4 nicht mehr entspricht, so gilt sie von Anfang an als 
steuerlich nicht ausreichend. 2§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass Steuerbescheide erlassen, aufgehoben oder geändert werden können, soweit sie 
Steuern betreffen, die innerhalb der letzten zehn Kalenderjahre vor der Änderung der Be-
stimmung über die Vermögensbindung entstanden sind. 

 

§ 62 Rücklagen und Vermögensbildung 

(1) Körperschaften können ihre Mittel ganz oder teilweise 

1. einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten, sat-
zungsmäßigen Zwecke nachhaltig zu erfüllen; 

2. einer Rücklage für die beabsichtigte Wiederbeschaffung von Wirtschaftsgütern zufüh-
ren, die zur Verwirklichung der steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke erfor-
derlich sind (Rücklage für Wiederbeschaffung). 2Die Höhe der Zuführung bemisst sich 
nach der Höhe der regulären Absetzungen für Abnutzung eines zu ersetzenden Wirt-
schaftsguts. 3Die Voraussetzungen für eine höhere Zuführung sind nachzuweisen; 

3. der freien Rücklage zuführen, jedoch höchstens ein Drittel des Überschusses aus der 
Vermögensverwaltung und darüber hinaus höchstens 10 Prozent der sonstigen nach 
§ 55 Absatz 1 Nummer 5 zeitnah zu verwendenden Mittel. 2Ist der Höchstbetrag für die 
Bildung der freien Rücklage in einem Jahr nicht ausgeschöpft, kann diese unterblie-
bene Zuführung in den folgenden zwei Jahren nachgeholt werden; 

4. einer Rücklage zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen 
Beteiligung an Kapitalgesellschaften zuführen, wobei die Höhe dieser Rücklage die 
Höhe der Rücklage nach Nummer 3 mindert. 

(2) 1Die Bildung von Rücklagen nach Absatz 1 hat innerhalb der Frist des § 55 Absatz 1 Num-
mer 5 Satz 3 zu erfolgen. 2Rücklagen nach Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 sind unverzüglich 
aufzulösen, sobald der Grund für die Rücklagenbildung entfallen ist. 3Die freigewordenen 
Mittel sind innerhalb der Frist nach § 55 Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 zu verwenden. 

(3) Die folgenden Mittelzuführungen unterliegen nicht der zeitnahen Mittelverwendung nach 
§ 55 Absatz 1 Nummer 5: 
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1. Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser keine Verwendung für den lau-
fenden Aufwand der Körperschaft vorgeschrieben hat; 

2. Zuwendungen, bei denen der Zuwendende ausdrücklich erklärt, dass diese zur Aus-
stattung der Körperschaft mit Vermögen oder zur Erhöhung des Vermögens bestimmt 
sind; 

3. Zuwendungen auf Grund eines Spendenaufrufs der Körperschaft, wenn aus dem 
Spendenaufruf ersichtlich ist, dass Beträge zur Aufstockung des Vermögens erbeten 
werden; 

4. Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören. 

(4) Eine Stiftung kann im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren Über-
schüsse aus der Vermögensverwaltung und die Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben nach § 14 ganz oder teilweise ihrem Vermögen zuführen. 

 

§ 63 Anforderungen an die tatsächliche Geschäftsführung 

(1) Die tatsächliche Geschäftsführung der Körperschaft muss auf die ausschließliche und un-
mittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und den Bestimmungen 
entsprechen, die die Satzung über die Voraussetzungen für Steuervergünstigungen ent-
hält. 

(2) Für die tatsächliche Geschäftsführung gilt sinngemäß § 60 Abs. 2, für eine Verletzung der 
Vorschrift über die Vermögensbindung § 61 Abs. 3. 

(3) Die Körperschaft hat den Nachweis, dass ihre tatsächliche Geschäftsführung den Erfor-
dernissen des Absatzes 1 entspricht, durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen über ihre 
Einnahmen und Ausgaben zu führen. 

(4) 1Hat die Körperschaft ohne Vorliegen der Voraussetzungen Mittel angesammelt, kann das 
Finanzamt ihr eine angemessene Frist für die Verwendung der Mittel setzen. 2Die tatsäch-
liche Geschäftsführung gilt als ordnungsgemäß im Sinne des Absatzes 1, wenn die Kör-
perschaft die Mittel innerhalb der Frist für steuerbegünstigte Zwecke verwendet. 

(5) 1Körperschaften im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Einkommensteuerge-
setzes dürfen Zuwendungsbestätigungen im Sinne des § 50 Absatz 1 der Einkommens-
teuer-Durchführungsverordnung nur ausstellen, wenn 

1. das Datum der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid oder des Freistellungsbe-
scheids nicht länger als fünf Jahre zurückliegt oder 

2. die Feststellung der Satzungsmäßigkeit nach § 60a Absatz 1 nicht länger als drei Ka-
lenderjahre zurückliegt und bisher kein Freistellungsbescheid oder keine Anlage zum 
Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurde. 

2Die Frist ist taggenau zu berechnen. 
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§ 64 Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

(1) Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung insoweit aus, als ein wirtschaftlicher Ge-
schäftsbetrieb (§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körperschaft die Steuervergünstigung 
für die dem Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Besteuerungsgrundlagen (Einkünfte, Um-
sätze, Vermögen), soweit der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb (§§ 65 
bis 68) ist. 

(2) Unterhält die Körperschaft mehrere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die keine Zweckbe-
triebe (§§ 65 bis 68) sind, werden diese als ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb behandelt. 

(3) Übersteigen die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben, die keine Zweckbetriebe sind, insgesamt nicht 45 000 Euro im Jahr, so unterlie-
gen die diesen Geschäftsbetrieben zuzuordnenden Besteuerungsgrundlagen nicht der 
Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer. 

(4) Die Aufteilung einer Körperschaft in mehrere selbständige Körperschaften zum Zweck der 
mehrfachen Inanspruchnahme der Steuervergünstigung nach Absatz 3 gilt als Missbrauch 
von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne des § 42. 

(5) Überschüsse aus der Verwertung unentgeltlich erworbenen Altmaterials außerhalb einer 
ständig dafür vorgehaltenen Verkaufsstelle, die der Körperschaftsteuer und der Gewerbe-
steuer unterliegen, können in Höhe des branchenüblichen Reingewinns geschätzt werden. 

(6) Bei den folgenden steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben kann der Besteu-
erung ein Gewinn von 15 Prozent der Einnahmen zugrunde gelegt werden: 

1. Werbung für Unternehmen, die im Zusammenhang mit der steuerbegünstigten Tätig-
keit einschließlich Zweckbetrieben stattfindet, 

2. Totalisatorbetriebe, 

3. Zweite Fraktionierungsstufe der Blutspendedienste. 

 

§ 65 Zweckbetrieb 

Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn 

1. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, die steuer-
begünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen, 

2. die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden können und 

3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben derselben oder 
ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt, als es bei Erfüllung der 
steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist. 

 

§ 66 Wohlfahrtspflege 

(1) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege ist ein Zweckbetrieb, wenn sie in besonderem Maß 
den in § 53 genannten Personen dient. 

(2) 1Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, zum Wohle der Allgemeinheit und nicht des Erwerbs 
wegen ausgeübte Sorge für notleidende oder gefährdete Mitmenschen. 2Die Sorge kann 
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sich auf das gesundheitliche, sittliche, erzieherische oder wirtschaftliche Wohl erstrecken 
und Vorbeugung oder Abhilfe bezwecken. 

(3) 1Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege dient in besonderem Maße den in § 53 genannten 
Personen, wenn diesen mindestens zwei Drittel ihrer Leistungen zugute kommen. 2Für 
Krankenhäuser gilt § 67. 

 

§ 67 Krankenhäuser 

(1) Ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbereich des Krankenhausentgeltgesetzes oder 
der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 Prozent 
der jährlichen Belegungstage oder Berechnungstage auf Patienten entfallen, bei denen 
nur Entgelte für allgemeine Krankenhausleistungen (§ 7 des Krankenhausentgeltgesetzes, 
§ 10 der Bundespflegesatzverordnung) berechnet werden. 

(2) Ein Krankenhaus, das nicht in den Anwendungsbereich des Krankenhausentgeltgesetzes 
oder der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 Pro-
zent der jährlichen Belegungstage oder Berechnungstage auf Patienten entfallen, bei de-
nen für die Krankenhausleistungen kein höheres Entgelt als nach Absatz 1 berechnet wird. 

 

§ 67a Sportliche Veranstaltungen 

(1) 1Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind ein Zweckbetrieb, wenn die Einnah-
men einschließlich Umsatzsteuer insgesamt 45 000 Euro im Jahr nicht übersteigen. 2Der 
Verkauf von Speisen und Getränken sowie die Werbung gehören nicht zu den sportlichen 
Veranstaltungen. 

(2) 1Der Sportverein kann dem Finanzamt bis zur Unanfechtbarkeit des Körperschaftsteuer-
bescheids erklären, dass er auf die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 verzichtet. 2Die 
Erklärung bindet den Sportverein für mindestens fünf Veranlagungszeiträume. 

(3) 1Wird auf die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 verzichtet, sind sportliche Veranstaltun-
gen eines Sportvereins ein Zweckbetrieb, wenn 

1. kein Sportler des Vereins teilnimmt, der für seine sportliche Betätigung oder für die 
Benutzung seiner Person, seines Namens, seines Bildes oder seiner sportlichen Betä-
tigung zu Werbezwecken von dem Verein oder einem Dritten über eine Aufwandsent-
schädigung hinaus Vergütungen oder andere Vorteile erhält und 

2. kein anderer Sportler teilnimmt, der für die Teilnahme an der Veranstaltung von dem 
Verein oder einem Dritten im Zusammenwirken mit dem Verein über eine Aufwands-
entschädigung hinaus Vergütungen oder andere Vorteile erhält. 

2Andere sportliche Veranstaltungen sind ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb. 3Dieser schließt die Steuervergünstigung nicht aus, wenn die Vergütungen oder an-
dere Vorteile ausschließlich aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die nicht Zweckbe-
triebe sind, oder von Dritten geleistet werden. 

(4) 1Organisatorische Leistungen eines Sportdachverbandes zur Durchführung von sportli-
chen Veranstaltungen sind ein Zweckbetrieb, wenn an der sportlichen Veranstaltung über-
wiegend Sportler teilnehmen, die keine Lizenzsportler sind. 2Alle sportlichen Veranstaltun-
gen einer Saison einer Liga gelten als eine sportliche Veranstaltung im Sinne des Satzes 
1. 3Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 68 Einzelne Zweckbetriebe 

Zweckbetriebe sind auch: 

1. a) Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, Erholungsheime, Mahlzeitendienste, wenn sie 
in besonderem Maß den in § 53 genannten Personen dienen (§ 66 Abs. 3), 

b) Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime, Schullandheime und Jugend-
herbergen, 

c) Einrichtungen zur Versorgung, Verpflegung und Betreuung von Flüchtlingen. 2Die 
Voraussetzungen des § 66 Absatz 2 sind zu berücksichtigen, 

2. a) landwirtschaftliche Betriebe und Gärtnereien, die der Selbstversorgung von Körper-
schaften dienen und dadurch die sachgemäße Ernährung und ausreichende Versor-
gung von Anstaltsangehörigen sichern, 

b) andere Einrichtungen, die für die Selbstversorgung von Körperschaften erforderlich 
sind, wie Tischlereien, Schlossereien, 

wenn die Lieferungen und sonstigen Leistungen dieser Einrichtungen an Außenste-
hende dem Wert nach 20 Prozent der gesamten Lieferungen und sonstigen Leistungen 
des Betriebs - einschließlich der an die Körperschaften selbst bewirkten - nicht über-
steigen, 

3. a) Werkstätten für behinderte Menschen, die nach den Vorschriften des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch förderungsfähig sind und Personen Arbeitsplätze bieten, die wegen 
ihrer Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, 

b) Einrichtungen für Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, in denen behinderte Men-
schen aufgrund ärztlicher Indikationen außerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses 
zum Träger der Therapieeinrichtung mit dem Ziel behandelt werden, körperliche oder 
psychische Grundfunktionen zum Zwecke der Wiedereingliederung in das Alltagsleben 
wiederherzustellen oder die besonderen Fähigkeiten und Fertigkeiten auszubilden, zu 
fördern und zu trainieren, die für eine Teilnahme am Arbeitsleben erforderlich sind, und 

c) Inklusionsbetriebe im Sinne des § 215 Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch, wenn mindestens 40 Prozent der Beschäftigten besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen im Sinne des § 215 Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch sind; auf die Quote werden psychisch kranke Menschen im Sinne des § 215 Ab-
satz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch angerechnet, 

4. Einrichtungen, die zur Durchführung der Fürsorge für blinde Menschen, zur Durchfüh-
rung der Fürsorge für körperbehinderte Menschen und zur Durchführung der Fürsorge 
für psychische und seelische Erkrankungen beziehungsweise Behinderungen unter-
halten werden, 

5. Einrichtungen über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder sonstige betreute Wohnfor-
men, 

6. von den zuständigen Behörden genehmigte Lotterien und Ausspielungen, wenn der 
Reinertrag unmittelbar und ausschließlich zur Förderung mildtätiger, kirchlicher oder 
gemeinnütziger Zwecke verwendet wird, 

7. kulturelle Einrichtungen, wie Museen, Theater, und kulturelle Veranstaltungen, wie 
Konzerte, Kunstausstellungen; dazu gehört nicht der Verkauf von Speisen und Geträn-
ken, 
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8. Volkshochschulen und andere Einrichtungen, soweit sie selbst Vorträge, Kurse und 
andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender Art durchführen; dies gilt 
auch, soweit die Einrichtungen den Teilnehmern dieser Veranstaltungen selbst Beher-
bergung und Beköstigung gewähren, 

9. Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, deren Träger sich überwiegend aus Zu-
wendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus der Vermögensverwaltung fi-
nanziert. 2Der Wissenschaft und Forschung dient auch die Auftragsforschung. 3Nicht 
zum Zweckbetrieb gehören Tätigkeiten, die sich auf die Anwendung gesicherter wis-
senschaftlicher Erkenntnisse beschränken, die Übernahme von Projektträgerschaften 
sowie wirtschaftliche Tätigkeiten ohne Forschungsbezug. 
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6.4 Auszug aus dem Einkommensteuergesetz (EStG) 
  

 

§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke 

(1) 1Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwe-
cke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können insgesamt bis zu 

1. 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 

2. 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten 
Löhne und Gehälter 

als Sonderausgaben abgezogen werden.2Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese 
Zuwendungen 

1. an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche Dienststelle, 
die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) An-
wendung findet, oder 

2. an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 

3. an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Ab-
kommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) Anwendung fin-
det, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreit wäre, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würde, 

geleistet werden.3Für nicht im Inland ansässige Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist 
weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe und Unterstützung bei der 
Beitreibung geleistet werden.4Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder entspre-
chend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes.5Beitreibung 
ist die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne oder ent-
sprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem Zusammenhang anzu-
wendenden Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen Veranlagungszeitraum 
geltenden Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes.6Werden die 
steuerbegünstigten Zwecke des Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Nummer 1 
nur im Ausland verwirklicht, ist für den Sonderausgabenabzug Voraussetzung, dass natür-
liche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit dieses Zuwendungs-
empfängers neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann.7Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge 
an Körperschaften, die Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Ab-
gabenordnung fördern, soweit es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 
handelt, auch wenn den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden.8Nicht abziehbar 
sind Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, 

1. die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 

2. die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 

3. die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der Abgaben-
ordnung), 

https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR025990976BJNE007141817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR025990976BJNE007141817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR180910013BJNE000302123&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/mji/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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4. die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 

fördern oder 

5. deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig erklärt 
worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittli-
chem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Nummern 1 bis 4 fördert. 

9Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 überschreiten oder die den 
um die Beträge nach § 10 Absatz 3 und 4, § 10c und § 10d verminderten Gesamtbetrag 
der Einkünfte übersteigen, sind im Rahmen der Höchstbeträge in den folgenden Veranla-
gungszeiträumen als Sonderausgaben abzuziehen. 10§ 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 

(1a) 1Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abga-
benordnung in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer Stiftung, welche die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 6 erfüllt, können auf Antrag des Steuerpflich-
tigen im Veranlagungszeitraum der Zuwendung und in den folgenden neun Veranlagungs-
zeiträumen bis zu einem Gesamtbetrag von 1 Million Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 
26, 26b zusammen veranlagt werden, bis zu einem Gesamtbetrag von 2 Millionen Euro, 
zusätzlich zu den Höchstbeträgen nach Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. 2Nicht ab-
zugsfähig nach Satz 1 sind Spenden in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 3Der 
besondere Abzugsbetrag nach Satz 1 bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeitraum 
und kann der Höhe nach innerhalb dieses Zeitraums nur einmal in Anspruch genommen 
werden. 4§ 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 

(2) 1Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes sind, sofern 
die jeweilige Partei nicht gemäß § 18 Absatz 7 des Parteiengesetzes von der staatlichen 
Teilfinanzierung ausgeschlossen ist, bis zur Höhe von insgesamt 1 650 Euro und im Fall 
der Zusammenveranlagung von Ehegatten bis zur Höhe von insgesamt 3 300 Euro im Ka-
lenderjahr abzugsfähig.2Sie können nur insoweit als Sonderausgaben abgezogen werden, 
als für sie nicht eine Steuerermäßigung nach § 34g gewährt worden ist. 

(3) 1Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von Wirtschaftsgütern 
mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen.2Ist das Wirtschaftsgut unmittelbar vor sei-
ner Zuwendung einem Betriebsvermögen entnommen worden, so bemisst sich die Zuwen-
dungshöhe nach dem Wert, der bei der Entnahme angesetzt wurde und nach der Umsatz-
steuer, die auf die Entnahme entfällt.3Ansonsten bestimmt sich die Höhe der Zuwendung 
nach dem gemeinen Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts, wenn dessen Veräußerung 
im Zeitpunkt der Zuwendung keinen Besteuerungstatbestand erfüllen würde.4In allen übri-
gen Fällen dürfen bei der Ermittlung der Zuwendungshöhe die fortgeführten Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten nur überschritten werden, soweit eine Gewinnrealisierung statt-
gefunden hat.5Aufwendungen zugunsten einer Körperschaft, die zum Empfang steuerlich 
abziehbarer Zuwendungen berechtigt ist, können nur abgezogen werden, wenn ein An-
spruch auf die Erstattung der Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und 
auf die Erstattung verzichtet worden ist.6Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung des 
Verzichts eingeräumt worden sein. 

(4) 1Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und Mitglieds-
beiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere Mittel oder falsche 
Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der Bestätigung bekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war.2Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrich-
tige Bestätigung ausstellt oder veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestäti-
gung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgan-
gene Steuer. 3Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzusetzen. 4In den 
Fällen des Satzes 2 zweite Alternative (Veranlasserhaftung) ist vorrangig der Zuwen-
dungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die in diesen Fällen für den Zuwendungsemp-
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fänger handelnden natürlichen Personen sind nur in Anspruch zu nehmen, wenn die ent-
gangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung erloschen ist und Vollstreckungs-
maßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger nicht erfolgreich sind. 5Die Festsetzungs-
frist für Haftungsansprüche nach Satz 2 läuft nicht ab, solange die Festsetzungsfrist für 
von dem Empfänger der Zuwendung geschuldete Körperschaftsteuer für den Veranla-
gungszeitraum nicht abgelaufen ist, in dem die unrichtige Bestätigung ausgestellt worden 
ist oder veranlasst wurde, dass die Zuwendung nicht zu den in der Bestätigung angege-
benen steuerbegünstigten Zwecken verwendet worden ist; § 191 Absatz 5 der Abgaben-
ordnung ist nicht anzuwenden. 
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6.5 Auszug aus dem Körperschaftsteuergesetz (KStG) 

 
  

§ 9 Abziehbare Aufwendungen 
 

(1) 1Abziehbare Aufwendungen sind auch: 

1. bei Kommanditgesellschaften auf Aktien und bei vergleichbaren Kapitalgesellschaften 
der Teil des Gewinns, der an persönlich haftende Gesellschafter auf ihre nicht auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung (Tantieme) für die Geschäfts-
führung verteilt wird; 

2. vorbehaltlich des § 8 Absatz 3 Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur För-
derung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung bis 
zur Höhe von insgesamt 

a) 20 Prozent des Einkommens oder 

b) 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewen-
deten Löhne und Gehälter. 

2Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese Zuwendungen 

a) an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche Dienst-
stelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat be-
legen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) Anwendung findet, oder 

b) an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 steuerbefreite Körperschaft, Personenverei-
nigung oder Vermögensmasse oder 

c) an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) Anwen-
dung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 in Verbindung mit § 5 Absatz 2 
Nummer 2 zweiter Halbsatz steuerbefreit wäre, wenn sie inländische Einkünfte er-
zielen würde, 

geleistet werden (Zuwendungsempfänger).3Für nicht im Inland ansässige Zuwen-
dungsempfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten 
Amtshilfe und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden.4Amtshilfe ist der 
Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes.5Beitreibung ist die gegenseitige Unterstützung 
bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne oder entsprechend der Beitreibungs-
richtlinie einschließlich der in diesem Zusammenhang anzuwendenden Durchfüh-
rungsbestimmungen in den für den jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fas-
sungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes.6Werden die steuerbe-
günstigten Zwecke des Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Buchstabe a 
nur im Ausland verwirklicht, ist für die Abziehbarkeit der Zuwendungen Vorausset-
zung, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tä-
tigkeit dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegüns-
tigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen 
kann.7Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die Kunst und Kultur 
gemäß § 52 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es sich nicht 
um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 handelt, auch wenn den Mitgliedern 
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Vergünstigungen gewährt werden.8Nicht abziehbar sind Mitgliedsbeiträge an Körper-
schaften, 

 
1. die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 

 
2. die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
3. die die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der Ab-

gabenordnung), 
 
4. die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
5. deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 

erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Nummern 1 bis 4 för-
dert. 
 

9Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 überschreiten, sind im 
Rahmen der Höchstbeträge in den folgenden Veranlagungszeiträumen abzuzie-
hen.10§ 10d Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. 

(2) 1Als Einkommen im Sinne dieser Vorschrift gilt das Einkommen vor Abzug der in Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Zuwendungen und vor dem Verlustabzug nach § 10d des Einkommen-
steuergesetzes.2Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von 
Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen.3Der Wert der Zuwen-
dung ist nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 4 des Einkommensteuergesetzes zu 
ermitteln.4Aufwendungen zugunsten einer Körperschaft, die zum Empfang steuerlich ab-
ziehbarer Zuwendungen berechtigt ist, sind nur abziehbar, wenn ein Anspruch auf die Er-
stattung der Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung 
verzichtet worden ist.5Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung des Verzichts einge-
räumt worden sein. 

(3) 1Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und Mitglieds-
beiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere Mittel oder falsche 
Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der Bestätigung bekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war.2Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrich-
tige Bestätigung ausstellt oder veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestäti-
gung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden (Veranlasserhaf-
tung), haftet für die entgangene Steuer; diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Be-
trags anzusetzen.3In den Fällen der Veranlasserhaftung ist vorrangig der Zuwendungs-
empfänger in Anspruch zu nehmen; die natürlichen Personen, die in diesen Fällen für den 
Zuwendungsempfänger handeln, sind nur in Anspruch zu nehmen, wenn die entgangene 
Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen 
gegen den Zuwendungsempfänger nicht erfolgreich sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Ein-
kommensteuergesetzes gilt entsprechend.  
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6.6 Auszug aus dem Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

  
 

§ 9 Kürzungen 
 

Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen wird gekürzt um 
 
[…] 
 
5. die aus den Mitteln des Gewerbebetriebs geleisteten Zuwendungen (Spenden und Mit-

gliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 20 Prozent des um die Hinzurechnungen 
nach § 8 Nummer 9 erhöhten Gewinns aus Gewerbebetrieb (§ 7) oder 4 Promille der 
Summe der gesamten Umsätze und der im Wirtschaftsjahr aufgewendeten Löhne und 
Gehälter.2Voraussetzung für die Kürzung ist, dass diese Zuwendungen 

a) an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche Dienststelle, 
die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) An-
wendung findet, oder 

b) an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 

c) an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) Anwendung findet, 
und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung 
mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuer-
befreit wäre, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würde, 

geleistet werden (Zuwendungsempfänger).3Für nicht im Inland ansässige Zuwendungs-
empfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe 
und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden.4Amtshilfe ist der Auskunftsaus-
tausch im Sinne oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes.5Beitreibung ist die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von 
Forderungen im Sinne oder entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in 
diesem Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den je-
weiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden Nach-
folgerechtsaktes.6Werden die steuerbegünstigten Zwecke des Zuwendungsempfängers 
im Sinne von Satz 2 Buchstabe a nur im Ausland verwirklicht, ist für eine Kürzung nach 
Satz 1 Voraussetzung, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass 
die Tätigkeit dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegüns-
tigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann.7In die 
Kürzung nach Satz 1 sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften einzubeziehen, die 
Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit 
es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 12 Buchstabe b handelt, auch wenn den Mit-
gliedern Vergünstigungen gewährt werden.8Überschreiten die geleisteten Zuwendungen 
die Höchstsätze nach Satz 1, kann die Kürzung im Rahmen der Höchstsätze nach Satz 1 
in den folgenden Erhebungszeiträumen vorgenommen werden.9Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften können auf Antrag neben der Kürzung nach Satz 1 eine Kürzung 
um die im Erhebungszeitraum in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer 
Stiftung, die die Voraussetzungen der Sätze 2 bis 6 erfüllt, geleisteten Spenden in diesem 
und in den folgenden neun Erhebungszeiträumen bis zu einem Betrag von 1 Million Euro 
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https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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vornehmen.10Nicht abzugsfähig nach Satz 9 sind Spenden in das verbrauchbare Vermö-
gen einer Stiftung.11Der besondere Kürzungsbetrag nach Satz 9 kann der Höhe nach in-
nerhalb des Zehnjahreszeitraums nur einmal in Anspruch genommen werden.12Eine Kür-
zung nach den Sätzen 1 bis 10 ist ausgeschlossen, soweit auf die geleisteten Zuwendun-
gen § 8 Absatz 3 des Körperschaftsteuergesetzes anzuwenden ist oder soweit Mitglieds-
beiträge an Körperschaften geleistet werden, 

a) die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 

b) die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 

c) die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der Abgabenord-
nung), 

d) die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 

fördern oder 

e) deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig erklärt 
worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittli-
chem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Buchstaben a bis d fördert. 

 
13§ 10b Absatz 3 und 4 Satz 1 sowie § 10d Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes 
und § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes, so-
wie die einkommensteuerrechtlichen Vorschriften zur Abziehbarkeit von Zuwendungen 
gelten entsprechend.14Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung 
über Spenden und Mitgliedsbeiträge ausstellt oder veranlasst, dass entsprechende Zu-
wendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden (Veranlasserhaftung), haftet für die entgangene Gewerbesteuer.15In 
den Fällen der Veranlasserhaftung ist vorrangig der Zuwendungsempfänger in Anspruch 
zu nehmen; die natürlichen Personen, die in diesen Fällen für den Zuwendungsempfänger 
handeln, sind nur in Anspruch zu nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 
47 der Abgabenordnung erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwen-
dungsempfänger nicht erfolgreich sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Einkommensteuerge-
setzes gilt entsprechend.16Der Haftungsbetrag ist mit 15 Prozent der Zuwendungen anzu-
setzen und fließt der für den Spendenempfänger zuständigen Gemeinde zu, die durch 
sinngemäße Anwendung des § 20 der Abgabenordnung bestimmt wird.17Der Haftungsbe-
trag wird durch Haftungsbescheid des Finanzamts festgesetzt; die Befugnis der Ge-
meinde zur Erhebung der entgangenen Gewerbesteuer bleibt unberührt.18§ 184 Abs. 
3 der Abgabenordnung gilt sinngemäß. 

 

https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR025990976BJNE002122123&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014505301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR010050934BJNE006532819&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR025990976BJNE002227817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014002301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE014002301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR010050934BJNE006532819&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE011301301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE027805819&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://connect.juris.de/jportal/portal/t/r1y/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE027805819&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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6.7 Muster einer Zuwendungsbestätigung für… 

6.7.1 Geldzuwendungen an eine Stiftung öffentlichen Rechts 
 

Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des öffentlichen Rechts) 
 
 
 

 

Bestätigung über Geldzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 

Name und Anschrift des Zuwendenden: 
 
 
 

 

Betrag der Zuwendung - in Ziffern - - in Buchstaben - Tag der Zuwendung: 
 
 

 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke) 
 
 
 
verwendet wird. 

 
 
Es handelt sich um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen      Ja              Nein   
 
 

   Die Zuwendung erfolgte in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock). 
 

   Es handelt sich nicht um Zuwendungen in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 
 
 
Die Zuwendung wird 

 

 von uns unmittelbar für den angegebenen Zweck verwendet. 

 

 entsprechend den Angaben des Zuwendenden an  ............................................. weitergeleitet, die/der vom  

 Finanzamt ……………….. StNr. ……………….. mit Freistellungsbescheid bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteu-
erbescheid vom ……………….. von der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit ist. 

  
 entsprechend den Angaben des Zuwendenden an………………………………………………………. weitergeleitet, 

der/dem das Finanzamt ……………………..  StNr. …………………mit Feststellungsbescheid vom 
……………………………. die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO festgestellt hat. 

 
 
 
 
 
                                                                                                                                                     
(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 
 
 
Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet 
werden, haftet für die entgangene Steuer (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
 
Nur in Fällen der Weiterleitung an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG: 

Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung anerkannt, wenn das Datum des 
Freistellungsbescheides länger als 5 Jahre bzw. das Datum der Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen nach § 60a Abs. 1 AO länger als 3 Jahre seit Ausstellung des Bescheides zurückliegt (§ 63 Abs. 5 AO). 
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6.7.2 Sachzuwendungen an eine Stiftung öffentlichen Rechts 
 

Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des öffentlichen Rechts) 
 
 
 

 

Bestätigung über Sachzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 

Name und Anschrift des Zuwendenden: 
 
 

 

Wert der Zuwendung - in Ziffern - - in Buchstaben - Tag der Zuwendung: 
 

 
 

Genaue Bezeichnung der Sachzuwendung mit Alter, Zustand, Kaufpreis usw. 
 
 

 
  Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Betriebsvermögen. Die Zuwendung wurde 

nach dem Wert der Entnahme (ggf. mit dem niedrigeren gemeinen Wert) und nach der Umsatzsteuer, die auf die Ent-
nahme entfällt, bewertet. 

 
 Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Privatvermögen. 

 
 Der Zuwendende hat trotz Aufforderung keine Angaben zur Herkunft der Sachzuwendung gemacht. 

 
 Geeignete Unterlagen, die zur Wertermittlung gedient haben, z.B. Rechnung, Gutachten, liegen vor. 

 
 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke) 
 
 
 
verwendet wird.  

 
   Die Zuwendung erfolgte in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock). 

 
   Es handelt sich nicht um Zuwendungen in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 

 
Die Zuwendung wird 

 von uns unmittelbar für den angegebenen Zweck verwendet. 

 entsprechend den Angaben des Zuwendenden an  ……………………………..  weitergeleitet, die/der vom Finanzamt  
……………………..  StNr. …………………… mit Freistellungsbescheid bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbe-
scheid vom …………………… von der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit ist.  

 entsprechend den Angaben des Zuwendenden an………………………………………………………. weitergeleitet, 
der/dem das Finanzamt ……………………..  StNr. …………………mit Feststellungsbescheid vom 
……………………………. die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO festgestellt hat. 

 
 
                                                                                                                                                                                                             
(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 
 
Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet 
werden, haftet für die entgangene Steuer (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
 
Nur in Fällen der Weiterleitung an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG: 

Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung anerkannt, wenn das Datum des 
Freistellungsbescheides länger als 5 Jahre bzw. das Datum der Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen nach § 60a Abs. 1 AO länger als 3 Jahre seit Ausstellung des Bescheides zurückliegt (§ 63 Abs. 5 AO). 
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6.7.3 Geldzuwendungen an eine Stiftung privaten Rechts 

 
Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des privaten Rechts) 
 
 
 

 

Bestätigung über Geldzuwendungen 
im Sinne des § 10b Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des privaten Rechts 
 

Name und Anschrift des Zuwendenden: 
 
 
 

 

Betrag der Zuwendung - in Ziffern - - in Buchstaben - Tag der Zuwendung: 
 

 
 
Es handelt sich um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen       Ja         Nein   
 
 

  Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke)………………………………… 
  nach dem Freistellungsbescheid bzw. nach der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des  

 Finanzamtes……………………………. StNr…………………………….. vom……………………… für den letzten Veranla-
gungszeitraum …………….. nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach 
§ 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von der Gewerbesteuer befreit. 

 
 

  Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO wurde vom Finanzamt 
……………………. StNr. ……………………………. mit Bescheid vom ………………… nach § 60a AO gesondert festge-
stellt. Wir fördern nach unserer Satzung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) 
………………………………… 

 
 
 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke) 
 
 
 
verwendet wird.  

 
 

   Die Zuwendung erfolgte in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock). 
 

   Es handelt sich nicht um Zuwendungen in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                                                     
(Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers) 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet 
werden, haftet für die entgangene Steuer (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
 
Nur in Fällen der Weiterleitung an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG: 

Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung anerkannt, wenn das Datum des 
Freistellungsbescheides länger als 5 Jahre bzw. das Datum der Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen nach § 60a Abs. 1 AO länger als 3 Jahre seit Ausstellung des Bescheides zurückliegt (§ 63 Abs. 5 AO). 
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6.7.4 Sachzuwendungen an eine Stiftung privaten Rechts 
 

Aussteller (Bezeichnung und Anschrift der inländischen Stiftung des privaten Rechts) 
 
 
 

 

Bestätigung über Sachzuwendungen 
im Sinne des § 10b des Einkommensteuergesetzes an inländische Stiftungen des privaten Rechts 
 

Name und Anschrift des Zuwendenden: 
 
 
 

 

Wert der Zuwendung - in Ziffern - - in Buchstaben - Tag der Zuwendung: 
 
 

 

Genaue Bezeichnung der Sachzuwendung mit Alter, Zustand, Kaufpreis usw. 
 
 
 

 
 

  Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Betriebsvermögen. Die Zuwendung wurde 
nach dem Wert der Entnahme (ggf. mit dem niedrigeren gemeinen Wert) und nach der Umsatzsteuer, die auf die Ent-
nahme entfällt, bewertet. 

 
 Die Sachzuwendung stammt nach den Angaben des Zuwendenden aus dem Privatvermögen. 

 
 Der Zuwendende hat trotz Aufforderung keine Angaben zur Herkunft der Sachzuwendung gemacht. 

 
 Geeignete Unterlagen, die zur Wertermittlung gedient haben, z.B. Rechnung, Gutachten, liegen vor. 

 
 

 Wir sind wegen Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke)……………………………..  nach 
dem Freistellungsbescheid bzw. nach der  Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid des Finanzamtes ………………….. 
StNr…………………………. vom ………………….. für den letzten Veranlagungszeitraum …………. nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes von der 
Gewerbesteuer befreit. 

 
  Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO wurde vom Finanzamt 

……………………. StNr. ……………………………. mit Bescheid vom ………………… nach § 60a AO gesondert festge-
stellt. Wir fördern nach unserer Satzung (Angabe des begünstigten Zwecks/der begünstigten Zwecke) 
………………………………… 

 
 

Es wird bestätigt, dass die Zuwendung nur zur Förderung (Angabe des begünstigten Zwecks / der begünstigten Zwecke) 
 
 
 
verwendet wird.  

  
   Die Zuwendung erfolgte in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock). 

 
   Es handelt sich nicht um Zuwendungen in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 

 
 
                                                                                                                                                                                                             
Ort, Datum und Unterschrift des Zuwendungsempfängers 
 
 
Hinweis: 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder veranlasst, dass 
Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet 
werden, haftet für die entgangene Steuer (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 
 
Nur in Fällen der Weiterleitung an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG: 

Diese Bestätigung wird nicht als Nachweis für die steuerliche Berücksichtigung der Zuwendung anerkannt, wenn das Datum des 
Freistellungsbescheides länger als 5 Jahre bzw. das Datum der Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen nach § 60a Abs. 1 AO länger als 3 Jahre seit Ausstellung des Bescheides zurückliegt (§ 63 Abs. 5 AO). 
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6.8 Muster eines Stiftungsgeschäfts zu Lebzeiten (Formulierungshilfe) 

Dieses Muster wurde vom Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen in 
Zusammenarbeit mit den nordrhein-westfälischen Bezirksregierungen erstellt. Die ab-
gabenrechtlichen Regelungen wurden in Absprache mit der Oberfinanzdirektion Nord-
rhein-Westfalen erarbeitet. 
 
 
Hinweise / Vorschläge: 

1. Der Stifter / die Stifterin hat bei Gründung seiner Stiftung die Möglichkeit, im 

gesetzlichen Rahmen im Stiftungsgeschäft Satzungsänderungen im Rahmen 

des § 85 Abs. 4 BGB zu konkretisieren. 

2. Vermögensnachweise und Amtsannahmeerklärungen der Vorstandsmitglieder 

sind mit dem Antrag auf Anerkennung einzureichen! Für Stiftende im Vorstand 

ist eine Annahmeerklärung entbehrlich.  

3. Die Satzung ist im Einzelfall geschlechtergerecht angemessen zu formulieren 

(neutrale Formulierungen, Paarformen etc.) 

 

 

Ich/Wir (ggf. Unterzeichnende), errichte(n) hierdurch unter Bezugnahme auf die §§ 80 

ff BGB i.V.m. dem jeweils gültigen Stiftungsgesetz NRW (aktuell: vom 30.05.2023) als 

rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts die 

                      “______________________________________“ (Name der Stiftung) 

mit Sitz in ______________________________. 

 
Die Stiftung soll ausschließlich gemeinnützige – mildtätige – kirchliche Zwecke  
(nichtverfolgte Zwecke löschen!) im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“  
der Abgabenordnung (AO) verfolgen.  

 

Zweck der Stiftung ist / Zwecke der Stiftung sind (entsprechende Fassung in der Stif-

tungssatzung beachten): 

____________________________________________________________________    . 

 

Die Einzelheiten über die Verwirklichung der Zwecke sind in der anliegenden Satzung 

näher beschrieben. 
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Als Grundstockvermögen sichere ich / sichern wir der Stiftung insgesamt 

_________________________ Euro  

(in Worten: ____________________________________________ Euro) zu1. 

(Ggf. Beträge/Einlagen nach den einzelnen Stiftenden aufschlüsseln) 

Das Grundstockvermögen ist in seinem Wert (ggf. Wunsch konkretisieren: Realwert; 

Nennwert) ungeschmälert zu erhalten. 

 

Optional: 

• Daneben wird ein Sonstiges Vermögen, das zum Verbrauch bestimmt ist, von 

_____________ Euro zugewendet.   

• Es kann ggf. auch später ein Sonstiges Vermögen neben dem Grundstockvermögen 

aufgebaut werden. 

• Es wird beabsichtigt, die Stiftung als Erbin einzusetzen.   

• Darüber hinaus sichere ich der Stiftung zur Finanzierung innerhalb der nächsten 10 

Jahre jährlich einen Betrag von _________________ Euro 

(in Worten: ______________________________________________ Euro) 

zu. 

• Weitere Modalitäten zum Stiftungsvermögen enthält die beigefügte Satzung. 

 

 

Dem ersten Vorstand (zu den Einzelheiten s.§ § … der anliegenden Satzung) gehören 

folgende Personen (Vorname, Name, Anschrift) an: 

 

1. _________________________mit einer Amtszeit von ___Jahren / nach Modalitä-

ten der Satzung 

 

2. _________________________mit einer Amtszeit von ___Jahren/ nach Modalitä-

ten der Satzung. 

etc. 

 

 
1 Aufschlüsselung ist nur für die interne Prognoseentscheidung von Bedeutung

 

Euro in bar
Wertpapiere

(Wert in Euro)

Unternehmensbe-

teiligung

(Wert in Euro)

Immobilien

(Wert in Euro)

Grundstücke

(Wert in Euro)

Kunstgegenstände

(Wert in Euro)

sonstige 

Vermögenswerte

(Wert in Euro)

1. Stifter / Stifterin 

2. Stifter / Stifterin 

3. Stifter / Stifterin 
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Optional: 

Dem ersten Kuratorium (zu den Einzelheiten s.§ § … der anliegenden Satzung) gehö-

ren folgende Personen (Vorname, Name, Anschrift) an: 

1.  ________________________________ 

  

mit einer Amtszeit von ___ Jahren / nach Modalitäten der Satzung 

 

2. ___________________________________  

 

mit einer Amtszeit von ___ Jahren / nach Modalitäten der Satzung 

 

3. ___________________________________  

 

mit einer Amtszeit von ___ Jahren / nach Modalitäten der Satzung 

 

 

 

Näheres regelt die anliegende Satzung, die Bestandteil des Stiftungsgeschäftes ist. 

 

 

 

 

 

_______________________, den __________________________ 

 

 

…………………………………………………………………………… 

(Unterschrift(en) Stifter / Stifterin) 
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6.9 Muster einer Stiftungssatzung für eine steuerbegünstigte Ewigkeitsstif-
tung 

Dieses Muster wurde vom Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen in 
Zusammenarbeit mit den nordrhein-westfälischen Bezirksregierungen erstellt. Die ab-
gabenrechtlichen Regelungen wurden in Absprache mit der Oberfinanzdirektion Nord-
rhein-Westfalen erarbeitet. 

Das Muster ist als Arbeits- und Formulierungshilfe für Stifterinnen und Stifter ge-
dacht und nicht verbindlich, soweit es über die Mustersatzung zu § 60 Abgabenord-
nung (AO) hinausgeht (verbindliche Formulierungen als Fettdruck im Text). Es 
spiegelt die Erfahrungswerte und Beratungspraxis der Bezirksregierungen in NRW wi-
der. Im Einzelfall wird es den Wünschen der Stiftenden und den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechend angepasst oder weiter ausgestaltet. Bestimmte stiftungs- und 
steuerrechtliche Vorgaben sind jedoch zu beachten. Es wird empfohlen, sich diesbe-
züglich (steuer-)rechtlich beraten zu lassen.   

Die Satzung ist im Einzelfall geschlechtergerecht angemessen zu formulieren (Neut-
rale Formulierungen, Paarformen etc.). 

 

 

 

Stiftungssatzung 

Präambel 

 

Eine Präambel ist nicht erforderlich.  
Für die spätere Auslegung des Stifterwillens kann eine Präambel zweckmäßig und 
eine wertvolle Hilfe sein; insbesondere werden hier die Beweggründe für die Errichtung 
der Stiftung und die mit ihr von Stifter*innen verfolgten Zwecke umschrieben und ver-
deutlicht.   
 
  

§ 1 

Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr 

  

(1) Die Stiftung führt den Namen _______________________________.  

  

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in 

______________.1 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

  

 

 

 

 

 
1 Mögliche Ergänzung: Daneben kann die Stiftung noch einen abweichenden inländischen 

Verwaltungssitz haben.  
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§ 2 

Gemeinnütziger – mildtätiger – kirchlicher Zweck 

  

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar - gemeinnützige - 

mildtätige - kirchliche - Zwecke (nichtverfolgte Zwecke sind zu löschen) im 

Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenord-

nung.2  

 

(2) Zweck3 der Stiftung ist__________________________________________ 

(z.B. die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, 

Kunst und Kultur, der Religion, der Völkerverständigung, der Entwicklungshilfe, 

des Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutzes, des Heimatgedankens, der 

Jugend- und Altenhilfe, des öffentlichen Gesundheitswesens, des Wohlfahrts-

wesens, des Sports oder auch die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen ge-

mäß § 53 AO…)   

  

(3) Der Stiftungszweck3 wird verwirklicht insbesondere durch 

_______________ 

(Hierzu bedarf es einer beispielhaften Benennung von Maßnahmen zur Verfol-

gung jedes in der Satzung genannten gemeinnützigen, mildtätigen und/oder 

kirchlichen Zwecks (vgl. auch § 1 der Mustersatzung in Anlage 1 zu § 60 AO, 

z.B. Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorha-

ben, Vergabe von Forschungsaufträgen, Preisverleihungen, Vergabe von Sti-

pendien, Unterhaltung einer Schule, einer Erziehungsberatungsstelle, Pflege 

von Kunstsammlungen, Pflege des Liedgutes und des Chorgesanges, Errich-

tung von Naturschutzgebieten, Unterhaltung eines Kindergartens, Kinder- und 

Jugendheimes, Altenheimes oder Erholungsheimes, Bekämpfung des Drogen-

missbrauchs, des Lärms, Errichtung von Sportanlagen, Förderung sportlicher 

 
2 Erforderlich gemäß § 1 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO). Die genauen steuerbe-

günstigten Zwecke im Einzelnen müssen sich aus den folgenden Ausführungen der Satzung 

ergeben (siehe hier § 2 Abs. 2). Bei Förderstiftungen, die ausschließlich Mittel an andere (steu-

erbegünstigte) Körperschaften bzw. juristische Personen des öffentlichen Rechts weitergeben 

(§ 58 Nr. 1 AO) kann auf die Bezeichnung „und unmittelbar“ verzichtet werden (AEAO Nr. 2 

Buchst. a zu § 60). 

3 Die Stiftungszwecke sollten dem Wortlaut der §§ 52 bis 54 AO entsprechen. Die Art ihrer 

Verwirklichung muss in der Satzung so konkret umschrieben sein, dass aufgrund der Satzung 

geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung 

gegeben sind (vgl. § 60 Abs. 1 AO). Dieses stiftungsrechtliche Erfordernis ergibt sich aus der 

im Rahmen des Anerkennungsverfahrens zu erfolgenden Prognose, ob eine dauernde und 

nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks durch die Erträge aus dem gewidmeten Vermögen 

gewährleistet werden kann und gilt damit auch für die Fälle, in denen aus steuerlicher Sicht 

auf eine Beschreibung der Zweckverwirklichung verzichtet werden kann. Ein Hinweis in der 

Satzung auf außerhalb der Satzung festgelegte Richtlinien oder spätere Beschlüsse des Vor-

standes der Stiftung über die Art der Zweckverwirklichung genügt nicht. 
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Übungen und Leistungen, Förderungen von Maßnahmen, die ……………. zum 

Ziel haben, Zuwendungen an die ………………(Einrichtung) in    …4). 

Sollte es sich um eine reine Förderstiftung handeln, muss die Mittelbeschaffung 

i.S.d. § 58 Nr. 1 Satz 4 AO zur Förderung des vorgenannten Zwecks/ der vor-

genannten Zwecke durch eine andere Körperschaft oder juristische Person des 

öffentlichen Rechts als Zweckverwirklichung benannt werden. Auch hier muss 

eine Spezifizierung erfolgen (zu Beispielen hierzu siehe auch AEAO Nr. 3 zu 

§ 58).)  

 

(4) Die Zwecke müssen nicht gleichzeitig und im gleichen Maße verwirklicht wer-

den.  

(Nur bei operativ tätigen Stiftungen:  

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne 

des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO, sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung 

gemäß § 58 Nr. 1 AO tätig wird. Die Stiftung kann zur Verwirklichung des Stif-

tungszwecks Zweckbetriebe unterhalten.)   

 

 

§ 3 

Steuerbegünstigung 

  

(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig, sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-

schaftliche Zwecke. 5 

  

(2) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-

wendet werden. 6 Der Stifter und die Erben/Rechtsnachfolger erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 7  

  

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-

den. 8 

 

 

 
4 Bei Satzungszwecken, die geeignet sind, auch die dem Stifterunternehmen nahestehenden 
Personen zu fördern (z.B. Studien- oder Berufsausbildung), ist zur Sicherstellung der Förde-
rung der Allgemeinheit folgende Satzungsbestimmung aufzunehmen: „Die jährlichen Leistun-
gen müssen überwiegend anderen Personen als den Arbeitnehmern des Stifterunternehmens 
oder deren Angehörigen zugutekommen“ 
5 Gemäß § 2 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) vorgeschrieben. 
6 Gemäß § 3 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) vorgeschrieben. Die Mittel der Stiftung 
können im Rahmen der Verwirklichung des Stiftungszwecks in angemessenem Umfang auch 
für die Öffentlichkeitsarbeit der Stiftung verwendet werden. Zur Zulässigkeit von Aufwendun-
gen für die allgemeine Verwaltung und Spendenwerbung siehe AEAO Nr. 19 ff. zu § 55. 
7 Entspricht der Vorgabe von § 3 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO, siehe auch § 55 
Abs. 3 AO sowie AEAO Nr. 2 Buchst. b zu § 60). Eine Ausnahme des Verbots von Zuwendun-
gen an den Stifter bzw. seine Angehörigen lässt § 58 Nr. 6 AO zu. Danach kann bis zu einem 
Drittel des Einkommens der Stiftung dazu verwendet werden, um den Stifter und seine nächs-
ten Angehörigen in angemessener Weise zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr An-
denken zu ehren. Dies bedarf einer entsprechenden Regelung in der Satzung (§ 58 Nr. 6 AO).  
8 Siehe § 4 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO). 
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§ 4 

Stiftungsvermögen 

  

(1) Das der Stiftung zur dauernden und nachhaltigen Erfüllung ihres Stiftungs-

zwecks zugewendete Grundstockvermögen (gewidmete Vermögen) 9 (und ggf. 

ein sonstiges Vermögen, das zum Verbrauch bestimmt ist) ergibt sich aus dem 

Stiftungsgeschäft.  

 

(2) Das Grundstockvermögen ist in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten. Es 

kann mit Zustimmung der Stiftungsbehörde ausnahmsweise bis zur Höhe von 

15 % seines Wertes in Anspruch genommen werden, wenn anders der Stif-

tungszweck nicht zu verwirklichen ist und die Rückführung der entnommenen 

Vermögenswerte zum Stiftungsvermögen innerhalb der drei folgenden Jahre 

sichergestellt ist. Die Erfüllung der Satzungszwecke darf durch die Rückführung 

nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

 

(3) Das Grundstockvermögen darf umgeschichtet werden, soweit diese Satzung 

nichts anderes bestimmt. Umschichtungsgewinne können ganz oder teilweise 

zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden, wenn die Erhaltung des 

Grundstockvermögens gewährleistet ist.  (ggf. Regelungen unter „Beschluss-

fassung“ vorsehen) 

(Optional: Folgende Vermögensgegenstände dürfen nicht veräußert wer-

den_________.) 

 

(4) Zustiftungen sind, auch in der Form von Sachwerten, möglich. Über ihre An-

nahme entscheidet der Vorstand.  

 

(5) Sofern die Stiftung über ein sonstiges Vermögen verfügt, das zum Verbrauch 
bestimmt ist, kann sie diese Gelder für den Zweck einsetzen. 

 
(6) Das Stiftungsvermögen ist getrennt von fremdem Vermögen zu verwalten. 

 

 

§ 5 

Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

  

(1) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck unter Beachtung der steuerrechtlichen10 Vor-
schriften aus den Nutzungen ihres (Grundstock-)Vermögens, aus Zuwendun-
gen, die nicht dem Grundstockvermögen zuwachsen sowie aus dem sonstigen 
Vermögen. 

 
9 Der Stifter kann in die Satzung besondere Bestimmungen über bestimmte Anlageformen, 
z.B. Aktien, Fonds, etc. aufnehmen und insoweit eine Höchstgrenze festlegen. Empfehlens-
wert ist jedoch, Anlagerichtlinien aufzustellen außerhalb der Satzung und diese jährlich auf 
Aktualität zu prüfen. 
10 Eine Stiftung, die wegen der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke 
von der Finanzverwaltung steuerbegünstigt behandelt wird, muss die Vorgaben der §§ 51 bis 
68 AO erfüllen. Hierzu gehört unter anderem, dass Stiftungen mit jährlichen Einnahmen von 
mehr als 45.000 Euro ihre Mittel grundsätzlich innerhalb der auf den Zufluss folgenden zwei 
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(2) Steuerrechtlich zulässige (z.B. freie oder zweckgebundene) Rücklagen können 

gebildet werden. Freie Rücklagen dürfen ganz oder teilweise dem Grundstock-

vermögen oder dem sonstigen Vermögen zugeführt werden.   

  

(3) Im Jahr der Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren dürfen die 

Überschüsse aus der Vermögensverwaltung (und falls vorhanden ggf.: die Ge-

winne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben) ganz oder teilweise dem 

Grundstockvermögen oder dem sonstigen Vermögen zugeführt werden.   

  

(4) Dem Grundstockvermögen zuzuführen sind Zuwendungen, die dazu durch den 

Zuwendenden oder aufgrund eines zweckgebundenen Spendenaufrufs der Stif-

tung bestimmt sind. Zuwendungen von Todes wegen, die vom Erblasser nicht 

ausdrücklich zur zeitnahen Erfüllung des Stiftungszwecks bestimmt sind, dürfen 

dem Grundstockvermögen zugeführt werden. Zuwendungen, die nicht dem 

Grundstockvermögen zuzuführen sind, werden dem sonstigen Vermögen zu-

geordnet. 

  

(5) (Optional: Die Stiftung darf einen Teil, jedoch maximal 1/3 ihres Einkommens, 

dafür verwenden, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten 

Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu eh-

ren.)11 

 

 

§ 6 

Rechtsstellung der Begünstigten 

  

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung kein Rechtsan-

spruch auf Leistungen der Stiftung zu.  

  

 

 

 

 

 

 

 
Kalender- oder Wirtschaftsjahre für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det müssen (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO). Die Ausnahmen von diesem Grundsatz sind in § 62 AO 
dargestellt. So unterliegen beispielsweise Zuwendungen, bei denen der Zuwendende aus-
drücklich erklärt, dass diese zur Ausstattung der Stiftung mit Vermögen oder zur Erhöhung 
des Vermögens bestimmt sind, nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 bzw. 3 AO nicht der zeitnahen Mittel-
verwendung. Dies betrifft vor allem das gewidmete Vermögen sowie etwaige Zustiftungen 
(§ 83b Abs. 2 Nr. 1 und 2 BGB). Außerdem besteht die Möglichkeit, Mittel im Rahmen des 
§ 62 Abs. 1 AO einer Rücklage zuzuführen. 
11 Unterhalt, Grabpflege und Ehrung des Andenkens müssen sich in angemessenem Rahmen 
halten. Damit ist neben der relativen Grenze von einem Drittel des Einkommens eine gewisse 
absolute Grenze festgelegt. Maßstab für die Angemessenheit des Unterhalts ist der Lebens-
standard des Zuwendungsempfängers. Leistungen mit Ausschüttungscharakter, z.B. in Höhe 
eines Prozentsatzes der Erträge, sind unzulässig (AEAO Nr. 13 zu § 58). 
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§ 7 

Organe der Stiftung 

 

(1) Organ der Stiftung ist der Vorstand. 

 

Optional: 

Organe der Stiftung sind: 

a) der Vorstand 

b) das Kuratorium  

c) der Stiftungsrat (ggf. verbunden mit weiteren Regelungen) 

d) Geschäftsführung (ggf. verbunden mit weiteren Regelungen) 

e) etc. 

(Optional: …dieses/r wird zu einem späteren Zeitpunkt / nach dem Ausscheiden 

des Stifters aus dem Vorstand gebildet.) 

Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren Organen ist unzulässig. 

 

(2) Die Mitglieder der Organe sind zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung 

der Stiftung verpflichtet. Es gelten die Rechte und Pflichten der Organmitglieder 

gem. § 84a BGB. 

 

(3) Die Mitglieder der Organe haften für einen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten 

verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

(Beachtung, ob eine Organvergütung festgelegt werden soll.)  

 

(4) Es steht im Ermessen der Stiftung für ausreichenden Versicherungsschutz zu 

sorgen, soweit es die finanzielle Situation der Stiftung zulässt. 

 

(5) Die Stiftung kann zur Erledigung ihrer Aufgaben unentgeltlich oder angemessen 

entgeltlich Hilfspersonen beschäftigen oder die Erledigung ganz oder teilweise 

auf Dritte übertragen, soweit das Stiftungsvermögen es zulässt. 

 

 

§ 8 

Zusammensetzung des Vorstandes 

  

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens ____ und höchstens ____ Personen12. 

Die Bestellung des ersten Vorstandes erfolgt mit dem Stiftungsgeschäft. Die 

 
12 Bei kleineren Stiftungen reicht es aus, nur den Vorstand als Organ vorzusehen. Der Stif-

tungsvorstand sollte im Interesse der Effizienz nicht mehr als fünf Mitglieder umfassen. Ein 

nach BGB an sich zulässiger Ein-Personen-Stiftungsvorstand ist wegen des Vertretungsprob-

lems nicht zu empfehlen. Insbesondere bei größeren Stiftungen empfiehlt es sich, neben dem 

Vorstand ein weiteres Organ vorzusehen, um stiftungsintern eine Kontrolle der sachgerechten, 

sparsamen und wirtschaftlichen Verwirklichung der Stiftungszwecke zu gewährleisten. Zusätz-

lich kann ein Gremium in der Satzung verankert werden, das keine Entscheidungsbefugnisse 

hat und damit nicht zu den Stiftungsorganen gehört, diese aber berät (z. B. Beirat, Stifterver-

sammlung). 



Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen  Stiftungen aus steuerlicher Sicht 

- 138 - 

Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt ____ Jahre. 13 Wiederwahl ist zuläs-

sig. 

(Optional: Der Stifter ist auf Lebenszeit, solange er willens und in der Lage ist, 

Vorsitzender des Vorstandes und von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreit. Nach dem Ausscheiden bestimmt der Vorstand aus seiner Mitte die Be-

setzung des Vorsitzes.14)  

  

(2) Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet nach Ablauf der Amtszeit. Vor dem 

Ende der Amtszeit hat der Vorstand (oder ggfs. ein anderes Organ) rechtzeitig 

die Mitglieder des neuen Vorstands zu wählen. Er entscheidet zunächst über 

die Personenzahl im Vorstand innerhalb der Variablen. Die Mitglieder bleiben 

bis zum Amtsantritt der Nachfolger im Amt. Das Amt eines Vorstandsmitgliedes 

endet außerdem bei Vollendung des ____ Lebensjahres, durch Tod, durch Nie-

derlegung, die jederzeit zulässig ist, mit der rechtskräftigen Feststellung der Ge-

schäftsunfähigkeit oder mit der Bestellung einer amtlichen Betreuung sowie 

durch Abberufung.    

  

(3) Bei vorzeitigem Ausscheiden von Vorstandsmitgliedern werden ihre Nachfolger 

unverzüglich von den verbleibenden Vorstandsmitgliedern durch Kooption 

(oder ggfs. durch ein anderes Organ) bestellt, sofern die Mindestpersonenzahl 

unterschritten wird. Ist die Mindestbesetzung noch vorhanden, entscheidet das 

berufende Gremium zunächst, ob eine Nachbesetzung erfolgen soll. Auf Ersu-

chen des Vorsitzenden kann das vorzeitig ausscheidende Mitglied bis zur Wahl 

der Nachfolge im Amt bleiben. Die Nachfolge wird nur für den Rest der ur-

sprünglichen Amtszeit bestellt.  

 

(4) Vorstandsmitglieder können bei Vorliegen eines wichtigen, sachlichen Grundes 

von den anderen Vorstandsmitgliedern (oder ggf. einem anderen Organ) mit 

einer Mehrheit von ¾ der Mitglieder abberufen werden. Das betroffene Mitglied 

hat dabei kein Stimmrecht. Dem betroffenen Mitglied ist vor der Entscheidung 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Für die Nachwahl gilt Abs. 3. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
13 Möglich ist auch, unterschiedliche Amtszeiten für die ersten Mitglieder festzulegen, um ihr 

gleichzeitiges Ausscheiden zu vermeiden, ebenso die Festlegung einer Altersgrenze für Be-

rufung und/oder Ausscheiden.  
14 Stiftende können sich in der Satzung auch auf Zeit zur/zum Vorsitzenden des Vorstandes 

bestellen, z. B. bis zur Vollendung des 75. Lebensjahres. Der Vorsitz kann jederzeit niederge-

legt und auf die Mitgliedschaft im Vorstand verzichtet werden. Bestimmt werden kann auch, 

dass andere Stellen/Organe die Mitglieder des Vorstandes bestellen. Der Vorstand kann ne-

ben dem Vorsitz auch einen stellvertretenden Vorsitz wählen. 
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§ 9 

Rechte und Pflichten des Vorstandes 

  

(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stel-

lung eines gesetzlichen Vertreters. Er ist in seiner Vertretungsmacht durch den 

in dieser Satzung festgelegten gemeinnützigen Zweck der Stiftung beschränkt. 

Er handelt durch seinen Vorsitzenden gemeinsam mit seiner Vertretung oder 

einem weiteren Mitglied. Bei Verhinderung des Vorsitzenden handelt dessen 

Vertretung gemeinsam mit einem weiteren Mitglied15. 

(2) Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsrechtes und dieser Satzung den Wil-

len des Stifters so wirksam wie möglich zu erfüllen. Seine Aufgabe ist insbeson-

dere  

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens einschließlich der Führung von 

Büchern und der Aufstellung des Jahresabschlusses (ggfs. soweit dies 

nicht Aufgabe der Geschäftsführung16 ist), 

b) die Beschlussfassung über die Verwendung der Erträgnisse des Stiftungs-

vermögens, 

c) die Beschlussfassung zu Satzungsänderungen, Umgestaltung, Zule-

gung/Zusammenlegung und Auflösung, 

d) (ggfs. die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung, Festsetzung 

der Vergütung und Überwachung der Geschäftsführung.)  

  

(3) Der Vorstand wird vom Vorsitzenden, bei Verhinderung von der Stellvertretung, 

nach Bedarf, mindestens ___ im Jahr unter Angabe der Tagesordnung und Ein-

haltung einer Frist von ____ Tagen/Wochen (unzutreffendes bitte löschen) zu 

einer Sitzung einberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich: die Schriftform gilt 

auch durch E-Mail, Telefax oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung 

in elektronischer Form erfüllt. Auf § … (zu Niederschriften von Beschlüssen) 

wird verwiesen. Jedes Mitglied hat das Recht, die Einberufung einer Vorstands-

sitzung unter Angabe des Grundes zu verlangen.  

 

(4) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.  

  

 
15 Eine Stiftung kann auch durch ihren Vorsitzenden allein oder bei Verhinderung durch den 
Stellvertreter vertreten werden. Diese Alleinvertretungsberechtigung ist insbesondere bei klei-
nen Stiftungen sehr gängig, muss aber dann in der Satzung auch als alleinige Vertretung for-
muliert werden. Ggf. kann eine Ausnahme vom § 181 BGB eingeräumt werden. 
2. Alternative: Alleinvertretungsmacht für den Vorsitzenden, im Verhinderungsfall zwei ge-

meinsam: Der Vorstand handelt durch seinen Vorsitzenden allein. Bei Verhinderung des Vor-

sitzenden handelt dessen Stellvertreter gemeinsam mit einem weiteren Mitglied12) 

3. Alternative: Alleinvertretungsmacht für den Vorsitzenden, im Verhinderungsfall Einzelbefug-

nis für den Stellvertreter: Der Vorstand handelt durch seinen Vorsitzenden allein. Bei Verhin-

derung handelt dessen Vertreter allein12) 

Dies stellt keine abschließende Auflistung dar. 
16 ggf. Rechte und Pflichten der Geschäftsführung aufnehmen; Die Geschäftsführung führt die 
laufenden Geschäfte nach den in der Geschäftsordnung festgelegten Richtlinien. Sie ist dem 
Vorstand verantwortlich und an seine Weisungen gebunden und hat die Rechtsstellung eines 
besonderen Vertreters im Sinne des § 30 BGB. Die Vertretungsmacht des besonderen Ver-
treters erstreckt sich auf alle Rechtsgeschäfte, die der ihm zugewiesene Geschäftsbereich 
gewöhnlich mit sich bringt, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
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(5) Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich und insofern unentgeltlich17 für 

die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermögensvorteile zugewendet werden. 

Die ihnen entstandenen angemessenen Auslagen und Aufwendungen18 kön-

nen nach Maßgabe eines entsprechenden Vorstandsbeschlusses (ggfs. Be-

schlusses eines anderen Organs) erstattet werden. Ein monetärer Ausgleich 

von Zeitaufwand darf nicht vorgenommen werden. 

 

(6) Auf Verlangen des … (jeweiliges anderes Organ) sind die Mitglieder des Vor-

stands verpflichtet, an den Sitzungen des … (jeweiliges anderes Organ) teilzu-

nehmen 

oder  

Die Mitglieder des Vorstands haben das Recht an den Sitzungen des … (jewei-

liges anderes Organ) teilzunehmen. 

 

 

§ 10 

Zusammensetzung des Kuratoriums (falls vorhanden) 

  

(1) Das Kuratorium besteht aus mindestens ____ und höchstens ____ Personen. 

Das erste Kuratorium wird von den Stiftenden (mit Stiftungsgeschäft) bestellt.19  

  

(2) Das Kuratorium wählt seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden und deren/des-

sen Stellvertretung aus seiner Mitte.20  

  

(3) Die Amtszeit der Kuratoriumsmitglieder beträgt ____ Jahre. Wiederbestellung 

ist zulässig.   

Rechtzeitig vor dem Ende der Amtszeit hat das Kuratorium die Mitglieder des 
nächsten Kuratoriums zu wählen. Findet diese Wahl nicht rechtzeitig statt, bleibt 
das Kuratorium bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt. Die Wahl ist 
unverzüglich nachzuholen. Es entscheidet zuvor über die Personenzahl inner-
halb der Variablen nach Absatz 1 Satz 1.  
 

 
17 Mögliche Alternativen zu § 9 Abs. 5 für den Fall, dass die Vorstandsmitglieder nicht gemäß 
§ 84a Abs. 1 Satz 2 BGB unentgeltlich tätig werden sollen:  
2. Alternative: Wenn der Arbeits- und Zeitaufwand von Mitgliedern des Vorstands dies recht-
fertigt, kann durch einstimmigen Vorstandsbeschluss (oder Kuratoriumsbeschluss) eine ange-
messene Pauschale (maximal in Höhe der Ehrenamtspauschale) festgesetzt werden.  
oder: 

3. Alternative: Für den Sach- und Zeitaufwand kann der Vorstand (das Kuratorium) eine in der 

Höhe angemessene Vergütung beschließen, sofern die Ertragslage der Stiftung es zulässt. 
18 z.B. für Reisekosten, Post- und Telefonspesen, Beherbergungs- und Verpflegungskosten 
19 Es kann auch bestimmt werden, dass bestimmte Funktions- oder Amtsträger oder von be-

stimmten Institutionen benannte Vertretungen Mitglieder des Kuratoriums sein sollen. Zuvor 

ist zu klären, ob dazu eine Bereitschaft besteht.  
20 Stiftende können selbst den Vorsitz im Kuratoriums innehaben, wenn eine Belastung mit der 
Verwaltung der Stiftung vermieden und nur die Kontrolle über den Vorstand (mit) ausgeübt 
werden soll, oder dessen sonstiges Mitglied sein.  
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(4) Bei vorzeitigem Ausscheiden von Kuratoriumsmitgliedern bestellen die verblei-

benden Mitglieder die Nachfolgenden, sofern die Mindestpersonenzahl unter-

schritten wird, durch Kooption. Ist die Mindestbesetzung noch vorhanden, ent-

scheidet das Kuratorium zunächst, ob eine Nachbesetzung erfolgen soll. Auf 

Ersuchen der Vorsitzenden/des Vorsitzenden kann das vorzeitig ausschei-

dende Mitglied bis zum Amtsantritt der Nachfolgerin/des Nachfolgers im Amt 

bleiben. Die Nachfolgerin/der Nachfolger wird nur für den Rest der ursprüngli-

chen Amtszeit bestellt.  

  

(5) Das Kuratorium kann ihm angehörende Mitglieder bei Vorliegen eines wichti-

gen, sachlichen Grundes abberufen. Die Abberufung bedarf einer Mehrheit von 

¾ der Mitglieder des Kuratoriums. Das betroffene Mitglied hat dabei kein Stimm-

recht. Dem betroffenen Mitglied ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu geben. Für die Nachwahl gilt Abs. 4. 

 

  

§ 11 

Rechte und Pflichten des Kuratoriums (falls vorhanden) 

  

(1) Das Kuratorium berät den Vorstand und überwacht als unabhängiges Kontroll-

organ die Beachtung des Stifterwillens durch den Vorstand. 21 

  

(2) Dem Kuratorium obliegt als Überwachungsorgan insbesondere    

a) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes,  

b) die Bestätigung des Jahresabschlusses und die Entlastung22 des Vor-

stands,  

c) die Bestätigung der Geschäftsordnung des Vorstandes,  

d) die Beschlussfassung zu Satzungsänderungen, Umgestaltung, Zule-

gung/Zusammenlegung und Auflösung 23  

  

(3) § 9 Abs. 3 - 5 (ggfs. § 9 Abs. 3 - 6) gelten entsprechend (oder ggf. ausformulie-

ren).   

   

 

 

 

 
21 Es können auch Aufgaben der Stiftungsverwaltung dem Kuratorium zugewiesen werden, 

z.B. Aufstellung von Richtlinien für den Vorstand zur Erfüllung des Stiftungszwecks oder Ge-

nehmigung bestimmter Rechtsgeschäfte des Vorstandes.  
22 Bei der Entlastung handelt es sich nicht um eine Entlastung im Sinne des Vereinsrechts. 

Der Vorstand bleibt weiterhin in der Haftung. Die Prüfung der Jahresabrechnung erfolgt durch 

die Stiftungsaufsicht und das Finanzamt.  
23 Es kann auch bestimmt werden, dass der Stifter als Vorsitzender bzw. sonstiges Mitglied 
des Vorstandes oder Kuratoriums ein Vetorecht in Bezug auf Beschlüsse dieser Organe hat 
und dass bei Nicht-Vertretung im Vorstand oder Kuratorium vor Beschlüssen über bestimmte 
Angelegenheiten anzuhören ist. Davon ist jedoch eher abzuraten, weil damit „demokratische“ 
Mehrheitsbeschlüsse behindert und die Organe in ihrer Effektivität beeinträchtigt werden könn-
ten. Wollen sich Stifter umfassende Entscheidungsbefugnisse sichern, sollte auf ein Kurato-
rium zu Lebzeiten verzichtet und dieses nur für spätere Zeiten vorgesehen werden. 
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§ 12 

Beschlüsse 

 

(1) Der Vorstand (ggf. andere Organe benennen) ist beschlussfähig, wenn jeweils 

mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Sie beschließen mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern diese Satzung keine anderen Best-

immungen trifft.21 Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des (jeweiligen) Vor-

sitzenden den Ausschlag. Dieses Recht geht nicht auf die Stellvertretung über.  

Oder: Bei Verhinderung gibt die Stimme der Stellvertretung den Ausschlag (un-

zutreffendes bitte löschen).  

  

(2) Ein abwesendes Mitglied kann sich aufgrund einer schriftlichen Erklärung ge-

genüber dem Vorstand (jeweiligen Stiftungsorgan) durch ein anwesendes Mit-

glied vertreten lassen. Jedes Mitglied kann max. ein weiteres Mitglied vertreten. 

(3) Über Sitzungen sind Niederschriften anzufertigen und den eigenen Vorstands-

mitgliedern (jeweiligen Organmitgliedern) zur Kenntnis zu geben und aufzube-

wahren.   

  

(4) In der Einladung zur Sitzung kann vorgesehen werden, dass Vorstandsmitglie-

der (die jeweiligen Organmitglieder) auch ohne Anwesenheit am Versamm-

lungsort im Wege der elektronischen Kommunikation an der Sitzung teilnehmen 

und die ihnen als Organ zustehenden Rechte ausüben können; Abs. 1 Satz 1 

gilt entsprechend. Wird die Ausübung von Rechten ohne Anwesenheit am Ver-

sammlungsort zugelassen, muss in der Einladung auch angegeben werden, wie 

die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben 

können. Beschlüsse im schriftlichen Verfahren (Umlaufbeschlüsse) sind eben-

falls zulässig;  

 

(5) Über Beschlüsse zur Bestellung und Abberufung des Vorstandes (des jeweili-

gen Organs) ist die Stiftungsbehörde unverzüglich nach Beschlussfassung zu 

unterrichten.  

  

 

§ 13 

Satzungsänderung24 

 

(1) Sofern der Stiftungszweck nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden 

kann oder er das Gemeinwohl gefährdet, kann durch eine Satzungsänderung 

ein anderer Zweck gegeben oder der Zweck der Stiftung erheblich beschränkt 

werden. Diese Veränderung ist nur möglich, wenn gesichert erscheint, dass der 

neue oder beschränkte Zweck dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann. Der 

neue Stiftungszweck25 muss ebenfalls steuerbegünstigt sein.  

 
24 Der Stifter kann im Stiftungsgeschäft Satzungsänderungen beschränken, ausschließen oder 
spätere Satzungsänderungen durch die Organe auch abweichend von den Festlegungen des 
§ 85 Abs. 1 bis 3 BGB neu festlegen. Inhalt und Ausmaß der Ermächtigungen müssen jedoch 
hinreichend bestimmt sein.    
25 Es kann geregelt werden, welcher bestimmte steuerbegünstigte Zweck als neuer Zweck 

bestimmt werden darf. Ein bestimmter steuerbegünstigter Zweck ist auch dann gegeben, wenn 
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(2) Über Satzungsänderungen beschließt der Vorstand (ggf. mit Zustimmungsbe-

schluss eines anderen Organs der Stiftung oder in gemeinsamer Sitzung). Der 

Beschluss bedarf einer Mehrheit von jeweils ¾ der Mitglieder des Vorstandes 

(und des anderen Organs). 

  

(3) Satzungsänderungen müssen von der Stiftungsbehörde genehmigt werden. Sie 
sind ihr mit einem formlosen, aber begründeten Antrag unverzüglich nach Be-
schlussfassung zur Genehmigung vorzulegen. 
 

  

§ 14 

Zulegung/Zusammenlegung 

Umgestaltung 

Auflösung 

 

(1) Haben sich die Verhältnisse wesentlich verändert und reicht eine Satzungsän-

derung nicht aus, um die Stiftung an die veränderten Verhältnisse anzupassen, 

kann der Vorstand (ggf. mit Zustimmungsbeschluss eines anderen Organs der 

Stiftung oder in gemeinsamer Sitzung) mit einer Mehrheit von ¾ der (jeweiligen) 

Mitglieder die Zulegung zu einer anderen steuerbegünstigten Stiftung oder die 

Zusammenlegung mit einer oder mehreren anderen steuerbegünstigten Stiftun-

gen beschließen. Stiftungen können nur durch schriftlichen Vertrag zugelegt 

oder zusammengelegt werden. Der Zulegungsvertrag oder der Zusammenle-

gungsvertrag bedarf der Genehmigung durch die für die übernehmende Stiftung 

nach Landesrecht zuständige Behörde. 

 

(2) Kann der Stiftungszweck nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden und 

reicht eine Satzungsänderung nicht aus dies zu ändern, kann der Vorstand (ggf. 

mit Zustimmungsbeschluss eines anderen Organs der Stiftung oder in gemein-

samer Sitzung) durch Satzungsänderung die Umgestaltung in eine Verbrauchs-

stiftung / auf unbestimmte Zeit ausgerichtete Stiftung beschließen. (Konkretisie-

rung im Stiftungsgeschäft / Hinreichende Bestimmung der Änderungsermächti-

gung) 

 

(3) Wenn die Stiftung ihren Zweck endgültig nicht mehr dauernd und nachhaltig 

erfüllen kann und Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 nicht in Betracht kommen, 

soll der Vorstand (ggf. mit Zustimmungsbeschluss eines anderen Organs der 

Stiftung oder in gemeinsamer Sitzung) die Stiftung auflösen. 

 

(4) Die Beschlüsse nach Absätzen 2 und 3 müssen mit einer Mehrheit von ¾ der 

(jeweiligen) Mitglieder gefasst werden und sind der zuständigen Stiftungsbe-

hörde mit einem begründeten Antrag unverzüglich zur Genehmigung vorzule-

gen. 

 

 

 
das Vermögen im Sinne des Satzungszwecks der Stiftung verwendet werden soll. Formulie-

rungsempfehlung: „... zur Verwendung für Zwecke im Sinne des § 2 der Satzung.“  
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§ 15 

Vermögensanfall26 

  

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegüns-

tigten Zwecke fällt das Vermögen  

  

a) an – den – die – das ____________________________________________  
(Bezeichnung einer bestimmten juristischen Person des öffentlichen Rechts oder 
einer bestimmten anderen steuerbegünstigten Körperschaft), der – die – das – es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke zu verwenden hat.   

  

oder  

  

b) an eine vom Vorstand (ggfs. bspw. dem Kuratorium) zu bestimmende juris-

tische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte 

Körperschaft zur Verwendung für 

_______________________________________________________ 

(Angabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecks, 

z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, der Un-

terstützung von Personen, die im Sinne von § 53 AO wegen 

_________________________ bedürftig sind, Unterhaltung des Gotteshauses 

_______________ in ________________).  

  

  

 

 

 

 

 

 
26 Für den Vermögensanfall ist eine der beiden in § 5 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 
AO) vorgesehenen Varianten zu verwenden: Entweder es wird eine konkrete Anfallsberechti-
gung bezeichnet, die das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mild-
tätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat (Variante 1 der Mustersatzung; eine genaue 
Vorgabe eines steuerbegünstigten Zwecks ist hierbei nicht erforderlich, aber möglich) oder die 
Anfallsberechtigung wird offengelassen und dafür wird ein konkreter steuerbegünstigter Zweck 
vorgeben, für den das Vermögen zu verwenden ist (Variante 2 der Mustersatzung). Anfallsbe-
rechtigt können sein: 

• Inländische steuerbegünstigte Körperschaften, 

• Die in § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführten Körperschaften, 

• Juristische Personen des öffentlichen Rechts (auch wenn diese in einem EU-/EWR-Staat 
ansässig sind). 

Ein bestimmter steuerbegünstigter Zweck ist auch dann gegeben, wenn das Vermögen im 
Sinne des eigenen Satzungszwecks der Stiftung verwendet werden soll. Eine denkbare For-
mulierung wäre z.B. „Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuer-
begünstigten Zwecke fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zur Verwendung für Zwecke im Sinne des 
§ 2 der Satzung.“ 
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§ 16 

Stiftungsbehörde 

  

(1) Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung …, oberste Stiftungsbehörde ist das 

für das Stiftungsrecht zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfa-

len.27  

 

(2) Die stiftungsbehördlichen Anerkennungs- und Genehmigungsbefugnisse sind 

zu beachten. 

 

(3) Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle Angelegenheiten der 

Stiftung zu unterrichten. Ihr ist alljährlich innerhalb der Frist nach dem StiftG 

NRW unaufgefordert der Jahresabschluss, vorzugsweise per E-Mail, sowie ein 

aktueller Freistellungsbescheid des zuständigen Finanzamtes vorzulegen (Hin-

weis: AEAO Nr. 3 zu § 59 - Dreijahreszeitraum) 

  

 

§ 17 

Stellung des Finanzamts 

  

Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden Genehmigungspflichten 

sind Beschlüsse über Satzungsänderungen, über Zu- bzw. Zusammenlegung, über 

die Umgestaltung in eine Verbrauchsstiftung sowie über die Auflösung der Stiftung 

dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen.28 Bei Satzungsänderungen, die den Zweck 

der Stiftung betreffen, ist zuvor eine Stellungnahme des Finanzamtes zur Steuerbe-

günstigung einzuholen.  

  

 

 

§ 18 

Inkrafttreten 

 

Die Satzung tritt mit dem Tage der Zustellung des Anerkennungs- bzw. Genehmi-

gungsbescheides in Kraft.  

 

 

 

 

.............................................    ..................................................  

Ort, Datum      Unterschrift                         

 

  

 
27 Bei kirchlichen Stiftungen ist zusätzlich zur staatlichen Aufsichtsbehörde die aufsichtfüh-
rende Kirchenbehörde zu nennen. Nachrichtlich aufzunehmen ist an dieser Stelle: „Änderun-
gen der Satzung, die Auflösung der Stiftung oder der Zusammenschluss zu einer neuen Stif-
tung bedürfen der Genehmigung durch die staatliche Stiftungsbehörde.“ 
28 Diese Anzeigepflicht ergibt sich aus § 137 AO für alle Stiftungen mit steuerbegünstigten 
Zwecken. 
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6.10 Muster einer Stiftungssatzung für eine steuerbegünstigte Verbrauchs-
stiftung 

Dieses Muster wurde vom Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen in 
Zusammenarbeit mit den nordrhein-westfälischen Bezirksregierungen erstellt. Die ab-
gabenrechtlichen Regelungen wurden in Absprache mit der Oberfinanzdirektion Nord-
rhein-Westfalen erarbeitet. 

Das Muster ist als Arbeits- und Formulierungshilfe für Stifterinnen und Stifter ge-
dacht und nicht verbindlich, soweit es über die Mustersatzung zu § 60 Abgabenord-
nung (AO) hinausgeht (verbindliche Formulierungen als Fettdruck im Text). Es 
spiegelt die Erfahrungswerte und Beratungspraxis der Bezirksregierungen in NRW wi-
der. Im Einzelfall wird es den Wünschen der Stiftenden und den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechend angepasst oder weiter ausgestaltet. Bestimmte stiftungs- und 
steuerrechtliche Vorgaben sind jedoch zu beachten. Es wird empfohlen, sich diesbe-
züglich (steuer-)rechtlich beraten zu lassen.   

Die Satzung ist im Einzelfall geschlechtergerecht angemessen zu formulieren (Neut-
rale Formulierungen, Paarformen etc.). 

 

 

 

Stiftungssatzung   

Präambel  

 

Eine Präambel ist nicht erforderlich.  
Für die spätere Auslegung des Stifterwillens kann eine Präambel zweckmäßig und 
eine wertvolle Hilfe sein; insbesondere werden hier die Beweggründe für die Errich-
tung der Stiftung und die mit ihr von Stifter*innen verfolgten Zwecke umschrieben 
und verdeutlicht.   
 
  

§ 1  

Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr 

  

(1) Die Stiftung führt den Namen _______________________________.  

  

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in 

______________1 und wird als Verbrauchsstiftung für einen begrenzten Zeit-

raum von ______ Jahren / bis zum (Datum) errichtet. 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

  

  

 

 

 

 
1 Mögliche Ergänzung: Daneben kann die Stiftung noch einen abweichenden inländischen 

Verwaltungssitz haben.  
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§ 2  

Gemeinnütziger – mildtätiger – kirchlicher Zweck  

  

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar - gemeinnützige - 

mildtätige - kirchliche - Zwecke (nichtverfolgte Zwecke sind zu löschen) im 

Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenord-

nung.2  

 

(2) Zweck3 der Stiftung ist__________________________________________ 

(z.B. die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, 

Kunst und Kultur, der Religion, der Völkerverständigung, der Entwicklungs-

hilfe, des Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutzes, des Heimatgedan-

kens, der Jugend- und Altenhilfe, des öffentlichen Gesundheitswesens, des 

Wohlfahrtswesens, des Sports oder auch die Unterstützung hilfsbedürftiger 

Personen gemäß § 53 AO…)   

  

(3) Der Stiftungszweck3 wird verwirklicht insbesondere durch 

_______________ 

(Hierzu bedarf es einer beispielhaften Benennung von Maßnahmen zur Verfol-

gung jedes in der Satzung genannten gemeinnützigen, mildtätigen und/oder 

kirchlichen Zwecks (vgl. auch § 1 der Mustersatzung in Anlage 1 zu § 60 AO, 

z.B. Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorha-

ben, Vergabe von Forschungsaufträgen, Preisverleihungen, Vergabe von Sti-

pendien, Unterhaltung einer Schule, einer Erziehungsberatungsstelle, Pflege 

von Kunstsammlungen, Pflege des Liedgutes und des Chorgesanges, Errich-

tung von Naturschutzgebieten, Unterhaltung eines Kindergartens, Kinder- und 

Jugendheimes, Altenheimes oder Erholungsheimes, Bekämpfung des Drogen-

missbrauchs, des Lärms, Errichtung von Sportanlagen, Förderung sportlicher 

Übungen und Leistungen, Förderungen von Maßnahmen, die ……………. zum 

Ziel haben, Zuwendungen an die ………………(Einrichtung) in    …4). 

 
2 Erforderlich gemäß § 1 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO). Die genauen steuerbe-

günstigten Zwecke im Einzelnen müssen sich aus den folgenden Ausführungen der Satzung 

ergeben (siehe hier § 2 Abs. 2). Bei Förderstiftungen, die ausschließlich Mittel an andere (steu-

erbegünstigte) Körperschaften bzw. juristische Personen des öffentlichen Rechts weitergeben 

(§ 58 Nr. 1 AO) kann auf die Bezeichnung „und unmittelbar“ verzichtet werden (AEAO Nr. 2 

Buchst. a zu § 60).   

3 Die Stiftungszwecke sollten dem Wortlaut der §§ 52 bis 54 AO entsprechen. Die Art ihrer 

Verwirklichung muss in der Satzung so konkret umschrieben sein, dass aufgrund der Satzung 

geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung 

gegeben sind (vgl. § 60 Abs. 1 AO). Dieses stiftungsrechtliche Erfordernis ergibt sich aus der 

im Rahmen des Anerkennungsverfahrens zu erfolgenden Prognose, ob eine dauernde und 

nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks durch die Erträge aus dem gewidmeten Vermögen 

gewährleistet werden kann und gilt damit auch für die Fälle, in denen aus steuerlicher Sicht 

auf eine Beschreibung der Zweckverwirklichung verzichtet werden kann. Ein Hinweis in der 

Satzung auf außerhalb der Satzung festgelegte Richtlinien oder spätere Beschlüsse des Vor-

standes der Stiftung über die Art der Zweckverwirklichung genügt nicht. 
4 Bei Satzungszwecken, die geeignet sind, auch die dem Stifterunternehmen nahestehenden 
Personen zu fördern (z.B. Studien- oder Berufsausbildung), ist zur Sicherstellung der Förde-
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Sollte es sich um eine reine Förderstiftung handeln, muss die Mittelbeschaffung 

i.S.d. § 58 Nr. 1 Satz 4 AO zur Förderung des vorgenannten Zwecks/ der vor-

genannten Zwecke durch eine andere Körperschaft oder juristische Person des 

öffentlichen Rechts als Zweckverwirklichung benannt werden. Auch hier muss 

eine Spezifizierung erfolgen (zu Beispielen hierzu siehe auch AEAO Nr. 3 zu § 

58).)  

 

(4) Die Zwecke müssen nicht gleichzeitig und im gleichen Maße verwirklicht wer-

den.  

(Nur bei operativ tätigen Stiftungen:  

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne 

des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO, sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung 

gemäß § 58 Nr. 1 AO tätig wird. Die Stiftung kann zur Verwirklichung des Stif-

tungszwecks Zweckbetriebe unterhalten.)   

 

 

§ 3  

Steuerbegünstigung 

  

(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig, sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-

schaftliche Zwecke.5 

  

(2) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-

wendet werden.6 Der Stifter und die Erben/Rechtsnachfolger erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.7  

  

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-

den. 8 

 

 

 

 

 

 
rung der Allgemeinheit folgende Satzungsbestimmung aufzunehmen: „Die jährlichen Leistun-
gen müssen überwiegend anderen Personen als den Arbeitnehmern des Stifterunternehmens 
oder deren Angehörigen zugutekommen“ 
5 Gemäß § 2 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) vorgeschrieben. 
6 Gemäß § 3 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) vorgeschrieben. Die Mittel der Stiftung 
können im Rahmen der Verwirklichung des Stiftungszwecks in angemessenem Umfang auch 
für die Öffentlichkeitsarbeit der Stiftung verwendet werden. Zur Zulässigkeit von Aufwendun-
gen für die allgemeine Verwaltung und Spendenwerbung siehe AEAO Nr. 19 ff. zu § 55. 
7 Entspricht der Vorgabe von § 3 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO, siehe auch § 55 
Abs. 3 AO sowie AEAO Nr. 2 Buchst. b zu § 60). Eine Ausnahme des Verbots von Zuwendun-
gen an den Stifter bzw. seine Angehörigen lässt § 58 Nr. 6 AO zu. Danach kann bis zu einem 
Drittel des Einkommens der Stiftung dazu verwendet werden, um den Stifter und seine nächs-
ten Angehörigen in angemessener Weise zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr An-
denken zu ehren. Dies bedarf einer entsprechenden Regelung in der Satzung (§ 58 Nr. 6 AO).  
8 Siehe § 4 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO). 
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§ 4  

Stiftungsvermögen (sonstiges Vermögen) 

  

(1) Das der Stiftung zur Erfüllung ihres Stiftungszwecks gewidmete Vermögen9 ist 

sonstiges Vermögen, das zum Verbrauch bestimmt ist, und ergibt sich aus dem 

Stiftungsgeschäft.  

 

(2) Das Stiftungsvermögen soll bis zum ______ (alternativ: über einen Zeitraum 

von ____ Jahren seit Anerkennung) durch jährliche Raten in Höhe von _______ 

Euro vollständig verbraucht werden. 

oder:  

Der Stiftungsvorstand soll jährlich in der Regel 1/10 (bei 10 Jahren Dauer) des 
Stiftungsvermögens zur Verwendung für satzungsgemäße Zwecke auskehren. 
Das jeweils zu verwendende Vermögen mindert sich um eingetretene Fehlbe-
träge / Wertminderungen des ursprünglichen Stiftungsvermögens.  

  

oder:   

Das Stiftungsvermögen muss so verbraucht werden, dass  

- nach Ablauf von drei Jahren nach Gründung noch mindestens 15 %,  

- nach Ablauf von fünf Jahren nach Gründung noch mindestens 10 %,  

- nach Ablauf von sieben Jahren nach Gründung noch mindestens 5 %,  

- nach Ablauf von neun Jahren nach Gründung noch mindestens 1 % des Stif-

tungsvermögens erhalten sind.  

  

Andere Modelle sind denkbar.   

  

Nicht ausgeschöpfte Beträge dürfen in Folgejahren nachgeholt werden. Zu-

wendungen dürfen grundsätzlich in voller Höhe verbraucht werden.  

  

(3) Das Stiftungsvermögen darf umgeschichtet werden. Werden Umschichtungs-
gewinne im Jahr des Zuflusses nur teilweise zur Erfüllung des Stiftungszwecks 
verwendet, erhöhe sich über den verbleibenden Zeitraum der Stiftung die jähr-
lichen Verbrauchsraten gemäß Absatz 2 gleichmäßig.  

 
(4) Das Stiftungsvermögen ist getrennt von fremdem Vermögen zu verwalten. 

 

 

 

 

 
9 Der Stifter kann in die Satzung besondere Bestimmungen über bestimmte Anlageformen, z. 
B. Aktien, Fonds, etc. aufnehmen und insoweit eine Höchstgrenze festlegen. Empfehlenswert 
ist jedoch, Anlagerichtlinien aufzustellen außerhalb der Satzung und diese jährlich auf Aktua-
lität zu prüfen. 
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§ 5  

Verbrauch und Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen  

  

(1) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck unter Beachtung der steuerrechtlichen10 Vor-
schriften durch Verbrauch, aus den Nutzungen ihres sonstigen Vermögens so-
wie  aus möglichen Zuwendungen. 

  

(2) Steuerrechtlich zulässige (z.B. freie oder zweckgebundene) Rücklagen können 

gebildet werden. Freie Rücklagen dürfen ganz oder teilweise dem sonstigen 

Vermögen zugeführt werden.   

  

(3) (Optional: Die Stiftung darf einen Teil, jedoch maximal 1/3 ihres Einkommens, 

dafür verwenden, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten 

Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu eh-

ren.)11 

 

 

§ 6  

Rechtsstellung der Begünstigten  

  

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung kein Rechtsan-

spruch auf Leistungen der Stiftung zu.  

 

 

§ 7  

Organe der Stiftung 

 

(1) Organ der Stiftung ist der Vorstand. 

 

Optional: 

Organe der Stiftung sind: 

a) der Vorstand 

b) das Kuratorium  

 
10 Eine Stiftung, die wegen der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke 
von der Finanzverwaltung steuerbegünstigt behandelt wird, muss die Vorgaben der §§ 51 bis 
68 AO erfüllen. Hierzu gehört unter anderem, dass Stiftungen mit jährlichen Einnahmen von 
mehr als 45.000 Euro ihre Mittel grundsätzlich innerhalb der auf den Zufluss folgenden zwei 
Kalender- oder Wirtschaftsjahre für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det müssen (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO). Die Ausnahmen von diesem Grundsatz sind in § 62 AO 
dargestellt. So unterliegen beispielsweise Zuwendungen, bei denen der Zuwendende aus-
drücklich erklärt, dass diese zur Ausstattung der Stiftung mit Vermögen oder zur Erhöhung 
des Vermögens bestimmt sind, nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 bzw. 3 AO nicht der zeitnahen Mittel-
verwendung. Dies betrifft vor allem das gewidmete Vermögen sowie etwaige Zustiftungen (§ 
83b Abs. 2 Nr. 1 und 2 BGB). Außerdem besteht die Möglichkeit, Mittel im Rahmen des § 62 
Abs. 1 AO einer Rücklage zuzuführen. 
11 Unterhalt, Grabpflege und Ehrung des Andenkens müssen sich in angemessenem Rah-
men halten. Damit ist neben der relativen Grenze von einem Drittel des Einkommens eine 
gewisse absolute Grenze festgelegt. Maßstab für die Angemessenheit des Unterhalts ist der 
Lebensstandard des Zuwendungsempfängers. Leistungen mit Ausschüttungscharakter, z.B. 
in Höhe eines Prozentsatzes der Erträge, sind unzulässig (AEAO Nr. 13 zu § 58). 
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c) der Stiftungsrat (ggf. verbunden mit weiteren Regelungen) 

d) Geschäftsführung (ggf. verbunden mit weiteren Regelungen) 

e) etc. 

(Optional: …dieses/r wird zu einem späteren Zeitpunkt / nach dem Ausscheiden 

des Stifters aus dem Vorstand gebildet.) 

Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren Organen ist unzulässig. 

 

(2) Die Mitglieder der Organe sind zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung 

der Stiftung verpflichtet. Es gelten die Rechte und Pflichten der Organmitglieder 

gem. § 84a BGB. 

 

(3) Die Mitglieder der Organe haften für einen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten 

verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

(Beachtung, ob eine Organvergütung festgelegt werden soll.)  

 

(4) Es steht im Ermessen der Stiftung für ausreichenden Versicherungsschutz zu 

sorgen, soweit es die finanzielle Situation der Stiftung zulässt. 

 

(5) Die Stiftung kann zur Erledigung ihrer Aufgaben unentgeltlich oder angemessen 

entgeltlich Hilfspersonen beschäftigen oder die Erledigung ganz oder teilweise 

auf Dritte übertragen, soweit das Stiftungsvermögen es zulässt. 

 

 

 § 8  

Zusammensetzung des Vorstandes  

  

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens ____ und höchstens ____ Personen12. 

Die Bestellung des ersten Vorstandes erfolgt mit dem Stiftungsgeschäft. Die 

Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt ____ Jahre. 13 Wiederwahl ist zuläs-

sig. 

(Optional: Der Stifter ist auf Lebenszeit, solange er willens und in der Lage ist, 

Vorsitzender des Vorstandes und von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreit. Nach dem Ausscheiden bestimmt der Vorstand aus seiner Mitte die Be-

setzung des Vorsitzes.14)   

 
12 Bei kleineren Stiftungen reicht es aus, nur den Vorstand als Organ vorzusehen. Der Stif-

tungsvorstand sollte im Interesse der Effizienz nicht mehr als fünf Mitglieder umfassen. Ein 

nach BGB an sich zulässiger Ein-Personen-Stiftungsvorstand ist wegen des Vertretungsprob-

lems nicht zu empfehlen. Insbesondere bei größeren Stiftungen empfiehlt es sich, neben dem 

Vorstand ein weiteres Organ vorzusehen, um stiftungsintern eine Kontrolle der sachgerechten, 

sparsamen und wirtschaftlichen Verwirklichung der Stiftungszwecke zu gewährleisten. Zusätz-

lich kann ein Gremium in der Satzung verankert werden, das keine Entscheidungsbefugnisse 

hat und damit nicht zu den Stiftungsorganen gehört, diese aber berät (z. B. Beirat, Stifterver-

sammlung). 
13 Möglich ist auch, unterschiedliche Amtszeiten für die ersten Mitglieder festzulegen, um ihr 

gleichzeitiges Ausscheiden zu vermeiden, ebenso die Festlegung einer Altersgrenze für Be-

rufung und/oder Ausscheiden.  
14 Stiftende können sich in der Satzung auch auf Zeit zur/zum Vorsitzenden des Vorstandes 

bestellen, z. B. bis zur Vollendung des 75. Lebensjahres. Der Vorsitz kann jederzeit niederge-

legt und auf die Mitgliedschaft im Vorstand verzichtet werden. Bestimmt werden kann auch, 
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(2) Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet nach Ablauf der Amtszeit. Vor dem 

Ende der Amtszeit hat der Vorstand (oder ggfs. ein anderes Organ) rechtzeitig 

die Mitglieder des neuen Vorstands zu wählen. Er entscheidet zunächst über 

die Personenzahl im Vorstand innerhalb der Variablen. Die Mitglieder bleiben 

bis zum Amtsantritt der Nachfolger im Amt. Das Amt eines Vorstandsmitgliedes 

endet außerdem bei Vollendung des ____ Lebensjahres, durch Tod, durch Nie-

derlegung, die jederzeit zulässig ist, mit der rechtskräftigen Feststellung der Ge-

schäftsunfähigkeit oder mit der Bestellung einer amtlichen Betreuung sowie 

durch Abberufung.    

  

(3) Bei vorzeitigem Ausscheiden von Vorstandsmitgliedern werden ihre Nachfolger 

unverzüglich von den verbleibenden Vorstandsmitgliedern durch Kooption 

(oder ggfs. durch ein anderes Organ) bestellt, sofern die Mindestpersonenzahl 

unterschritten wird. Ist die Mindestbesetzung noch vorhanden, entscheidet das 

berufende Gremium zunächst, ob eine Nachbesetzung erfolgen soll. Auf Ersu-

chen des Vorsitzenden kann das vorzeitig ausscheidende Mitglied bis zur Wahl 

der Nachfolge im Amt bleiben. Die Nachfolge wird nur für den Rest der ur-

sprünglichen Amtszeit bestellt.  

 

(4) Vorstandsmitglieder können bei Vorliegen eines wichtigen, sachlichen Grundes 

von den anderen Vorstandsmitgliedern (oder ggf. einem anderen Organ) mit 

einer Mehrheit von ¾ der Mitglieder abberufen werden. Das betroffene Mitglied 

hat dabei kein Stimmrecht. Dem betroffenen Mitglied ist vor der Entscheidung 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Für die Nachwahl gilt Abs. 3. 

  

 

 § 9  

Rechte und Pflichten des Vorstandes  

  

(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stel-

lung eines gesetzlichen Vertreters. Er ist in seiner Vertretungsmacht durch den 

in dieser Satzung festgelegten gemeinnützigen Zweck der Stiftung beschränkt. 

Er handelt durch seinen Vorsitzenden gemeinsam mit seiner Vertretung oder 

einem weiteren Mitglied. Bei Verhinderung des Vorsitzenden handelt dessen 

Vertretung gemeinsam mit einem weiteren Mitglied15. 

 

 
dass andere Stellen/Organe die Mitglieder des Vorstandes bestellen. Der Vorstand kann ne-

ben dem Vorsitz auch einen stellvertretenden Vorsitz wählen. 
15 Eine Stiftung kann auch durch ihren Vorsitzenden allein oder bei Verhinderung durch den 
Stellvertreter vertreten werden. Diese Alleinvertretungsberechtigung ist insbesondere bei klei-
nen Stiftungen sehr gängig, muss aber dann in der Satzung auch als alleinige Vertretung for-
muliert werden. Ggf. kann eine Ausnahme vom § 181 BGB eingeräumt werden. 
2. Alternative: Alleinvertretungsmacht für den Vorsitzenden, im Verhinderungsfall zwei ge-

meinsam: Der Vorstand handelt durch seinen Vorsitzenden allein. Bei Verhinderung des Vor-

sitzenden handelt dessen Stellvertreter gemeinsam mit einem weiteren Mitglied12) 

3. Alternative: Alleinvertretungsmacht für den Vorsitzenden, im Verhinderungsfall Einzelbefug-

nis für den Stellvertreter: Der Vorstand handelt durch seinen Vorsitzenden allein. Bei Verhin-

derung handelt dessen Vertreter allein12) 

Dies stellt keine abschließende Auflistung dar. 
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(2) Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsrechtes und dieser Satzung den Wil-

len des Stifters so wirksam wie möglich zu erfüllen. Seine Aufgabe ist insbeson-

dere  

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens einschließlich der Führung von 

Büchern und der Aufstellung des Jahresabschlusses (ggfs. soweit dies 

nicht Aufgabe der Geschäftsführung16 ist), 

b) die Beschlussfassung über die Verwendung des Stiftungsvermögens, 

c) die Beschlussfassung zu Satzungsänderungen und Auflösung, 

d) (ggfs. die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung, Festsetzung 

der Vergütung und Überwachung der Geschäftsführung.)  

  

(3) Der Vorstand wird vom Vorsitzenden, bei Verhinderung von der Stellvertretung, 

nach Bedarf, mindestens ___ im Jahr unter Angabe der Tagesordnung und Ein-

haltung einer Frist von ____ Tagen/Wochen (unzutreffendes bitte löschen) zu 

einer Sitzung einberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich: die Schriftform gilt 

auch durch E-Mail, Telefax oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung 

in elektronischer Form erfüllt. Auf § … (zu Niederschriften von Beschlüssen) 

wird verwiesen. Jedes Mitglied hat das Recht, die Einberufung einer Vorstands-

sitzung unter Angabe des Grundes zu verlangen.  

 

(4) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.  

  

(5) Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich und insofern unentgeltlich17 für 

die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermögensvorteile zugewendet werden. 

Die ihnen entstandenen angemessenen Auslagen und Aufwendungen18 kön-

nen nach Maßgabe eines entsprechenden Vorstandsbeschlusses (ggfs. Be-

schlusses eines anderen Organs) erstattet werden. Ein monetärer Ausgleich 

von Zeitaufwand darf nicht vorgenommen werden. 

 

(6) Auf Verlangen des … (jeweiliges anderes Organ) sind die Mitglieder des Vor-

stands verpflichtet, an den Sitzungen des … (jeweiliges anderes Organ) teilzu-

nehmen 

oder  

Die Mitglieder des Vorstands haben das Recht an den Sitzungen des … (jewei-

liges anderes Organ) teilzunehmen. 

 
16 Ggf. Rechte und Pflichten der Geschäftsführung aufnehmen; Die Geschäftsführung führt die 
laufenden Geschäfte nach den in der Geschäftsordnung festgelegten Richtlinien. Sie ist dem 
Vorstand verantwortlich und an seine Weisungen gebunden und hat die Rechtsstellung eines 
besonderen Vertreters im Sinne des § 30 BGB. Die Vertretungsmacht des besonderen Ver-
treters erstreckt sich auf alle Rechtsgeschäfte, die der ihm zugewiesene Geschäftsbereich 
gewöhnlich mit sich bringt, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
17 Mögliche Alternativen zu § 9 Abs. 5 für den Fall, dass die Vorstandsmitglieder nicht gemäß 
§ 84a Abs. 1 Satz 2 BGB unentgeltlich tätig werden sollen:  
2. Alternative: Wenn der Arbeits- und Zeitaufwand von Mitgliedern des Vorstands dies recht-
fertigt, kann durch einstimmigen Vorstandsbeschluss (oder Kuratoriumsbeschluss) eine ange-
messene Pauschale (maximal in Höhe der Ehrenamtspauschale) festgesetzt werden.  
oder: 

3. Alternative: Für den Sach- und Zeitaufwand kann der Vorstand (das Kuratorium) eine in der 

Höhe angemessene Vergütung beschließen, sofern die Ertragslage der Stiftung es zulässt. 
18 Z.B. für Reisekosten, Post- und Telefonspesen, Beherbergungs- und Verpflegungskosten. 
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§ 10  

Zusammensetzung des Kuratoriums (falls vorhanden) 

  

(1) Das Kuratorium besteht aus mindestens ____ und höchstens ____ Personen. 

Das erste Kuratorium wird von den Stiftenden (mit Stiftungsgeschäft) bestellt.19  

  

(2) Das Kuratorium wählt seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden und deren/des-

sen Stellvertretung aus seiner Mitte.20  

  

(3) Die Amtszeit der Kuratoriumsmitglieder beträgt ____ Jahre. Wiederbestellung 

ist zulässig.   

Rechtzeitig vor dem Ende der Amtszeit hat das Kuratorium die Mitglieder des 
nächsten Kuratoriums zu wählen. Findet diese Wahl nicht rechtzeitig statt, bleibt 
das Kuratorium bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt. Die Wahl ist 
unverzüglich nachzuholen. Es entscheidet zuvor über die Personenzahl inner-
halb der Variablen nach Absatz 1 Satz 1.  
 

(4) Bei vorzeitigem Ausscheiden von Kuratoriumsmitgliedern bestellen die verblei-

benden Mitglieder die Nachfolgenden, sofern die Mindestpersonenzahl unter-

schritten wird, durch Kooption. Ist die Mindestbesetzung noch vorhanden, ent-

scheidet das Kuratorium zunächst, ob eine Nachbesetzung erfolgen soll. Auf 

Ersuchen der Vorsitzenden/des Vorsitzenden kann das vorzeitig ausschei-

dende Mitglied bis zum Amtsantritt der Nachfolgerin/des Nachfolgers im Amt 

bleiben. Die Nachfolgerin/der Nachfolger wird nur für den Rest der ursprüngli-

chen Amtszeit bestellt.  

  

(5) Das Kuratorium kann ihm angehörende Mitglieder bei Vorliegen eines wichti-

gen, sachlichen Grundes abberufen. Die Abberufung bedarf einer Mehrheit von 

¾ der Mitglieder des Kuratoriums. Das betroffene Mitglied hat dabei kein Stimm-

recht. Dem betroffenen Mitglied ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu geben. Für die Nachwahl gilt Abs. 4. 

 

  

§ 11  

Rechte und Pflichten des Kuratoriums (falls vorhanden) 

  

(1) Das Kuratorium berät den Vorstand und überwacht als unabhängiges Kontroll-

organ die Beachtung des Stifterwillens durch den Vorstand. 21 

  

 
19 Es kann auch bestimmt werden, dass bestimmte Funktions- oder Amtsträger oder von be-

stimmten Institutionen benannte Vertretungen Mitglieder des Kuratoriums sein sollen. Zuvor 

ist zu klären, ob dazu eine Bereitschaft besteht.  
20 Stiftende können selbst den Vorsitz im Kuratoriums innehaben, wenn eine Belastung mit der 
Verwaltung der Stiftung vermieden und nur die Kontrolle über den Vorstand (mit) ausgeübt 
werden soll, oder dessen sonstiges Mitglied sein.  
21 Es können auch Aufgaben der Stiftungsverwaltung dem Kuratorium zugewiesen werden, 

z.B. Aufstellung von Richtlinien für den Vorstand zur Erfüllung des Stiftungszwecks oder Ge-

nehmigung bestimmter Rechtsgeschäfte des Vorstandes.  
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(2) Dem Kuratorium obliegt als Überwachungsorgan insbesondere    

a) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes,  

b) die Bestätigung des Jahresabschlusses und die Entlastung22 des Vor-

stands,  

c) die Bestätigung der Geschäftsordnung des Vorstandes,  

d) die Beschlussfassung zu Satzungsänderungen, Umgestaltung, Zule-

gung/Zusammenlegung und Auflösung 23  

  

(3) § 9 Abs. 3 - 5 (ggfs. § 9 Abs. 3 - 6) gelten entsprechend (oder ggf. ausformulie-

ren).   

  

 

§ 12  

Beschlüsse  

  

(1) Der Vorstand (ggf. andere Organe benennen) ist beschlussfähig, wenn jeweils 

mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Sie beschließen mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern diese Satzung keine anderen Best-

immungen trifft.21 Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des (jeweiligen) Vor-

sitzenden den Ausschlag. Dieses Recht geht nicht auf die Stellvertretung über.  

Oder: Bei Verhinderung gibt die Stimme der Stellvertretung den Ausschlag (un-

zutreffendes bitte löschen).  

  

(2) Ein abwesendes Mitglied kann sich aufgrund einer schriftlichen Erklärung ge-

genüber dem Vorstand (jeweiligen Stiftungsorgan) durch ein anwesendes Mit-

glied vertreten lassen. Jedes Mitglied kann max. ein weiteres Mitglied vertreten. 

  

(3) Über Sitzungen sind Niederschriften anzufertigen und den eigenen Vorstands-

mitgliedern (jeweiligen Organmitgliedern) zur Kenntnis zu geben und aufzube-

wahren.   

  

(4) In der Einladung zur Sitzung kann vorgesehen werden, dass Vorstandsmitglie-

der (die jeweiligen Organmitglieder) auch ohne Anwesenheit am Versamm-

lungsort im Wege der elektronischen Kommunikation an der Sitzung teilnehmen 

und die ihnen als Organ zustehenden Rechte ausüben können; Abs. 1 Satz 1 

gilt entsprechend. Wird die Ausübung von Rechten ohne Anwesenheit am Ver-

sammlungsort zugelassen, muss in der Einladung auch angegeben werden, wie 

die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben 

 
22 Bei der Entlastung handelt es sich nicht um eine Entlastung im Sinne des Vereinsrechts. 

Der Vorstand bleibt weiterhin in der Haftung. Die Prüfung der Jahresabrechnung erfolgt durch 

die Stiftungsaufsicht und das Finanzamt.  
23 Es kann auch bestimmt werden, dass der Stifter als Vorsitzender bzw. sonstiges Mitglied 
des Vorstandes oder Kuratoriums ein Vetorecht in Bezug auf Beschlüsse dieser Organe hat 
und dass bei Nicht-Vertretung im Vorstand oder Kuratorium vor Beschlüssen über bestimmte 
Angelegenheiten anzuhören ist. Davon ist jedoch eher abzuraten, weil damit „demokratische“ 
Mehrheitsbeschlüsse behindert und die Organe in ihrer Effektivität beeinträchtigt werden könn-
ten. Wollen sich Stifter umfassende Entscheidungsbefugnisse sichern, sollte auf ein Kurato-
rium zu Lebzeiten verzichtet und dieses nur für spätere Zeiten vorgesehen werden. 
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können. Beschlüsse im schriftlichen Verfahren (Umlaufbeschlüsse) sind eben-

falls zulässig;  

 

(5) Über Beschlüsse zur Bestellung und Abberufung des Vorstandes (des jeweili-

gen Organs) ist die Stiftungsbehörde unverzüglich nach Beschlussfassung zu 

unterrichten.  

  

  

§ 1324  

Satzungsänderung 

 

(1) Sofern der Stiftungszweck nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden 

kann oder er das Gemeinwohl gefährdet, kann durch eine Satzungsänderung 

ein anderer Zweck gegeben oder der Zweck der Stiftung erheblich beschränkt 

werden. Diese Veränderung ist nur möglich, wenn gesichert erscheint, dass der 

neue oder beschränkte Zweck dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann. Der 

neue Stiftungszweck25 muss ebenfalls steuerbegünstigt sein.  

 

(2) Über Satzungsänderungen beschließt der Vorstand (ggf. mit Zustimmungsbe-

schluss eines anderen Organs der Stiftung oder in gemeinsamer Sitzung). Der 

Beschluss bedarf einer Mehrheit von jeweils ¾ der Mitglieder des Vorstandes 

(und des anderen Organs). 

  

(3) Satzungsänderungen müssen von der Stiftungsbehörde genehmigt werden. Sie 
sind ihr mit einem formlosen, aber begründeten Antrag unverzüglich nach Be-
schlussfassung zur Genehmigung vorzulegen. 
 

 

§ 14 

Auflösung 

 

(1) Wenn die Stiftung ihren Zweck endgültig nicht mehr dauernd und nachhaltig 

erfüllen kann und eine Maßnahmen § 13 nicht in Betracht kommt, soll der Vor-

stand (ggf. mit Zustimmungsbeschluss eines anderen Organs der Stiftung oder 

in gemeinsamer Sitzung) die Stiftung auflösen. 

 

(2) Die Stiftung ist aufzulösen, wenn die Zeit, für die sie errichtet wurde, abgelaufen 

ist. 

 

 
24 Der Stifter kann im Stiftungsgeschäft Satzungsänderungen beschränken, ausschließen oder 
spätere Satzungsänderungen durch die Organe auch abweichend von den Festlegungen des 
§ 85 Abs. 1 bis 3 BGB neu festlegen. Inhalt und Ausmaß der Ermächtigungen müssen jedoch 
hinreichend bestimmt sein.    
25 Es kann geregelt werden, welcher bestimmte steuerbegünstigte Zweck als neuer Zweck 

bestimmt werden darf. Ein bestimmter steuerbegünstigter Zweck ist auch dann gegeben, wenn 

das Vermögen im Sinne des Satzungszwecks der Stiftung verwendet werden soll. Formulie-

rungsempfehlung: „... zur Verwendung für Zwecke im Sinne des § 2 der Satzung.“  
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(3) Die Beschlüsse müssen mit einer Mehrheit von ¾ der (jeweiligen) Mitglieder 

gefasst werden und sind der zuständigen Stiftungsbehörde mit einem begrün-

deten Antrag unverzüglich zur Genehmigung vorzulegen. 

 

 

§ 15 

Vermögensanfall 26 

  

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegüns-

tigten Zwecke fällt das Vermögen  

  

a) an – den – die – das ____________________________________________  (Be-
zeichnung einer bestimmten juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer 
bestimmten anderen steuerbegünstigten Körperschaft), der – die – das – es un-
mittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke zu verwenden hat.   

  

oder  

  

b) an eine vom Vorstand (ggfs. bspw. dem Kuratorium) zu bestimmende juristische 

Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körper-

schaft zur Verwendung für 

_______________________________________________________ 

(Angabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecks, 

z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, der Un-

terstützung von Personen, die im Sinne von § 53 AO wegen 

_________________________ bedürftig sind, Unterhaltung des Gotteshauses 

_______________ in ________________).  

  

  

 
26 Für den Vermögensanfall ist eine der beiden in § 5 der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 
AO) vorgesehenen Varianten zu verwenden: Entweder es wird eine konkrete Anfallsberechti-
gung bezeichnet, die das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mild-
tätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat (Variante 1 der Mustersatzung; eine genaue 
Vorgabe eines steuerbegünstigten Zwecks ist hierbei nicht erforderlich, aber möglich) oder die 
Anfallsberechtigung wird offengelassen und dafür wird ein konkreter steuerbegünstigter Zweck 
vorgeben, für den das Vermögen zu verwenden ist (Variante 2 der Mustersatzung). Anfallsbe-
rechtigt können sein: 

• Inländische steuerbegünstigte Körperschaften, 

• Die in § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführten Körperschaften, 

• Juristische Personen des öffentlichen Rechts (auch wenn diese in einem EU-/EWR-Staat 
ansässig sind). 

Ein bestimmter steuerbegünstigter Zweck ist auch dann gegeben, wenn das Vermögen im 
Sinne des eigenen Satzungszwecks der Stiftung verwendet werden soll. Eine denkbare For-
mulierung wäre z.B. „Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuer-
begünstigten Zwecke fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zur Verwendung für Zwecke im Sinne des 
§ 2 der Satzung.“ 
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§ 16  

Stiftungsbehörde  

  

(1) Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung …, oberste Stiftungsbehörde ist das für 

das Stiftungsrecht zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.27 

 

(2) Die stiftungsbehördlichen Anerkennungs- und Genehmigungsbefugnisse sind zu 

beachten. 

 

(3) Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle Angelegenheiten der Stif-

tung zu unterrichten. Ihr ist alljährlich innerhalb der Frist nach dem StiftG NRW 

unaufgefordert der Jahresabschluss, vorzugsweise per E-Mail, sowie ein aktuel-

ler Freistellungsbescheid des zuständigen Finanzamtes vorzulegen (Hinweis: 

AEAO Nr. 3 zu § 59 - Dreijahreszeitraum) 

  

§ 17  

Stellung des Finanzamts  

  

Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden Genehmigungspflichten 

sind Beschlüsse über Satzungsänderungen sowie über die Auflösung der Stiftung dem 

zuständigen Finanzamt anzuzeigen.28 Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der 

Stiftung betreffen, ist zuvor eine Stellungnahme des Finanzamtes zur Steuerbegünsti-

gung einzuholen.  

  

  

§ 18  

 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit dem Tage der Zustellung des Anerkennungs- bzw. Genehmi-

gungsbescheides in Kraft.  

 

 

 

 

 

 

.............................................    ..................................................  

Ort, Datum      Unterschrift                         
 

 

 

  

 
27 Bei kirchlichen Stiftungen ist zusätzlich zur staatlichen Aufsichtsbehörde die aufsichtfüh-
rende Kirchenbehörde zu nennen. Nachrichtlich aufzunehmen ist an dieser Stelle: „Änderun-
gen der Satzung, die Auflösung der Stiftung oder der Zusammenschluss zu einer neuen Stif-
tung bedürfen der Genehmigung durch die staatliche Stiftungsbehörde.“ 
28 Diese Anzeigepflicht ergibt sich aus § 137 AO für alle Stiftungen mit steuerbegünstigten 
Zwecken. 
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7. Abkürzungsverzeichnis 

 
a.A.    anderer Auffassung 
Abs.    Absatz 
Abschn.  Abschnitt 
AEAO   Anwendungserlass AO 
AO    Abgabenordnung 
AStG   Außensteuergesetz 
 

BB    Betriebs-Berater (Zeitschrift) 
BFH    Bundesfinanzhof 
BFH/NV  Sammlung amtlich nicht veröffentlichter Entscheidungen des BFH (Zeit-

schrift) 
BGB  Bürgerliches Gesetzbuch 
BilMoG  Bilanzmodernisierungsgesetz 
BMF  Bundesministerium der Finanzen 
BGBl    Bundesgesetzblatt 
BStBl   Bundessteuerblatt 
BT-Drs.   Bundestagsdrucksache 
Buchst.   Buchstabe 
BVerfG   Bundesverfassungsgericht 
bzw.    beziehungsweise 
 

d.h.    das heißt 
DSTRE  Deutsches Steuerrecht Entscheidungsdienst (Zeitschrift) 
DVBl    Deutsches Verwaltungsblatt 
DZI  Deutsches Zentralinstitut für soziale Fragen 
 

EFG    Entscheidungen der Finanzgerichte (Zeitschrift) 
EGAO   Einführungsgesetz AO 
ErbStG   Erbschaftsteuergesetz 
ErbStR   Erbschaftsteuerrichtlinie 
EStG   Einkommensteuergesetz 
EStH    Einkommensteuerhandbuch 
EStR    Einkommensteuerrichtlinie 
etc.     et cetera (deutsch: und übrige) 
e.V.    eingetragener Verein 
 

f.     folgende 
ff.     fortfolgende 
FG    Finanzgericht 
FN-IDW  Fachnachrichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer  
FVG    Finanzverwaltungsgesetz 
 

GewStG  Gewerbesteuergesetz 
ggf.    gegebenenfalls 
GO    Gemeindeordnung 
GmbH  Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
grds.    grundsätzlich 
GrEStG   Grunderwerbsteuergesetz 
GrStG   Grundsteuergesetz 
GrStR   Grundsteuerrichtlinien 
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GWG   Geldwäschegesetz 
 

H     Hinweis 
HGB    Handelsgesetzbuch 
Hrsg.   Herausgeber 
 

i.d.R.    in der Regel 
i.S.d.    im Sinne des 
i.V.m.   in Verbindung mit 
 

JStG  Jahressteuergesetz 
 

KStG   Körperschaftsteuergesetz 
KStR    Körperschaftsteuerrichtlinien 
KStH  Körperschaftsteuerhandbuch 
 

n.F.    neue Fassung 
NJW-RR  Neue Juristische Wochenschrift Rechtsprechungs-Report Zivilrecht  
npoR  Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisationen 
Nr.  Nummer 
NRW  Nordrhein-Westfalen 
 

OFD    Oberfinanzdirektion 
o.g.    oben genannt 
OLG    Oberlandesgericht 
OVG    Oberverwaltungsgericht 
 

PDF    Portable Document Format (deutsch: (trans)portables Dateiformat) 
 

R     Richtlinie 
Rn.    Randnummer 
RNotZ   Rheinische Notarzeitschrift 
 

S.     Seite 
sog.    sogenannt 
StiftG   Stiftungsgesetz 
StiftO   Stiftungsordnung 
 

TrGebV  Transparenzregistergebührenverordnung 
 

u.a.    unter anderem 
UmwG   Umwandlungsgesetz 
UmwStG  Umwandlungssteuergesetz 
u.s.w.   und so weiter 
 

vgl.    vergleiche 
VZ    Veranlagungszeitraum 
 

z.B.     zum Beispiel 
ZEV    Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge  
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